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Widerspruchsregelung, Hirntod und andere Unvereinbarkeiten ...

Bis zum heutigen Tag läßt sich mit Gewißheit feststellen, daß das
Aufgebot der Vertreter der "Hirntodkonzeption" zumeist zum Zwecke
einer chirurgischen Organentnahme wissenschaftlich und ärztlich als im
höchsten Maße umstritten betrachtet werden kann.

Bei aller Mühe, eine legitimierende Debatte des eigens damit
beauftragten Ethikrates freizutreten, um zu einer ergebnissicheren
Aussage zu gelangen, ist doch wegen der Akzeptanz der
Hirntodkonzeption und ihrer häufig zugesprochenen Garantie für eine
saubere und schmerzfreie Entnahmewirklichkeit gleichwohl in der
Realität an mit Technik und Pharmazie am Leben gehaltenen Patienten
die vielfach bekannt gewordene, alles andere als schmerz- und
begleiterscheinungsfreie Handhabung durchgesetzt worden.

Mit dem letzten Schritt jener präventiven Enteignung des Menschen,
welcher, seines Körpers beraubt, dann nur mit Hilfe der
Widerspruchsregelung gezwungen sein wird, den Anspruch auf den Erhalt
seiner körperlichen Vollständigkeit über das Sterben hinaus in einem
eigens dafür zu verfassenden Dokument festzuschreiben und
unterschriftlich zu bestätigen, fällt er ganz und gar der
Fremdverfügung anheim.

Versinkt da nicht offensichtlich unser Anspruch auf die rationalen und
zivilen Errungenschaften moderner Zeiten wieder in das Dämmerlicht
geradezu kannibalistischer Umtriebigkeiten und erliegt darüber hinaus
auch noch der Kultur längst überwunden geglaubter Grausamkeiten und
Instinkte?

Im Falle mangelnden Wissens und unzureichender Kenntnisse und Beweise
sollte doch wenigstens zugunsten von Würde und Schmerzvermeidung
unbedingt der humane Einwand und Zweifel den gesellschaftspolitischen
Zuschlag erhalten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


26. Oktober 2018
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KOHLEALARM/514: Klimakampf und Kohlefront - Pilgerweg für Klimagerechtigkeit ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 2. November 2018

GRÜNE LIGA - Bundesvorsitzender nimmt am ökumenischen Klimapilgerweg
teil



Ab Montag, dem 5. November durchquert der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit das Lausitzer Kohlerevier von Hoyerswerda bis Guben. Der
Bundesvorsitzender des Umweltverbandes GRÜNE LIGA, René Schuster wird an
diesem Tag die Etappe von Hoyerswerda nach Rohne mitlaufen. Zu den
zentralen Forderungen des Pilgerweges gehört ein rechtzeitiger
Kohleausstieg als Voraussetzung für weltweite Klimagerechtigkeit.

"Noch nie ist jemand zu Fuß durch alle drei deutschen Braunkohlereviere
gelaufen. So engagierte Gäste in der Lausitz begrüßen zu dürfen, ist ein
Höhepunkt unseres jahrelangen Einsatzes für einen Ausstieg aus der
Braunkohle!" sagt René Schuster GRÜNE LIGA-Vorsitzender und Mitglied der
Umweltgruppe Cottbus.

Die Pilger lernen die Lausitz nicht nur beim täglichen Laufen kennen,
sondern auch bei verschiedenen Abendveranstaltungen. So beschäftigen sie
sich Sonntag abend in Hoyerswerda mit dem Leben des Liedermachers Gerhard
Gundermann und erleben am Montag abend in Rohne einen sorbischen
Kulturabend. Am Dienstag abend kommen die Pilger in Spremberg bei einem von
der GRÜNEN LIGA veranstalteten Podium mit Lausitzer Tagebaubetroffenen ins
Gespräch. (18:30 Uhr, Bergschlösschen, Burgstraße 11, 03130 Spremberg). Am
Donnerstag, dem 8. November führt der Weg die Pilger direkt am Kraftwerk
Jänschwalde vorbei.

Der Pilgerweg begann am 9. September in Bonn, dem Ort des letztjährigen
Klimagipfels und wird im Dezember beim diesjährigen Klimagipfel im
polnischen Katowice eintreffen.


Hintergrund

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs. Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für
Klimagerechtigkeit unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern
eingeladen - auch spontane Tagespilger sind willkommen.

40 Unterstützer

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem
breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche
Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.
Schirmherr/innen des ökumenischen Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus
Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick und Umweltministerin a. D. Barbara
Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/513: Klimakampf und Kohlefront - Bezichtigungs- und Sündenbocksgetriebe ... (kommunikatz)


Pressemitteilung der Aachener Klimaschutzbewegung vom 1. November 2018

Selbsterklärte Märtyrer: 

Protestaktion von RWE-Mitarbeitenden im Aachener Dom



Mitarbeitende der RWE AG nutzten am 01.11.2018 den
Pontifikalamtsgottesdienst zu Allerheiligen für eine geschmack- und
pietätlose Protestaktion. Unter dem Motto "Wir büßen für die
Klimasünden der Welt" nahmen mehrere Personen in RWE-Kluft am
Gottesdienst teil und inszenierten sich anschließend im Domhof mit einem
Pranger als Opfer, anstatt ihre eigene Instrumentalisierung durch einen
Skrupellosen Konzern zu erkennen und anzuprangern.

An einem Tag, an dem Katholik*innen ihrer Heiligen und ihrer
verstorbenen Ahnen gedenken, wo Familien Gräber aufsuchen und im grauen
November eine Kerze für liebe entschwundene Seelen aufstellen; an einem
Tag, der explizit als stiller Feiertag begangen wird, um Trauernden
einen Moment der Stille und Aufmerksamkeit zu schenken, kommen orange
gekleidete RWE-Mitarbeitende mit einem Pranger an den Aachener Dom. Sie
klagen an, dass sie "für die Klimasünden der Welt büßen" müssten. Büßen
für etwas, das andere über ihre Köpfe hinweg entscheiden könnten.

Doch was könnten sie einbüßen? Einen sicheren Arbeitsplatz, den das
Unternehmen ihnen vorgaukelte, das ihnen allzu lange die Illusion einer
heilen Welt ohne Sorgen versprach? Oder könnten nicht auch sie die
Lebensgrundlage auf einer Erde einbüßen, weil unsere heutige Art zu
leben und zu wirtschaften - und vor allem: unsere Energie aus fossilen
Rohstoffen wie Braunkohle zu gewinnen - die Zukunft der nachfolgenden
Generationen gefährdet? Von den "Klmasünden der Welt" hat RWE wahrlich
einen beträchtlichen Anteil selbst begangen.

Wer entscheidet eigentlich, und wer trägt welche Verantwortung? Ein
Energiekonzern mit Milliardengewinnen, der es versäumte seine Profitgier
dem Wohl seiner Mitarbeitenden und dem Entschluss der Klimakonferenz
unterzuordnen, lässt lieber die Situation eskalieren und fegt
gleichermaßen über die Sorgen der Mitarbeitenden und den mehrheitlichen
Wunsch der Menschen in diesem Land hinweg, in einer gesunden
lebenswerten Welt zu leben. Die Politik schweigt sich entweder aus oder
geht auf Kuschelkurs mit dem Energieriesen. Der Strukturwandel im Revier
wird so verzögert, bis er nur noch durch einen Bruch bewältigt werden kann.

Und die Angst der Mitarbeitenden um ihre Sicherheit lässt sie nun nicht
einmal mehr spüren, dass sie mit ihrer politischen Aktion die intimsten
Gefühle der Menschen verletzen, die in der Kirche Trost für den Verlust
ihrer Verstorbenen suchen.

Kommunikation ist wichtig, keine Frage. Es bleibt nur zu bedenken, ob
dies an diesem Tag und an diesem Ort der angemessene Stil ist. Zudem
stellt sich die Frage, wen die Kohlekumpel an den Pranger stellen
sollten. Wäre das nicht eigentlich der richtige Platz für ihren
Arbeitgeber, der sie für seine Profite einspannt, anstatt durch einen
Strategiewechsel und die Abkehr von der Braunkohle nicht nur ihre
sondern die Zukunft aller Menschen zu sichern?

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/512: Klimakampf und Kohlefront - Proschim nicht nötig ... (Umweltgruppe Cottbus)


GRÜNE LIGA - Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

#Proschimbleibt - nur dann gibt es Strukturmittel

Symbolische Brücken-Verschönerung im vom Braunkohletagebau bedrohtem
Lausitzer Dorf



Proschim, 31.10.2018. Kritiker der Abbaggerung des Dorfes Proschim durch
den Braunkohletagebau haben heute eine Straßenbrücke am Ortseingang mit dem
Banner "#Proschimbleibt - nur dann gibt es Strukturmittel" beschriftet.
Anschließend beschäftigten sie sich bei einem Workshop im Kulturhaus des
Ortes mit Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz.

"Nur wenn Proschim bleibt, kann die Lausitz genug zum Klimaschutz
beitragen, um zusätzliche Strukturfhilfen zu rechtfertigen. Der Auftrag an
die Kohlekommission des Bundes umfasst Strukturhilfen und Klimaschutz
gleichermaßen. Wer vom Bund Strukturhilfen verlangt, aber die Pläne des
LEAG-Konzerns nicht antasten will, der belügt die Menschen in der Lausitz."
erklärt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

"Die Entscheidung über Proschim darf weder dem LEAG-Konzern überlassen,
noch auf 2020 verschoben werden. Es ist Zeit, Klarheit für die Menschen zu
schaffen, um gemeinsames Arbeiten an der Zukunft der Region überhaupt zu
ermöglichen." sagt Hannelore Wodtke, Stadtverordnete von Welzow (Grüne
Zukunft Welzow).

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg und die
GRÜNE LIGA Cottbus ein Gespräch im Proschimer Kulturhaus. Dabei wurden
gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze für eine von unten kommende und
lokal spezifische Strategie für den Strukturwandel gesammelt. Mit Hannelore
Wodtke beteiligte sich daran auch ein Mitglied der von der Bundesregierung
eingesetzten Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung.

Proschim soll für den neuen Tagebau Welzow-Süd II abgebaggert werden, der
insgesamt 810 Umsiedlungen erfordern würde. In seinem "Revierkonzept" hält
sich der LEAG-Konzern eine Entscheidung über diesen Tagebau bis 2020 offen.
Die Brücke einer früheren Kohlebahn markiert die Grenze zwischen dem
Tagebaufeld Welzow-Süd I und dem geplanten Tagebau Welzow-Süd II.

Das Schicksal Proschims steht dabei in direktem Zusammenhang mit der
Laufzeit der ältesten Lausitzer Kraftwerksblöcke in Jänschwalde und
Boxberg. Bei deren rechtzeitiger Abschaltung reicht die Kohlemenge auch
ohne neue Tagebaufelder für einen längeren Betrieb des neueren Kraftwerkes
Schwarze Pumpe aus.


Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde, insbesondere auch zu
Zusammenhang mit der Bedrohung Proschims:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/511: Klimakampf und Kohlefront - höchstamtliche Entgleisung ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Ministerpräsident Laschet gibt sich heute beim Spatenstich als
Gestalter, aber in Wahrheit ist er nichts anderes als ein Spalter.



Bei der Demonstration der IGBCE am vergangenen Mittwoch rief Laschet
wörtlich Folgendes von der Bühne: "... es ist gut, dass so viele tausend
Leute hier zeigen: Wir können auch laut werden, nicht nur die, die
Polizisten angreifen, bestimmen das Klima in unserem Land, sondern auch
anständige Leute, die jeden Tag zur Arbeit gehen und unseren Wohlstand
erarbeiten". Mit diesem Satz hat er zehntausenden Menschen, die in den
vergangenen Monaten für den Klimaschutz und für den Erhalt des Hambacher
Waldes demonstriert haben, die Anständigkeit abgesprochen. Er hat all
diesen Menschen, die den Rückhalt von mehr als drei Viertel der
deutschen Bevölkerung haben, unterstellt, nicht zur Arbeit zu gehen -
obwohl diese Leute (im Gegensatz zu den auf RWE-Kosten herbeigekarrten
Bergleuten) teilweise ihren kompletten Jahresurlaub für das
Klimaschutz-Anliegen geopfert haben. Er hat all diese friedfertigen
Menschen zu Polizisten-Angreifer*innen gestempelt.

Herr Laschet hat sich durch diese Entgleisung, diese Beleidigung der
Mehrheit der Bevölkerung, die er doch als "Landesvater" zu vertreten
hätte, für das Amt des Ministerpräsidenten disqualifiziert. Die
verständlichen Sorgen der Bergleute instrumentalisierte er, um sie in
unerträglicher Weise gegen Klimaschützer aufzuhetzen.
Disqualifiziert hat er sich noch aus einem zweiten Grund: Unmittelbar
vor dem oben angeführten Zitat sagte der Ministerpräsident, gegenüber
wirtschaftspolitischen Erwägungen sei der Klimaschutz ein drittrangiges
Problem. Er kündigt damit einen Bruch des völkerrechtlich verbindlichen
Klimaübereinkommens von Paris an. Die darin formulierten Ziele
erfordern nämlich nachweislich einen raschen Ausstieg aus der
Braunkohle, der deutlich vor dem Jahr 2030 abgeschlossen sein muss.

Klimaschutz ist nicht irgendein politisches Thema. Es geht um die
Überlebensfähigkeit der Menschheit auf dem Planeten Erde. Wer in diesem
Kontext den größten CO2-Emittenten Europas, nämlich das Rheinische
Braunkohlerevier, mit einem Bestandsschutz versehen will - wie Laschet
- handelt völlig verantwortungslos. Er taugt nicht für das Amt, das er
momentan innehat, und noch weniger für höhere Ämter, die er womöglich
noch anstrebt.

Und die Braunkohlekumpel sind schlecht beraten, ihre Hoffnung auf solche
Realitätsverleugnung zu setzen, anstatt zusammen mit der
Klimaschutzbewegung an einer sauberen Zukunft für das Rheinische Revier
zu arbeiten.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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KOHLEALARM/510: Klimakampf und Kohlefront - und gerade Proschim ... (Umweltgruppe Cottbus)


GRÜNE LIGA - Pressemitteilung vom 29. Oktober 2018

<31. Oktober: Tagebaukritiker führen im bedrohten Proschim Debatte zur
Zukunft der Kohleregion



Am 31. Oktober treffen sich im vom Braunkohletagebau bedrohten Dorf Proschim
Kritiker der Abbaggerung zu einer symbolischen Aktion für den Erhalt des
Dorfes und diskutieren anschließend mit kompetenten Gästen über den
Strukturwandel im Kohlerevier.

"Seit 2011 ist der Reformationstag ein fester Treffpunkt für Lausitzer
Tagebaukritiker und ihre Gäste. Während der frühere Treffpunkt Atterwasch
gerettet werden konnte, will der LEAG-Konzern das Dorf Proschim noch immer
zerstören. Um an Zukunftsperspektiven für die Lausitz mitbauen zu können,
brauchen die Menschen endlich die Sicherheit, dass der Tagebau Welzow-Süd
II nicht kommt." erklärt Hannelore Wodtke, Stadtverordnete von Welzow
(Grüne Zukunft Welzow) und zugleich Vertreterin der Lausitzer
Tagebaubetroffenen in der Kohlekommission der Bundesregierung.

"Wir wollen die Gelegenheit nutzen, gemeinsam mit lokalen Akteur*innen und
Betroffenen Herausforderungen des Strukturwandels klar zu benennen, aber
auch Lösungsansätze zu entwickeln und Ideen für eine Weiterentwicklung der
Lausitz zu sammeln." sagt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA.

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten ab 14 Uhr die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg
und die GRÜNE LIGA Cottbus eine Gesprächsrunde im Proschimer Kulturhaus.
Dort können alle Interessierten aus der Region ins Gespräch kommen mit
Hannelore Wodtke (Grüne Zukunft Welzow, Mitglied der Kohlekommission des
Bundes), Daniel Häfner (Lehrbeauftragter für sozialwissenschaftliche
Umweltfragen an der BTU Cottbus-Senftenberg) und Jörg Staude (Journalist).
Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann vom RLS-Regionalbüro Lausitz moderiert die
Veranstaltung und wird versuchen, gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze
für eine von unten kommende und lokal spezifische Strategie für den
Strukturwandel zu sammeln.

Zuvor laden um 12 Uhr Bürgerinitiativen und Umweltgruppen zu einer
symbolischen Aktion für die Zukunft des Ortes ein.

Bereits um 11 Uhr führt die Welzower Kirchgemeinde in der Proschimer Kirche
eine Andacht zum Reformationstag durch.

Treffpunkt und Veranstaltungsort ist das Proschimer Kulturhaus, Welzower
Str. 53, 03119 Proschim/Prožym

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/509: Klimakampf und Kohlefront - gewaltfreier Widerstand ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 28. Oktober 2018, 15.30 Uhr

Fazit: Größte Aktion zivilen Ungehorsams gegen Kohle +++ "Kohlegruben des Rheinischen Reviers sind Symbole der Klimabewegung geworden"






[image: Foto: Michael Goergens, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]

Über 5000 Menschen aus ganz Europa im Protestcamp bei Düren nahe des Hambacher Forstes

Foto: Michael Goergens, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



6.500 Menschen beteiligten sich am Wochenende an der bisher größten
Aktion zivilen Ungehorsams gegen Braunkohleabbau. Mehrere tausend
Aktivist*innen besetzten für über 24 Stunden die Gleise der
Hambach-Bahn und blockierten damit den Tagebaubetrieb. Einige
Aktivist*innen ketteten sich an den Schienen an und setzten damit die
Besetzung fort. Sie werden zur Zeit noch von der Polizei geräumt.

"Die Kohlekommission hält krampfhaft an veralteten Energietechnologien
fest. Sie will unsere Zukunft dem Gewinnstreben von Konzernen opfern.
Mit unserer Aktion haben wir gezeigt: Damit wird sie nicht
durchkommen! Die Mehrheit der Bevölkerung will jetzt sofort
Kohlekraftwerke abschalten", so Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende
Gelände.

Selma Richter, Sprecherin von Ende Gelände: "Der Hambacher Forst und
die Kohlegruben des Rheinischen Reviers sind Symbole der Klimabewegung
geworden. Noch nie haben sich so viele Menschen mit zivilem Ungehorsam
für wirksamen Klimaschutz eingesetzt."

Das Bündnis Ende Gelände hatte wochenlang über eine Fläche für ein
Protestcamp verhandelt. Ein erstes Camp wurde in einer nächtlichen
Aktion von der Polizei geräumt. Auf dem zweiten Camp sammelten sich am
vergangenen Freitag 4.500 Aktivist*innen. Insgesamt machten sich am
Samstag 6.500 Aktivist*innen auf den Weg, um Braunkohle-Infrastruktur
rund um den Tagebau Hambach zu blockieren und um für den sofortigen
Kohleausstieg zu protestieren.

Eine kleine Gruppe besetzte in den frühen Morgenstunden des Samstags
einen Kohlebagger, der für mehrere Stunden stillstand. 4.000
Aktivist*innen besetzten für über 24 Stunden die Schienen der
Hambach-Bahn und blockierten damit die Belieferung der umliegenden
Kraftwerke mit Braunkohle. Einige Aktivist*innen ketteten sich an den
Schienen an. Entsprechend des Aktionskonsens verhielten sich die
Aktivist*innen friedlich und ließen sich von Eskalationsversuchen
seitens der Polizei nicht von ihren Vorhaben abbringen.




[image: Foto: Merwin Goldschmit, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/]

Tausende Aktivist*innen auf dem Weg zur größten Massenaktion zivilen Ungehorsams der Klimagerechtigkeitsbewegung

Foto: Merwin Goldschmit, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/



 * 


Pressemitteilung vom 28.10.2018 um 11:25 Uhr

Tagebaubetrieb seit 24 Stunden blockiert +++ Aktivist*innen laufen
in Demo-Zug Richtung Protestcamp +++ andere Aktivist*innen an Schienen
festgekettet

Ellen, 28.10.2018. Nach 24 Stunden erfolgreicher Blockade der
Hambachbahn brechen viele Aktivist*innen in einem Demo-Zug Richtung
Protest-Camp in Stepprath-Düren auf. Eine Gruppe von Aktivist*innen
haben sich an den Schienen festgekettet und halten so die Blockade des
Tagebaubetriebs weiter aufrecht.

Über die Nacht hinweg hatten mehrere tausend Menschen die Schienen der
"Schlagader" des Braunkohlereviers besetzt und so den Transport von
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach zu den umliegenden Kraftwerken
verhindert.

"Der 1,5°C-Sonderbericht des Weltklimarats hat es deutlich gesagt: es
geht nur mit dem sofortigen Kohleausstieg. Wir lassen uns nicht länger
hinhalten, sondern setzen den sofortigen Kohleausstieg selber um. Wir
machen weiter, bis das letzte Kohlekraftwerk abgeschaltet ist und der
letzte Kohlebagger ruht", so Selma Richter, Pressesprecherin von Ende
Gelände.

 * 


Pressemitteilung vom 28.10.2018 um 09:00

Noch immer blockieren 2.000 Aktivist*innen die Schienen der
Hambach-Bahn +++ "Unser Protest lässt sich nicht räumen"

Auch über Nacht haben 2.000 Aktivist*innen die Schienen der
Hambach-Bahn besetzt gehalten. Gestern waren insgesamt 6.500 Ende
Gelände-Aktivist*innen im Rheinischen Braunkohlerevier unterwegs, um
den Betrieb des Tagebau Hambach zu blockieren. Eine Gruppe von ca.
4.000 Menschen hatte dabei gegen 13.30 Uhr die Schienen der RWE-Bahn
besetzt, von denen ein Großteil in der Nacht trotz Kälte ausharrten.
Die Polizei verhinderte die Versorgung der Aktivist*innen mit Wasser
und Essen.

Die Bahn, von RWE als "Schlagader des Reviers bezeichnet",
transportiert die Braunkohle aus dem Tagebau Hambach zu den
umliegenden Kraftwerken. Normalerweise fahren auf dieser Strecke
mehrmals pro Stunde voll beladene Kohle-Züge (ca. 9.000 Tonnen pro
Stunde).

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände: "Unser Protest
lässt sich nicht räumen, unsere Stimme lässt sich nicht ignorieren.
Diesen Sommer haben wir die Folgen des Klimawandels selbst zu spüren
bekommen, mit Hitzewellen und dem Rekordniedrigwasser im Rhein. Aber
wir kämpfen hier auf den Schienen nicht nur für unsere eigene Zukunft.
Wir kämpfen auch für die Lebensgrundlage der Menschen im globalen
Süden, die z.B. durch Hurrikanes und Dürren schon jetzt am Schwersten
vom Klimawandel betroffen sind."




[image: Foto: Tim Wagner, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/]

Kohletransport blockiert durch Besetzung der Gleise der Hambach-Bahn

Foto: Tim Wagner, Ende Gelände, CC BY-NC 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/



 * 


Pressemitteilung 27.10.2018 - 19 Uhr

2000 Menschen halten "Schlagader" des Rheinischen
Braunkohlereviers" besetzt +++ Insgesamt 6.500 Menschen bei Ende
Gelände Aktion

Kerpen-Buir - Rund 2000 Ende Gelände Aktivist*innen halten seit 13.30
Uhr durchgehend die Hambach-Bahn bei Kerpen-Buir besetzt. Die Gruppe
ist Teil einer massenhaften Aktion zivilen Ungehorsams, an der heute
insgesamt 6.500 Menschen teilnahmen.

"Wir sitzen hier an einem hochsensiblem Punkt von RWEs Kohlekomplex",
sagt Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände. "Aus Europas
größter Kohlegrube kann gerade kein Gramm Kohle heraustransportiert
werden. Wenn die Regierung und die Kohlekommission beim Klimaschutz
blockieren, müssen wir den Kohleausstieg selbst in die Hand nehmen!"

An einem normalen Tag transportiert die Hambach-Bahn etwa 9.000 Tonnen
Braunkohle pro Stunde aus dem Tagebau Hambach zu den drei umliegenden
Kraftwerken. RWE selbst bezeichnet die Hambach-Bahn als "Schlagader
des Reviers".

"Wenn wir die schlimmsten Auswirkungen des Klimawandels verhindern
wollen, müssen wir aus der Kohle und aus allen fossilen Energien
aussteigen - sofort", sagt Karolina Drzewo von Ende Gelände. "Dafür
braucht es einen grundlegenden Wandel hin zu einer Wirtschaft, die
nicht auf endlosem Wachstum und Naturzerstörung basiert."

 * 


Pressemitteilung 27.10.2018 um 13:30 Uhr

Ende Gelände: Größte Massenaktion zivilen Ungehorsams +++ Mehrere
Tausend besetzen die Kohle-Bahn Hambach +++ 6.500 Aktivist*innen
unterwegs um Kohle-Infrastruktur zu besetzen

Düren-Stepprath - "Das ist die größte Massenaktion zivilen Ungehorsams
der Klimagerechtigkeitsbewegung, die wir hier je gesehen haben," sagt
Selma Richter, Sprecherin von Ende Gelände.

Mehrere tausend Ende Gelände-Aktivist*innen blockieren seit 13:15 Uhr
die Schienen der Hambach-Bahn, welche die RWE-Kraftwerke in
Niederaußem, Frimmersdorf und Neurath mit Braunkohle aus dem Tagebau
Hambach versorgt. Ca. 40 Menschen halten zudem seit den frühen
Morgenstunden im Tagebau Hambach einen Kohle-Bagger besetzt. Insgesamt
sind über 6.500 Aktivist*innen des Aktionsbündnisses Ende Gelände
unterwegs, um Braunkohle-Infrastruktur in der Region zu blockieren.

Menschen aus ganz Europa sind in den letzten Tagen ins Rheinland
gereist und haben sich in einem Protest-Camp bei Düren gesammelt. Am
Morgen waren 5.000 Aktivist*innen vom Protest-Camp aus losgegangen, um
ein Zeichen für den sofortigen Kohleausstieg zu setzen; weitere 1.000
Aktivist*innen starteten vom Camp am Hambacher Wald in Manheim.
Weitere Gruppen schlossen sich den Aktionen an.

"Der Weltklimarat hat gerade gewarnt, dass wir sofort handeln müssen,
um den menschengemachten Klimawandel noch einzudämmen. Die ewigen
Verhandlungen der Kohlekommission gehen komplett an der Realität
vorbei. Weil die Regierung die historisch einmalige Chance für
Klimaschutz verpatzt, nehmen wir den Kohleausstieg selbst in die
Hand," so Karolina Drzewo, Sprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für den sofortigen
Braunkohleausstieg. Es besteht aus Gruppen und Einzelpersonen aus
verschiedenen sozialen Bewegungen. Ende Gelände ist Teil einer
globalen Graswurzelbewegung, die für Klimagerechtigkeit, gegen fossile
Energieträger und für eine globale Energiewende von unten eintritt.
Bereits 2015, 2016 und 2017 gab es Blockaden mit vielen tausend
Menschen von Kohle-Infrastruktur im Rheinland und in der Lausitz.

 * 


Pressemitteilung vom 27.10.2018 um 09:00 Uhr

Ende Gelände zieht los in eine Zukunft ohne Kohle +++ 5.000
Aktivist*innen auf dem Weg

Düren-Stepprath, 27.10.2018 - 5.000 Aktivist*innen sind heute morgen
um 9 Uhr von einem Protest-Camp in Düren-Stepprath aus losgezogen. Sie
starten in ein Aktionswochenende, um ein Zeichen zu setzen für den
sofortigen Kohleausstieg und für Klimagerechtigkeit.

"RWE und die Regierung klammern sich an eine zerstörerische
Technologie von gestern", sagt Selma Richter, Pressesprecherin von
Ende Gelände. "Doch wir machen uns heute mit tausenden Menschen auf
den Weg in eine Zukunft ohne Kohle. Und die Mehrheit der Menschen
steht hinter uns."

Gleichzeitig mit den Ende Gelände Aktionen findet heute eine
Solidaritäts-Demo "Ende Gelände für die Kohle" in Buir statt, die von
Umweltverbänden organisiert wird. Außerdem haben 19 Umweltverbände und
entwicklungspolitische Organisationen eine Solidaritätserklärung mit
Ende Gelände unterzeichnet. Darin heißt es u.a.: "Ziviler Ungehorsam
gegen existenzielle Gefahren und Missstände hat eine lange und
bedeutende demokratische Tradition. [...] 'Ende Gelände' ist ein
aufrüttelndes Signal zum Ausstieg aus einer zerstörerischen
Technologie, für den globalen Erhalt der Umwelt und für gelebte
Solidarität mit unseren Mitmenschen weltweit, insbesondere denen, die
schon heute von der Klimakrise bedroht sind."

Voller Text der Solidaritätserklärung:

https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/508: Klimakampf und Kohlefront - Stimme der Straße ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu Ende Gelände 2018

Kohleausstieg jetzt beherzt anpacken



Buir, 28.10.2018. Am Samstag, den 27.10.2018 habe ich gemeinsam mit vielen
tausenden anderen Bürger*innen, darunter vielen Familien, an der
Solidaritäts-Demo für Ende Gelände [1] teilgenommen.

Im Folgenden finden Sie ein Zitat zu meinen Beweggründen.

"In der sogenannten Kohlekommission fehlen u.a. die Vertreter*innen von
Jugend- und Entwicklungsorganisationen. Sie wurden weder als Mitglieder in
die Kommission berufen, noch bei den fast 100 Expertenanhörungen
berücksichtigt. Umso wichtiger ist es, dass Ende Gelände jetzt erneut die
Stimme für diejenigen erhebt, die am meisten unter den Folgen der
Klimazerstörung leiden: die betroffenen Menschen im globalen Süden, deren
Existenzen und auch Leben durch den Klimawandel gefährdet und zerstört wird
und die nachfolgenden Generationen.

Auch wenn an dieser größten Aktion des zivilen Ungehorsams mit an die 6.500
Teilnehmer*innen quer durch alle Generationen teilgenommen haben, sind es
mehrheitlich junge Menschen gewesen, die sich im Rheinischen
Braunkohlenrevier, dem Hot-Spot der CO2-Emissionen, für mehr
Klimagerechtigkeit eingesetzt haben. Das ist die Generation, die zukünftig
selber am meisten unter den Folgen der Klimakrise wird leiden müssen. Neben
dem eigenen Betroffensein auch die verheerenden weltweiten Auswirkungen der
weiteren ungebremsten Kohleförderung und -verstromung im Blick zu haben,
zeugt von großem Verantwortungsbewusstsein. Einem
Verantwortungsbewusstsein, welches zahlreiche Akteure aus der Wirtschaft,
aus Gewerkschaften, der Politik und in Regierungsverantwortlichkeit auch
gegenüber nachfolgenden Generationen nach wie vor vermissen lassen."


Anmerkung:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/aufruf-2018/

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/507: Klimakampf und Kohlefront - von allen getragen ... (NaturFreunde)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, Campact, 350.org,
NaturFreunden Deutschlands und Umweltinstitut München vom 27. Oktober 2018

Tausende zeigen sich solidarisch mit "Ende Gelände" 



Buir, 27. Oktober 2018. Mehrere Tausend Menschen haben heute ihre
Solidarität mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams des
Protest-Netzwerks "Ende Gelände" gezeigt. Sie nahmen an der 
Solidaritäts-Kundgebung am Hambacher Wald teil, zu dem ein Bündnis aus Umwelt- und
zivilgesellschaftlichen Organisationen aufgerufen hatte. Die über 5.000
Aktivistinnen und Aktivisten von "Ende Gelände" werden noch bis zum 29.
Oktober unter anderem Kohlebagger im Rheinischen Braunkohlerevier mit
Aktionen wie Sitzblockaden zum Stillstand bringen. Heute wurde der erste
Bagger besetzt.

"Wir alle hier sehen in den Aktionen von 'Ende Gelände' ein aufrüttelndes
Signal für den Klimaschutz. Das sollten weder Politiker und Politikerinnen
noch RWE ignorieren", sagten die Veranstalter. "Wir können nachvollziehen,
dass sich viele Menschen aufgrund der drohenden Klimakatastrophe an
Aktionen des zivilen Ungehorsam beteiligen." Die Demonstrantinnen und
Demonstranten setzen sich für einen ambitionierten Kohleausstieg, die
dauerhafte Rettung des Hambacher Waldes und der vom Tagebau bedrohten
Dörfer ein.

Die Solidaritäts-Demonstration wird von der Initiative Buirer für Buir,
Campact, 350.org, den NaturFreunden Deutschlands und dem Umweltinstitut
München getragen. Sechzehn Organisationen haben außerdem eine
Solidaritäts-Erklärung mit "Ende Gelände" unterzeichnet.

Der Hambacher Wald im Rheinischen Revier ist inzwischen international zum
Symbol des Widerstands gegen die weitere Nutzung der Braunkohle geworden.
Hier zeigt sich der Protest gegen eine verfehlte Energiepolitik, die sich
gegen Natur- und Klimaschutz richtet. Am 5. Oktober stoppte ein Gericht
vorläufig die von RWE geplante Abholzung. In der bisher größten
Demonstration protestierten am 6. Oktober mehr als 50.000 Menschen für den
Erhalt des Hambacher Waldes und den schnellen Kohleausstieg.


Hinweise:

Informationen zur Soli-Demonstration:

www.kohle-soli-demo.de

Informationen zur Protestaktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion


Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.naturfreunde.de/solidaritaets-erklaerung-mit-dem-ende-gelaende-protest-gegen-die-kohleverstromung-im-oktober-2018

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27.10.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/506: Klimakampf und Kohlefront - selektive Sperren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 26. Oktober 2018, 15.42 Uhr

1200 Personen am Bahnhof Düren festgehalten ++ "Unzulässige Freiheitsberaubung"



Seit fünf Stunden hält die Polizei 1200 Personen am Bahnhof Düren
fest. Die Aktivist*innen waren über Nacht mit einem Sonderzug von Prag
über Leipzig und Berlin angereist und möchten weiter zum angemeldeten
Ende-Gelände-Protest-Camp in Stepprath (Ortsteil von Düren).

Beim Verwaltungsgericht Aachen wurden zwei Eilanträge gegen diese
polizeiliche Maßnahme gestellt wegen "Verstoß gegen die
verfassungsrechtlich geschützte Versammlungsfreiheit."

Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände, kritisiert das
Vorgehen der Polizei als unzulässige Freiheitsberaubung.




[image: Foto: Jens Volle, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]

Polizeieinsatz am Bahnhof Düren gegen Klimaaktivist*innen

Foto: Jens Volle, Ende Gelände, CC BY 2.0 - https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/



"Die Polizei hat den Zug schon mehrmals aufgehalten und kontrolliert.
Sie wissen, dass sie nichts finden werden. Dass sie uns hier
stundenlang festhalten, ist eine reine Schikane, mit der sie uns
kriminalisieren und einschüchtern wollen. Es ist absurd und nicht zu
rechtfertigen, Menschen auf ihrem Weg zu einer angemeldeten
Versammlung durch Personenkontrollen abzuschrecken."

"Die letzten Monate haben gezeigt: Die öffentliche Meinung steht
hinter unserem Protest gegen Kohle. Wir lassen uns nicht aufhalten."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4176: Kiel - Lesungsmitschnitte aus dem Literaturhaus bei Kiel TV, November 2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Sendetermine Kiel TV im November 2018



Im letzten Jahr hat das Literaturhaus den Veranstaltungsraum mit
TV-Kameras des Offenen Kanals versehen. Nun haben wir dort zwei feste
Sendetermine bekommen und Sie haben die Möglichkeit, Lesungen
regelmäßig erstmals oder noch einmal zu erleben.

Lesungsmitschnitte sind von nun an bei Kiel TV jeden Sonntag um 11 und
22 Uhr in Kiel und Umgebung (u.a. Kiel, Rendsburg, Neumünster, Preetz)
über das Kabelnetz Kiel auf Kanal 9 und online im Livestream zu sehen.

Termine im November 2018:

04.11. - Literatursommer - Meir Shalev präsentiert mit "Mein
Wildgarten" eine Sammlung von Notizen über einen Garten, in dem
tausend Geschichten blühen

11.11. - Buchpremiere: Christopher Ecker mit "'Schach' dem Vollmond"

18.11. - "Kiel liest ein Buch" - Wolfgang Niess liest aus seinem Werk
"Die Revolution von 1918/19: Der wahre Beginn unserer Demokratie"

25.11. - Die Japanisch-Übersetzerin Ursula Gräfe stellt den aktuellen
zweibändigen Roman von Haruki Murakami vor

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4175: Kiel - "POLSKA first", mit Andreas Rostek und Jan Pallokat, Literaturhaus 15.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

"POLSKA first" - Lesung & Gespräch mit Andreas Rostek und Jan Pallokat 

Literaturhaus, Donnerstag, 15.11.2018, 19 Uhr, Eintritt: 7,- / erm. 4,- Euro 

(Eintritt frei für Mitglieder der DPG Kiel)



In der Flugschrift POLSKA first analysieren 15 AutorInnen die
gegenwärtige Krise Polens. Einer der AutorInnen &
ARD-Studio-Korrespondent in Warschau, Jan Pallokat, und Herausgeber
Andreas Rostek sprechen über die aktuellen Problematiken. Was ist los
mit Polen? - Das ist die Leitfrage, die der Sammelband »Polska first«
stellt. Aus Perspektive vieler EuropäerInnen scheint das wichtigste
EU-Land Osteuropas zu einem rätselhaften und schwer berechenbaren
Staat geworden zu sein, der ausschert und in dem nach Ansicht der
Europäischen Kommission die Grundwerte der EU gefährdet sind. 15
AutorInnen geben in der Flugschrift vielstimmige Einschätzungen aus
verschiedenen Blickwinkeln zur Lage Polens. Einer von ihnen, Jan
Pallokat, gegenwärtig ARD-Korrespondent in Warschau, besucht für eine
Lesung mit anschließendem Gespräch zusammen mit dem Herausgeber
Andreas Rostek das Literaturhaus.

Veranstalter: Literaturhaus SH / Deutsch-Polnische Gesellschaft Kiel

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4174: Kiel - LeseLounge mit Eva Ruth Wemme und Silvia Cristina Stan, Literaturhaus 07.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

In der LeseLounge präsentieren Eva Ruth Wemme und Silvia Cristina
Stan ihren gemeinsam geschriebenen Roman "Amalinca"

Literaturhaus, Mittwoch, 07.11.2018, 20 Uhr, Eintritt: 5,- Euro



Zwei Autorinnen, ein Roman: im November schaut die LeseLounge auf das
Leben der Roma und eine Freundschaft, die Vorurteile hinter sich
lässt. Eva Ruth Wemme und Silvia Cristina Stan erzählen in "Amalinca"
die Geschichte einer Freundschaft, die ihrer eigenen gar nicht
unähnlich ist. Während der Sommer zu Ende geht, treffen Cireasa und
Miri sich in einem Berliner Hinterhof, um gemeinsam einen Arzt
aufzusuchen und zu erkennen, dass nichts so ist wie gedacht.
Leidenschaftlich sind beide Kind gewesen, haben ihre Welten aufbrechen
sehen und sie verlassen. Verschiedene Sprachen, verschiedene
politische Systeme und verschiedene Kulturen, trotzdem laufen ihre
Leben parallel. Die Freundschaft der beiden Frauen beginnt, obwohl
beide eigentlich, so sagen die anderen, nicht zusammenpassen können,
denn Cireasa ist eine Romni und Miri eine Gadscha. Zusammen stürmen
sie das Alltägliche, triumphieren, telefonieren, kochen, spazieren,
erzählen sich und ihren Söhnen von ihrer Kindheit - Cireasa spricht
alles auf ein Aufnahmegerät, Miri schreibt beider Erzählungen auf.

Die LeseLounge wird wie immer umrahmt von Live-Musik, dieses Mal von
der syrisch-deutschen Band "Safar" aus Kiel.

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H mit Unterstützung durch den
Freundeskreis Literaturhauses S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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BIBLIOTHEK/649: Bayerische Staatsbibliothek - Neuer Lern- und Arbeitsbereich mit 130 Arbeitsplätzen (idw)


Bayerische Staatsbibliothek - 30.10.20

Mehr Platz für Studium und Wissenschaft: Neuer Lern- und Arbeitsbereich
mit 130 Arbeitsplätzen



400 Quadratmeter, 130 neue Arbeitsplätze, modernes Design und hohe
Aufenthaltsqualität: Die Bayerische Staatsbibliothek eröffnet am
Donnerstag, 8. November 2018 ihre neue "Plaza" im Erdgeschoss des
Bibliotheksgebäudes an der Ludwigstrasse. Das neue Angebot mit
vielfältigen Arbeitsplatzszenarien ist der nächste Schritt zur weiteren
Serviceverbesserung für Nutzerinnen und Nutzer der Bibliothek.

Die "Plaza" bietet offene Gruppenarbeitszonen, unterschiedliche
Einzelarbeitsplätze für konzentriertes Arbeiten und Lernen, Kabinen,
sogenannte Carrels, zum Austausch in ruhigerer Umgebung und einen
Loungebereich zur Kommunikation und Erholung. Der gesamte Bereich der
"Plaza" ist mit WLAN ausgestattet und erfüllt die Ansprüche an moderne
Bibliothekseinrichtungskonzepte.

Dr. Klaus Ceynowa, Generaldirektor der Bayerischen Staatsbibliothek: "Die
Bayerische Staatsbibliothek ist gerade auch im digitalen Zeitalter als
Lern-, Arbeits- und Kommunikationsort stark gefragt. Und zwar sowohl für
konzentrierte Einzelarbeit in unseren oft überfüllten Lesesälen als auch
für Gruppenarbeit und fachlichen Austausch. Insbesondere für letzteres
wurde unsere neue "Plaza" passgenau entwickelt."

Dr. Dorothea Sommer, Stellvertretende Generaldirektorin: "Der neue
Nutzungsbereich soll mit seinem Design einen weiteren attraktiven
Aufenthaltsort für die Besucher der Staatsbibliothek bieten, an dem sie
sich inspiriert und willkommen fühlen."

Die Einrichtung der "Plaza" ist ein wichtiger Baustein bei der
kontinuierlichen baulichen Serviceverbesserung für Nutzerinnen und Nutzer
der Bibliothek. Voraussichtlich bereits zum Jahresbeginn 2019 wird dann
der grundlegend sanierte "Ost-Lesesaal" der Abteilungen Osteuropa und
Orient/Asien mit mehr als 40 Arbeitsplätzen wieder eröffnet.


Über die Bayerische Staatsbibliothek:

Die Bayerische Staatsbibliothek, gegründet 1558 durch Herzog Albrecht V.,
genießt als internationale Forschungsbibliothek Weltrang. Mit mehr als
10,6 Millionen Bänden, rund 58.000 laufenden Zeitschriften in
elektronischer und gedruckter Form und 136.000 Handschriften gehört die
Bibliothek zu den bedeutendsten Wissenszentren und Gedächtnisinstitutionen
der Welt. Mit 2,3 Millionen digitalisierten Werken verfügt die Bayerische
Staatsbibliothek über den größten digitalen Datenbestand aller deutschen
Bibliotheken. Die Bibliothek bietet vielfältige Dienste im Bereich
innovativer digitaler Nutzungsszenarien an.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1304

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Staatsbibliothek, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/640: Bielefeld - Führung durch die Stadtbibliothek am 8. November 2018


Führung durch die Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Am Donnerstag, 8. November, bietet die Stadtbibliothek
um 16 Uhr eine kostenlose Bibliotheksführung an. Im Anschluss daran
folgt eine inhaltliche und räumliche Vorstellung von Stadtarchiv und
Landesgeschichtlicher Bibliothek. Treffpunkt ist die Information im
Erdgeschoss. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/639: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde am 15. November 2018


E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 15. November statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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ASIEN/320: Pakistan - Todesurteil gegen Asia Bibi aufgehoben


Amnesty International - 31. Oktober 2018

Todesurteil gegen Asia Bibi aufgehoben



Der Oberste Gerichtshof Pakistans hat das gegen Asia Bibi (auch unter dem
Namen Aasia Bibi bekannt) wegen Gotteslästerung verhängte Todesurteil
aufgehoben und sie von allen Vorwürfen freigesprochen. Die Christin war
2010 wegen Beleidigung des Propheten Mohammed zum Tode verurteilt worden.
Amnesty hatte sich für die eingesetzt.

"Diese Entscheidung ist ein Meilenstein und ein wichtiger Sieg für die
religiöse Toleranz in Pakistan", sagte der stellvertretende
Regionaldirektor von Amnesty International für Südasien, Omar Waraich. "Das
Leben der fünffachen Mutter, Landarbeiterin und Christin Asia Bibi hängt
seit fast acht Jahren in der Schwebe. Ohne stichhaltige Beweise war sie
2010 zum Tode verurteilt worden. Diejenigen, die sich für sie eingesetzt
haben, wurden bedroht oder sogar getötet."

Hintergrund

Aasia Bibi ist eine in Armut lebende Landarbeiterin und Mutter von fünf
Kindern. Sie kommt aus einem Dorf in der Nähe der Stadt Nankana Sahib in
der pakistanischen Provinz Punjab.

Sie wurde im November 2010 von einem Gericht wegen Blasphemievorwürfen zum
Tode verurteilt, die ein Jahr zuvor gegen sie erhoben worden waren. Noch im
gleichen Monat besuchte sie der Gouverneur von Punjab, Salmaan Taseer, im
Gefängnis. Er bat sie, ein Gnadengesuch zu unterschreiben, das er an den
pakistanischen Präsidenten weiterleitete. Wiederholt setzte sich der
Gouverneur für ihre Freilassung ein.

Pakistans Blasphemiegesetze sind sehr weit gefasst und vage formuliert. Sie
werden oft gegen religiöse Minderheiten oder in persönlichen Rachefeldzügen
eingesetzt, auch dienen sie bewaffneten Milizen zur Rechtfertigung ihrer
Gewaltexzesse. Für die Beschuldigten ist es schwierig, ihre Unschuld zu
belegen, da für eine Verurteilung nach dem Blasphemiegesetz keine Beweise
notwendig sind. Außerdem kommt es häufig vor, dass ein aufgebrachter und
gewalttätiger Mob versucht, Polizeiangehörige, Zeuginnen und Zeugen,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft, Rechtsbeistände
oder Richterinnen und Richter einzuschüchtern - so auch im Prozess von Asia
Bibi.

 * 

Quelle:

Meldung vom 31. Oktober 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/pakistan-todesurteil-gegen-asia-bibi-aufgehoben

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/720: Marokko - Partnerschaftsabkommen hat Willkürjustiz nicht Einhalt geboten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. November 2018

Marokko: Partnerschaftsabkommen hat Willkürjustiz nicht Einhalt
geboten: Bundesregierung muss Kampf gegen Korruption und
Machtmissbrauch unterstützen und Menschenrechtsverletzungen
kritisieren!



Göttingen, den 1. November 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat der deutschen Bundesregierung vorgeworfen,
Menschenrechtsverletzungen in Marokko systematisch zu ignorieren, um
das Königreich als Partner bei der Bekämpfung von Flucht und
Migration zu gewinnen.

"Das Partnerschaftsabkommen zur Förderung von Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie zwischen Marokko und Deutschland, das im Rahmen des
"Compact with Africa" am Dienstag in Berlin unterzeichnet wurde, hat
der Willkürjustiz in dem Königreich nicht Einhalt geboten",
kritisierte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in
Göttingen. "Ein Gericht hat dort ebenfalls am Dienstag 17
Regierungskritiker zu bis zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt. Wer
den Kampf gegen Korruption und Machtmissbrauch in Marokko
unterstützen will, darf jedoch zur Bestrafung von
Korruptionskritikern nicht schweigen. Deutschlands Einsatz für mehr
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Marokko wird unglaubwürdig,
wenn das Engagement der Zivilgesellschaft bei der Bekämpfung von
Korruption missachtet wird."

Die 17 Verurteilten kommen aus dem Dorf Sidi Bouafif in der Provinz
Rif-Gebirge und sind Anhänger der masirischen Protestbewegung Hirak.
Sie sollen am 26. Juni 2018 an einer Demonstration gegen den
Strafprozess von Nasser Zefzafi, den Gründer ihrer Protestbewegung,
in Casablanca beteiligt gewesen sein. Hirak wendet sich gegen
Machtmissbrauch, Korruption und Willkür, aber auch gegen die
Vernachlässigung der Rif-Region durch staatliche
Entwicklungsprogramme.

Wegen "Störung der öffentlichen Ordnung und Beleidigung von
Polizisten" verurteilte das Gericht in Al Hoceima eine Person zu
sechs Jahren Haft. Vier der Angeklagten müssen vier Jahre und sieben
für drei Jahre ins Gefängnis. Fünf Verurteilte erhielten mehrmonatige
Gefängnisstrafen.

Nasser Zefzafi wurde am 26. Juni zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt.
Er gilt als einer der prominentesten politischen Gefangenen in
Marokko. Zefzafi zählte u den drei aussichtsreichsten Kandidaten für
den Sacharov-Preis des Europaparlaments 2018.
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MELDUNG/958: Abrüsten statt aufrüsten - das ist das Gebot der Stunde (abrüsten statt aufrüsten)


Initiative "abrüsten statt aufrüsten" - Pressemitteilung vom 31. Oktober
2018

Initiative "Abrüsten statt Aufrüsten" zu den Aktionen der
Friedensbewegung Anfang November

Abrüsten statt aufrüsten - das ist das Gebot der Stunde



"Die Aktionstage der Kampagne "Abrüsten statt Aufrüsten" werden in
mindestens 40 Städten Deutschlands vom 1.-4.11.2018 stattfinden. Die
Initiative für diese Aktionen stößt auf große Resonanz" so Reiner Braun,
einer der Initiatoren der Kampagne auf der Pressekonferenz am 30.10.2018 in
Berlin. "120.000 bisher gesammelte Unterschriften sind eine gute Grundlage
für die Entwicklung einer breiten Bewegung gegen den wahnwitzigen
Aufrüstungskurs der Bundesregierung. Die Intensivierung dieser
Unterschriftensammlung steht im Mittelpunkt der Protesttage".

Die Kampagne "Abrüsten statt Aufrüsten" erneuert ihre Forderung nach einer
umfassenden Abrüstung. Abrüstung ist notwendig und möglich!

• Mit den 5,3 Milliarden Euro, die für das Mehrzweck-Kampfschiff MKS
180 veranschlagt sind, könnten über die nächsten fünf Jahre insgesamt
250.000 Wohnungen im sozialen Wohnungsbau finanziert werden.

• Mit den 8 Milliarden Euro, die allein im Jahr 2019 für
Rüstungsanschaffungen eingeplant sind, könnten die Städte und Gemeinden
über 37.000 Pflegekräfte zusätzlich für 5 Jahre nach Tariflohn bezahlen.

• Mit der Erhöhung des Rüstungshaushalts 2019 um 4,38 Milliarden Euro
könnte die Große Koalition schnell, kostengünstig und ökologisch Kitas für
146.000 Kinder bauen oder die allein im Jahr 2017 in Deutschland
geschlossenen 175 öffentlichen Schwimmbäder wieder eröffnen und 263 neue
errichten.

"Eine neue Entspannungspolitik, die wie in den 80er Jahren die
Gemeinsamkeiten und nicht die Unterschiede in den Mittelpunkt politischen
Handelns der Regierungen stellt, ist absolut notwendig, um
Abrüstungsschiritte zu erreichen. Die von der Kohlekommission anvisierten
1,2 Milliarden Euro für einen Strukturfond der Regionen sind völlig
unzureichend, 10 Milliarden für neue Arbeitsplätze und bessere
Lebensbedingen aus dem Rüstungshaushalt sind notwendig" so Michael Müller,
ehemaliges SPD Mitglied im Deutschen Bundestag und Vorsitzender der
Naturfreunde

"In Berlin alleine werden 17 Informationsstände und eine zentrale
Kundgebung zu diesen Aktionstagen organisiert" - so die Koordinatorin der
Berliner Friedenskoordination Laura von Wimmersperg - "damit wirbt die
Berliner Friedensbewegung für Abrüstung und weitere Unterschriften unter
den Aufruf". Auf der Abschlusskundgebung wird u.a. der DGB
Landesbezirksvorsitzende Christian Hoßbach sprechen.


Liste von verschiedenen Aktionen in Deutschland:

https://abruesten.jetzt/aktionstage-1-4-november-2018-parallel-zur-2-und-3-etat-lesung/#TermineEintragen
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ATTAC/1951: Bankenstresstest - Attac fordert Sozialverträglichkeitsprüfung für Banken


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 01. November 2018

Bankenstresstest: Wer stresst hier wen?

Attac fordert Sozialverträglichkeitsprüfung für Banken / Einige
wenige klare Reformschritte nötig



Einen "Bankenstresstest der anderen Art" fordert das
globalisierungskritische Netzwerk Attac: Es gelte, die Institute auf
ihre Sozialverträglichkeit zu überprüfen. Der Stresstest der
Europäischen Bankenaufsicht, dessen Ergebnisse am Freitag veröffentlicht
werden, bietet dafür kein Kriterium.

"Die Frage ist, wer hier wen stresst. Auch wenn die getesteten Institute
am Freitag vermutlich aufatmen können - die Gesellschaft kann es nicht.
Angesichts der Machenschaften der privatwirtschaftlichen Banken stellt
sich die Frage, ob man bei ihnen noch von Wirtschaftsunternehmen
sprechen kann oder sie schon als kriminelle Vereinigungen ansehen muss",
sagt Attac-Finanzmarktexperte Alfred Eibl. "Wenn die Politik wieder
Vertrauen bei den Bürgerinnen und Bürgern gewinnen will, dann muss sie
den Bankenbereich endlich dazu zwingen, keine krummen Dinger mehr zu
drehen, sondern die Regeln eines 'ehrbaren Kaufmanns' einzuhalten."

Bei so genannten Cum-Ex-Geschäften haben Betrüger mit Hilfe von Banken
55 Milliarden Euro Steuergeld in Europa gestohlen. Andere Banken sind
in Geldwäscheskandale verwickelt. Aktuell muss die Danske Bank, die
größte dänische Bank, zugeben, dass über ihre Zweigstellen 200
Milliarden Euro Schwarzgeld geflossen ist. Die ING, eine der drei großen
Banken der Niederlande, hat gerade 775 Millionen Euro Strafe für
dasselbe Vergehen bezahlt, wie auch der Deutschen Bank deshalb schon
Strafzahlungen auferlegt wurden. Von 2009 bis 2017 mussten die Banken
einer Auswertung der Boston Consulting Group zufolge weltweit
Strafzahlungen in Höhe von 345 Milliarden US-Dollar leisten.

"Auch die Panama Papers, deren Veröffentlichung sich kommende Woche
jährt, und zahlreiche andere Leaks der vergangenen Jahre zeigen, dass
Banken massiv in Steuerhinterziehung und -vermeidung von Unternehmen
und reichen Einzelpersonen verwickelt sind", ergänzt Karl-Martin
Hentschel von der Attac-AG Finanzmärkte und Steuern.

Attac fordert eine umfassende Reform des Bankensektors mit dem Ziel, die
Banken zu Dienstleistern für die Wirtschaft und Gesellschaft zu machen.
Notwendig sind aus Sicht von Attac sowohl Maßnahmen die zu einer
größeren Stabilität des Bankensystems führen, als auch Maßnahmen zu
mehr sozialer und ökologischer Verantwortung:


	Höheres Eigenkapital von 25 Prozent

	Klare Trennung von Bankdienstleistungen und Eigenhandel (Trennbankensystem)

	Einbeziehung des Finanzdienstleistungsbereichs (Schattenbanken) in die Finanzmarktregulierung

	Ein Finanzmarkt-TÜV zur Überprüfung der Produkt- und Dienstleistungspalette (z.B. wirksames Verbot von Leerverkäufen)

	Finanztransaktionssteuer zur Stabilisierung der Finanzhandelssysteme

	Ausstieg aus der Finanzierung unsozialer und umweltschädlicher Investitionen

	Entzug der Banklizenz bei strafrechtlichen Tatbeständen






Weitere Informationen:

Attac-AG Finanzmärkte und Steuern:

https://www.attac-netzwerk.de/ag-finanzmarkt-steuern/themen/finanzmarktregulierung/
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OFFENER BRIEF/080: Keine Vorratsdatenspeicherung durch die Hintertür (AK Vorrat)


Pressemitteilung des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung
vom 30.10.2018

Zivilgesellschaft zu ePrivacy: Keine Vorratsdatenspeicherung durch die
Hintertür!



16 Organisationen und Verbände warnen die Bundesregierung in einem
Offenen Brief[1] davor, die laufende ePrivacy-Reform "als Instrument zur
Erweiterung der polizeilichen Befugnisse und zur Aushebelung der
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs" zur
Vorratsdatenspeicherung zu nutzen und die Reform auf die lange Bank zu
schieben.

"Im Zuge der geplanten ePrivacy-Verordnung wollen verschiedene
Regierungen ihre grundrechtswidrigen Gesetze zur verdachtslosen
Vorratsdatenspeicherung retten und den Europäischen Gerichtshof für
unzuständig erklären", kritisiert Uli Breuer vom Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung.

"Außerdem soll die ePrivacy-Verordnung den Telekommunikationsunternehmen
zur 'Netzwerksicherheit', 'Fehlererkennung' oder 'Betrugserkennung' eine
vorsorgliche freiwillige Vorratsdatenspeicherung erlauben, auf die auch
der Staat Zugriff nehmen kann. Noch während eine Verfassungsbeschwerde
gegen die siebentägige freiwillige Vorratsdatenspeicherung durch
deutsche Internetanbieter anhängig ist (Az. 1 BvR 2370/14), soll die
hochproblematische Speichererlaubnis über die EU sogar ausgeweitet
werden. Die freiwillige Vorratsdatenspeicherung ist verantwortlich für
die massenhafte Überwachung von Demonstranten mithilfe von
Funkzellenabfragen und für Massenabmahnungen gegen Verbraucher. Wir
fordern ihr endlich ein Ende zu setzen!"

Hintergrund

Aus Sicht der im Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung
zusammengeschlossenen Datenschützer, Bürgerrechtler und Internetnutzer
ist eine verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsspeicherung von
Telekommunikationsdaten für viele Bereiche der Gesellschaft höchst
schädlich: Sie beeinträchtigt vertrauliche Kommunikation in Bereichen,
in denen Menschen auf Vertraulichkeit angewiesen sind (z.B. Kontakte zu
Psychotherapeuten, Ärzten, Rechtsanwälten, Betriebsräten, Eheberatern,
Kinderwunschzentren, Drogenmissbrauchsberatern und sonstigen
Beratungsstellen) und gefährdet damit die körperliche und psychische
Gesundheit von Menschen, die Hilfe benötigen, aber auch der Menschen aus
ihrem Umfeld. Wenn Journalisten Informationen elektronisch nur noch
überrückverfolgbare Kanäle entgegen nehmen können, gefährdet dies die
Pressefreiheit und beeinträchtigt damit elementare Funktionsbedingungen
einer freiheitlichen demokratischen Gesellschaft. Die
verdachtsunabhängige und wahllose Vorratsdatenspeicherung schafft
Risiken des Missbrauchs und des Verlusts vertraulicher Informationen
über unsere persönlichen Kontakte, Bewegungen und Interessen.
Telekommunikationsdaten sind außerdem besonders anfällig dafür, von
Geheimdiensten ausgespäht zu werden und Unschuldige ungerechtfertigt
strafrechtlichen Ermittlungen auszusetzen.

 * 

OFFENER BRIEF

Bundesminister für Wirtschaft und Energie

Herrn Peter Altmaier

11019 Berlin

27. Oktober 2018

Unternehmen und Bürger brauchen starken Schutz elektronischer Kommunikation

Sehr geehrter Herr Bundesminister,

die unterzeichnenden Organisationen möchten ihre Unterstützung für die
laufenden und dringend erforderlichen Bemühungen zur Reform der
europäischen Datenschutzgesetzgebung für elektronische Kommunikation
(ePrivacy-Verordnung) bekräftigen. Mehr als 600 Tage nach der Vorlage des
Vorschlags durch die Europäische Kommission hat sich der Rat nicht auf eine
allgemeine Ausrichtung geeinigt, die mit dem Europäischen Parlament
verhandelt werden kann. Wir sind der Ansicht, dass der Abschluss der Reform
bis Anfang des Jahres 2019 ein großer Schritt zur Stärkung des Rechts des
Einzelnen auf Privatsphäre und Meinungsfreiheit in der gesamten EU, zur
Stärkung des Vertrauens in Online-Dienste und zur Schaffung von
Rechtssicherheit für Unternehmen und Einzelpersonen wäre. Die 
ePrivacy-Verordnung bietet die Chance zur Konkretisierung der
Datenschutzgrundverordnung für einen Kernbereich heutiger
Datenverarbeitung.

Wir möchten Ihnen einige unserer wichtigsten Empfehlungen für eine
umfassende Gesetzesreform mitteilen:

• Deutschland muss seine Arbeit intensivieren, gegen die
aufdringlichen und missbräuchlichen Praktiken auf dem digitalen Markt
vorzugehen, die das Recht auf Privatsphäre, Meinungsfreiheit und
Datenschutz verletzen und zudem Vertrauen, Innovation und die Nutzung neuer
Dienste beeinträchtigen. Die Schwachstellen der derzeitigen Regeln zum
Schutz von Privatsphäre und Vertraulichkeit tragen zum Aufbau von Monopolen
bei. Sie ermöglichen es monopolartigen Konzernen der Digitalwirtschaft,
unaufhaltsam eine immer stärkere Position aufzubauen, in der innovative 
EU-Unternehmen nicht wettbewerbsfähig sind und in der die Bürgerinnen und
Bürger der EU immer weniger Kontrolle über ihre private Kommunikation
haben.

• Der bessere Schutz der Privatsphäre und Informationssicherheit
bleibt ein zentrales Anliegen der Bürger auf der ganzen Welt. Sowohl die
Eurobarometer-Umfrage zum Thema ePrivacy als auch die National
Telecommunications and Information Administration des 
US-Handelsministeriums (NTIA) der Vereinigten Staaten verdeutlichen das. Die
NTIA sprach von Datenschutz- und Sicherheitsbedenken, die 2016 nach einer
großen Umfrage über die Einstellung der Verbraucher zu Diskussionen und
Wirtschaftstätigkeiten zu einer "Abkühlung" führten.

Wir bitten Sie deshalb um Folgendes:

1. Stärken Sie den Rechtsrahmen für elektronische Kommunikation. Da immer
mehr Kommunikationsdaten von digitalen Geräten übertragen, abgerufen,
gespeichert und verarbeitet werden, ist es dringend erforderlich, die
geltenden Vorschriften für die elektronische Kommunikation zu
aktualisieren. Die derzeitigen Vorschriften stehen nicht im Einklang mit
der Realität des Telekommunikationsmarktes. Als sie angenommen wurden,
existierten die meisten der heute dominierenden Kommunikationstechnologien
noch nicht einmal. Ein aktualisierter Rahmen wird den Unternehmen
Rechtssicherheit bringen und das Vertrauen der Bürger in die 
Online-Kommunikation stärken.

2. Schützen Sie Privatsphäre und Wettbewerb. Die ePrivacy-Gesetzgebung ist
das wichtigste Instrument für den Schutz des Rechts auf Privatsphäre und
Vertraulichkeit der Kommunikation im Online-Umfeld. Im Zeitalter der
allgegenwärtigen Kommunikation muss die EU klare und vorhersehbare Regeln
einführen, um Vertrauen zu schaffen und so Wettbewerb, Innovation,
Privatsphäre und Datenschutz zu stärken. Die EU hat mit der 
ePrivacy-Verordnung die Chance, reflektiertere technische, soziale und ökonomische
Maßstäbe zu setzen, als das Silicon Valley sie vorgegeben hat.

3. Sichern Sie die Privatsphäre durch Technikgestaltung und Voreinstellung:
Der Schutz der Privatsphäre durch Technikgestaltung ("privacy by design")
und Voreinstellungen ("privacy by default") sind zentrale EU-Grundsätze,
die zur Umsetzung des Rechts auf Privatsphäre in der Praxis beitragen. Sie
stellen sicher, dass der Datenschutz in neue Dienste integriert wird, was
Innovation und Sicherheit fördert. Zudem gewährleisten die Grundsätze des
Datenschutzes die notwendige Transparenz, damit sich Nutzer für oder gegen
die Bereitstellung datenintensiverer Dienste entscheiden können.

4. Schützen Sie vor Tracking Walls: Das Europäische Parlament hat einen
Schutz vor Tracking Walls vorgeschlagen, d.h. der Praxis, Nutzern den
Zugang zu einer Website zu verweigern, es sei denn, sie stimmen der
Verarbeitung personenbezogener Daten über Cookies (typischerweise Tracking
für gezielte Werbung) zu, obwohl dies für die Erbringung der gewünschten
Dienstleistung nicht erforderlich sind. Nach monatelangen Skandalen trägt
diese Maßnahme dazu bei, den Internetnutzern wieder die Kontrolle über die
Nutzung ihrer Daten für Werbezwecke zu geben.

5. Verhindern Sie Massenüberwachung und Vorratsdatenspeicherung: Nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (CJEU) in den
Rechtssachen Digital Rights Ireland (verbundene Rechtssachen C-293/12 und 
C-594/12) und Tele2 (verbundene Rechtssachen C-203/15 und C-698/15) muss eine
Kommunikationsdatenspeicherung gezielt und darf nicht verdachtsunabhängig
und anlasslos erfolgen (keine Vorratsdatenspeicherung). Wir bekräftigen,
dass die ePrivacy-Gesetzgebung kein Strafverfolgungsinstrument ist und
nicht als Instrument zur Erweiterung der polizeilichen Befugnisse und zur
Aushebelung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs verwendet
werden sollte. Auch Befugnisse der Betreiber zur
Kommunikationsdatenspeicherung für Sicherheitszwecke dürfen nicht zu einer
anlasslosen, jeden Bürger treffenden "freiwilligen Vorratsdatenspeicherung"
auf unbestimmte Zeit und ohne Zweckbindung ermächtigen

Aus all den oben genannten Gründen fordern wir Sie auf, im Rat der
Europäischen Union darauf hinzuwirken, dass zeitnah Verhandlungen mit dem
Europäischen Parlament aufgenommen werden können. Das Ziel muss es sein,
Anfang 2019 eine umfassende Reform der ePrivacy-Richtlinie zu
verabschieden

Ihrer Antwort oder auch einem Austausch mit Ihnen sehen wir entgegen.

Mit freundlichen Grüßen

Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung

Aktion Freiheit statt Angst e.V

Berufsverband der Datenschutzbeauftragten

Deutschlands (BvD) e.V.

Bund demokratischer Wissenschaftlerinnen und

Wissenschaftler e. V.

Deutsche Vereinigung für Datenschutz e. V

DFJV Deutscher Fachjournalisten-Verband AG

dieDatenschützer Rhein Main

Digitalcourage e.V.

Digitale Gesellschaft e.V.

Fitug e.V.

Forum InformatikerInnen für Frieden und

gesellschaftliche Verantwortung (FIfF) e. V.

Internet Society, German Chapter e.V.

(ISOC.DE e.V.)

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Netzwerk Datenschutzexpertise

Verbraucherzentrale Bundesverband

Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen e.V


Der Offene Brief an die Bundesregierung im PDF-Format:

https://www.vorratsdatenspeicherung.de/images/eprivacy-appell-altmeier.pdf
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TREFF/281: Mönchengladbach - FrauenAktionsTage 2018 vom 6. bis 28. November


100 Jahre Frauenwahlrecht

FrauenAktionsTage 2018 vom 6. bis 28. November: 17 Veranstaltungen an
22 Tagen



Von der Gleichstellungsstelle in Kooperation mit verschiedensten
Frauenverbänden, Organisationen und Vereinen organisiert, stehen in
der Zeit vom 6. bis 28. November Frauen in unserer Stadt besonders im
Fokus. An 22 Tagen gibt es siebzehn Veranstaltungen. Das vielfältige
Programm umfasst Themen wie Frauen und Arbeit, interkulturellen u.
interreligiösen Austausch, politische Diskussion, Frauentreffs,
Vorträge zu Frauengesundheit und Frauengeschichte, Aktionen gegen
Gewalt gegen Frauen sowie Workshops zu Powerfrauen in der Bibel,
Mädchenselbstbehauptung und einen Secondhandverkauf zur Finanzierung
der Arbeit der Frauenberatungsstelle.

Die Gleichstellungsstelle der Stadt lädt in diesem Jahr gemeinsam mit
der Mönchengladbacher Frauengeschichtsgruppe "FrauenVita e.V." und den
Frauen der Viersener Geschichtsgruppe "Euregia - Frauenwege zwischen
Rhein und Maas" zu einer Veranstaltung ein, in der es um das Thema 100
Jahre Frauenwahlrecht geht. Dazu haben die Partner eine Broschüre mit
lokalem Bezug zu Mönchengladbach, Viersen, Dinslaken und Monheim
erarbeitet, die im Rahmen einer Vortragsveranstaltung mit Angela
Klein-Kohlhaas zum Thema 100 Jahre Frauenwahlrecht am Mittwoch, 28.
November, um 19 Uhr, im Grünen Salon der Volkshochschule
Mönchengladbach vorgestellt wird.

Weitere Infos und das komplette Programm der FrauenAktionsTage gibt es
im aktuellen Frauenkalender sowie unter www.frauenaktionstage-mg.de
und in der Gleichstellungsstelle (Kontakt: 02161 253611). Der
Frauenkalender ist unter anderem in den Bezirksverwaltungsstellen,
Museen, Stadtbibliotheken, Apotheken, Frauenarztpraxen und in der
Gleichstellungsstelle kostenlos erhältlich.

Das Programm der FrauenAktionsTage im Überblick:

Montag, 5.11., 9.30 - 11.30 Uhr: Zurück in den Beruf

Eine Informationsveranstaltung der Agentur für Arbeit für Frauen, die
nach einer Familienphase in den Beruf zurückkehren möchten. Keine
Anmeldung erforderlich.

Ort: BIZ - Berufsinformationszentrum, Lürriper Straße 56,

Mittwochs, 7.11.18 -5.12., 9 Uhr: Politischer Frühschoppen für
Frauen. Das Katholische Forum und die Familienbildungsstätte bieten
einen Kurs für Frauen an, in dem aktuelle politische Themen aus der
Tagespresse gelesen und diskutiert werden. Anmeldung unter: 02161
980658. Ort: Kath. Forum, Bettrather Str. 22

Donnerstag, 8.11., 9 bis 12 Uhr: Wie arbeiten wir morgen? Frauen in
der Arbeitswelt 4.0. Die Agentur für Arbeit bietet den Workshop
"Berufe gestern - heute - morgen" an, in dem Chancen und
Herausforderungen durch den digitalen Wandel thematisiert werden.
Anmeldung unter: Moenchengladbach.BCA@arbeitsagentur.de.

Ort: Berufsinformationszentrum, Lürriper Str. 56, Gebühr: keine

Freitag, 9.11., 19 Uhr: Offener Lesbentreff - Stammtisch von LesLie
e.V.

Wer möchte, kann dort beim Erzählen und Austausch auch etwas trinken
und essen.

Ort: Restaurant Mykonos, Haus Faahsen, Burggrafenstraße 105, Gebühr:
keine

Freitag, 9.11.,19 - 22 Uhr/ Samstag, 10.11.,11 - 17 Uhr und Sonntag,
11.11. 11 - 15 Uhr: Second-Hand-Verkauf der Frauenberatungsstelle
Mit dem Erlös des Verkaufs werden Projekte der Frauenberatungsstelle
finanziert.

Ort: Frauenberatungsstelle, Kaiserstraße 20, 41061 MG, Gebühr: keine

Samstag, 10.11., 12 - 17 Uhr: Powerfrauen in der Bibel. In Kooperation
mit den Regionen Krefeld, Kempen Viersen, Forum MG und kfd regional
begibt frau sich auf historische Spurensuche nach der Powerfrau.
Anmeldung bei Ingrid Scholz Tel.: 02165 879 614, per E-Mail:
ingrid.scholz@bistum-aachen.de. Ort: Haus der Regionen,
Bettratherstraße 22, Gebühr: 10 Euro

Montag, 12.11., 18-19:30 Uhr: Vortrag Frauengesundheit - Erkrankungen
über die man nicht spricht. Die VHS bietet im Rahmen des Forums
Gesundheit einen Vortrag, indem speziell "Frauenthemen" angesprochen
werden wie z.B. Blasenentzündungen, Unterleibsschmerzen sowie
Wechseljahrbeschwerden. Ort: VHS am Sonnenhausplatz; 1.Stock, Raum 113
(Saal), Gebühr: keine

Mittwoch, 14.11., 9:30 - 11 Uhr: Elterncafé "Starke Mütter sorgen vor!
- Starke Väter auch!" In Kooperation mit den Familienzentren, den
Frühen Hilfen, HOME und der Schuldnerberatung bietet das Jobcenter ein
Beratungs- und Unterstützungsangebot für Erziehende. Ort:
Familienzentrum Sausewind- MUMM e.V., Goethestraße 19, Gebühr: keine

Mittwoch, 14.11., 16 - 18 Uhr: Frauen-Café der AWO. Austausch von
Frauen mit und ohne Migrationshintergrund. Ort: Internationales
Zentrum für Migranten, Oberheydener Straße 3, Gebühr: keine
Mittwoch, 14.11., 16 - 19 Uhr: Treffen für persisch sprechende Frauen
Das Angebot richtet sich an alle Frauen, die Farsi (Persisch)
sprechen. Das Angebot ist kostenlos, Getränke müssen bezahlt werden.
Ort: Mehrgenerationenhaus, Friedhofstraße 39, Gebühr: keine

Dienstag, 20.11., 10- 12 Uhr: Workshop zum Thema Minijob? Da geht
doch mehr! Eine Informationsveranstaltung zum Thema "Frauen, Minijob
und Rente" mit der Beauftragten für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt
der Agentur für Arbeit und des Jobcenters Mönchengladbach. Ort:
Agentur für Arbeit, Berufsinformationszentrum (BIZ), Lürriper Str. 56,
Gebühr: Keine

Donnerstag, 22.11., 19 - 22 Uhr: Licht aus - Film ab! Das Film-Dinner
ist eine Kooperationsveranstaltung des kfd-Regionalverband MG und der
Frauenseelsorge. Anmeldung: Ingrid Scholz, Frauenseelsorgerin, 02165
913115 E-Mail: ingrid.scholz@bistumaachen.de. Ort: Haus der Regionen,
Bettratherstraße 22, Gebühr: 8 Euro.

Freitag, 23.11., 18 Uhr: Frauengottesfest. Zu den FrauenAktionstagen
veranstaltet der kfd-Regionalverband MG einen Gottesdienst mit Herz,
Hand und Kreativität. Ort: City-Kirche, Alter Markt, Gebühr: keine
Freitag, 23.- Sonntag, 25.11., Mädchenselbstbehauptung. An diesem
Wochenende können Mädchen ihre eigenen Stärken entdecken und lernen
diese auch einzusetzen. Mädchen lernen sich entschlossen zu wehren und
NEIN zu sagen. Weitere Informationen gibt es bei der Katholischen
Jugendarbeit in der Region MG (KathJa) unter Tel. 02161 980673 oder
unter www.kaja-mg.de.Ort: Haus St. Georg Wegberg, Mühltalweg 7-11,
Gebühr: 55 Euro.

Sonntag, 25.11., ganztags: Internationaler Tag "Nein zu Gewalt an
Frauen - frei leben - ohne Gewalt". Der 25. November ist von den
Vereinten Nationen als Internationaler Gedenktag gegen Gewalt an
Frauen deklariert. Die Gleichstellungsstelle der Stadt Mönchengladbach
beteiligt sich gemeinsam mit der Frauenberatungsstelle, den beiden
Frauenhäusern und der Polizei - zusammengeschlossen im Arbeitskreis
gegen Gewalt in Beziehungen (AK GGiB) - an der Fahnen-Aktion in
unserer Stadt.

Mittwoch, 28.11., 10 - 12 Uhr: Offener Frauentreff. Ort: FBS, Anna
Ladener Haus, Odenkirchener Straße 3a, Gebühr: 5 Euro.

Mittwoch, 28.11., 16 - 18 Uhr: Frauen-Café der AWO. Austausch von
Frauen mit und ohne Migrationshintergrund. Ort: Internationales
Zentrum für Migranten, Oberheydener Straße 3, Gebühr: keine

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/166: Kiel - Schreibwerkstatt "Texte unter der Lupe", Literaturhaus 15.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein - Junges Literaturhaus

"Texte unter der Lupe" - Schreibwerkstatt für Jugendliche und junge Erwachsene

Leitung: Christopher Ecker

Literaturhaus, Donnerstag, 15.11.2018, 16 Uhr, Teilnahme frei 

(Anmeldung erforderlich)



Nach der Sommerpause wird die bewährte regelmäßige Serie der
Literaturhauswerkstatt "Texte unter der Lupe" unter der Leitung des
Kieler Schriftstellers und Lehrers Christopher Ecker im September
fortgesetzt: Herzlich willkommen sind Jugendliche und junge
Erwachsene, die bereits selbst schreiben oder es einfach mal
ausprobieren wollen.

Weiterer Termin: Donnerstag, 13.12.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6236: Kiel - Michael Kleeberg, »Der Idiot des 21. Jahrhunderts, Literaturhaus 19.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Michael Kleeberg liest aus seinem neuen Roman »Der Idiot des 21. Jahrhunderts«

Literaturhaus, Montag, 19.11.2018, 19 Uhr, Eintritt: 8,- / erm. 5,- Euro



Der vielfach ausgezeichnete Autor erschafft ein virtuoses Kaleidoskop
von Lebensgeschichten und Menschenwegen - ein Generationenroman über
Exil und Heimat zwischen Deutschland, Iran, dem Libanon und dem Reich
der Mythen.

Mühlheim bei Frankfurt. Ein Kreis von Freunden trifft sich und
versucht, über Freundschaft und Gesellschaft nicht nur nachzudenken,
sondern auch Utopien eines anderen Zusammenlebens zu verwirklichen.
Sie stammen aus Deutschland, Iran und dem Libanon - und dort spielen
auch die zwölf Bücher, aus denen sich wie ein Mosaik dieser Roman
zusammensetzt.

Michael Kleeberg vermischt in "Der Idiot des 21. Jahrhunderts"
westliche und östliche Motive, verschiedenste Erzählperspektiven und
Genres und geht den großen Problemen des menschlichen Zusammenlebens
unserer Zeit auf die Spur: Terrorismus, Fundamentalismus und der Kampf
der Kulturen. Am Ende dieses großen, multiperspektivischen Ganzen
steht die Vision einer humanistischen Utopie, in der Menschen trotz
aller Unterschiede einander Freund sein können.

Kleeberg beweist, dass er die Bereitschaft besitzt, seine Identität zu
vergessen, um sich dem vermeintlich Fremden unvoreingenommen und ohne
fertige Kategorien anzunähern.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6235: Cuxhaven - Katharina Müller liest aus "Rosie und die Suffragetten", 16.11.


Katharina Müller liest aus "Rosie und die Suffragetten"

Frauenlesenacht - 100 Jahre Frauenwahlrecht!



Am Freitag, den 16. November startet um 19.30 Uhr die nächste
Frauenlesenacht in der Stadtbibliothek Cuxhaven. Katharina Müller
liest aus ihrem fesselnden Roman "Rosie und die Suffragetten".

Zum Inhalt: Rosie flieht Anfang des letzten Jahrhunderts nach London
und wird Dienstmädchen im Haushalt der bekannten und historisch
verbürgten Frauenrechtlerin Emmeline Pankhurst. Rasch begeistert sich
Rosie für die Sache der "Suffragetten" und wird selbst im Kampf um
Frauenrechte aktiv - durch die Teilnahme an einer Demonstration landet
sie sogar kurzzeitig im Gefängnis. Außerdem verliebt sie sich, und das
gleich zweimal. Schließlich muss Rosie die bittere Lehre ziehen, dass
der Kampf um Gleichberechtigung von Mann und Frau nicht auch eine
Gleichstellung der sozialen Klassen beinhaltet. Rosie ist trotzdem
selbstständig geworden, nimmt ihr Leben in die eigenen Hände und sieht
einer hoffnungsvollen Zukunft entgegen. - Lebendig und authentisch
wird in diesem historischen Emanzipationsroman eine spannende
Geschichte erzählt und ganz nebenbei auch fundiertes Geschichtswissen
vermittelt.

Die Autorin Katharina Müller ist im Ruhrgebiet geboren und
aufgewachsen. Nach einem Soziologie- und Fremdsprachenstudium in
England und Frankreich lebt sie heute in Berlin und ist als
Dolmetscherin und Übersetzerin im Bereich Kultur- und
Entwicklungszusammenarbeit tätig. Ihr besonders Interesse gilt dabei
seit einigen Jahren afrikanischen Ländern.

Nach der Lesung gibt es während einer Pause Gelegenheit, sich bei
einem Glas Wein und Fingerfood auszutauschen. Anschließend dürfen sich
die Zuhörerinnen auf eine Vorstellung von interessanten Büchern und
Neuerscheinungen freuen, diesmal präsentiert von zwei Mitarbeiterinnen
der Stadtbibliothek: Anne Ulmer und Sophie Antpusat.

Die Frauenlesenacht findet in Kooperation von Stadtbibliothek
Cuxhaven, Bibliotheksgesellschaft Cuxhaven und den
Gleichstellungsbeauftragten von Stadt und Landkreis Cuxhaven, Heike
Bach und Angelika Becker, statt und ist Teil einer Veranstaltungsreihe
zum Thema "100 Jahre Frauenwahlrecht".

Eintrittskarten zur Frauenlesenacht sind ausschließlich in der
Stadtbibliothek Cuxhaven erhältlich. Auch eine telefonische
Vorbestellung ist ab sofort unter der Nummer 04721/70070800 möglich.
Der Eintritt beträgt 12,- Euro, ermäßigt 10,- Euro (mit gültigem
Bibliotheksausweis oder Mitgliedschaft in der
Bibliotheksgesellschaft).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TREFF/1124: Kunsthochschule für Medien Köln - Literarisches Schreiben, 07.11.2018


idw - Pressemitteilung: Kunsthochschule für Medien Köln

Literarisches Schreiben stellt sich mit seinen Autor*innen vor

Alina Herbing, Juliana Kálnay, Navid Kermani, Barbara Köhler, Nadja Küchenmeister und Ulrich Peltzer 

lesen an der Kunsthochschule für Medien Köln

Lesung & Gespräch, Mittwoch, 7. November, 19 Uhr, Aula

Kunsthochschule für Medien Köln, Filzengraben 2, 50676 Köln

Eintritt frei



Seit einem Jahr bietet die Kunsthochschule für Medien Köln den neuen
Studienschwerpunkt "Literarisches Schreiben" an. Entwickelt und
aufgebaut wurde er von den Schriftstellern Ulrich Peltzer und Navid
Kermani. Ab dem Wintersemester 2018/2019 wird das Team durch vier
Schriftstellerinnen komplettiert. Neben der Lyrikerin Barbara Köhler,
die eine Vertretungsprofessur übernimmt, verstärken Alina Herbing,
Juliana Kálnay und Nadja Küchenmeister als
künstlerisch-wissenschaftliche Mitarbeiterinnen den
Studienschwerpunkt.

Am Mittwochabend, den 7. November (19 Uhr, Aula), präsentieren sich
die Lehrenden und Autor*innen erstmals gemeinsam der Öffentlichkeit.
Die Schriftstellerinnen und Schriftsteller lesen aus ihren Werken und
sprechen über die Vermittlung von Schreiben und Literatur.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.khm.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution161

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kunsthochschule für Medien Köln, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1123: Leverkusen - Literaturgespräch "Über die seltsame Kunst des Bücherschreibens", 08.11.2018


Über die seltsame Kunst des Bücherschreibens 

Fortsetzung der Leverkusener Literaturgespräche



Die Leverkusener Literaturgespräche bieten wieder Gelegenheit,
Autorinnen und Autoren etwas auf die Finger und ein wenig in den Kopf
zu schauen. In Podiumsgesprächen mit Menschen aus der literarischen
Szene erfährt das Publikum, was Autoren bewegt, wo sie ihre Stoffe
hernehmen und was sie alles wissen müssen, um ihnen gerecht zu werden.

Die 2. Staffel der Leverkusener Literaturgespräche beginnt am 8.
November mit dem informativen und kurzweiligen Werkstattgespräch
zwischen Margit Hähner und Kinderbuchautor Christian Linker zum Thema
"Was Kinder lesen wollen - oder sollen?". Denn Lesen ist für Kinder
wichtig. Lesen erschließt neue Welten, fördert die Phantasie, regt zum
Nachdenken an. Das Spektrum der Kinder- und Jugendliteratur ist
riesig. Abenteuer, Fantasy, Tiergeschichten, Krimis, Liebesgeschichten
und und und ... Kinderbücher sind spannend, lustig, ernst. Aber was
wollen Kinder eigentlich lesen? Und was sollen sie nach Einschätzung
von Eltern und Pädagogen lesen? Wer könnte besser darauf antworten als
ein Kinderbuchautor.

Christian Linker ist ein Leverkusener Kinder- und Jugendbuchautor,
dessen Bücher mehrfach mit Preisen ausgezeichnet wurden. Neben dem
Schreiben ist der studierte katholische Theologe in der
außerschulischen Jugendbildung tätig. Margit Hähner ist eine Kölner
Autorin mit Leverkusener Wurzeln. Sie ist Mitglied im PEN-Club
Deutschland und in der Jury "Kinder- und Jugendaufnahmen" beim Preis
der deutschen Schallplattenkritik.

Interessierte sind herzlich eingeladen zur ersten Folge der
Leverkusener Literaturgespräche Staffel 2, einer Reihe der
Stadtbibliothek Leverkusen in Kooperation mit der Autorengruppe Faust,
Köln, und der Volkshochschule Leverkusen.

Termin: 8. November 2018, 19.00 Uhr, Hauptstelle der Stadtbibliothek
in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d (Zugang durch die Rathausgalerie)

Eintritt: 5 Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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AUSSICHTEN/8445: Und morgen, den 2. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.11.2018 bis zum 03.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8445 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Ganz gewiß bedauerlich

gilt der Tag schon als verhuscht,

windig, kühl und schauerlich,

wenn Jean-Luc nicht heute duscht.
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GRENZEN/159: Kampagne für Asyl fordert Kündigung des Abkommens zwischen EU und Türkei (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 31. Oktober 2018

Kampagne für Asyl fordert Kündigung des Abkommens zwischen EU 
und Türkei



Angesichts der verschärft problematischen Situation auf den Inseln des
östlichen Ägäischen Meeres und im Bezug auf die unmenschlichen
Bedingungen, in denen Flüchtlinge dort leben müssen sowie dem
alarmierenden Anstieg an rassistischen Übergriffen und Intoleranz,
beides Folgen der Implementierung des Abkommens zwischen der EU und
der Türkei, bekräftigen wir erneut unsere Position:

Die Art und Weise, wie mit den Problemen umgegangen wird, die die
Flüchtlinge zu bewältigen haben, indem man sie zu Opfer und Geiseln
einer präventiven EU-Politik macht, sowie die andauernde Tendenz, sie
abzuschieben, müssen sich ändern durch:


	Die Aufkündigung des Abkommens zwischen der EU und der Türkei und vor allem auch die Beendigung der unbegrenzten Internierung der Flüchtlinge, die die Ursache aller in den letzten Jahren beobachteten Probleme darstellt.

	Eine Fokussierung der Politik auf das Leben und die Würde der Menschen im Gegensatz zur aktuellen präventiven Politik und der Erniedrigung der Menschenwürde.

	Eine strategische Planung für reibungslose Integration der Flüchtlinge in ganz Griechenland, indem die Koexistenz mit den lokalen Gemeinden gefördert wird, anstatt sie zu erschweren, wie es die aktuelle Präventionspolitik durch die Schaffung von Ghettos in weit entfernten Lagern auf dem Festland tut.



Die Lösung der Probleme, denen sich Flüchtlinge gegenübersehen, und
die eine negative Auswirkung auch auf lokale Gemeinden haben, kann
nicht in halbherzigen Maßnahmen bestehen, wie etwas ihre Anzahl zu
verringern oder nur vorübergehend ihre Bedingungen zu verbessern, und
auch nicht in ihrer Kriminalisierung gegenüber der Gesellschaft. Die
Situation muss durch die Kündigung des Abkommens zwischen der EU und
der Türkei gelöst werden, das die hauptsächliche Ursache der
Blockierung der Flüchtlinge auf den Inseln und die damit
einhergehenden Probleme darstellt.

Unterzeichner:

AITIMA

http://www.aitima.gr

ARSIS - Vereinigung zur sozialen Unterstützung von Jugendlichen 

http://www.arsis.gr

Soziales Hilfsnetzwerk für Flüchtlinge und Migranten

http://migrant.diktio.org

Griechischer Flüchtlingsrat

http://www.gcr.gr

Griechisches Forum für Flüchtlinge

http://refugees.gr

Griechischer Helsinki Monitor

https://greekhelsinki.wordpress.com

Initiative für Rechte von internierten Flüchtlingen

http://www.tokeli.gr

"LATHRA?" Komitee für Solidarität mit den Flüchtlingen von Chios

http://www.lathra.gr

Anwälte für die Rechte von Flüchtlingen und Migranten

http://www.omadadikigorwn.blogspot.com

PRAKSIS

http://www.praksis.gr

Refugees Support Aegean

http://rsaegean.org

Welt ohne Kriege und ohne Gewalt Griechenland

http://www.kosmosxorispolemous.gr


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSTELLUNG/9581: Berlin - HAWK eröffnet Showroom in Berlin mit Designschau, 08.-18.11.2018


idw - Pressemitteilung: HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft
und Kunst, Fachhochschule Hildesheim/Holzminden/Göttingen

HAWK eröffnet Showroom in Berlin mit Designschau

Vernissage am 8. November 2018, 18.30 Uhr / "Projektor" der Fakultät
Gestaltung im Direktorenhaus Berlin-Mitte



Die Fakultät Gestaltung der HAWK Hochschule für angewandte
Wissenschaft und Kunst in Hildesheim zeigt im Direktorenhaus in Berlin-
Mitte eine große Designschau und eröffnet damit auch den neu
geschaffenen Showroom "Projektor".

Die besten Arbeiten von Studierenden und Ehemaligen aus den Bereichen
Advertising Design, Branding Design, Digitale Medien, Farbdesign,
Grafikdesign, Innenarchitektur, Lighting Design, Metallgestaltung, und
Produktdesign werden erstmalig in Berlin ausgestellt.

Über die Designschau hinaus werden in dem Showroom "Projektor" im
Direktorenhaus in Berlin-Mitte dauerhaft Arbeiten von Studierenden
gezeigt und Studien- und Mappenberatungen angeboten. Die Studierenden
werden in der niedersächsischen Hochschule nach dem Hildesheimer
Modell ausgebildet. Die genannten Studienbereiche werden verzahnt mit
Theorie und praxisnaher Arbeit gelehrt. Abschließen kann man in den
Studiengängen Bachelor of Arts und Master of Arts.

Das Direktorenhaus in Berlin-Mitte wurde 2010 als Ausstellungsort für
angewandte Kunst gegründet. Es gehört zum Gelände der Alten Münze,
einem Zentrum für Kunst und Kultur.

Vernissage:

8.11.2018 um 18:30 Uhr

Projektor im Direktorenhaus

Am Krögel 2

10178 Berlin

Ausstellung vom 9.-18.11.2018

Öffnungszeiten:

Mo-Fr 11-18 Uhr

Sa u So 14-18 Uhr

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hawk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution231

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HAWK Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst, Fachhochschule

Hildesheim/Holzminden/Göttingen, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9580: Cuxhaven - "Ton in Ton", Acrylmalerei von K. Barbion, Skulpturen von M. Nicolaus, 11.11.-6.1.19


Ton in Ton

Acrylmalerei von Katja Barbion & Skulpturen von Monika Nicolaus



In der Kunst ist es wie im richtigen Leben. Es gehört schon eine
gehörige Portion Zufall und Glück dazu, dass zwei Künstlerinnen
zusammenfinden, deren Werke sich auf so wundervolle Weise ergänzen.

Katja Barbion, Künstlerin aus Cuxhaven, zeigt u.a. ihre Werke aus der
Reihe "Steinzeiten". Es handelt sich um einen in Stein gehauenen
Streifzug durch die verschiedenen Epochen der Menschheitsgeschichte.
Hierbei geht es um bildliche Darstellungen von Reliefs, Skulpturen
oder architektonischen Details. Des Weiteren wird dem Besucher ein
Auszug aus der Bilderreihe "eine zufällige Begegnung" präsentiert.
Katja Barbion schafft es, eine Dreidimensionalität in ihren Bildern zu
schaffen, die dem Betrachter das Gefühl gibt, direkt vor dem Objekt zu
stehen. Dabei geht sie nahezu fotorealistisch vor, ohne jedoch den
künstlerischen Aspekt aus den Augen zu verlieren. Barbions Werke sind
mit viel Liebe zum Detail und in voller Harmonie in Form und Farbe
"Ton in Ton" gearbeitet.

Monika Nicolaus ist Keramik-Bildhauerin. Sie liebt das erdige,
archaische weiche Material Ton. Das Gefühl von unendlicher Formbarkeit
ist für die Künstlerin aus Nordholz die pure Sinnlichkeit. Ihre Hände
sind das Werkzeug, Ihr räumliches Vorstellungsvermögen leitet sie,
Formen, Rundungen und Linien für die Skulpturen zu finden. Ein Prozess
vom Werden und Entstehen, welcher von Zufällen und Fehlern lebt. Das
Material Ton fordert Gehorsam und Geduld. Später hat das Feuer das
letzte Wort. Monika Nicolaus hat 21 Jahre im Haus der Jugend ihre
Leidenschaft an Kinder und Jugendliche weitergegeben und würde sich
freuen, dem Einen oder Anderen wieder zu begegnen. Monika Nicolaus
zeigt in der Ausstellung hauptsächlich leicht abstrahierte Tierobjekte
mit Arbeitsspuren.

Ein besonderes Augenmerk dieser Ausstellung sollte auf die gemeinsame
Arbeit beider Künstlerinnen gelegt werden. Von Beginn an war die Idee
geboren, die Arbeit des anderen in seinem eigenen Metier umzusetzen:
Die Skulptur wird gemalt - das Bild wird in Ton modelliert. Lassen Sie
sich überraschen.

Die Ausstellung "Ton in Ton" ist vom 11. November 2018 bis zum 06.
Januar 2019 im Schloss Ritzebüttel, Schlossgarten 8 in 27472 Cuxhaven
zu sehen. Die Vernissage finde am 11. November 2018 um 11.00 Uhr
statt, die Einführung in die Ausstellung wird Elke Grapenthin geben.

Öffnungszeiten: Mo-Do 10-13 Uhr, Di-Do 14-17 Uhr, Sa-So 11-15 Uhr,
Öffnungszeiten während des Weihnachtsmarktes (1.12. - 23.12): Di-Do
10-13 Uhr, täglich 15-18 Uhr, 24-26.12.2018 & 31.12.2018-1.1.2019
geschlossen.

 * 

Quelle:
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Indien - eine Amtszeit geht zu Ende

von Edgar Benkwitz



Nach allen Meinungsumfragen ist er der populärste Regierungschef, den
Indien je hatte. An Narendra Modis Beliebtheit reichen selbst der legendäre
Staatsgründer Jawaharlal Nehru und dessen Tochter Indira Gandhi, die den
Erzfeind Pakistan militärisch besiegte und territorial halbierte, nicht
heran. Doch deren Taten sind für die heutige Generation längst Geschichte.
Für sie ist allein die Gegenwart interessant, nur hin und wieder gibt es
einen Blick in die Zukunft.

Diese Gegenwart wird seit fast fünf Jahren politisch von der
hindunationalistischen Indischen Volkspartei(BJP) mit Premierminister
Narendra Modi an der Spitze bestimmt. Dessen Amtszeit läuft im kommenden
Frühjahr aus und für die anstehenden Neuwahlen scharren die politischen
Kräfte des Landes schon kräftig mit den Füßen. Die BJP setzt selbstbewusst
auf einen Wahlsieg. Doch wird es wohl kaum eine Wiederholung des
Ergebnisses von 2014 geben, als die Partei im Parlament die absolute
Mehrheit errang. Damals griff sie aus der Opposition heraus an und fegte
die amtsmüde und erlahmte Kongresspartei aus den Ämtern. Modi gelang es,
neuen Elan in die Politik zu pumpen und insbesondere bei den aufstrebenden
Mittel- und Unterschichten Begeisterung und Enthusiasmus zu wecken. Jetzt
ist das gewährte Vertrauen weitgehend aufgebraucht, der Enthusiasmus
verflogen. Modis Versprechen, dass unter ihm "achhe din" - gute Zeiten -
einziehen würden, gilt heute nur für Wenige.

Ein Blick auf die letzten Jahre zeigt jedoch auch, dass sich Indien in
einer komplizierter werdenden Welt erfolgreich den neuen Herausforderungen
gestellt hat. Es ist heute auf vielen Gebieten nicht mehr zu übersehen.
Nach Angaben der Weltbank steht es gemessen am Bruttoinlandsprodukt(BIP)
mit Großbritannien und Frankreich nahezu gleichauf. Mit einer Zuwachsrate
von über sieben Prozent wird es beide im nächsten Jahr überholen. Hinter
den USA, China, Japan und Deutschland wird es dann - allerdings mit großem
Abstand - an fünfter Stelle in der Welt stehen. Auswirkungen hat diese
Entwicklung nicht zuletzt auf die soziale Struktur der indischen
Gesellschaft. Verschiedene Indices berechnen übereinstimmend, dass die
riesige Armut zurückgeht. So berichtet der "Index der mehrdimensionalen
Armut" des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen, dass in den
letzten zehn Jahren die Armut von 55 auf 28 Prozent der Bevölkerung
gesunken ist - von vormals 500 Millionen auf jetzt 271 Millionen Menschen.
Dieser Anteil soll weiter verringert werden, so dass zumindest das
schlimmste Elend reduziert wird.

Neben einheimischen Programmen stellt die Weltbank in den nächsten fünf
Jahren 25 bis 30 Milliarden Dollar zur Verfügung, um Indien den Übergang
von einem sogenannten niedrigen mittleren Einkommensland in ein hohes
mittleres Einkommensland zu erleichtern. Doch auch die Spitze der
Gesellschaft profitiert vom wirtschaftlichen Aufschwung. Die Zahl der
Milliardäre stieg 2017 besonders schnell und beträgt 104 (nach anderen
Berechnungen 137), womit Indien weltweit auf Platz 4 liegt. Millionäre gab
es 264.000. Noch nie klafften die Einkommensunterschiede so weit
auseinander, ein Prozent der Bevölkerung besitzt die Hälfte des privaten
Reichtums.

Wie keine Regierung in der jüngsten Geschichte Indiens setzt die jetzige
auf einen forcierten Nationalismus, dessen Grundlage Religion und
Lebensweise des Hinduismus ist. Dieser Hindunationalismus stellt eine
Gratwanderung dar, denn eine bisher weitgehend säkulare Staatspolitik,
Garant für die Einheit des Landes, wird in Frage gestellt. Zwangsläufig
richtet sich diese Ideologie, die oft in Chauvinismus ausartet, gegen
Andersgläubige und -denkende. Betroffen sind insbesondere Muslime und
Christen, aber auch die geistigen und kulturellen Eliten des Landes mit
einer aufgeklärten und toleranten Lebensweise.

Doch die Regierungspartei hat vorerst ihr Ziel erreicht: im ganzen Land
konnte sie ihre Herrschaft ausbauen. Sie regiert mittlerweile in 21 von 29
Unionsstaaten. Erleichtert wurde ihr das durch den desolaten Zustand der
politischen Opposition. Die einst einflussreiche Kongresspartei steckt noch
in der Krise, in die sie durch die schwere Niederlage bei den
Parlamentswahlen gestürzt ist. Es ist ihr bisher nicht gelungen, ein
überzeugendes Programm vorzulegen. Hinzu kommt, dass die 
Nehru-Gandhi-Familie ihren dynastischen Zugriff auf die Partei durchgesetzt hat. Mit
Rahul Gandhi als neuem Präsidenten wird zwar eine nahezu 100jährige
Familientradition fortgesetzt, doch mangelt es dem 48jährigen an vielem,
was seine Vorgänger in diesem Amt auszeichnete. Zu fehlenden politischen
Erfahrungen gesellt sich mangelndes Engagement, das durch Aktionismus
ersetzt wird. Rahul Gandhi haftet auch das Stigma eines abgehobenen
Vertreters der Oberschicht (Brahmane) an, was den Kontakt zu den Massen
erschwert. Bei den einflussreichen Regionalparteien ist er nicht beliebt,
hier pocht er auf die Rolle als Führer einer geeinten politischen
Opposition gegen die Modi-Partei. Ob die gewünschte Oppositionsfront je
zustande kommt ist fraglich, zu groß sind die divergierenden Interessen der
Beteiligten.

Premierminister Narendra Modi wird auch bei den bevorstehenden Wahlen das
Zugpferd seiner Partei sein. Als ausgebildeter Agitator und späterer
Funktionär der Hindu-Kernorganisation RSS versteht er es sehr gut, mit
demagogischen Mitteln zu arbeiten. Er lernte dort aber auch Disziplin,
Effizienz und Engagement. Eigenschaften, die ihn auch als Regierungschef
auszeichnen. Als Angehöriger einer niederen Kaste, der in seiner
Jugendfliegender Teeverkäufer bei der Eisenbahn war, rückt er vor allem
immer wieder die Themen Sauberkeit, Hygiene und Gesundheit ins Bewusstsein
der Öffentlichkeit - Gebiete, bei denen Indien einen äußerst schlechten Ruf
hat. Bisherige Tabuthemen wie die katastrophale Toiletten- und
Fäkalienfrage machte er sogar zum Gegenstand seiner Ansprachen zum
Nationalfeiertag. Mit dem Besen in der Hand fegte er die Straßen Delhis, so
alle höheren Kastenangehörigen beschämend, denen eine solche Tätigkeit
unter ihrer Würde ist.

Narendra Modi verfügt auch international über einen guten Ruf. Er krempelte
die vor sich hin plätschernde Außenpolitik seines Landes um, setzte neue
Schwerpunkte und suchte durch Pragmatismus immer wieder Vorteile für sein
Land zu gewinnen. Zu den Staatenlenkern dieser Welt - von Obama und Trump,
Putin, Xi, Macron bis Abe - hat er persönliche Beziehungen und
Arbeitskontakte entwickelt. Mit Erfolg setzte er das enorme geostrategische
Gewicht Indiens bei Verhandlungen ein. Das wirkt vor allem gegenüber den
USA mit ihrer Pazifik/Indik-Doktrin und hat erst einmal zu einer Festigung
der Positionen gegen die Rivalen China und Pakistan geführt. Doch Indien
vergibt nicht allen Handlungsspielraum, die guten Beziehungen mit Russland
werden trotz Drucks nicht aufs Spiel gesetzt, gegenüber China lässt man
sich Optionen für eine Verbesserung des Verhältnisses offen.

Als erfolgreich aufstrebendes Schwellenland ist Indien wirtschaftlich zu
einem Konkurrenten der etablierten Mächte geworden. Es beugt sich immer
weniger deren Forderungen, drängt auf eine gleichberechtigte Behandlung.
Eigentlich müsste die destruktive US-Politik Indien und die Europäische
Union stärker zusammen führen, denn die Verwerfungen in den internationalen
Wirtschaftsbeziehungen schaden beiden. Doch trotz vieler guter Worte aus
Brüssel, Paris und Berlin ist von einer Vertiefung der Zusammenarbeit wenig
zu spüren. Im Gegenteil, Indien steht immer wieder in der Kritik. Vieles
ist offensichtlich der Konkurrenzsituation geschuldet und wird -
vordergründig durch die Medien - einseitig der gegenwärtigen Regierung
angelastet.

In den kommenden Monaten tritt Indien wieder einmal in eine heiße Phase
seiner politischen Entwicklung ein. Man darf gespannt sein, welche Register
der bauernschlaue Modi und seine Mannschaft ziehen werden, um auf den
schwindenden Rückhalt der Wählermassen zu reagieren. Die zu erwartende
Polarisierung der politischen Kräfte wird sicherlich den Demagogen aller
Couleurs Auftrieb verleihen. Zu hoffen ist, dass der Hindunationalismus
nicht weiter angeheizt wird.

 * 

Quelle:
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Flucht aus Georgien, Asyl in Deutschland

von Reinhard Pohl



Während die Große Koalition in der letzten Legislatur vergeblich
versuchte, Marokko, Algerien und Tunesien zu "sicheren
Herkunftsstaaten" erklären zu lassen, hat sie nach der neuen
Regierungsbildung ein viertes Land in den Blick genommen: Georgien. Es
gibt dort keine erkennbaren Veränderungen warum es in der letzten
Legislaturperiode nicht sicher war, nun aber schon, können CDU und SPD
nicht inhaltlich begründen. Es geht um Symbolpolitik: Die AfD fordert
ein härteres Vorgehen, einige Parteien wollen liefern.


Transformationsgesellschaft und Separatismus

Georgien ist rund dreimal so groß wie Schleswig-Holstein und hat
ungefähr 4 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner. Es grenzt im Norden
an Russland (Tschetschenien), im Osten an Aserbaidschan und im Süden
an Armenien und die Türkei.

Zur Zeit Napoleons eroberte Russland das Land. Mit dem Zusammenbruch
Russlands 1917 wurde Georgien für kurze Zeit unabhängig, seit 1921
gehörte es aber zur Sowjetunion. Seit 1936 gab es die Georgische SSR,
in diesen Grenzen wurde das Land am 9. April 1991 unabhängig.

Kurz nach der Unabhängigkeit versuchten drei Landesteile, sich von
Georgien abzuspalten: Abchasien und Südossetien im Norden und
Adscharien im Süden. Im Süden ist die Bevölkerung muslimisch, das
Gebiet gehörte bis 1918 zum Osmanischen Reich. Die Abspaltung im Süden
wurde durch Verhandlung friedlich beigelegt, indem die georgische
Regierung die Autonomie wieder herstellte, die das Gebiet in der
sowjetischen Zeit schon hatte. Dagegen wurden die beiden Gebiete im
Norden mehr und mehr durch russische Truppen "geschützt", die zunächst
als "Friedenstruppen" einmarschiert waren, um sich zwischen die
georgischen und die abchasischen bzw. südossetischen Truppen zu
schieben. Damit machten die russischen Truppen aber aus der Front
Grenzen, 2008 kam es zum georgisch-russischen Krieg, seitdem sind
Abchasien und Südossetien faktisch russische Gebiete, wenn auch noch
nicht offiziell annektiert.

Erster Präsident Georgiens wurde der Nationalist Swiad Gamsachuria,
der aber bald von Eduard Schewardnadse abgelöst wurde. Schewardnadse
war vorher Außenminister der Sowjetunion, hatte die deutsche Einheit
verhandelt und besaß deswegen in Deutschland hohes Ansehen. In
Georgien war das Ansehen geringer und bald darauf vollkommen ruiniert:
Die Privatisierung der sowjetischen Staatsbetriebe machte ein paar
Männer zu Superreichen. die meisten Georgier zu Superarmen, den Staat
selbst zu einer Brutstätte der Korruption. Von den damals rund 5,5
Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern sind bis heute rund 1.5
Millionen ausgewandert, eine Folge dieser Politik, die das Land um
Jahrzehnte zurückwarf.

Rosenrevolution

2003 wurde die Schewardnadse-Regierung durch Massenproteste gestürzt,
die sogenannte "Rosenrevolution". Für Russland wurde sie zum Alptraum,
denn der neue Präsident Micheil Saakaschwili packte den Kampf gegen
Korruption und Kriminalität entschlossen und in Teilbereichen auch
erfolgreich an. Außerdem sorgte er dafür, dass sich das Land von
Russland abwandte, später auch aus der GUS austrat und sich der NATO
und der EU annäherte.

Bei der Korruption zeigt die "Rangliste" von "Tansparency
International" den Erfolg an: Von Platz 133 im Jahre 2004 rückte
Georgien auf Platz 51 im Jahr 2012 vor, liegt also seitdem vor
Italien, 2012 erreichte es Platz 44. Die energische Reform der
Polizei, rund 16.000 Polizisten wurden im Zuge der
Korruptionsbekämpfung entlassen. führte dazu, dass viele Kriminelle
ihre Tätigkeit ins Ausland verlegten, unter anderem nach Westeuropa.

Der Krieg gegen Russland kostete Saakaschwili viel Vertrauen, hatte er
den Krieg doch sehr leichtsinnig und im Vertrauen auf die türkischen
Militärberater im Land gestartet. Es zeigt sich, dass Russland gut
vorbereitet war und den Gegenangriff schon geplant hatte.

Annäherung an die EU

Seit 2013, Saakaschwili durfte nach zwei Amtszeiten nicht wieder
antreten, ist Giorgi Margwelaschwili Präsident. Er schloss 2014 ein
Assoziierungsabkommen mit der EU ab, gleichzeitig mit Moldavien und
der Ukraine.

Das Assoziierungsabkommen das 2016 in Kraft trat, ist gleichzeitig ein
Freihandelsabkommen. Gleichzeitig verpflichtet sich Georgien dazu,
sein Justizsystem zu reformieren und von Korruption zu befreien. Der
Export nahm bereits 2017 um 16 Prozent zu. Eine schnelle Perspektive
zum EU-Beitritt gibt es nicht, denn nach den Plänen der EU sind
zunächst die sechs Staaten des Westbalkan dran. Hier könnten Serbien
und Montenegro 2025 beitreten, Mazedonien und Albanien dann 2032. Bei
ihrem Besuch im August 2018 in Georgien bezeichnete Angela Merkel die
Staaten der östlichen Partnerschaft Moldavien, Ukraine und Georgien
als "zweiten Ring" der Nachbarschaftspolitik, die danach erst
beitreten sollten - dazu müssten nicht nur sie einen Stand erreichen,
der einen Beitritt erlaubt. Auch die EU muss so reformiert werden,
dass sie weitere Staaten aufnehmen kann. Die jetzige Struktur - 28
Mitgliedsstaaten, 28 Positionen in der Kommission - ist dafür nicht
geeignet.

Seit Anfang 2017 dürfen Georgierinnen und Georgier visumfrei zu
Besuchen (bis 90 Tage) in die EU reisen. Das führte kurzzeitig zu
einem Anstieg der Asylanträge, die Jahreswerte veränderten sich aber
kaum. 2016 gab es 3.771 Asylanträge, 2017 waren es 3.462 trotz
Visumfreiheit war die Zahl also gesunken, 2018 könnte sie im
Gesamtjahr wieder steigen. die Tabelle unten gibt die Zahlen aus dem
ersten Halbjahr an.

Der Beitritt zur EU und mir NATO ist im Land seit dem Krieg 2008 gegen
Russland sehr populär. weil sich die große Mehrheit der Bevölkerung
davon mehr Sicherheit und Wohlstand verspricht. Im Mai sprachen sich
bei einer Umfrage 75 % der Bevölkerung für einen EU-Beitritt aus.

Menschenrechte

Die häufigsten Menschenrechtsverletzungen in Georgien sind
Behördenwillkür, Übergriffe auf Vertreterinnen oder Vertreter der
Opposition und schlechte Verhältnisse in den Gefängnissen.

Soweit es um die Behinderung der Opposition geht, werden nicht nur
Vertreterinnen und Vertreter von Oppositionsparteien von "Unbekannten"
angegriffen. Auch Journalistinnen und Journalisten, die über
Versammlungen der Opposition berichten, können Ziele solcher Angriffe
werden.

In den Gefängnissen grassieren Krankheiten, Gefangene werden geprügelt
oder vergewaltigt. Gefangene, die Verwandte in Westeuropa haben,
werden oft aufgefordert; eine bestimmte "Kaution" zu bezahlen (die nur
mit Hilfe der Verwandten aufgebracht werden kann), um freigelassen zu
werden. Es scheint auch so, dass einige nur wegen dieser
Verwandtschaft als "Geldquelle" verhaftet werden.

Ein besonderes Problem haben die Einwohnerinnen von Südossetien und
Abchasien: Mit den einheimischen Pässen können sie nur nach Russland,
Nicaragua, Venezuela und Nauru reisen. Für alle anderen Staaten
benötigen sie entweder einen russischen Pass, den vermutlich 80
Prozent der EinwohnerInnen haben, oder einen georgischen Pass, den
eine unbekannte Zahl von EinwohnerInnen hat, da er nicht legal ist.

Die russischen Truppen schikanieren insbesondere BewohnerInnen, deren
Häuser im besetzten Gebiet liegen, die aber Felder im georgisch
kontrollierten Gebiet bearbeiten. Sie werden ab und zu kontrolliert
und wegen "illegalen Grenzübertritts" zu Geldstrafen verurteilt.

In Tiflis gab es 2018 mehrere rechtsextreme Aufmärsche, die sich gegen
Ausländer oder gegen Schwule richteten, Die Möglichkeit
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften ist 2017 in der neuen
Verfassung abgeschafft worden, Ehen sind seitdem nur noch zwischen
Mann und Frau möglich.

Nur wenige Menschen sind so exponiert als Oppositionspolitiker oder
Journalisten, dass sie eine Chance haben, im Asylverfahren anerkannt
zu werden. Bestimmte Krankheiten, die in Georgien nicht entsprechend
den Gesetzen kostenlos behandelt werden, sondern nur gegen einen
zusätzlichen Umschlag mit Geld, können zu einem Abschiebungsverbot
führen.

Abschiebungen nach Georgien sind relativ einfach zu organisieren. 2017
waren es 612, im ersten Halbjahr 2018 bereits 528. Abschiebungen sind
stets mit einer Wiedereinreisesperre verbunden, die drei Jahre lang
für den gesamten Schengenraum gilt - die Betroffenen verlieren also
die Visumfreiheit. Insofern sollten Beratungsstellen bei abgelehnten
Asylanträgen immer auf die Möglichkeit einer Ausreise hinweisen.

Wichtig ist auch: Visumfreie Aufenthalte sind nur als
Besuchsaufenthalte erlaubt, wer den Aufenthalt zum Arbeiten nutzt,
dafür wäre ein Visum erforderlich, macht rückwirkend auch Einreise und
Aufenthalt unerlaubt.

Die Erklärung Georgiens zum "sicheren Herkunftsstaat" würde daran
nichts ändern.
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Trump droht mit Abschaffung des Geburtsortsprinzips

Von Patrick Martin

1. November 2018



US-Präsident Donald Trump hat angekündigt, das Geburtsortsprinzip per
Dekret abzuschaffen. Das erklärte er in einem Interview gegenüber "Axios on
HBO", das am Dienstag veröffentlicht wurde. Gemäß der amerikanischen
Verfassung erhalten alle, die in den USA geboren werden, die amerikanische
Staatsbürgerschaft. Trumps Pläne, dieses Prinzip auszuhebeln, ist ein
Frontalangriff auf die Verfassung und die demokratischen Grundrechte. Trump
nannte zwar keine Details, wann er das Dekret veröffentlichen wird oder wie
es umgesetzt werden soll, doch seine Anwälte im Weißen Haus sollen bereits
ihre Zustimmung erteilt haben.

Fast 300.000 Kinder von undokumentierten Einwanderern, die jedes Jahr in
den USA geboren werden, wären von diesem Dekret unmittelbar betroffen.
Falls es auch rückwirkend in Kraft treten sollte, würden Millionen von
jungen Menschen ihre Staatsbürgerschaft verlieren. Laut einer Schätzung
würde sich die Zahl der "illegalen Immigranten" von heute auf morgen
verdoppeln. In diesem Fall wären 24 Millionen Menschen den Terrorrazzien,
Verhaftungen und Massenabschiebungen durch die Einwanderungs- und
Zollbehörde ICE ausgesetzt.

Unabhängig davon, ob Trump seine Drohung wahrmacht, ist sie ein deutlicher
Schritt in Richtung einer Präsidialdiktatur in Amerika. Zum ersten Mal
beansprucht ein Präsident für sich das Recht, den Text der Verfassung nach
seinen politischen Präferenzen umzuschreiben. Damit setzt er sich ganz
offen über die Verfassung hinweg, laut der nur der Kongress das Recht hat,
die Verfassung zu ändern. Dafür wäre zunächst eine Zweidrittelmehrheit in
beiden Kammern notwendig, und danach müssten die Änderungen durch zwei
Drittel der Bundesstaaten ratifiziert werden.

Wenn der Präsident den 14. Zusatzartikel umschreiben kann, weil die
Immigration angeblich eine Gefahr für die nationale Sicherheit der USA
darstellt, warum dann nicht auch gleich den 1. Zusatzartikel, der die
Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit garantiert? Schließlich hat
Trump die Presse als "Feind des Volkes" bezeichnet. Genauso gut könnte er
den 4. Zusatzartikel abschaffen, der den Schutz vor illegalen
Durchsuchungen garantiert, oder den 5. Zusatzartikel, der Verhafteten das
Recht auf ein ordentliches Gerichtsverfahren und den Schutz vor
Selbstbelastung garantiert. So könnte Trump "unsere großartigen
Polizeibeamten", wie er sie nennt, unterstützen.

Trump mag behaupten, dass seine eigenen Anwälte im Weißen Haus seine
Auffassung teilen, er habe das Recht darauf, den 14. Zusatzartikel "neu zu
interpretieren". Doch tatsächlich gibt es keinen juristischen Disput
darüber, ob der 14. Zusatzartikel das Geburtsortsprinzip garantiert. Der
Oberste Gerichtshof hatte 1898 im Fall United States vs. Wong Kim
Ark das Prinzip bekräftigt und alle späteren Urteile haben dies
bestätigt. Gleichzeitig dehnten sie das Recht auf ein "ordentliches
Gerichtsverfahren" und "gleichen Schutz durch das Gesetz", das im 14.
Zusatzartikel ebenfalls festgeschrieben ist, auch auf nicht gemeldete
Immigranten aus.

Der 14. Zusatzartikel wurde im Jahr 1868 ratifiziert, also drei Jahre nach
dem Ende des Bürgerkriegs und der Ratifizierung des 13. Zusatzartikels,
durch den die Sklaverei formell abgeschafft wurde. Der Zusatzartikel war
notwendig, um Versuche der ehemaligen Konföderationsstaaten zu unterbinden,
den ehemaligen Sklaven die Staatsbürgerschaft und andere politische und
juristische Rechte vorzuenthalten. Außerdem sollte er den juristischen
Präzedenzfall durch die berüchtigte Entscheidung des Obersten Gerichtshofs
im Fall Dredd Scott vs. Sanford (1857) aufheben, laut der Schwarze
weder als Sklaven noch als Freigelassene juristische oder staatsbürgerliche
Rechte haben.

Der erste Satz des 14. Zusatzartikels definiert das Geburtsortsprinzip:
"Alle Personen, die in den Vereinigten Staaten geboren oder eingebürgert
sind und ihrer Gesetzeshoheit unterstehen, sind Bürger der Vereinigten
Staaten und des Einzelstaates, in dem sie ihren Wohnsitz haben."

Durch den Satzteil "ihrer Gesetzeshoheit unterstehen" wird eine Ausnahme
für die Kinder von ausländischen Gesandten gemacht, die diplomatische
Immunität genossen und deshalb nicht den Gesetzen der USA unterstanden.
Alle anderen auf amerikanischem Staatsgebiet geborenen Kinder sind
Staatsbürger mit sämtlichen Rechten ab dem Moment ihrer Geburt. Die
Intention des Kongresses, dass der Zusatzartikel auch Kinder von
Immigranten und ehemaligen Sklaven einschließt, zeigte sich deutlich in den
parlamentarischen Debatten. Die Senatoren erklärten damals ausdrücklich,
der Artikel würde auch für die Kinder der chinesischen Arbeiter in
Kalifornien gelten.

Das Geburtsortsprinzip wurde in den letzten zwei Jahrzehnten zur
Zielscheibe von Angriffen durch ultrarechte und migrantenfeindliche Kräfte,
die überwiegend, aber nicht nur aus dem Umfeld der Republikanischen Partei
stammen.

Der ehemalige Mehrheitsführer im Senat, Harry Reid, einer der
einflussreichsten Demokraten in Washington, brachte 1993 den Entwurf des
Immigration Stabilization Act ein. Dabei erklärte er, "kein vernünftiges
Land" würde das Geburtsortsprinzip anwenden, denn es stelle einen "Anreiz
für schwangere Ausländerinnen dar, illegal in die USA einzureisen ... damit
das Kind die Staatsbürgerschaft erhält und sie damit Anspruch auf
staatliche finanzielle Hilfen hat".

2010 äußerten mehrere republikanische Senatoren ihre Unterstützung für eine
Abschaffung des Geburtsortsprinzips oder zumindest für Anhörungen über das
Thema. Zu ihnen gehörten u. a. der damalige Minderheitsführer Mitch
McConnell, der Präsidentschaftskandidat von 2008 John McCain, Lindsey
Graham und Jeff Sessions, der mittlerweile Trumps Justizminister ist.

2015 machte Trump die Abschaffung des Geburtsortsprinzips zu einem
wichtigen Teil seines Wahlkampfs für die Präsidentschaftskandidatur der
Republikaner, den er mit einer rassistischen Hetzrede gegen mexikanische
Einwanderer begann, die er als Vergewaltiger und Mörder verunglimpfte. Im
Laufe des Wahlkampfs schlossen sich viele seiner republikanischen Rivalen
dieser Position an, darunter der texanische Senator Ted Cruz, außerdem Ben
Carson, der heute Trumps Wohnungsminister ist.

Doch weder 2010 noch 2015 kam man auf die Idee, dass das Geburtsortprinzip
durch eine Präsidentenverfügung abgeschafft werden könnte. Befürworter wie
Gegner akzeptierten gleichermaßen, dass eine so eindeutige und dramatische
Änderung des 14. Zusatzartikels nur durch die Verabschiedung eines weiteren
Zusatzartikels möglich wäre.

Um zu behaupten, er besitze als Präsident die Autorität, die Verfassung zu
ändern, griff Trump wie gewohnt zu einer ganzen Reihe von Lügen: "Wir sind
das einzige Land der Welt, in das man einfach einreisen und ein Baby
bekommen kann, das dann im Grunde 85 Jahre lang Staatsbürger der
Vereinigten Staaten ist - mit allen Vorteilen."

Tatsächlich gewähren 29 von 34 Staaten der westlichen Hemisphäre, die sich
auf der Grundlage von Masseneinwanderung entwickelt haben, allen auf ihrem
Gebiet geborenen Personen automatisch die Staatsbürgerschaft. Neben den USA
gehören dazu Kanada, Mexiko, Brasilien, Argentinien, Peru, Venezuela,
Chile, Kuba und die mittelamerikanischen Staaten, aus denen mittlerweile
Menschen vor Gewalt, Unterdrückung und Armut fliehen müssen - ein Ergebnis
der Interventionen und Repression des US-Imperialismus.

Alle diese Länder erlangten ihre Unabhängigkeit im Kielwasser der
Amerikanischen Revolution, die eine Republik hervorbrachte, die nicht auf
Rasse, Religion, Ethnie oder Geografie basiert, sondern auf den Idealen der
Aufklärung. Dieses demokratische Erbe will Trump abschaffen, indem er für
einen amerikanischen Nationalismus trommelt, der von einer vehementen
Feindschaft gegen Opponenten im In- und Ausland geprägt ist. Seine Rhetorik
verbreitet den Gestank des "Blut und Boden"-Nationalismus, der vor allem
von den Nazis geschürt wurde. Mit dem jetzigen Vorgehen zeigt sich, dass
Trumps Nationalismus untrennbar mit autoritären Herrschaftsmethoden
verbunden ist.

Die Medien reagierten auf Trumps Pläne oberflächlich und unernst, obwohl es
sich um einen massiven und grundlegenden Angriff auf die gesamte
verfassungsgemäße Struktur der USA handelt: eine Neudefinition des
Charakters der Staatsbürgerschaft und eine deutliche Ausweitung der Macht
der Exekutive.

Die New York Times gab wie üblich den Ton an. In einer
"Nachrichtenanalyse" tat sie Trumps angedrohtes Dekret ab und schrieb:
"Seine Erklärung hörte sich eher nach einem politischen Trick an, als nach
einem vernünftigen juristischen Argument. Auch das Timing, eine Woche vor
der Zwischenwahl, ist verdächtig. Ebenso wenig ist klar, was in dem Dekret
stehen soll oder wie es den Inhalt der Verfassung ändern würde."

Am Dienstagabend hatten die Nachrichtensender den Vorschlag des
Präsidenten, die Verfassung umzuschreiben, zu einer von vielen Nachrichten
herabgestuft. ABC News berichtete ausführlich über die Gegenargumente des
Sprechers des Repräsentantenhauses, Paul Ryan, der in einer Radio-Talkshow
erklärte: "Man kann das Geburtsortsprinzip nicht mit einem Dekret aus der
Welt schaffen. Als Konservativer glaube ich an den eindeutigen Text der
Verfassung; ich halte den 14. Zusatzartikel für ziemlich eindeutig. Ihn zu
ändern würde einen sehr, sehr langen Verfassungsprozess erfordern."

Ryan geht jedoch in den Ruhestand, vor allem weil er zu wenig Einfluss in
der Trump-Regierung hat. Andere führende Republikaner im Kongress, darunter
Mehrheitsführer Mitch McConnell, schwiegen oder unterstützten Trump.

Der Vorsitzende des Justizausschusses des Senats, Charles Grassley
(Republikaner in Iowa), erklärte, das Geburtsortsprinzip gelte für legale
Immigranten, behauptete aber dann, unter Rechtsexperten gebe es "eine
Debatte darüber, ob dieses Recht auch für die Kinder von illegalen
Immigranten gilt". Grassley war die treibende Kraft hinter der Bestätigung
von Brett Kavanaugh als Richter am Obersten Gerichtshof, der an jeder
Überprüfung einer juristischen Anfechtung von Trumps Dekreten beteiligt
wäre.

Zweifellos steckt hinter dem Zeitpunkt von Trumps Ankündigung ein
wahlpolitisches Kalkül. Zuvor hatte er mehrfach medienwirksam gegen
Immigranten gehetzt. Am Montag entsandte er 5.200 schwerbewaffnete Soldaten
an die amerikanisch-mexikanische Grenze, um einer Karawane von
mittelamerikanischen Flüchtlingen den Zugang zu den USA zu verwehren,
obwohl sie noch mehrere Wochenmärsche von der amerikanischen Grenze
entfernt sind. Damit sind mehr Soldaten an der Grenze, als das Pentagon
derzeit im Irak und Syrien stationiert hat.

Doch Trumps Ankündigung ist viel mehr als nur ein Versuch, in letzter
Minute noch seine rassistische und chauvinistische "Basis" wachzurütteln.
Trump hat in den letzten zwei Jahren die Grundlagen für eine faschistische
Bewegung geschaffen. Diese Politik wird er noch intensivieren, wenn die
Republikaner am 6. November die Kontrolle über eine oder beide Kammern des
Kongresses verlieren werden.
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GRASWURZELREVOLUTION/1804: Stichworte zum Postanarchismus - Solidarität


graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Solidarität

Gegen die hässlichsten Züge der bestehenden Ordnung. Stichworte zum
Postanarchismus 7

von Oskar Lubin



Im Sommer 2018 machten sich 47 Prozent der Deutschen "große Sorgen"
über die "Flüchtlingssituation". Das hat eine Umfrage des Instituts
für Demoskopie Allensbach im Auftrag der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung ergeben. Menschen ertrinken im Meer zu dieser Zeit, im Sommer
2018 bereits ungefähr 1.400 seit Beginn des Jahres, wahrscheinlich
mehr. Da kann, da sollte man sich schon sorgen, dass nicht noch mehr
ertrinken. Aber die Sorge gilt gar nicht den Menschen in Not. Sie ist
kein Ausdruck von Solidarität mit den Schwächsten. Die Sorge gilt dem
eigenen Lebensstandard, dem Lebensmodell. Die gleiche Studie misst
einen Anstieg der potenziellen AfD-WählerInnen von 13 auf 15 Prozent
der Wahlberechtigten. Wenn auf dem Gipfeltreffen der EU zur gleichen
Zeit die "europäische Solidarität" eingefordert wird, ist das
ebenfalls keine Sorge um die Ertrinkenden und eigentlich auch keine
Solidarität: Rechte Regierungen wie diejenige Italiens, die geretteten
Flüchtlingen das Ankommen auf ihrem Territorium verweigern, wollen
nicht länger "alleingelassen werden". Sie, die Flüchtenden mit allen
staatlichen und privatisierten Mitteln die Einreise verweigern,
stellen sich als Schwache dar und fordern "Solidarität" ein. Eine
perfide Nutzung des Begriffs. Eine Politik der Niedertracht in Wort
und Tat, die das Wort für politische Unterstützung vor allem gegen
Andere in Anschlag bringt. Das eingeforderte Zurseitestehen soll nicht
der Entwicklung aller dienen, sondern nur bestimmten Leuten nutzen und
den anderen schaden. Sie ist wirklich mörderisch, diese "europäische
Solidarität". In einem Text zur Frage der Solidarität im Klassenkampf
schrieb der Historiker, Anarchist und Anarchismus-Historiker Max
Nettlau (1865-1944), dass Solidarität ohne Würde nicht zu denken sei.
Es braucht so etwas wie individuelle moralische Integrität, die die
kollektive Bezugnahme, das Solidarisch-Sein unterfüttert. Solidarität
und Würde gehören zusammen. Würde ohne Solidarität führe nur zu
individualistischer Selbstsucht und Karrierismus. Solidarität ohne
Würde nur zu Abgrenzung. Solidarität ohne persönliche Würde ist
eigentlich nur Kumpanei und Ressentiment gegenüber anderen. Sie ist
gerade das - der Satz scheint wie auf das Jahr 2018 zugeschnitten -,
"was wir um uns herum sehen, was uns in jeder Minute verletzt:
Solidarität der kompakten Majorität mit den häßlichsten Zügen der
bestehenden Ordnung: Konkurrenz, Patriotismus, Religion, politische
Parteien usw."(1)

Dieser Art ist die "europäische Solidarität" der Protofaschisten in
Italien und ihrer Rechten und Ultrarechten Kumpanen in Österreich und
Ungarn und in der AfD. Diese Art von "Solidarität" (ohne Würde) zielt
nur auf die "eigenen Leute", auf die vermeintlich Gleichen.

Auch wenn sie sich strategisch in Stärkere und Schwächere aufspalten,
wie im Falle der italienischen Forderung. Es sind immer die gleichen
und die immer gleichermaßen lächerlichen und brutalen, einfältigen und
zwingenden Losungen, die die "Alternative für Deutschland" oder
"Deutschland den Deutschen" (NPD) oder "Österreich Zuerst" (Jörg
Haider 1992/ Peter Pilz 2016) fordern und behaupten die "Wahren
Finnen" etc. zu sein. Es ist leider auch die "Solidarität" ihrer
WählerInnen, die in Abschottung das Heilmittel zur Garantie von
Karriere, Kleinwagen und Konsum sehen. Und das sind nicht wenige. Sie
finden sich in allen gesellschaftlichen Schichten, im sogenannten
abstiegsbedrohten KleinbürgerInnentum vielleicht noch am neisten.
Irgendwo zwischen den 15 und 47 Prozent in Deutschland, anderswo
gegenwärtig mehr, auch in den Milieus der Arbeiterklasse. Machen wir
uns nichts vor. "Der Fortschritt der Arbeiterbewegung scheint sich
verzweifelt langsam zu entwickeln", befand schon Nettlau vor rund 120
Jahren. "Ideen, die uns so klar, so selbstverständlich und annehmbar
erscheinen, stoßen oft auf eine so ungeheure Menge von Vorurteilen und
Gleichgültigkeit, daß es zweifelhaft erscheint, ob die großen Massen
sie jemals bewußt und ernsthaft sich zu eigen machen werden [...]."(2)

Eine dieser Ideen ist die der Solidarität - mit Würde und ohne
Anführungszeichen. Es gibt, wohl kaum ein abschreckenderes Beispiel
für "Solidarität" auf Kosten anderer als das gegenwärtige Grenzregime
des europäischen Staatenverbandes mit seiner Frontext-Privatarmee, die
sich gegen Menschen richtet, die nach einem besseren Leben suchen. Die
erste Herausforderung für wirkliche Solidarität besteht ganz
offensichtlich also darin, sie nicht auf Kosten anderer zu üben.

Die zweite Herausforderung für Solidarität besteht darin, sie nicht
als Hilfe unter Gleichen zu denken. Solidarität basiert auf der
Anteilnahme am Leiden anderer, sie setzt Gleichheit gerade nicht
voraus. Sie sollte Gleichheit nicht voraussetzen. Egal, ob die
vermeintliche Gleichheit der "solidarischen" EuropäerInnen, die dann
die Grenzen schließen, oder die vermeintliche Gleichheit der
Proletarier aller Länder, die sich vereinigen sollten und es denn doch
nicht taten. Solidarität - mit Würde und ohne Anführungszeichen -
sollte nicht Gleichheit zum Ausgangspunkt nehmen, sondern
Unterschiedlichkeiten. Sich mit denjenigen zu verbünden, die einer
oder einem ähnlich sind, ist weder Aufwand noch Kunststück (und
trotzdem schwierig genug, siehe die Geschichte der Arbeiterbewegung).
Die wirkliche Herausforderung besteht darin, sich mit Menschen gemein
zu machen, sich verbindlich - solidarisch kommt vom Lateinischen
solidus: echt, fest - für sie einzusetzen, wenn sie nicht das gleiche
Schicksal, nicht das gleiche Milieu, nicht die gleichen
Lebensgewohnheiten teilen. Und zu ertrinken drohen.

Der postanarchistische Theoretiker und Aktivist Richard J.F. Day hat
das mal "groundless solidarity" genannt, was sich als Solidarität ohne
gemeinsame Basis übersetzen ließe.(3) Der Begriff, den er von der
Feministin Diane Elam aufgreift, könne die verschiedenen "axes of
subordination"(4) miteinander verknüpfen. Solidarität ohne gemeinsame
Basis vermittelt aber nicht nur zwischen unterschiedlichen
Unterdrückungsformen bzw. zwischen denen, die von ihnen direkt
betroffen sind. Solidarität ohne gemeinsame Basis (mit Würde, ohne
Anführungszeichen) ist seit jeher in der Linken und in den libertären
Bewegungen auch die Parteinahme für die Schwachen und Ertrinkenden
gewesen, ohne selbst unterdrückt oder leidend oder ohne einfach nur
Refugee zu sein. Der Schriftsteller Henry David Thoreau (1817-1862)
musste keine Schwarze Sklavin sein, um wegen der Sklaverei zu
Steuerboykott und Ungehorsam aufzurufen. Anteilnahme am Leiden anderer
geht auch ohne selbst zu leiden. Daran gilt es anzuknüpfen gegen die
niederträchtige, mörderische Politik der europäischen Rechten im 21.
Jahrhundert und für ein würdiges Leben aller Menschen!


Anmerkungen:

(1) Max Nettlau: "Verantwortlichkeit und Solidarität im Klassenkampf."
[1899] In: Ders.: Gesammelte Aufsätze. Band 1. Hannover: Die freie
Gesellschaft 1980, S. 87-100, hier. S. 88.

(2) Ebd., S. 87.

(3) Richard J. F. Day: Gramsci is dead. Anarchist
Currents in the Newest Social Movements. London/ Ann Arbour: Poluto
Press 2005, S. 188.

(4) Ebd., S. 189.
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MELDUNG/951: Themenheft Lernen - neue Ausgabe des Hochschulmagazins Quarterly (idw)


German Graduate School of Management and Law - 30.10.2018

Themenheft Lernen

Die neue Ausgabe des GGS-Hochschulmagazins Quarterly widmet sich dem Thema
Lernen.



Lernen ist ein menschliches Bedürfnis. Wie Digitalisierung und neue
Technologien das Lernverhalten und die Bildungslandschaft ändern werden,
und warum Weiterbildung eine echte Investition für Unternehmen ist,
untersucht die neue Ausgabe des Hochschulmagazins Quarterly.

Im Interview stellen Tatjana Linke, Geschäftsführerin der Akademie für
Innovative Bildung und Management (aim), und GGS-Vorstand Prof. Tomás
Bayón Trends auf dem Bildungsmarkt vor und erläutern, warum der
Wissensdurst in jedem Menschen steckt.

Der Geschäftsführer des Verbands der Privaten Hochschulen, Thomas Halder,
schildert, wie es um deutsche Forschungseinrichtungen im internationalen
Vergleich steht und erklärt, warum die Flexibilisierung der
Studienangebote in Deutschland immer wichtiger werden wird.

Weitere Themen sind unter anderem der Einsatz digitaler Bildungsformate,
Digital Marketing in der Transformation und ein Portrait über Jan Fries,
der bei der Bundesgartenschau 2019 die Stadtausstellung verantwortet.


Weitere Informationen unter:

https://www.ggs.de/medien/ggs-quarterly

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1260

 * 
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THEMENREIHE/397: WDR - Abschied vom Steinkohlebergbau, 3.-6.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Danke Kumpel!" und "Lange Nacht der Steinkohle" im WDR
Fernsehen

Samstag, 3. - Dienstag, 6. November 2018



Wenn sich NRW am 3. November vom Steinkohlebergbau verabschiedet, sagt
auch der WDR: "Danke Kumpel!" An fünf Veranstaltungsorten in der
Region - Zeche Zollverein in Essen, Prosper Haniel in Bottrop,
Kreativ.Quartier Lohberg in Dinslaken, Bergwerk Ost in Hamm und
Bergwerk Ibbenbüren - verabschieden sich die Menschen von einem Beruf,
der das Bild des Ruhrgebiets über viele Jahrzehnte geprägt hat.
Zwischen 15.30 und 19.30 Uhr gibt es an allen fünf Standorten ein
Bühnenprogramm mit einer Filmdokumentation, Grußbotschaften der
Bergleute und jeder Menge Musik von lokalen Bands.

Die "Lokalzeit Ruhr" zeigt in ihrer Sendung am 3. November ab 19.30
Uhr einen Schwerpunkt zum Kohleabschied. Es gibt eine Live-Schalte zu
einem der Standorte, dazu noch einen Beitrag über den Steiger Jürgen
Jakubeit. Seit Dezember 2017 begleiten die Autoren Kai-Hendrik Haß und
Paul-Patrick Nelles aus dem WDR-Studio Essen den Bergmann und seine
Familie im letzten Jahr des Steinkohle-Bergbaus.


Lange Nacht der Steinkohle

Der WDR würdigt den Bergbau zudem mit einer langen Filmnacht. Um 23.25
Uhr ist die WDR-Filmdokumentation "Der lange Abschied von der Kohle"
zu sehen. Ein altes Schätzchen von 1959 schließt sich um 0.55 Uhr an:
"Nachtschicht im Revier" von Friedhelm Porck. Ab 3.55 Uhr folgt der
Dreiteiler "Als der Ruhrpott noch schwarz-weiß war" aus dem Jahre
2005.


Ruhrgebiet und Bergbau am 4. November

Im Anschluss an die "Lange Nacht der Steinkohle" steht auch Sonntag,
der 4. November, im WDR Fernsehen ganz im Zeichen des Bergbaus. In
zahlreichen über den Tag verteilten Wiederholungssendungen geht es um
das Ruhrgebiet und die Kohle.


"Quarks" aus der Zeche Kamp-Lintfort

Am Dienstag, 6. November, geht das WDR-Wissensmagazin "Quarks" (21.00
Uhr) außerdem der Frage nach, wie die Region die Folgen des Bergbaus
in den nächsten Jahren bewältigen kann. Ranga Yogeshwar zeigt, wie der
jahrelange Kohleabbau vielerorts das Erdreich vergiftet hat - und wie
auf diesen verseuchten Böden heute die Landesgartenschau 2020
vorbereitet wird. Ein "Quarks"-Feature zum Thema wird zudem am 6.
November ab 15.05 Uhr bei WDR 5 zu hören sein. Bereits am 1. November
sendet WDR 5 das Dok 5 Feature "Glück auf und Tschüss! Der Bergbau
geht, die Kohle bleibt".

 * 

Quelle:

Programmtip vom 30. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1126: Deutschlandfunk Kultur - From Pink to Blue. Die Stimme von Joni Mitchell, 3.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

From Pink to Blue

Die Stimme von Joni Mitchell

Feature von Jan Decker

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'

(Ursendung)

Feature

Samstag, 3. November 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Joni Mitchell: In ihrer Stimme, die von den höchsten Registern am
Beginn ihrer Karriere bis zu irritierenden Tiefen an deren Ende
reicht, schwingt schon der ganze Mythos Joni mit. Die kanadische
Sängerin ist feministische Ikone, aufrechte politische Kämpferin und
bahnbrechende Songwriterin. Am 7. November 2018 ist ihr 75.
Geburtstag.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Oktober 2018
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MELDUNG/1779: Deutschlandfunk - Frauenwahlrecht in Europa, 3.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein langer Weg

Frauenwahlrecht in Europa

Von Frederik Rother

Gesichter Europas

Samstag, 3. November 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie gingen auf die Straße und protestierten, manchmal auch militant -
jahrzehntelang kämpften Frauen in Europa dafür, wählen zu dürfen. 1906
führte Finnland dann als erstes europäisches Land das Frauenwahlrecht
ein. Andere skandinavische Staaten folgten. Ab 1918 - also vor genau
100 Jahren - durften Frauen auch in Deutschland ihr Kreuz auf den
Wahlzettel machen. In Großbritannien konnten ab 1928 alle volljährigen
Frauen wählen. Der Druck der Suffragetten zeigte Wirkung. Eine Sendung
über die Geschichte des Frauenwahlrechts in Europa und den Kampf für
Gleichberechtigung. Denn der ist für viele auch 2018 noch nicht
gewonnen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 23. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1778: WDR 5 - Hart an der Grenze, 3.-7.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Hart an der Grenze

U 22 - Unterhaltung nach zehn

Samstag, 3. November 2018, 15.05 - 17.00 Uhr, WDR 5

Dienstag, 6. November 2018, 22.05 - 23.00 Uhr, WDR 5

Mittwoch, 7. November 2018, 22.05 - 23.00 Uhr, WDR 5



Kabarett der Sonderklasse geht immer hart an die Grenze. Und so
präsentiert WDR 5-Moderator Wilfried Schmickler knapp an der
niederländischen Grenze, nämlich im Sacklager der Viller Mühle in
Goch-Kessel ein Kabarett der Spitzenklasse mit Lisa Feller, Gerburg
Jahnke, Gernot Voltz und der Acapella-Gruppe YeoMen.

Hart an die Grenze des politisch Korrekten geht es, wenn Gastgeber
Wilfried Schmickler und Gernot Voltz alias Herr Heuser prominente
Gäste einladen, um gemeinsam die Ereignisse des vergangenen Monats
satirisch Revue passieren zu lassen.

Gästin Gerburg Jahnke, Gastgeberin der WDR-Fernseh-Show "Ladies Night"
wird dafür sorgen, dass die Frauenthemen in der Herrenrunde nicht zu
kurz kommen, tatkräftig unterstützt von ihrer Kollegin, der
Komödiantin Lisa Feller, die zur Zeit erfolgreich mit ihrem neuen
Programm "Der Nächste, bitte" durch die Republik tourt. Musik kommt
von den YeoMen. Fünf Berliner Sänger, die sich dem Musik-Genre
"Extrem-Acapella" verschrieben haben, mit Sounds, die so selten zu
hören sind.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2746: WDR 3 - WDR Big Band feat. Jazzmeia Horn, 3.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Jazzfest Berlin 2018: WDR Big Band feat. Jazzmeia Horn

WDR Big Band feat. Jazzmeia Horn

Jazzmeia Horn - Gesang

Bob Mintzer - Leitung

The Harlem Hellfighters

Jason Moran - Komposition, Piano

Moderation: Roland Spiegel

WDR 3 Konzert live

Samstag, 03.11.2018, 20.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



In Berlin bietet Jazzmeia Horn Jazz ohne Berührungsängste mit Pop und
Hip Hop - und Jason Moran verbeugt sich vor einem Veteran der
Jazzgeschichte.

Die 1991 in Dallas geborene Sängerin Jazzmeia Horn gewann 2015 den
Thelonious Monk Wettbewerb, ehe sie im vergangenen Jahr ihr
Debüt-Album veröffentlichte. Jazzmeia Horn hat die Tradition des
Jazzgesangs inhaliert, kennt aber auch keine Berührungsängste in
Sachen Pop, Soul und Hip Hop. Im zweiten Teil des Konzertes vom
Berliner Jazzfest erinnert der Pianist und Komponist Jason Moran mit
The Harlem Hellfighters an James Reese Europe. Anfang des 20.
Jahrhunderts leitete er in New York das zeitweise bis zu 150 Musiker
umfassende Clef Club Orchestra, das bereits 1912 in der Carnegie Hall
auftrat. Als Leutnant der US-Army kam er im 1. Weltkrieg nach Europa
und gründete das Militärorchester The Hellfighters Band, dessen
musikalisches Erbe von Jason Moran in die Gegenwart getragen wird.

Redaktion: Bernd Hoffmann

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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Internet: www.wdr.de
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DER FILM/412: Wertheim - "Wir sind Juden aus Breslau" am 6. November 2018


Wir sind Juden aus Breslau

Filmprojekt von aktueller Brisanz



Wertheim. Ein Film von aktueller Brisanz ist die Dokumentation "Wir
sind Juden aus Breslau", der in Wertheim gleich mehrfach gezeigt wird:
am 6. November um 18.30 Uhr und am 7. November um 19.30 Uhr im Roxy
Kino sowie im Rahmen einer Schulvorführung am 8. November in der
Comenius Realschule. Das Projekt ist eine Kooperation der Filmemacher
Karin Kaper und Dirk Szuszies mit der Gleichstellungsbeauftragten der
Stadt Wertheim, der Volkshochschule und dem Historischen Verein.

Der Film "Wir sind Juden aus Breslau" verbindet mehrere Aspekte: Er
setzt ein eindringliches Zeichen gegen stärker werdende
nationalistische und antisemitische Strömungen in Europa. Er zeigt
nach Aussage der Verantwortlichen, wohin eine Abschottungspolitik
gegenüber Flüchtlingen führt. Und er setzt anhand der Schicksale der
Protagonisten die Gründung des Staates Israel mit den Erfahrungen des
Holocausts in Verbindung.

Sie waren jung, blickten erwartungsfroh in die Zukunft, fühlten sich
in Breslau beheimatet, der Stadt mit der damals in Deutschland
drittgrößten jüdischen Gemeinde. Dann kam Hitler an die Macht. Ab da
verbindet diese Jugendlichen das Schicksal der Verfolgung durch
Nazi-Deutschland als Juden: Manche mussten fliehen oder ins Exil
gehen, einige überlebten das Konzentrationslager Auschwitz. Der Heimat
endgültig beraubt, entkamen sie in alle rettenden Himmelsrichtungen
und bauten sich in den USA, England, Frankreich und auch in
Deutschland ein neues Leben auf. Einige haben bei der Gründung und dem
Aufbau Israels wesentlich mitgewirkt.

14 Zeitzeugen stehen im Mittelpunkt des Films. Sie erinnern nicht nur
an vergangene jüdische Lebenswelten in Breslau. Ihre späteren
Erfahrungen veranschaulichen eindrücklich ein facettenreiches
Generationenporträt. Einige von ihnen nehmen sogar den Weg in die
einstige Heimat, das heutige Wrocaw, auf sich, wo sie einer
deutsch-polnischen Jugendgruppe begegnen.

Gerade in Zeiten des zunehmenden Antisemitismus will der Film eine
emotionale Brücke von der Vergangenheit in eine von allen
verantwortlich zu gestaltende Zukunft schlagen. Regisseurin Karin
Kaper wird bei der Vorführung am 7. November und bei der
Schulvorführung anwesend sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KURSUS/1846: Norden - "Bullet Journaling" am 7. November 2018


"Bullet Journaling" in der Stadtbibliothek

Mittwoch, 7. November um 16 Uhr



Am Mittwoch, dem 7. November um 16 Uhr gibt Bibliotheksmitarbeiterin
Vera Wienkämper in der Stadtbibliothek in der Reihe "Mittwochs um
vier" eine Einführung in das Thema "Bullet Journaling".

Dieses Thema erfreut sich schon seit einigen Jahren größter
Beliebtheit im Netz, insbesondere auf Pinterest, Instagram und
YouTube.

Das "Bullet diary" oder "Bullet Journal" ist ein Trend aus den USA,
bei dem aus einem Blankobuch ein Kalender, Tagebuch oder Notizbuch
wird. Es lässt Platz für Termine, Aufgaben und Gedanken und ist ganz
individuell nach eigenen Gewohnheiten und Bedürfnissen zu gestalten.
Beliebt sind Listen oder sogenannte Tracker, die gewünschte
Gewohnheiten verstärken sollen; z.B. gesunde Ernährung oder "mehr
Sport treiben". Es gibt aber auch "Bücher-Tracker" oder
"Lese-To-Do-Listen" für's Jahr, damit Gelesenes nicht in Vergessenheit
gerät oder man sich selbst motivieren kann, mehr zu lesen.

Wie gestaltet man nun ein Bullet Journal"? Mit Farben, Handlettering,
Washitapes und Stempeln - erlaubt ist was gefällt. Vera Wienkämper
präsentiert an diesem Nachmittag viele Ideen und Anregungen.

Um Anmeldung unter 04931/ 923 353 wird gebeten. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0

Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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GENETIK/553: Forscher entdecken neues Gen für Haarverlust (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.10.2018

Forscher entdecken neues Gen für Haarverlust



Hypotrichosis simplex führt schon im Kindesalter zu fortschreitendem
Haarverlust. Nun hat ein Forscherteam unter der Federführung von
Humangenetikern des Universitätsklinikums Bonn ein neues Gen
entschlüsselt, das für diese seltene Form von Haarausfall verantwortlich
ist. Veränderungen im Gen LSS führen zu einer Beeinträchtigung eines
wichtigen Enzyms, das eine wichtige Funktion im Cholesterin-Stoffwechsel
hat. Die Wissenschaftler stellen ihre Ergebnisse nun im renommierten
Fachjournal "The American Journal of Human Genetics" vor.

In der Kindheit sprießen die feinen Haare meist spärlich. Mit zunehmendem
Alter schreitet der Haarverlust fort. Schließlich sind am Kopf und am
Körper nur noch wenige Haare vorhanden. Bei Hypotrichosis simplex handelt
es sich um eine seltene Form von Haarausfall (Alopezie). Die Beschreibung
beschränkt sich weltweit auf wenige hunderte Familien. Bislang sind nur
wenige Gene bekannt, die mit der Erkrankung ursächlich in Zusammenhang
stehen. Unter Federführung des Instituts für Humangenetik am
Universitätsklinikum Bonn hat nun ein Team von Forschern aus Deutschland
und der Schweiz Mutationen in einem weiteren Gen entschlüsselt, die für
den Haarverlust verantwortlich sind.

Die Wissenschaftler untersuchten die kodierenden Gene von drei Familien,
die nicht miteinander verwandt sind und unterschiedlicher Abstammung sind.
Bei insgesamt acht Angehörigen zeigten sich die typischen Symptome des
Haarverlusts. Sämtliche Betroffene verfügten über Erbgutveränderungen
(Mutationen) im Gen LSS. "Dieses Gen kodiert die Lanosterol-Synthase -
kurz LSS", sagt Prof. Dr. Regina C. Betz vom Institut für Humangenetik am
Universitätsklinikum Bonn. "Das Enzym spielt im Cholesterin-Stoffwechsel
eine Schlüsselrolle." Allerdings sind die Cholesterin-Blutwerte der
Betroffenen nicht verändert. Betz: "Es gibt einen alternativen
Stoffwechselweg für das Cholesterin, das für den Haarfollikel eine
wichtige Rolle spielt und nicht mit den Cholesterin-Werten im Blut in
Zusammenhang steht."

Mutation führt zu einer Verlagerung der Lanosterol-Synthase

Mit Gewebeproben versuchten die Wissenschaftler herauszufinden, wo genau
die Lanosterol-Synthase in den Haarfollikelzellen zu finden ist. Im
Follikel werden die Haarwurzeln gebildet. Ist das LSS-Gen nicht mutiert,
dann befindet sich das dazugehörige Enzym in einem System aus feinsten
Kanälen in den Follikelzellen, dem Endoplasmatischen Retikulum. Liegt eine
Mutation vor, dann verbreitet sich die Lanosterol-Synthase auch außerhalb
dieser Kanäle in die angrenzende Substanz, das Zytosol. "Warum die Haare
ausfallen, können wir noch nicht sagen", sagt Erstautorin Maria-Teresa
Romano, Doktorandin im Team von Prof. Betz. "Wahrscheinlich führt die
Verlagerung von LSS aus dem Endoplasmatischen Retikulum zu einer
Fehlfunktion."

Prof. Dr. Matthias Geyer vom Institut für Strukturbiologie der Universität
Bonn untersuchte, welche Folgen die Mutationen für die Struktur des Enzyms
Lanosterol-Synthase haben. Mit ihm und Prof. Betz kommen gleich zwei
Studienleiter aus dem Exzellenzcluster ImmunoSensation der Universität
Bonn, das bei der neuesten Runde des Exzellenzwettbewerbs eindrucksvoll
bestätigt wurde und eine Weiterförderung erhält.

Bessere Diagnose

Für die Wissenschaftler ist das aktuelle Studienergebnis ein wichtiger
Befund: Mit jedem weiteren entschlüsselten Gen vervollständigt sich wie
bei einem Puzzle das Bild von den biologischen Grundlagen der Erkrankung.
"Ein besseres Verständnis der Krankheitsursachen ermöglicht in Zukunft
vielleicht neue Ansätze für die Therapie des Haarverlustes", sagt die
Humangenetikerin. Doch bis dahin sei es noch ein weiter Weg. Aber bereits
jetzt trägt die Entdeckung des Gens zu einer besseren Diagnose der
seltenen Erkrankung bei. Betz: "Wer von Hypotrichosis simplex betroffen
ist, hat ausschließlich mit Haarverlust zu tun. Das ist belastend, aber
weitere Organe sind nicht betroffen."


Originalpublikation:

Maria-Teresa Romano, Aylar Tafazzoli, Maximilian Mattern, Sugirthan
Sivalingam, Sabrina Wolf, Alexander Rupp, Holger Thiele, Janine Altmüller,
Peter Nürnberg, Jürgen Ellwanger, Reto Gambon, Alessandra Baumer, Nicolai
Kohlschmidt, Dieter Metze, Stefan Holdenrieder, Ralf Paus, Dieter
Lütjohann, Jorge Frank, Matthias Geyer, Marta Bertolini, Pavlos
Kokordelis, Regina C. Betz: 

Bi-allelic mutations in LSS, encoding
lanosterol synthase, cause autosomal recessive hypotrichosis simplex, The
American Journal of Human Genetics, 

DOI: https://doi.org/10.1016/j.ajhg.2018.09.011

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 29.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3926: Bisherige Theorien zu zeitlichen Verarbeitungsprozessen im Gehirn müssen überarbeitet werden (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 29.10.2018

Die Zukunft vorhersagen

Bisherige Theorien zu zeitlichen Verarbeitungsprozessen im menschlichen
Gehirn müssen überarbeitet werden.



Forscher und Forscherinnen vom Max-Planck-Institut für empirische
Ästhetik, der Aix-Marseille Université, der New York University und der
Universität Genf fordern in einem gemeinsamen Leitartikel die
Überarbeitung bisheriger Theorien zu neuronalen Mechanismen der zeitlichen
Verarbeitung von Musik und Sprache. Sie stellen darin einen theoretischen
Ansatz vor, der die Interaktion unterschiedlicher Hirnregionen in die
bisherigen Verarbeitungsmodelle umfassend integriert. Der Ansatz
ermöglicht erstmalig, sowohl periodische als auch aperiodische zeitliche
Vorhersagen zu erklären.

Das Erkennen von Zeitstrukturen und die Vorhersage des Zeitpunkts eines
Signals sind grundlegende Fähigkeiten des menschlichen Gehirns. Sie sind
mehr noch eine wesentliche Voraussetzung für das Verstehen von Sprache
oder die Verarbeitung von Musik, die über das reine Hören hinausgehen.
Bisherige Forschung hat sich vor allem auf die neuronalen Mechanismen
konzentriert, die es uns erlauben, periodische also regelmäßig
wiederkehrende Signale zu verarbeiten und aufgrund dieser zeitliche
Vorhersagen zu treffen. Bisher wurde angenommen, dass dies durch neuronale
Schwingungen, sogenannte Oszillationen, die im Gehirn auf ein sich
wiederholendes Signal folgen, geschieht.

Aktuelle Forschungsergebnisse zeigen, dass das menschliche Gehirn auch in
der Lage ist, aperiodische, also nicht regelmäßige, zeitliche Vorhersagen
zu treffen. Diese Tatsache kann allein durch die Oszillationstheorie nur
unzureichend erklärt werden. Mittels aperiodischer Vorhersagen ist das
Gehirn zum Beispiel in der Lage, den Verlauf einer Bewegung abzuschätzen
oder die Dynamik eines Gesprächs zu beurteilen. Dies legt nahe, dass
aperiodische Prozesse für das Zurechtfinden im Alltag nicht minder
entscheidend sind als periodische und deshalb - gestützt durch ein
fundiertes theoretisches Modell - gründlich erforscht werden sollten.

Bisherige Modelle basieren auf der Annahme unterschiedlicher Mechanismen
für periodische und aperiodische Vorhersagen: Zum einen
Stimulus-gesteuert, das heißt durch Oszillationen, welche durch ein Signal
hervorgerufen werden, zum anderen einen von unserem Gedächtnis geleiteten
Mechanismus. Dagegen zeigt die aktuelle Forschung, dass neuronale
Oszillationen im Gehirn von übergeordneten Verarbeitungsstufen beeinflusst
werden, die auch aperiodische Prozesse einschließen. Dabei sind mehrere
Hirnareale zugleich aktiv. "Es ist wahrscheinlich, dass ein einheitlicher
Mechanismus stattfindet, der auf neuronalen Oszillationen basiert, aber
nicht rein Stimulus-gesteuert ist", erklärt Hauptautorin Johanna Rimmele
vom Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik. "Oszillationen scheinen
für die Prozesse der neuronalen Verarbeitung nach wie vor eine zentrale
Rolle zu spielen - umfassend erklärt werden können zeitliche Vorhersagen
aber nur durch eine komplexere Betrachtung mehrerer miteinander
korrespondierender Hirnareale", führt die Neurowissenschaftlerin weiter
aus.

Der Leitartikel schließt mit offenen Fragen nach möglichen
Forschungsansätzen, die auf das Modell aufbauen. Das Ziel müsse sein, die
neuen Erkenntnisse auf theoretischer Ebene weiter zu verfeinern und
experimentell zu untermauern.

Originalpublikation:

Rimmele, J. M., Morillon, B., Poeppel, D., & Arnal, L. H. (2018).
Proactive sensing of periodic and aperiodic auditory patterns. Trends in
Cognitive Sciences. 

https://doi.org/10.1016/j.tics.2018.08.003

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2013
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 29.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





STUDIE/534: Klinische Studien als Kerngeschäft der Universitätsmedizin müssen weiter gestärkt werden (idw)


Deutsche Hochschulmedizin e.V. - 29.10.2018

Klinische Studien als Kerngeschäft der Universitätsmedizin müssen weiter gestärkt werden



Die Deutsche Hochschulmedizin ist der zentrale Akteur im Bereich Klinische
Studien. Die aktuellen Empfehlungen des Wissenschaftsrats, der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und des Forums Gesundheitsforschung werden diesen
Bereich weiter verbessern.

Die aufeinander abgestimmten Papiere der drei Wissenschaftsorganisationen
zum aktuellen Status Klinischer Studien und den daraus resultierenden
Empfehlungen wurden am 29.10.2018 in einer gemeinsamen Veranstaltung
vorgestellt. Die Forschung an und mit Patienten ist neben der
medizinischen Lehre und der Patientenversorgung auf höchstem Niveau
die
zentrale Aufgabe der Universitätsmedizin. Die Fortschritte, die im Bereich
der Klinischen Studien in Deutschland in den letzten Jahren gemacht
wurden, werden auch in den drei Papieren anerkannt. Viele der Empfehlungen
werden durch die Medizinischen Fakultäten und Unikliniken bereits
umgesetzt - etwa Mustervertragsbausteine, Hilfestellungen bei der
umfassenden Kostenkalkulation oder die Unterstützung von Infrastrukturen
wie Ethikkommissionen oder Kompetenzzentren für Klinische Studien. Dennoch
gibt es in Deutschland weiterhin Nachholbedarf im Vergleich zu anderen
Ländern. Hierzu sind in den drei Papieren konkrete Vorschläge formuliert.

Die Qualitätssicherung Klinischer Studien wie auch die Ausbildung und
Motivation des Nachwuchses in diesem Bereich liegen vornehmlich in der
gemeinsamen Verantwortung der Medizinischen Fakultäten und der
Universitätskliniken. "Dieser Verantwortung müssen wir uns immer wieder
stellen, das ist eine Daueraufgabe", so Heyo K. Kroemer, Präsident des
Medizinischen Fakultätentags. "Unterstützend dazu benötigen wir nachhaltig
finanzierte Infrastrukturen, die mit intelligenter und gut passender
Projektförderung gekoppelt sind." Daher ist es gut, dass die Papiere
diese
verschiedenen Aspekte gemeinsam in abgestimmter Weise in den Blick nehmen
und konkrete Empfehlungen machen. "Auch bei der Auswahl und Festlegung
von
Themen für Studien mit hoher Relevanz für die Patienten und für unser
Gesundheitssystem müssen wir in Deutschland neue Wege gehen.
Infrastrukturen wie Clinical Trial Units müssen in die forschungsnahe
Versorgung integriert sein. Das ist nur in der Universitätsmedizin
möglich", betont D. Michael Albrecht, 1. Vorsitzender des Verbands der
Universitätsklinika. Die Empfehlungen zur Förderung nicht-kommerzieller
Studien mit praxisverändernder Wirkung sind eine gute Ausgangsbasis,
gemeinsam über neue Auswahl- und Priorisierungsmechanismen nachzudenken.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1805

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochschulmedizin e.V. - 29.10.2018
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POLITIK/1927: Aktion gegen Pflegenotstand gestartet (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Aktion gegen Pflegenotstand gestartet

von Sabine Jansen



Der Pflegenotstand ist in der Politik angekommen. Am 3. Juli 2018
wurde die Konzertierte Aktion Pflege gleich von drei Ministern
ausgerufen, um für den Pflegeberuf zu werben, die Ausbildung zu
stärken und insbesondere die Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte
spürbar zu verbessern. In fünf Arbeitsgruppen sollen Experten aus
Pflegeverbänden, Gewerkschaften und Arbeitgebern aber auch von
Interessensverbänden der Pflegebedürftigen Vorschläge erarbeiten. Die
Arbeitsgruppen werden sich mit den folgenden Themenfeldern
beschäftigen:


	Ausbildung und Qualifizierung

	Personalmanagement, Arbeitsschutz und Gesundheitsförderung

	Innovative Versorgungsansätze und Digitalisierung

	Pflegekräfte aus dem Ausland

	Entlohnungsbedingungen in der Pflege



Für die AG "Pflegekräfte aus dem Ausland" wurde ich als Vertreterin
der DAlzG von den Verbänden der Pflegebedürftigen benannt.
Insbesondere für Menschen mit Demenz ist es wichtig, bei der Betreuung
und Pflege verstanden zu werden - mit und ohne Worte. Das erfordert
Sprachkompetenz, Empathie und Wissen um die Demenz. Das können
Menschen aus allen Ländern mitbringen oder lernen.

Wenige Tage vor dem Beginn der Konzertierten Aktion Pflege kam der
Referentenentwurf für ein Pflegepersonal-Stärkungs-Gesetz (PpSG).
Dieser enthält unter anderem Vorschläge für die Finanzierung von mehr
Pflegepersonal in Krankenhäusern und Pflegeheimen. Letzteres soll die
Leistungen der Behandlungspflege kompensieren, die im stationären
Bereich anders als im ambulanten Bereich aus der Pflegeversicherung
bezahlt wird und nun aus Mitteln der Krankenversicherung finanziert
werden soll. Ansonsten müssten bei der Aufstockung von Personal und
deren besserer Bezahlung wegen der Deckelung in der Pflegeversicherung
erneut die Eigenanteile der Pflegebedürftigen steigen.

Neben einigen anderen Vorschlägen zur Verbesserung der
Ausbildungssituation, zur Digitalisierung in der Pflege und besseren
Kooperationen zwischen Ärzten und Pflegeeinrichtungen sollen die
Möglichkeiten einer stationären Rehabilitation für pflegende
Angehörige gestärkt werden. Ein schöner Gedanke - aber er funktioniert
schon heute nicht, solange es keine Einrichtungen gibt, die
gleichzeitig eine adäquate Betreuung für die Kranken anbieten oder es
überall eine bedarfsgerechte Anzahl von Kurzzeitpflegeplätzen gibt.
Daran mangelt es schon heute an vielen Orten. Auf diesen Mangel, an
dem die Entlastung von Angehörigen immer wieder scheitert, hat die
DAlzG in ihrer Stellungnahme hingewiesen und fordert stattdessen eine
flexiblere Nutzung der verschiedenen Leistungsarten sowie die
Erstattung von Angeboten wie zum Beispiel die telefonische,
psychologische Unterstützung von Angehörigen, wie sie im Projekt
TeleTandem bereits mit positiven Wirkungen wissenschaftlich untersucht
wurde, aber leider dann nicht in regelhafte Finanzierung übernommen
wurde.

Es ist sicher zu begrüßen, dass sowohl Familienministerin Giffey als
auch Gesundheitsminister Spahn und Sozialminister Heil das Thema
gemeinsam aufgreifen und sich für eine bessere Situation in der Pflege
stark machen wollen. Aber die große Frage bleibt: Wo sollen all die
schon lange benötigten Pflegekräfte eigentlich herkommen? Und neben
der großen Anstrengung, mehr professionelle Pflegekräfte zu gewinnen,
dürfen wir die Angehörigen nicht vergessen. Auch diese müssen gestärkt
werden - sie sind wichtiger als je zuvor.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/18, S. 16

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.
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DEMENZ/411: Recht - zusätzliche zahnärztliche Vorsorgemaßnahmen für Menschen mit Demenz (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Info

Anspruch für Menschen mit Demenz auf zusätzliche zahnärztliche
Vorsorgemaßnahmen



Ab dem 1. Juli 2018 haben auch Menschen mit Demenz einen Anspruch auf
zusätzliche zahnärztliche Vorsorgemaßnahmen zu Lasten der gesetzlichen
Krankenversicherung. Dies ist in § 22 a SGB V gesetzlich
geregelt. Allerdings ist dieser Anspruch an die Voraussetzung
gebunden, dass die Betroffenen entweder bereits einen Pflegegrad der
Pflegeversicherung zugewiesen bekommen haben oder Eingliederungshilfe
erhalten. Die Vorsorgemaßnahmen umfassen insbesondere die Erhebung
eines Mundgesundheitsstatus, Aufklärung über Mundhygiene, Erstellung
eines Plans zur Mund- und Prothesenpflege sowie Entfernung harter
Zahnbeläge. Auch die Pflegepersonen sollen in die Erstellung der Pläne
und in die Aufklärungsgespräche einbezogen werden.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/18, S. 16

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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INFEKTION/1773: Studie empfiehlt neues Vorgehen gegen Chlamydien (idw)


Universität Bern - 29.10.2018

Studie mit Berner Beteiligung empfiehlt neues Vorgehen gegen Chlamydien



In der Schweiz wie auch in vielen weiteren Industrieländern sind
Chlamydien die häufigste sexuell übertragbare Krankheit. Ein
internationales Forschungsteam mit Berner Beteiligung zeigt nun, dass
bisherige Präventionsmassnahmen zu wenig greifen, und empfiehlt ein neues
Vorgehen.

Chlamydien sind eine weit verbreitete, aber heilbare und leicht zu
diagnostizierende sexuell übertragbare Krankheit. In der Schweiz wurden
2015 über 10'000 Fälle gezählt, wobei es sich womöglich nur um die Spitze
des Eisberges handelt, da die Krankheit in den meisten Fällen ohne
Symptome verläuft. Chlamydien sind gefürchtet, da sie bei Frauen zu
schweren Komplikationen wie «pelvic inflammatory disease» (PID),
Eileiterschwangerschaft und Unfruchtbarkeit führen können.

Weil die Krankheit schwer zu kontrollieren ist, empfehlen
Gesundheitsbehörden in vielen Industrieländern umfassende Tests für junge
Erwachsene. So wird unter anderem in Australien ein sogenanntes
opportunistisches Screening durchgeführt: Alle Jugendlichen, die ihre
Hausärztin oder ihren Hausarzt aufsuchen, werden auf Chlamydien getestet -
unabhängig davon, ob sie Symptome haben oder nicht.

Diese «Gelegenheitstests» verfehlen jedoch ihre Wirkung, wie die bisher
umfassendste Studie zur Chlamydien-Testung bei 90'000 Personen in
Australien zeigt: Obwohl die Tests unter den australischen 16- bis
29jährigen um 150 Prozent gesteigert werden konnten, führten sie nicht zu
weniger Ansteckungen. Die Autorinnen und Autoren der Studie empfehlen
daher, die bisherigen Richtlinien zu einem breiten Screening aufzugeben
und dafür die diagnostizierten Fälle besser zu behandeln. Die Ergebnisse
wurden nun im Fachjournal «The Lancet» publiziert. An der Studie, die
unter der Leitung der University of Melbourne (AUS) durchgeführt wurde,
war auch Nicola Low von Institut für Sozial- und Präventivmedizin (ISPM)
der Universität Bern beteiligt.

Auch die Sexualpartner einbeziehen

«In der Schweiz steigen sowohl die Anzahl Chlamydien-Tests als auch die
diagnostizierten Infektionen Jahr für Jahr an», sagt Nicola Low vom ISPM,
Letztautorin der Studie. «Um eine evidenzbasierte Strategie gegen die
Krankheit zu entwickeln, braucht es ein besseres Verständnis darüber, wie
sich das Test-Volumen zur Ausbreitung verhält». Die Forschenden empfehlen,
bei der Primärversorgung durch Hausärztinnen und Hausärzte stärker darauf
zu achten, Chlamydien-Fälle besser zu behandeln, das heisst auch die
sexuellen Partnerinnen und Partner einzubeziehen, statt die Anzahl Tests
weiter zu erhöhen. Davon versprechen sich die Forschenden mehr Kontrolle.
Tests sollen zwar weiter erfolgen, aber nach der einmal gestellten
Diagnose brauche es ein besseres Management der einzelnen Fälle, so die
Empfehlung.

«Einer der grössten Risikofaktoren für Entzündungen im Beckenbereich bei
Frauen ist die Wiederansteckung mit Chlamydien - daher müssen wir die
Reinfektion stoppen und auch die Sexualpartnerinnen und -partner
behandeln», sagt Erstautorin Jane Hocking, Epidemiologin an der University
of Melbourne. Zwar konnte die Steigerung von Gelegenheitstests bei 16- bis
29jährigen die Häufigkeit schwerer Entzündungskrankheiten im
Beckenbereich, die einen Krankenhausaufenthalt erfordern, reduzieren -
aber nicht die milderen Fälle, die oft unentdeckt bleiben.

Früh erkannt, lässt sich die Krankheit leicht behandeln und sich somit das
Risiko von Schäden an den Eileitern und eine Unfruchtbarkeit senken. «Im
Idealfall wird die Krankheit schon bei der Hausärztin oder dem Hausarzt
gestoppt, statt als schwerwiegender Fall im Krankenhaus», ist Jane Hocking
überzeugt.

Grösste Studie weltweit

An der Studie waren vier australische Universitäten und die Universität
Bern beteiligt. «Wir wurden von unseren Kolleginnen und Kollegen in
Australien angefragt, bei der Studie mitzuwirken, da wir über eine
jahrelange Expertise über Chlamydientests verfügen», sagt Nicola Low. Die
Erhebungen wurden von 2009 bis 2015 in 130 ländlichen Hausarztpraxen in
diversen Regionen Australiens durchgeführt. Über 1'200 Hausärztinnen und
Hausärzte nahmen daran teil, und über 90'000 Personen im Altern von 16-29
Jahren wurden untersucht. Die Studie umfasste mehrere Tests pro Jahr und
mass unter anderem die Häufigkeit von Entzündungen im Beckenbereich bei
Frauen und der Nebenhodenentzündung bei Männern, die ebenfalls durch
Chlamydien verursacht werden kann.

«Wir empfehlen, die begrenzte Zeit der Hausärztinnen und Hausärzte für ein
besseres Fall-Management zu nutzen, um schwere Entzündungen mit potenziell
verheerenden Folgen für Frauen besser verhindern zu können», sagt Low.


Originalpublikation:

Jane S Hocking, Meredith Temple-Smith, Rebecca Guy, Basil Donovan, Sabine
Braat, Matthew Law, Jane Gunn, David Regan, Alaina Vaisey, Liliana
Bulfone, John Kaldor, Christopher K Fairley, Nicola Low, on behalf of the
ACCEPt Consortium: Population effectiveness of opportunistic chlamydia
testing in primary care in Australia: a cluster-randomised controlled
trial. The Lancet, 20. Oktober 2018

doi:https://doi.org/10.1016/S0140-6736(18)31816-6


Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/ChlamydienTests

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67074

Medienmitteilung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 29.10.2018
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KREBS/1196: Den Krebs zur Brust nehmen (idw)


Austrian Centre of Industrial Biotechnology (ACIB) - 29.10.2018

Den Krebs zur Brust nehmen



Therapien gegen Brustkrebs sind aufgrund der komplexen Tumor-Struktur eine
Herausforderung für die Medizin. Eine neuartige
Brustkrebs-Nanopartikel-Therapie auf Selenbasis des Austrian Centre of Industrial Biotechnoloy
(acib) und der Universitat Autònoma de Barcelona verbessert nachweislich
den Wirkstofftransport, ist ausschließlich im Zielgewebe aktiv und lässt
weniger Nebenwirkungen erwarten. Die Projektergebnisse sollen dazu
beitragen, die Effizienz zukünftiger Chemotherapien zu erhöhen und ein
erneutes Auftreten der Krankheit nach kompletter Remission zu verhindern.

Die Europäische Allianz für chronische Krankheiten hat Krebs als größte
nicht-übertragbare Krankheit unserer Zeit definiert, verantwortlich für 13
% der weltweiten Tode. Zur am weitest verbreiteten Krebsart zählt
Brustkrebs. Er macht über 10.4 % der Krebsaufkommen bei Frauen aus und
zieht jährlich weltweit über 400.000 Tode nach sich.
Vor allem die komplexe Struktur der Tumore macht eine erfolgreiche und
gezielte Behandlung von Brustkrebs zu einer großen medizinischen
Herausforderung. Verschiedene Ansätze und Stoffe haben sich bei der
Therapie als wirksam gezeigt, darunter das ernährungsphysiologisch für den
Menschen unverzichtbare Spurenelement Selen. Durch seine antioxidativen
Eigenschaften hemmt bzw. verlangsamt es das Fortschreiten der Krankheit
und aktiviert die immuneigenen Abwehrzellen des Körpers.

"Bisher wurde Selen in Form von Nahrungsergänzungsmitteln zur
Begleitbehandlung von Chemo- oder Strahlentherapien eingenommen", erklärt
Alexandra Herrero-Rollett. Zusammen mit ihrer Kollegin Doris Ribitsch
setzt die Forscherin des Austrian Centre of Industrial Biotechnology
(acib) am Standort Tulln (NÖ) Selen nicht nur zur Prävention oder
Behandlung unerwünschter Begleiterscheinungen von Krebstherapien ein,
sondern erstmals zur Tumortherapie selbst: Ein Konsortium aus fünf
EU-Partnern aus Industrie und Wissenschaft entwickelt im Projekt Neosetac
eine neuartige Brustkrebs-Nanopartikel-Therapie auf Selenbasis.

Wirkung- und Wirkstofftransport verbessert

Der bisherige Einsatz und die verbundene Wirkung von Selenverbindungen
waren einerseits aufgrund ihrer komplexen chemischen Struktur und der
relativ kurzen Halbwertszeit des chemischen Elements im menschlichen
Körper von bis zu 18 Stunden begrenzt. Andererseits ist die genaue Dosis
entscheidend: Hochdosiertes Selen wirkt toxisch und kann unerwünschte
Nebenwirkungen mit sich bringen. Indem die ForscherInnen Selenverbindungen
in bioabbaubare Nanopartikeln (NPs) einschleusen und an Antikörper koppeln
konnten, wurde nun ein vielversprechender Weg eröffnet, den
Wirkstofftransport und die Wirkung innerhalb des engen therapeutischen
Fensters von Krebstherapeutika maßgeblich zu verbessern.

Nanopartikel für gezielte Tumortherapie

Damit die Selenverbindungen während des Transports zum gewünschten Zielort
stabil bleiben, umhüllen die Biotechnologen den Wirkstoff mit winzigen
biologischen Kapseln, auch Nanokapseln genannt. Durch diese - erstmals im
Jahr 1979 von dem Pariser Forscher Patrick Couvreur - entdeckte Methode
werden die Medikamente erst nach und nach über den Stoffwechselkreislauf
des menschlichen Körpers freigesetzt. Sie wirken dadurch präziser. "Am
konkreten Beispiel von Neosetac hat sich Humanalbumin als geeignetes
Material zur Nanokapselherstellung erwiesen", erklärt Ribitsch.
Die Konzentration dieses im Blut vorkommenden Proteins ist bei
Brustkrebspatientinnen - insbesondere im malignen Gewebe - stark
vermindert. Um den Proteinhaushalt auszugleichen, transportiert der Körper
das eingebrachte Serumprotein über osmotischen Druck in das Gewebe weiter.

Active Drug Targeting

Damit die Selenverbindungen jedoch nur in den Tumorläsionen oder
Metastasen und nicht im gesunden Gewebe wirken, wenden die ForscherInnen
Active Drug Targeting an: Die Humanalbumin-Nanokapseln werden durch den
Einsatz von Enzymen und biotechnologischen Methoden über eine kovalente
Bindung mit Antikörpern "ausgestattet". Als moderne Biomarker
transportieren sie die Medikamente über das Blut ausschließlich in das
gewünschte Zielgewebe, wo sie sich mit den Proteinen auf den Tumorzellen
verbinden und die Apopotosis (Zelltod) einleiten.

Erfolgreichere Therapien, weniger Nebenwirkungen

Durch die neue, seelenbasierte Nanokapsel-Therapiemethode erwarten sich
die Experten erfolgreichere Therapieansätze, bessere
Medikamentenverträglichkeit und deutlich weniger Nebenwirkungen. Die
Forschungsergebnisse sollen außerdem dazu beitragen, die Effizienz
zukünftiger Chemotherapien zu erhöhen und ein erneutes Auftreten der
Krankheit nach kompletter Remission zu verhindern.

Zum Projekt

Das Projekt Neosetac (New Selenium-based Targeted Nanocapsules to treat
Breast Cancer) mit einer Laufzeit von vier Jahren und einem Projektvolumen
von mehr als 500.000 € wird im von der EU initiierten Horizon 2020 Programm
für Forschung und Innovation als Marie Sklodowska-Curie
Förderprogramm-Maßnahme Nr. 778325 unterstützt. Das Austrian Centre of Industrial
Biotechnology (acib) nimmt neben der Universitat Autònoma de Barcelona
(Spanien) als Projektleiter zusammen mit weiteren Partnern, darunter das
Karolinska Institutet and Karolinska University Hospital aus Stockholm
(Schweden), der AntibodyBCN S.L. aus Barcelona (Spanien) sowie dem
Austrian Drug Screening Institute (ADSI) aus Innsbruck (Österreich) an
Neosetac teil.

Über acib

Das Austrian Centre of Industrial Biotechnology (acib) entwickelt neue,
umweltfreundlichere und ökonomischere Prozesse für die Industrie (Biotech,
Chemie, Pharma) und verwendet dafür die Methoden der Natur als Vorbild und
die Werkzeuge der Natur als Hilfsmittel. Das acib, eine
Non-Profit-Organisation, ist ein internationales Forschungszentrum für industrielle
Biotechnologie mit Standorten in Graz, Innsbruck, Tulln, Wien (AUT),
Bielefeld, Heidelberg und Hamburg (GER) sowie Pavia (ITA), Canterbury
(NZL) und Taiwan (CHN) und versteht sich als Partnerschaft von 150+
Universitäten und Unternehmen. Darunter bekannte Firmen wie BASF, DSM,
Sandoz, Boehringer Ingelheim RCV, Jungbunzlauer oder VTU Technology. Am
acib forschen und arbeiten derzeit 250+ Beschäftigte an mehr als 175
Forschungsprojekten.

Eigentümer des acib sind die Universitäten Innsbruck und Graz, die TU
Graz, die Universität für Bodenkultur Wien sowie Joanneum Research.
Gefördert wird das K2-Zentrum im Rahmen von COMET - Competence Centers for
Excellent Technologies durch das BMVIT, BMWFW sowie die Länder Steiermark,
Wien, Niederösterreich und Tirol. Das COMET-Programm wird durch die FFG
abgewickelt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1703

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Austrian Centre of Industrial Biotechnology (ACIB) - 29.10.2018
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AKTION/964: Ulm - Beckenboden- und Blasenschwäche ... nur ein Problem der Frau?, 05.11.2018


Universitätsklinikum Ulm - 29.10.2018

Beckenboden- und Blasenschwäche - nur ein Problem der Frau? 

Patient *innen-Vorlesung am 5.11.2018



Das Gefühl, ständig zur Toilette zu müssen und die Angst, es vielleicht
doch nicht rechtzeitig zu schaffen, verursachen bei Menschen mit
Blasenschwäche täglich einen hohen Leidensdruck. Bei der 
Patient*innen-Vorlesung des interdisziplinären Beckenbodenzentrums der
Universitätsfrauenklinik am Montag, 5.11.2018 (Beginn 18:00 Uhr) im Ulmer
Stadthaus, stellen sich ausgewiesene Expert*innen den Fragen von
Betroffenen, Angehörigen und Interessierten, geben Tipps für den Alltag
und informieren über wirksame Therapien.
Die Teilnahme ist kostenfrei.

Grund für Probleme mit der Blasenkontrolle ist meist eine Schwäche des
Beckenbodens, die etwa durch Schwangerschaft und Geburt, schwaches
Bindegewebe, körperliche Belastung oder auch Überwicht bedingt sein kann.
Doch nicht nur Frauen kennen das Problem - auch Männer kämpfen oft mit
starkem Harndrang und häufigem Wasserlassen. Im Hauptvortrag "Wenn die
Blase den Alltag bestimmt" widmet sich Professorin Ursula Peschers,
Direktorin der Klinik für Gynäkologie am Isarklinikum München, diesem
wortwörtlich "dringenden" Thema.

"Blasen- und Beckenbodenschwäche ist für die Betroffenen äußerst
belastend", sagen Dr. Miriam Deniz, Leiterin des Beckenbodenzentrums, und
Professor Wolfgang Janni, Ärztlicher Direktor der Frauenklinik. "Mit
unserer Patient*innen-Vorlesung möchten wir daher nicht nur über die
Ursachen aufklären, sondern vor allem auch Hoffnung geben, denn es stehen
viele wirksame Therapien zur Verfügung."

Bei weiteren Kurzvorträgen sprechen die Expert*innen etwa über chronische
Blaseninfektionen, schmerzhafte Afterrisse oder Spannungsverlust im
Beckenboden und erläutern, welche Therapiemöglichkeiten es gibt. Nach den
Vorträgen beantworten die Referent*innen alle Fragen der Teilnehmer*innen.

Um besser planen zu können, bitten wir um Anmeldung unter:

info.frauenklinik@uniklinik-ulm.de

Telefon: 0731 500-58507 (AB)

Weitere Informationen:

https://www.uniklinik-ulm.de/frauenheilkunde-und-geburtshilfe/schwerpunkte/frauenheilkunde/beckenbodenzentrum.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67073

Programm Patient*innen-Vorlesung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 29.10.2018
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AKTION/963: Augsburg - Science Talk "Wo/men's Health - Geschlechtergesundheit aus interdisziplinärer Perspektive", 08.11.2018


Universität Augsburg - 28.10.2018

Wo/men's Health?



Geschlechtergesundheit aus interdisziplinärer Perspektive: ein ZIG-Science
Talk für Wissenschaft und Praxis / Zugleich Präsentation der neuen
Buchreihe "Gesundheitsforschung. Interdisziplinäre Perspektiven"

Das Zentrum für Interdisziplinäre Gesundheitsforschung (ZIG) der
Universität Augsburg veranstaltet anlässlich der Veröffentlichung des
ersten Bandes seiner Buchreihe "Gesundheitsforschung. Interdisziplinäre
Perspektiven" (G.IP) am 8. November 2018 um 17.30 Uhr im Bildungszentrum
"Evangelisches Forum Annahof" einen Science Talk zum Thema "WO/MEN'S
HEALTH - Geschlechtergesundheit aus interdisziplinärer Perspektive". Die
Veranstaltung richtet sich an thematisch engagierte Personen aus
Wissenschaft und Praxis und lädt darüber hinaus alle Interessierten ein,
dieses aktuelle Thema gemeinsam zu diskutieren.

Bereits seit den 1970er Jahren wird von der
Geschlechtergesundheitsforschung thematisiert, dass Männer und Frauen sich
aufgrund unterschiedlicher sozialer Rollen und Verhaltensmuster in ihrem
Gesundheits- und Krankheitsverhalten unterscheiden. Die seit den 1990er
Jahren entstandene Gendermedizin kann heute zudem zeigen, dass diese
Differenzen nicht nur auf soziale und psychische Ursachen zurückzuführen
sind, sondern dass auch die unterschiedliche Biologie der Geschlechter
eine zentrale Rolle für gesundheitliche Ungleichheit spielt. Was auf den
Menschen aus seiner natürlichen und sozialen Umwelt einwirkt, kann bei
Frauen und Männern unterschiedlich relevant werden, Krankheitssymptome
unterscheiden sich daher mitunter grundlegend, und auch medikamentöse
Therapien können je nach Geschlecht unterschiedliche Effekte haben.

Auf dem Weg zu einer geschlechtersensiblen Gesundheitsversorgung

"Obwohl seit den 1990er Jahren hinsichtlich der Förderung
geschlechtersensibler Gesundheitsversorgung einiges passiert ist, bleibt
die Frage nach dem Verhältnis von Geschlecht und Gesundheit weiterhin
hochaktuell", betont die Gesundheitssoziologin Prof. Dr. Alexandra Manzei,
wissenschaftliche Leiterin des Science Talk. Heute sehen sich
geschlechtsspezifische Medizin und Gesundheitsversorgung mit einem breiten
Spektrum wissenschaftlicher und politischer Vorstellungen von Geschlecht
und Sexualität konfrontiert. Mit dieser Vielfalt ist ein enormer Zugewinn
an Selbstbestimmung und Partizipation für Patientinnen und Patienten
verbunden. Und auch Menschen, die nicht den tradierten Vorstellungen der
Zweigeschlechtlichkeit und Heterosexualität entsprechen, haben heute -
zumindest dem Anspruch nach - die Möglichkeit, ihre Geschlechtlichkeit und
Sexualität frei zu leben und eine entsprechende, nicht diskriminierende
Gesundheitsversorgung einzufordern. Eben damit seien allerdings auch
konzeptionelle und versorgungspraktische Probleme verbunden. Zudem stehen
sich in der geschlechtsspezifischen Gesundheitsforschung und -versorgung
biomedizinische und kultur- bzw. sozialwissenschaftliche Fächer oftmals
unversöhnlich gegenüber. "Wir laden alle Interessierten und Engagierten
aus Wissenschaft und Praxis sehr herzlich zu einer intensiven Diskussion
mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ein, die seit langem zu
diesem Thema forschen. Der Science Talk bietet Raum für einen intensiven
Austausch", so Manzei.

G.IP: eine neue Buchreihe zur interdisziplinären Auseinandersetzung mit
aktuellen gesundheitswissenschaftlichen Herausforderungen

"Themen wie das der Geschlechtergesundheit erfordern aufgrund ihrer hohen
Komplexität eine fächerübergreifende Betrachtungsweise", ergänzt der
Jurist Prof. Dr. Ulrich M. Gassner und zielt damit auf die neue
gesundheitswissenschaftliche Buchreihe "G.IP - Gesundheitsforschung.
Interdisziplinäre Perspektiven". "In dieser Buchreihe möchten wir diese
und ähnlich komplexe und aktuelle Themen aufgreifen und wissenschaftlich
interdisziplinär analysieren." In regelmäßigen Abständen werden daher in
der Reihe G.IP unter Einbeziehung national und international renommierter
Expertinnen und Experten Publikationen zu einem aktuellen Gesundheitsthema
erscheinen - in diesem Jahr zum Thema Geschlecht und Gesundheit, im
nächsten Jahr zum Thema Umwelt und Gesundheit. Herausgegeben wird die
Buchreihe von einem interdisziplinären Gremium von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern aus der Rechtswissenschaft, der Medizin, der
Soziologie und der Informatik, die allesamt im ZIG der Universität
Augsburg mit- und zusammenarbeiten.

 * 

Das Zentrum für Interdisziplinäre Gesundheitsforschung

Das ZIG wurde 2014 als zentrale Einrichtung an der Universität Augsburg
gegründet. Derzeit vereint es 58 Forscherinnen und Forscher der
Universität Augsburg aus 7 Fakultäten, 7 Einrichtungen der Universität
sowie 6 assoziierte Mitglieder aus der Region Augsburg. Gemeinsam mit
Kooperationspartnern außerhalb der Universität arbeiten die Forscherinnen
und Forscher an zentralen Fragen zu Gesundheit und Krankheit, zur Medizin
und zum Gesundheitssystem. Unterstützt und begleitet wird der Auf- und
Ausbau des Forschungszentrums durch einen hochkarätig besetzten Beirat aus
Politik und Gesellschaft.


WO/MANS HEALTH

Ein Science Talk des Zentrums für Interdisziplinäre Gesundheitsforschung
(ZIG)

Donnerstag, 8. November 2018, 17.30 -19.00 Uhr

Evangelisches Forum Annahof, Im Annahof 4 (Hollbau), 86150 Augsburg

(http://annahof-evangelisch.de/)

Eintritt frei, um Anmeldung an veranstaltungen@zig.uni-augsburg.de wird
gebeten.

Programm: 

http://www.zig.uni-augsburg.de/downloads/ZIG_Info_Folder_sciencetalk.pdf


Weitere Informationen zur neuen Buchreihe G.IP:

http://www.zig.uni-augsburg.de/publikationen/g-ip/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.zig.uni-augsburg.de/downloads/ZIG_Info_Folder_sciencetalk.pdf

http://www.zig.uni-augsburg.de/publikationen/g-ip/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg - 28.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/830: Regensburg - Was tun bei Vorhofflimmern?, Patientenveranstaltung am 08.11.2018


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Was tun bei Vorhofflimmern?



Am Donnerstag, dem 8. November 2018, lädt das Universitätsklinikum
Regensburg (UKR) von 17:30 bis 19:30 Uhr zur Patientenveranstaltung
"Herz außer Takt - Vorhofflimmern und Gerinnungshemmung" ein. Die
Veranstaltung findet im Großen Hörsaal (Haupteingang, 1. OG) statt und
ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Das Vorhofflimmern ist die häufigste Herzrhythmusstörung bei
Erwachsenen und kann unbehandelt unter anderem zu Schlaganfällen
führen. Die Veranstaltung "Herz außer Takt" im Universitätsklinikum
Regensburg informiert mit vier kurzen Vorträgen über Verbreitung,
Prävention, Diagnostik und Therapie von Vorhofflimmern und bietet
Gelegenheit für individuelle Fragen an Herzspezialisten. Das Programm
umfasst zudem die Besichtigung der Elektrophysiologie- und
Herzkatherlabore der Klinik und Poliklinik für Innere Medizin II des
UKR.

Die Veranstaltung findet anlässlich der Deutschen Herzwochen und in
Kooperation mit der Deutschen Herzstiftung statt.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 30. Oktober 2018

Franz-Josef-Strauß-Allee 11, 93053 Regensburg

E-Mail: presse@ukr.de

Telefon: 0941 944-4200

Internet: http://www.ukr.de
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LABEL/5006: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 01.11.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
44. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch neue Veröffentlichungen von
NIEDECKENS BAP, Nu, XOV, Zazoo, Sasha und Manuellsen. Zudem gibt es
Neuigkeiten von VOLBEAT und SIDO, der sein Best-Of-Album mit dem
Titel "Kronjuwelen" ankündigt.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

SIDO kündigt Best-Of-Album "Kronjuwelen" an ++ Neue Single
"Tausend Tattoos" ++ Bildband "Hinter der Maske"

Mit "Kronjuwelen" erscheint am 07. Dezember eine umfassendes
Best-Of-Album, das auf die letzten 10 Jahre von Sidos Karriere
zurückblickt. Sido hat Deutschrap verändert. Mehr noch: Er hat
Deutschland verändert - indem er nämlich neu definiert hat, was ein
großer Entertainer in diesem Land sein und tun, was er bewegen, wie
er Menschen quer durch alle Gesellschaftsschichten einen kann. Sido,
der Außenseiter aus der Platte, hat die Mitte der Popkultur
annektiert.

"Kronjuwelen" ist eine Sammlung der wichtigsten Songs aus Sidos
letzten vier Studioalben - jenen Alben also, die seinen Ruch als
Rap-Revoluzzer und bevorzugten Buhmann des Boulevard in unfickbaren
Legendenstatus verkehrten. Darunter sind Superdupermegahits wie
"Astronaut" oder "Bilder im Kopf", aber auch leise Klassiker wie das
identitätsstiftende "Geuner" oder "30-11-80", der wohl größte
Possetrack der deutschen HipHop-Geschichte. Hinzu kommen zwei
brandneue, bislang unveröffentlichte Songs sowie eine umfassende
Sammlung von Sidos Gastparts der letzten Dekade, für Künstler von
Falco bis Capital Bra. Zusätzlich gibt es, soviel zum Thema
Weihnachtswunschzettel, einen aufwändigen Bildband - "Hinter der
Maske"- des Fotografen Murat Aslan, der Sido seit der Frühphase
seiner Karriere begleitet.

Die Single "Tausend Tattoos" ist ebenfalls auf "Kronjuwelen"
enthalten. Sido beschreibt darauf die Tinte auf seiner Haut als eine
Art unauslöslischen Lebenslauf, mit allen Stationen seiner bewegten
Vita. "Alles, was ich gut finde, habe ich tätowiert - der Rest
entzieht sich leider meinem Interesse", rappt er. Deswegen sind da
die Totenkopfmaske und der Astronaut, die kleinen Eskapaden und die
großen Geniestreiche, das ganz Unten und das ganz Oben. Sido war in
jeder Phase seines öffentlichen Lebens ein offenes Buch, ob als Junge
aus'm Block, als Ghettojunge im Goldrausch oder als Familienvater mit
Vorbildfunktion. Er ist immer offen umgegangen mit seinen Schwächen
und auch seinen Stärken, all dem eben, was ihn aus- und so besonders
macht. Dieser Wesenszug macht ebenfalls einen großen Teil seines
Erfolg aus: dass er immer einer wie wir geblieben ist, einer von uns,
einer für uns.

https://www.facebook.com/sidomusik

https://twitter.com/siggismallz #siggismallz

http://www.sido.de

http://www.universal-music.de/sido/home


NIEDECKENS BAP veröffentlichen ihr Live-Album "LIVE &
DEUTLICH"

"Live-Alben habe ich schon immer gemocht", sagt Wolfgang Niedecken,
"weil sie den Sound einer Band echt und authentisch einfangen und
gleichsam auch ein Zeitdokument sind. Konzertmitschnitte halten im
Idealfall fest, wie eine Band genau zu diesem Zeitpunkt klingt." Und
genau das tut auch "LIVE & DEUTLICH", das bereits siebte reguläre
Live-Album von Niedeckens BAP, wie die Kölner Formation seit 2014
wieder heißt (und in diese beachtliche Zahl sind die sieben auf DVD
erhältlichen WDR-"Rockpalast"-Mitschnitte noch nicht mit
eingerechnet).

"LIVE&DEUTLICH", das als Doppel-CD und als Vierfach-LP am 2. November
erscheint, fängt in der Tat einen ganz besonderen Moment der
BAP-Geschichte ein. Es dokumentiert nämlich ein Konzert einer Tour,
bei dem BAP erstmals in ihrer nun über 40-jährigen Karriere mit einem
dreiköpfigen Bläsersatz auf Tournee gegangen sind.

Damit aus einem sehr guten Live-Album aber ein überragendes
Live-Album wird, müssen einige Faktoren hinzukommen, auf die ein
Künstler nicht unbedingt Einfluss hat. Man mag das Glück, Fügung oder
gar Schicksal nennen, und all das trifft auf den 6. Juni 2018 im
Münchner Circus Krone zu. Jener Abend sei etwas ganz Besonderes
gewesen, erinnert sich Niedecken. "Wir hatten uns schon am Vortag bei
einem ersten Konzert im Circus Krone wunderbar warm gespielt und
waren nun bei der zweiten Show, bei der von Sound bis zur
Begeisterung des Publikums einfach alles stimmte." Zudem standen an
diesem Abend auch drei bayerische Weggefährten als Gäste auf der
Bühne, Werner Schmidbauer, Martin Kälberer und Hannes Ringlstetter,
die mit einer bajuwarisch-kölschen Co-Produktion überraschten, einer
umwerfenden Version von Bob Dylans "Basement Tapes"-Hymne "You Ain't
Going Nowhere".

http://www.bap.de/start/


NU veröffentlicht neues Album "Zwiegespalten"

Nus Musik hebt sich vom durchschnittlichen, monotonen Strassenrap ab
und glänzt durch Kreativität und Facettenreichtum. Vorschreiben kann
ihm keiner was und die künstlerische Freiheit genießt stets oberste
Priorität.

Diesen Grundsatz wissen die Fans zu schätzen und auch die Zahlen
zeigen deutlich, dass sich diese Einstellung und harte Arbeit bezahlt
machen: "Lass laufen", eine gemeinsame Single von Nu und
Label-Kollege Sugar MMFK, knackte schnell die Millionenmarke auf
sämtlichen Video- und Streamingportalen.

Außerdem ist er aktuell mit einem Feature im Song "Weiter weg" auf
Xatars neuem Album vertreten. Nachdem letzte Woche bereits die Single
"Jogger" erschienen ist, kommt am Freitag endlich Nus Album
Zwiegespalten auf den Markt.


SASHA präsentiert mit "Lichterketten" einen brandneuen Song
++ digitiale Neuauflage von "Schlüsselkind" ++ Titelsong zum RTL
Spendenmarathon 2018

Mit "Schlüsselkind" hat Sasha sein erstes deutschsprachiges Album
veröffentlicht und damit das Publikum begeistert. Jetzt erscheint
"Schlüsselkind" am Freitag digital und mit einem brandneuen Song:
"Lichterketten" ist zudem der Song zum diesjährigen RTL
Spendenmarathon.

"Lichterketten ist ein Song, der daran erinnert, dass da draußen
Menschen gibt, die für einen da sind und es oft das Beste ist,
zusammen zu stehen", sagt Sasha, der selbst bereits durch schwere
Zeiten hindurch gegangen ist und somit weiß, wovon er spricht. "Mein
Song soll auch eine wenig Hoffnung geben und dazu inspirieren
gemeinsam für etwas zu stehen oder zusammen etwas zu bewältigen.
Viele Menschen sind in dieser Zeit aber auch leider allein - ich
würde mich freuen, wenn Lichterketten ein bisschen dazu beitragen
könnte, denen zu helfen und diejenigen zu unterstützen, die es nicht
alleine schaffen!"

Mit den 14 Songs auf seinem ersten deutschsprachigen Album
SCHLÜSSELKIND knüpfte Sasha an eine schier endlose Liste an
Hitsingles an, die er in den letzten zwei Jahrzehnten auf insgesamt
acht Alben veröffentlichte, darunter "If You Believe" "Slowly",
"Coming Home", "Lucky Day" und "Hide & Seek", "Good Days" und zuletzt
"Du fängst mich ein" vom neuen Album. Seine Plattenverkäufe im
In- und Ausland erzielten 17 Mal Gold- und sechsmal Platin-Status. Er
wurde unter anderem mit vier Echos, drei 1Live-Kronen einem Bambi,
einer Goldenen Kamera und dem Deutschen Fernsehpreis ausgezeichnet,
denn er stand auch erfolgreich vor der Kamera.

"Lichterketten" ist der offizielle Titelsong zum diesjährigen
RTL-Spendenmarathon. Schon als Projektpate unterstützte Sasha die
Stiftung RTL - Wir helfen Kindern. Charity-Gesamtleiter Wolfram Kons
freut sich: "Welcome back, lieber Sasha!" Der 23. RTL-Spendenmarathon
startet am 22. November 2018 live um 18:00 Uhr und ist mit seinen 24
Stunden die längste Charity-Sendung im deutschen Fernsehen.

http://www.universal-music.de/sasha/home

http://www.sasha.de


XOV veröffentlicht neue Single "Nebula"

Geboren im Iran, aufgewachsen in Schweden, ausgewandert in die USA,
zurückgekehrt, von Lorde mitentdeckt und schließlich sogar beim
"Tribute von Panem"-Soundtrack mitgewirkt: Die Rede ist natürlich von
XOV, bürgerlich Damian Ardestani. Er hat sich mit Songs wie "Animal"
und "Lucifer"(Gold in D) eine immer weiter wachsende Fangemeinde
aufgebaut und die kann sich nun auf ein weiteres Highlight freuen:

Am Freitag erscheint "Nebula", die neue Single von XOV und nach
"ATARAX" bereits der zweite Vorgeschmack auf die gleichnamige "nebula
EP" des schwedischen Sängers, die am 30.11. veröffentlicht wird.
Passend zur neuen Single gibt es auch ein kunstvolles neues Video,
das XOV zusammen mit Regisseur Phil Griffin (u.a. Amy Winehouse,
Prince) aufgenommen hat. "Nebula" handelt davon aus alten,
destruktiven Mustern auszubrechen und für sich selbst eine neue Welt
zu kreieren, um ultimativ ein besserer Mensch zu werden, eine Vision,
die sich auch im Video widerspiegelt, wie XOV selbst berichtet: "When
the song was finished and I listened to it I envisioned a human
monument - bodies of different colors that form a statue-like
monument with their movements and together create something
beautiful. A tribute to humanity." Umgesetzt wurde diese Idee in
enger Zusammenarbeit mit dem belgischen Künstler Jan Fabré, der XOV
sowohl sein Atelier als Drehort als auch Tänzerinnen und Tänzer für
das Video zu "Nebula" zur Verfügung stellte.

Das Video zur neuen Single "nebula" feiert morgen, Freitag, Premiere!

https://www.facom/xovofficial/


VOLBEAT veröffentlichen Livealbum und Konzertfilm "Let's
Boogie! Live From Telia Parken" am 14. Dezember

Am 26. August 2017 verkauften Volbeat das Telia Parken Stadion in
Kopenhagen aus. Mit 48.250 verkauften Tickets halten sie dort seitdem
den Rekord für die größte Show eines einheimischen Künstlers. Um
diesen Höhepunkt ihrer Karriere zu verewigen, wird die Band am
14.12.2018 ihr neues Livealbum und den dazugehörigen Konzertfilm
"Let's Boogie! Live From Telia Parken" veröffentlichen, der seit
Freitag vorbestellt werden kann.

Als ersten Vorgeschmack veröffentlichte die Band gestern das
Live-Video zu "The Devil's Bleeding Crown", das man sich hier ansehen
kann.

Leadsänger Michael Poulsen sagt über die Show: "Als Headliner im
Telia Parken zu spielen ist ein Traum, der endlich wahr geworden ist.
Wir fühlen uns sehr geehrt, dass so viele Mitglieder der
Volbeat-Familie von so weit her angereist sind, um mit uns zu feiern.
Wir freuen uns, dass wir diesen Meilenstein nun mit allen teilen
können."

"Let's Boogie! Live From Telia Parken" wird auf BluRay /2 CD, DVD/2
CD, 2 CD, 3 LP Vinyl und digital erhältlich sein. Die 26 Tracks
enthalten Liveversionen von Chartbreakern wie "Still Counting", "For
Evigt" und "A Warrior's Call", des Weiteren eine Liveperformance des
neuen Songs "The Everlasting".

Als Special Guests sind unter anderem Mille Petrozza, Johan Olsen,
Mark "Barney" Greenway, Lars Ulrich, Boxer Mikkel Kessler und Danko
Jones zu sehen und zu hören.

Volbeat wurden 2001 in Kopenhagen gegründet. Seitdem haben sie sich
mit endlosen Tourneen und sechs gefeierten Studioalben unermüdlich
ihren Weg in die obersten Ränge des Hard Rock geebnet. Ihr letztes
Studioalbum "Seal The Deal & Let's Boogie" chartete in Deutschland,
Dänemark, Schweden, Finnland, Belgien, Österreich und der Schweiz auf
Platz 1. In Kanada und Norwegen erreichte es Platz 2, in den USA
Platz 4 und in Großbritannien Platz 16.

Weitere Informationen unter:

www.volbeat.dk/

www.facebook.com/volbeat

www.twitter.com/volbeat

www.instagram.com/volbeat/

www.youtube.com/user/VolbeatVEVO


ZAZOO veröffentlichen Debütsingle "Spinnin' Round (Wap
Bap)"

Am 02. November erscheint die erste Single des Newcomer-Duos ZAZOO.
Kennengelernt haben sich die Londoner Gesangsstudentin und der
Berliner Studiogitarrist und -bassist über eine Musikerplattform.
Beim ersten Treffen sprang der Funke auf Anhieb über und entfachte
eine Bandchemie, die hörbar gut funktioniert.

Ihre Debütsingle "Spinnin' Round (Wap Bap)" gibt die musikalische
Richtung des Duos vor und ist ein Ohrwurm par excellence.
Einschlägige Bassläufe gepaart mit einer außergewöhnlich smoothen
Stimme, ummantelt von der glasklaren und modernen Musikproduktion des
Berliner Erfolgsproduzenten Ingo Politz (Joris, Silbermond, Faun).
Der Song behandelt in leichtfüßig unkomplizierter Weise das Thema
einer leidenschaftlichen Bekanntschaft, die einem nicht mehr aus dem
Kopf geht.

Mehr Infos unter:

https://www.zazoo-music.com/

https://www.instagram.com/zazoo_band/

https://www.facebook.com/Zazoo-2166411130245692/


HONKA feat. Alpa Gun veröffentlichen neue Single
"Perfekt"

Halb voll. Halbtagsheld. Halb lustig. Halb geil. Halbpension auf
Mallorca. Halb Gangsta, halb Keks. Halb besoffen. Warum nicht mal
aufs Ganze gehen? Nicht nörgeln. Mal richtig rein in die Vollen -
jaja, schon gut. "Nein, nicht gut", würde HONKA sagen, mit gespitztem
Finger vorm Mund: "PER-FEKT!"

"Wir haben doch schon alles dabei, was wir für eine gute Zeit
brauchen", peitscht HONKA los. "Ist das Leben nicht zu schade für die
Hälfte?" Darum geht es in seinem neuen Song PERFEKT. Fünf mal gerade
sein lassen. Den Moment feiern. Schwer verliebt sein an allem. Sich
selbst nicht allzu ernst nehmen. Raus aus dem Gefängnis der
Selbstinszenierung - und rein ins Geschehen, das sich Leben nennt.


Manuellsen - Pre-Order-Start von neuen Album "MB4" und
ersten Song "Chrome"

Am Freitag erscheint die Single "Chrome" als Auftakt zur Kampagne des
neuen Manuellsen Albums "MB4".

...ich glaub ich hab einen Geist gesehen...ist eine Aussage des
Multitalentes, die einen nur ahnen lassen kann, in welche
unbegrenzten Sphären einem das neue Album von Manuellsen treibt. Es
ist immer wieder erstaunlich, wie der König im Schatten nochmal einen
draufsetzt. In dem neuen Album der MB-Reihe trifft harter
authentischer Rap auf nicen rnb'igen Vibe.

Neben einem sehr aufwendigen Songwriting wird das Album auch durch
eine nicht zu verachtende Feature-Liste aufgewertet. Man kann vom
wohl besten Manuellsen Album bis dato sprechen.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Niedeckens BAP / Live & Deutlich / 02.11.2018

102 Boyz / Asozial Allstars 1 (Tape) / 02.11.2018

Nu / Zwiegespalten / 02.11.2018

FAELDER / Unheilbar / 09.11.2018

Sido / Kronjuwelen / 07.12.2018

Singles

Wincent Weiss / Hier mit Dir / 02.11.2018

XOV / NEBULA / 02.11.2018

Zazoo / Spinnin Round / 02.11.2018

102 Boyz / Saufen / 02.11.2018

Angus & Julia Stone / Youngblood / 02.11.2018

benny mayne feat. Terrell Morris / dollas / 02.11.2018

CLMD / Trouble / 02.11.2018

Giant Rooks / Wild Stare / 02.11.2018

Honka / Perfekt / 02.11.2018

Manuellsen / Chrome / 02.11.2018

Don Diablo feat. Emeli Sandé & Gucci Mane / Survive (Youngr Remix) / 02.11.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Verstehen Sie Spaß?

Bosse 

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Christina Stürmer

21.11.2018 / 17.30 Uhr / BR / Abendschau

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala

Clueso

04.11.2018 / 22.50 Uhr/ Sat.1 / LUKE! Die Woche und ich

01.12.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Duell um die Welt

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

15.11.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4 

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau 

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die größten Weihnachts-Hits 

06.12.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb 

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Gestört aber Geil

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome

Glasperlenspiel

14.11.2018 / 18:00 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas?

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache

Helene Fischer

25.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die Helene Fischer Show

Leoniden

03.11.2018 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

23.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Michelle

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres

Nico Santos

16.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Bambi 2018 

07.12.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 2018

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

PUR

02.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

09.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik 

28.11.2018 / 23:35 Uhr / MDR / Zärtlichkeiten im Bus 

24.12.2018 / 19:15 Uhr / ZDF / Weihnachten in Bethlehem

Rea Garvey

09.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Tietjen und Bommes 

18.11.2018 / 22.50 Uhr / Sat.1 / Luke! Die Woche und ich 

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTLII / The Dome

Sido

03.11.2018 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

The BossHoss

02.11.2018 / 23:30 Uhr / DW / popXport

03.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

26.11.2018 / 17:30 Uhr / Sat.1 Hamburg / 17:30 live

30.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/5005: Universal Music International Presse-Newsletter - 01.11.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 44. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Takeoff, der
ohne Migos auf Solopfaden unterwegs ist. Zudem gibt es neue
Veröffentlichungen von Metallica, Steven Wilson und das Debüt von
Jacob Banks sowie den Soundtrack zu Queens "Bohemian Rhapsody". Und
auch 5 Seconds Of Summer bringen ihre Hommage an Queen heraus und
veröffentlichen "Killer Queen"!

Außerdem in den News: Ian Brown ist zurück, Massive Attack feiern ein
Jubiläum, Dermot Kennedy war bei Inas Nacht und Alessia Cara kündigt
ihr neues Album an.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Die Welt feiert QUEEN & Freddie Mercury: "BOHEMIAN RHAPSODY"
startet in den deutschen Kinos ++ Soundtrack inkl. unveröffentlichter
LIVE AID Aufnahmen

In der ausverkauften Londoner Wembley Arena feierte der Kinofilm
"Bohemian Rhapsody" in der vergangenen Woche Weltpremiere! Jetzt
startet das spektakuläre Biopic in den deutschen Kinos! Unter der
Regie von Bryan Singer ("X-Men") wird das Leben des Ausnahme-Sängers
erzählt, der vom Einwandererkind zum Rockstar aufsteigt und auch die
Schattenseiten des Ruhms, Drogen und Vereinsamung, kennenlernen muss.
Die Filmbiografie endet mit dem spektakulären Auftritt von Queen beim
Wohltätigkeitsfestival "Live Aid" 1985 , bei dem das Quartett nach
Meinung vieler Zuschauer und Kritiker das beste Konzert ihrer
Karriere absolvierte.

Auch der Soundtrack ist ein absolutes Highlight! Neben den erstmals
hier erscheinenden Live-Aid-Aufzeichnungen von Titelsong "Bohemian
Rhapsody", "Radio Gaga", "Hammer To Fall" und "We Are The Champions",
finden sich auch im weiteren Verlauf des Soundtracks etliche
Live-Raritäten aus der gesamten Karriere von Queen. Der Soundtrack
ist bereits erhältlich, der Kinofilm startet am 31. Oktober in den
deutschen Kinos.


5 Seconds Of Summer veröffentlichen mit "Killer Queen" ihre
Hommage an QUEEN & Freddie Mercury

Zu Ehren von Freddie Mercury und Queen und zur Feier des Biopics
Bohemian Rhapsody veröffentlichen 5 Seconds Of Summer ein Cover von
"Killer Queen" (1974), bei allen digitalen Anbietern als Download und
im Stream. Mit den Einnahmen unterstützen die beteiligten Künstler
den Mercury Phoenix Trust (MPT). MPT wurde 1992 von Brian May, Roger
Taylor und Jim Beach gegründet, um den weltweiten Kampf gegen HIV /
AIDS zu unterstützen. 5SOS spendet zusammen mit der Universal Music
Group (UMG) und Queen die Einnahmen des Tracks an das MPT.

https://www.universal-music.de/queen/


Metallica veröffentlichen "...And Justice For All" als
Remastered Expanded Edition & Deluxe Box Set

Die dunkle Jahreszeit braucht den richtigen Soundtrack - und
Metallica liefern am Freitag das perfekte Highlight: ...And Justice
For All erscheint in einer spektakulären Neuauflage, u.a. als Deluxe
Set und auf Vinyl. Das Album wurde vollständig remastered und
erscheint in verschiedenen Versionen, die es in sich haben.

...And Justice for All war das vierte Studioalbum von Metallica und
verkaufte sich alleine in den Vereinigten Staaten über acht Millionen
Mal und wurde mit Achtfachplatin ausgezeichnet. Damit ist ... And
Justice for All das zweiterfolgreichste Album der Bandgeschichte. Zum
ersten Mal hört man hier Bassist Jason Newsted, der Cliff Burton nach
seinem Tod ersetzte.

Nun wird ...And Justice for All remastered und in zahlreichen
Editionen verlegt. Zu den verschiedenen physischen Editionen gehören
eine Standard Double 180 Gramm LP, Standard CD, 3-CD Expanded
Edition, Kassette, Limited Edition Deluxe Box Set.

Vorab hatten ausgewählte Fans die Ehre des "Unboxings" zuteil, also
des Öffnens der Box.

METALLICA live:

13.06.2019 Köln, RheinEnergieStadion

06.07.2019 Berlin, Olympiastadion

23.08.2019 München, Olympiastadion

25.08.2019 Mannheim, Maimarktgelände

http://www.universal-music.de/metallica/home


Jacobs Banks veröffentlicht sein Debütalbum "Village" ++
Live-Tour im November

Nach drei gefeierten EPs und der Vorabsingle "Be Good To Me" feat.
Seinabo Sey veröffentlicht Jacob Banks am Freitag sein Album
"Village" . Es ist der erste Longplayer des in Nigeria geborenen
Briten. Für "Village" arbeitete Jacob Banks u.a. mit Paul Epworth
(Adele,James Bay, FKA Wigs) und Malay (Frank Ocean, Sam Smith, Lorde)
zusammen.

"Bei 'Village' geht es um das Feiern von all den Dingen, die uns zu
dem machen, der wir sind. Das Gute, das Schlechte und auch das
Fragwürdige", beschreibt Jacob Banks sein 14-Songs umfassendes
Debütalbum. Schon vorab gab es viel Lob von Billboard, The Fader,
Complex, Paper, Nylon und dem TIME Magazine - letzteres kommentierte:
"Diese Stimme geht unter die Haut direkt beim ersten Hören."

JACOB BANKS live

27.11.2018 Köln, Live Music Hall

28.11.2018 Hamburg, Docks

29.11.2018 Berlin, Astra

30.11.2018 Frankfurt, Gibson

https://www.universal-music.de/jacob-banks


Migos' TAKEOFF veröffentlicht sein Soloalbum "The Last
Rocket"

Am Freitag erscheint mit "The Last Rocket" das Soloalbum von TAKEOFF,
der als Teil von MIGOS bereits weltweit die Charts dominiert hat.
Jetzt ist es Takeoffs Zeit, den Spotlight für sich alleine zu
erobern. Angekündigt wurde das Album am vergangenen Freitag, nur
wenige Tage nach der Veröffentlichung des Solo-Albums von
Migos-Mitglied Quavo. Am 11. Oktober erschien seine LP Quavo Huncho
und seitdem entwickelte er die DJ Takeoff Challenge.

Neben einer Tournee mit Drake für die Aubrey & The Three Migos Tour
verriet Quavo in einem Interview mit L.A. Leakers, wie hart Takeoff
im Studio gearbeitet hat. "Wir haben gerade das Konzert verlassen und
sind sofort ins Studio gegangen", sagte er. "Ich bin fertig, ich bin
froh. Das ist es, was Takeoff und Offset gerade tun, direkt ins
Studio gehen und keinen Schlaf bekommen und wieder aufwachen und auf
die Bühne kommen."

"The Last Rocket" erscheint am 02. November. Vorab gibt es die Single
"The Last Memory" zu hören.

https://www.universal-music.de/migos


Steven Wilson veröffentlicht "Home Invasion: In Concert At
The Royal Albert Hall"

Ende März 2018 spielte Steven Wilson an drei aufeinanderfolgenden
Abenden in der ausverkauften Royal Albert Hall in London. Die drei
Auftritte bildeten den Abschluss einer ausgedehnten Europatour und
krönten eine siebenmonatige, äußerst intensive Phase, die mit der
Veröffentlichung von Wilsons fünftem Album, To The Bone ("Sein bisher
bestes und stimmigstes Soloalbum" Classic Rock 4*) begann. Bei seiner
Veröffentlichung im August 2017 ging To The Bone auf Platz 3 der
britischen und auf Platz 2 der deutschen Charts und erreichte im Rest
Europas ebenfalls die Top 10. Innerhalb kurzer Zeit wurde es das
bestverkaufte Album seiner einzigartigen, 30-jährigen Karriere als
Plattenkünstler.

Bei den drei Shows in der Royal Albert Hall präsentierten Steven und
seine virtuose Band die Songs von To The Bone und viele andere aus
den Tiefen seines umfangreichen Katalogs. Eingebettet war das Ganze
in ein visuell wie klanglich unglaublich beeindruckendes Erlebnis.
Home Invasion: In Concert At The Royal Albert Hall enthält fast drei
Stunden Livematerial aus der letzten der drei Shows und erscheint am
2. November auf DVD, Blu-Ray, DVD+2CD, Blu-Ray+2CD und Digital-Video
und -Audio.


Alessia Cara kündigt ihr neues Album "The Pains Of Growing"
für den 30. November an ++ Zwei exklusive Unplugged-Shows in
Stuttgart und Hamburg

Nach ihrem grandiosen und preisgekrönten Debüt "Know-It-All"
inklusive der Hitsingles "Here" und "Scars To Your Beautiful" folgte
die Single "1-800-273-8255", die u.a. mit Logic entstanden ist und
schließlich der Grammy Award für Alessia Cara in der Kategorie "Best
New Artist". Die Fans durften sich bereits vor einigen Wochen über
den Vorboten "Growing Pains" freuen, den ersten Vorgeschmack auf das
neue Album der Kanadierin! Jetzt ist es offiziell:

Am 30. November veröffentlicht die 22-jährige Sängerin, Songwriterin
und Musikerin ihr zweites Album "The Pains Of Growing". Das neue Werk
beleuchtet die vielen Seiten des Erwachsenwerdens, der ersten Liebe,
Familienbeziehungen und den Erkenntnissen über sich selbst. Die Songs
wurden von Alessia Cara im Alleingang geschrieben.

Und auch live gibt es in Kürze ein ganz besonderes Highlight: Alessia
Cara wird in Stuttgart und Hamburg zwei Shows spielen! In intimer
Wohnzimmeratmosphäre zeigt die Grammy-Gewinnerin berührende Einblicke
in die neuen Songs ihres zweiten Studioalbums "The Pains of Growing".

Die Tickets kann man nur online gewinnen.

http://www.universal-music.de/alessia-cara/home


IAN BROWN kündigt neues Album "Ripples" an und
veröffentlicht neue Single "First World Problems"

Mit "First World Problems" veröffentlicht IAN BROWN den ersten neuen
Song seit neun Jahren! Damit kündigt der legendäre britische Musiker
sein neues Album "Ripples" an, das am 1. März 2019 auf den Markt
kommt. Das Album kann bereits vorbestellt werden.

Ian Brown produzierte "Ripples" und schrieb fast alle Tracks auf dem
Album im Alleingang. Drei der Songs entstanden gemeinsam mit seinen
Söhnen, die während auch eine Vielzahl von Instrumenten spielen. Die
Coverversionen von Barrington Levys "Black Roses" und "Break Down The
Walls" von Mikey Dread vervollständigen das Album. Das Album wurde
in Liverpool und in den Abbey Road Studios aufgenommen, bevor es vom
langjährigen Mitarbeiter Steve Fitzmaurice gemischt wurde. Die Platte
wurde von Bob Ludwig in New York gemastert, während die Vinyl-Version
von Chris Bellman in LA gemastert wurde. Ian Brown hatte bei dem
Projekt nicht nur die kreative Kontrolle über die Produktion des
Albums, sondern auch die Regie des Videos sowie die Erstellung des
Artworks.

https://www.facebook.com/ianbrownofficial/


MASSIVE ATTACK feiern 20. Jubiläum ihres legendären Albums
"Mezzanine" mit einer Neuauflage + Live-Tournee

Mit "Mezzanine" veröffentlichen Massive Attack jetzt ihr Meisterwerk
in einer Neuauflage. Das legendäre Album "Mezzanine", das die
Musikwelt bis heute prägt und beeinflusst, erscheint am 16. November
in einer Jubiläumsversion zum 20. Jahrestag der Veröffentlichung.
"Mezzanine" ist zudem das erste Album einer Band, das encodiert und
in Form von DNA gespeichert wurde. Alle Infos dazu gibt es hier

Zudem kommen Massive Attack im nächsten Jahr auf "Mezzanine XX1"
Tour. Die Show wird eine völlig neue audiovisuelle Produktion mit
Elizabeth Fraser sein, die von Robert Del Naja entworfen wurde und
deren Mitwirkende zu einem späteren Zeitpunkt bekannt gegeben werden.
Es geht um die Vision von Mezzanine einundzwanzig Jahre nach seiner
Veröffentlichung, enwickelt aus den Original-Samples und damaligen
Einflüssen. Robert Del Naja sagt: "Es wird eine einmalige Arbeit
sein. Unsere eigene personalisierte Nostalgie-Alptraum-Exkursion."

http://www.universal-music.de/massive-attack/home


Dermot Kennedy begeistert mit Live-Performance bei INAS
NACHT

Mit der Single "Glory" war Sänger, Songwriter und Musiker Dermot
Kennedy am Wochenende zu Gast bei "Inas Nacht".

Letzte Woche hat Dermot Kennedy zudem seine neue Single "Power Over
Me"veröffentlicht. Der Track wurde von Dermot, Koz und Scott Harris
geschrieben und von Koz produziert. Mit seinen bisherigen
Veröffentlichungen hat Dermot Kennedy weltweit über 300 Millionen
Streams erreicht. Über die neue Single sagt Dermot: "Das ganze Lied
entstandt mit genau dieser einen Idee, der Zeile 'Du hast diese Macht
über mich '. Die Idee, von jemandem völlig verhext zu sein, ganz in
seinem Bann zu stehen, auf eine wirklich gute Art und Weise. Einfach
total verliebt."

https://www.facebook.com/dermotkennedymusic/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Jacob Banks / Village / 02.11.2018

TAKEOFF / The Last Rocket / 02.11.2018

James Cooper / Someday (EP) / 02.11.2018

Imagine Dragons / ORIGINS / 09.11.2018

Sabrina Carpenter / Singular: Act 1/ 09.11.2018

The Rolling Stones / VOODOO LOUNGE UNCUT / 16.11.2018

Mumford & Sons / Delta / 16.11.2018

Allan Rayman / Harry Hard-On / 16.11.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 18.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

Eros Ramazzotti / Vita ce n'é / 23.11.2018

Take That / Odyssey / 23.11.2018

Alessia Cara / The Pains Of Growing / 30.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

The Struts / Young & Dangerous / 11.01.2019

Maggie Rogers / Heard It In A Past Life/ 18.01.2019

Catalogue

Amy Winehouse / Back To Black (DVD/BD) / 02.11.2018

Orchestral Manoeuvres In The Dark / diverse LPs / 02.11.2018

The Traveling Wilburys / The Traveling Wilburys, Vol. 1 (LP) / 02.11.2018

Metallica / ...And Justice for All (LP Box/2LP/3CD/CD/MC) / 02.11.2018

Mott The Hoople / Mental Train - The Island Years 1969-71 (CD Box) / 02.11.2018

Richard Ashcroft / Alone With Everybody (2LP) / 02.11.2018

Steven Wilson /Home Invasion: In Concert At The Royal Albert Hall (CD+DVD/CD+BD/DVD/BD) / 02.11.2018

The Moody Blues / In Search Of The Lost Chord (CD Box/LP/CD) / 02.11.2018

The Analogues / The White Album Live In Liverpool (2CD) / 02.11.2018

Various Artists / Stax '68: A Memphis Story (CD Box) / 09.11.2018

The Weeknd / Kiss Land (2LP) / 09.11.2018

Elton John / Here And There (Remastered) (LP) / 09.11.2018

Elton John / Live In Australia (Remastered) (2LP) / 09.11.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (2LP) / 09.11.2018

The Beatles / The Beatles (White Album) (CD Box, 3CD, 4LP, 2LP) / 09.11.2018

The Revivalists / Take Good Care (CD) / 09.11.2018

Various Artists / Motown Magic (CD) / 16.11.2018

Glen Campbell / Sings For The King (CD/LP) / 16.11.2018

Marc Almond / Hits And Pieces - The Best Of Marc Almond & Soft Cell (2LP) / 16.11.2018

Billy Idol / Vital Idol: Revitalized (2LP) / 16.11.2018

Brian Eno / diverse LPs / 16.11.2018

Chris Cornell, Soundgarden, Temple Of The Dog / Chris Cornell (LP/4CD/CD) / 16.11.2018

Massive Attack / Mezzanine (2CD) / 16.11.2018

Rush / Hemispheres (LP Box/3LP/2CD) / 16.11.2018

Siouxsie And The Banshees / The Scream / 16.11.2018

The Police / Every Move You Make: The Studio Recordings (LP Box) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Beggars Banquet (LP Box/CD) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Voodoo Lounge Uncut (DVD/BD/CD+BD/CD+DVD/3LP) 16.11.2018

The Runaways / Best of The Runaways (LP) / 23.11.2018

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest (LP) / 23.11.2018

Various Artists / The Complete Cuban Jam Sessions (LP Box) / 30.11.2018

Neil Diamond / 50th Anniversary Collector's Edition (CD Box) / 30.11.2018

Toby Keith / Should've Been A Cowboy (25th Anniversary Edition) (CD) / 30.11.2018

Creedence Clearwater Revival / The Studio Albums Collection (Half-Speed Masters) (LP Box) / 30.11.2018

Def Leppard / The Hysteria Singles (LP Box) / 30.11.2018

Def Leppard / The Story So Far...The Best Of Def Leppard (2LP/LP/2CD/CD) / 30.11.2018

Lenny Kravitz / Let Love Rule (2LP) / 30.11.2018

Status Quo / The Vinyl Singles Collection: 1990s (LP Box) / 30.11.2018

 * 

TV-Termine

Queen 

Freddie Mercury - The Great Pretender (Doku 2012)

Fr., 09.11., 21:45 Uhr, arte

Mi., 21.11., 00:45 Uhr (Wdh.), ARTE

Mark Knopfler

ttt - Titel, Thesen, Temperamente

So., 18.11., 23:05 Uhr, ARD

Alex Aiono

Mo., 26.11., 20:00 Uhr, KiKa, KiKa Live

Sa., 01.12., 20:15 Uhr, RTL2, The Dome

Jacob Banks

Morgenmagazin

Mo., 26.11., 05:30 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., 00:30 Uhr, ARTE

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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AKTION/2717: Cuxhaven - Carolin Fortenbacher covert ABBA-Songs am 12.11.2018


Carolin Fortenbacher singt ABBA-Songs

Preisgekrönte Gesangsvirtuosin zu Gast im Stadttheater Cuxhaven



Am Montag, den 12. November 2018, um 20 Uhr erleben Sie die
unvergesslichen ABBA-Hits im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21,
27472 Cuxhaven. Nach zehn Jahren, drei erfolgreichen Soloalben und
zahllosen Konzert- und Theaterabenden ist es nun endlich soweit: Ihr
neues erfolgreiches Solo-Projekt "Abba macht glücklich" widmet sich
der schwedischen Supergruppe. Mit ihrem Bühnen- und Lebenspartner
Sascha Rotermund an der Gitarre, Pirkko Langer am Cello sowie Achim
Rafain am Bass, durchstreift Carolin Fortenbacher ihre ganz
persönliche "Mamma Mia!"-Geschichte. Intim und unplugged, aber mit dem
richtigen Groove und natürlich einem gehörigen Augenzwinkern!

Intim? Das kommt auf die Definition an. Intensiv, emotional und
mitreißend? In jedem Moment.

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr,
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets
oder am Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im
Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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JAZZ/2172: Mönchengladbach - KLARO! Vier Spitzenmusiker am 10. November 2018


KLARO! Vier Spitzenmusiker in St. Kamillus



Diese Band setzt beim Festival Jazz in der Kirche 2018 in
Mönchengladbach einen der Glanzpunkte: KLARO! verbindet die Lyrik der
Klassik und Folklore mit der rhythmischen Kraft des Jazz und der
Raffinesse zeitgenössischer Musik. Der musikalische Bogen spannt sich
von kraftvoll, spritzigen Grooves zu poetischen Balladen und
explosivem Swing.

Die Ausnahme-Saxophonistin Karolina Strassmayer, seit 2004 Mitglied
der WDR-Bigband, und der herausragende Jazz-Schlagzeuger Drori Mondlak
sind Herz und Motor der Band, die am Samstag, 10. November, 20 Uhr, im
St. Kamillus Kolumbarium, Kamillianerstraße 40, mit ihrem neuen
Programm Roots & Wings zu hören ist. Für das Konzert in
Mönchengladbach haben sie den nicht nur als jüngstes Mitglied der
WDR-Bigband gefeierten Pianisten Billy Test und den renommierten
Bassisten Thomas Stabenow in ihr Quartett eingeladen. Gemeinsam
präsentieren die vier unbändigen Klangmaler Strassmayers neue
Kompositionen und Improvisationen.

Karolina Strassmayer (Altsaxophon)

 Billy Test (Piano)

 Thomas Stabenow (Bass)

 Drori Mondlak (Schlagzeug)

Tickets gibt es für 10 Euro (plus VVK-Gebühr) gibt es online unter
www.adticket.de, in den bekannten Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse.

Weitere Infos: www.jazzclub-mg.de

Der Eintrittserlös kommt in vollem Umfang dem Veranstalter "Jazzclub
Mönchengladbach e.V." zur Finanzierung des Festivals zu Gute.

Termin: Samstag, 10.11.2018, 20.00 Uhr im St. Kamillus Kolumbarium,
Kamillianerstraße 40, 41069 Mönchengladbach

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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JAZZ/2171: Mönchengladbach - JazzTalents - Konzert mit jungen Jazzern am 10.11.2018


JazzTalents: Junge Jazzer in der Citykirche

Am Samstag, 10.11.2018, 12.00 Uhr, Citykirche Alter Markt



In der Konzertreihe "Musik zur Marktzeit", die immer samstags und 12
Uhr in der Citykirche Alter Markt (Kirchplatz 14, 41061
Mönchengladbach) läuft, präsentiert der Jazzclub Mönchengladbach am
10. November junge Jazzer aus Mönchengladbach:

Joana Bellomo (19), Jakob Seefing (11) und Dennis Arkadil (24),
Saxophon-Schüler von Nicolas Simion, spielen Interpretationen von
Jazzstandards und freie Improvisationen. Einen Solo-Vortrag wird es
auch von E-Gitarrist Noah Küppers (12) geben, der bereits Preise bei
Jugend musiziert und Jugend jazzt gewonnen hat.

Schließlich stehen in der Citykirche zwei junge Bands auf der Bühne,
die in der rheinischen Jazzszene schon eine feste Größe sind: Die
Fusion-Band Fourfold hat mit ihrer Leidenschaft für mitreißende
Grooves und knallige Bläsersätze die Jazzband Challenge 2018 gewonnen
und sich damit ins Programm des Internationalen Jazzfestivals Viersen
gespielt. Die fünf Musiker im Alter zwischen 15 und 19 Jahren sind:
Johanna Micha (Posaune), Luzie Micha (Trompete), Moritz Micha
(Gitarre), Amon Verlinden (Schlagzeug) und Luca Esser (Bass).

Trio D'Accoustica (Patrick Kopiec, Fabian Witeczek, Moritz Micha)
haben mit ihrem filigranen Gitarrenspiel zwischen Latin und Jazz schon
beim nicht nur beim Internationalen JazzFestival Viersen, im WDR
Fernsehen und bei der Mönchengladbacher Kulturnacht geglänzt.

Das JazzTalents-Konzert ist Bestandteil des Festivals Jazz in der
Kirche.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 31. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10146: Braunschweig - Hommage an Rossini und Debussy am 4.11.2018


Konzert in der Dornse: Hommage an Rossini und Debussy 



Braunschweig. Ein Konzert mit dem italienischen Pianisten Marco
Cecchinelli, Klavier, als Hommage an Rossini zum 150. und an Debussy
zum 100. Todestag, findet in der Dornse im Altstadtrathaus,
Altstadtmarkt 7, am Sonntag, 4. November, um 11 Uhr statt. Der "trait
d'union" (das Bindeglied) wird die 4. Ballade von Frederic Chopin
sein, auch sie wurde in Paris komponiert. Die Veranstaltung wird in
Zusammenarbeit von Deutsch-Italienischer Kulturgesellschaft
Braunschweig e.V., Deutsch-Italienischem Freundeskreis Wolfsburg e.V.
und dem Louis Spohr Musikzentrum Braunschweig durchgeführt.
Eintrittskarten zum Preis von zwölf Euro, ermäßigt sechs Euro sind nur
an der Tageskasse erhältlich.

Marco Cecchinelli wurde in Mailand geboren und absolvierte sein
Studium am Konservatorium Paganini in Genua, sowohl im Fach Klavier
als auch im Fach Komposition. Er vertiefte die Kenntnisse dann unter
anderem mit Murray Perahia, Oxana Yablonskaya und Mario Delli Ponti.
Als Dirigent arbeitete er mit Gabriele Bellini (am Konservatorium
Verdi in Mailand). Als Konzertpianist mit einem breiten Repertoire
trat er sowohl in Italien als auch in Europa auf, dabei spielte er
nicht nur als Solist, sondern auch mit verschiedenen
Kammermusikformationen, Kammerorchestern und bekannten Sängern.

Cecchinelli trat als Solist im Bösendorfer Saal in Wien auf, in der
Kirche St. Martin-in-the-Fields in London, in der Sala Verdi des
Konservatoriums in Mailand und auf dem Epidaurus Festival in Kroatien.
Außerdem ging er auf verschiedene Solisten-Tourneen in Deutschland und
Dänemark, wobei er mit vielen Italienischen Kulturinstituten und
Dante-Gesellschaften zusammenarbeitete. 2016 debütierte er in
Australien, in Sidney und Melbourne. Er nahm Sendungen für die RAI auf
und CDs. Seit 2012 ist er Dozent am Konservatorium Giuseppe Verdi von
Mailand.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1805: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Turid Müller: "Teilzeitrebellin - Weihnachts-Wahnsinn", PolitChanson & Musikkabarett, 1.12.2018


Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

Turid Müller: "Teilzeitrebellin - Weihnachts-Wahnsinn" | Musikkabarett & PolitChanson 

Weihnachtliches Kabarettkonzert am Samstag, 1. Dezember 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum weihnachtlichen Musikkabarett- und PolitChanson-Abend mit Turid Müller und Stephan Sieveking am Samstag, 1.12.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Torge Niemann]





Das Komm du lädt ein zu einem weihnachtlichen Kabarettkonzert

am Samstag, den 01.12.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Turid Müller: "Teilzeitrebellin - Weihnachts-Wahnsinn"

Musikkabarett & PolitChanson aus Hamburg

Am Piano: Stephan Sieveking

Die Schoko-Männer überfallen die Supermärkte schon ab Spätsommer -
und trotzdem kommt es immer früher als man denkt: Weihnachten! - 

Da hilft nur eins: Prävention! 

Und: Eine Extra-Portion Ironie.

Zwischen Welt und Wohnzimmer spießt die lächelnde Blondine im
Festtagsgewand treffsicher auf, was wir nur allzu gern unter den
Teppich unserer eigenen Prinzipien kehren. Die Songs stammen aus
eigener akribisch gespitzter Feder. Und die hat sie schon seit
Jahren auf das "Fest der Liebe" angesetzt; jedes Jahr legt
traditionell ein neues satirisches Weihnachtslied den Finger in die
weihnachtlichen Wunden.

Wer hat nicht als Kind davon geträumt, alle 24 Türchen auf einmal zu
öffnen?!

Turid Müller schaut hinter Türen, die sonst verschlossen bleiben:
Doppelmoral, Konsumschlacht, Familienfehden... äh -frieden...

Weihnachten ist wie Wählen -

 man kriegt nie, was aufm Wunschzettel steht.



Das X-Mass-Special eignet sich hervorragend zur vorweihnachtlichen
Psychohygiene. Es stärkt die Abwehrkräfte gegen Winterdepression und
Weihnachtsstress. Und eignet sich darüber hinaus als Firmenfeier
oder als Weihnachtsgeschenk. - Nicht nur für Weihnachtsmuffel.

Turid Müller - Musikkabarett & PolitChanson

https://www.chanson-kabarett.de


Der weihnachtliche Musikkabarett- und PolitChanson-Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Musikkabarett-Duo Stephan Sieveking und Turid Müller im Weihnachts-Wahnsinnsdress - Foto: © by Torge Niemann]

Turid Müller - Teilzeitrebellin im Weihnachtswahnsinn und

Stephan Sieveking, der Mann an den Tasten. Leise und lakonisch, höflich und hinterlistig.

Zusammen präsentieren sie ihr Kabarett-X-Mass-Special am Samstag, den 1.12.2018 im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg.

Foto: © by Torge Niemann







"Turid Müller ist für die Bühne geboren. Ein hellwaches
 Menschenkind voll von tiefem Verständnis für unser tägliches Mit-
 und Gegeneinander, Sie beleuchtet unsere Abgründe und zugleich das
 große Ganze. Wenn sie zielt, dann trifft sie. Und bereitwillig
 lassen wir uns treffen. Wenn sie uns aus dem Gleichgewicht rüttelt,
 fängt sie uns im Lachen wieder auf. Künstlerische Klasse, die mehr
 will als bloß unterhalten. Aber sie unterhält auch. Einen ganzen
 Abend lang."
 

(Edith Jeske, langjährige Haus-Texterin vom Schmidts Tivoli
 und Textautorin von Künstlern wie Tim Fischer oder Emmi und
 Willnowski)





Über die Künstler:

Turid Müller,

ausgebildete Schauspielerin und Diplompsychologin (Schwerpunkt:
Kommunikation), schreibt und performt Chansons und Musikkabarett.
Musikalisch bewegt sie sich dabei zwischen klassischem Chanson und
modernen Einflüssen aus Pop und Jazz. Mit ihren Song-Texten hat sie
sich für die Celler Schule 2016, die Songtexter-Masterclass der
GEMA-Stiftung, qualifiziert und 2017 für die Liedermacher-Akademie
Sago.

Turid Müller - Homepage

https://www.turid-mueller.de/


Stephan Sieveking,

Pianist, Arrangeur und Musikalischer Leiter von über 40 Produktionen
(unter anderem in der Neuen Flora und im Theater des Westens).

Stephan Sieveking - Homepage

http://www.stephansieveking.de



Zum Reinhören & Anschauen:

Turid Müller: TEILZEITREBELLIN - Musikkabarett & PolitChanson

https://www.youtube.com/watch?v=TDRlpGObuwI

Turid Müller: WodkaCola - Das jährliche satirische Weihnachtslied für 2017

https://www.youtube.com/watch?v=CzPBATqxiCI

Turid Müller: Pleite auf hohem Niveau

https://www.youtube.com/watch?v=qmGLiddUAu4

Teilzeitrebellin: "Deine Welt" - ein Lied über Demenz, inspiriert von "Der Alte König in seinem Exil" von Arno Geiger

https://www.youtube.com/watch?time_continue=18&v=XuLlnXXdz94

Turid Müller: Die Freiheit fordert einen hohen Preis

https://www.youtube.com/watch?v=y3l6f6kMgGU




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8872: Aus aller Welt - 01.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Macron warnt vor Zerstückelung Europas

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron warnt vor einem Rückfall in die
1930er Jahre. Er sei betroffen von den Ähnlichkeiten zwischen der
Zeit, in der wir leben, und der zwischen den beiden Weltkriegen,
sagte Macron in einem Gespräch mit der Zeitung Ouest-Francmit Blick
auf das Erstarken nationalistischer Bewegungen in Europa. Der
französische Staatschef sprach sich in dem Interview für ein
souveränes und multilaterales Europa aus, das sich bei
Sicherheitsfragen nicht zu sehr auf die USA verlassen sollte. Europa
stehe vor einem Risiko: der Zerstückelung durch nationalistische
Lepra und dem Druck durch externe Kräfte.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8872: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Vermißter Schüler aus Wenden ist tot

Im nordrhein-westfälischen Wenden wurde am Mittwoch ein vermißter
Schüler tot in einem Waldstück gefunden. Noch am Abend nahm die
Polizei eine Person in Gewahrsam. Nähere Informationen wollen die
Behörden erst nach der Obduktion des 16jährigen Jungen
veröffentlichen. Zeugenaussagen hätten die Ermittler zum Toten
geführt, hieß es. Es ist eine Mordkommission eingerichtet worden.

1. November 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8869: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Keine Überlebenden bei Hubschrauberabsturz in Afghanistan

In der westafghanischen Provinz Farah sind beim Absturz eines
Armeehubschraubers mehr als 20 Menschen ums Leben gekommen. Nach
Darstellung der afghanischen Behörden war der Helikopter vom Typ
Mi-17 der afghanischen Luftwaffe aufgrund schlechter
Sichtverhältnisse gegen einen Berg im Bezirk Anar Dara geflogen und
abgestürzt. Unter den Toten befinden sich demnach der
stellvertretende Armeechef für West-Afghanistan sowie das Oberhaupt
des Provinzrats von Farah und mehrere seiner Mitarbeiter. Die Taliban
erklärten, Kämpfer der Miliz hätten den Hubschrauber zum Absturz
gebracht.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8871: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Linke Mattheis fordert Ausstieg aus der Regierungskoalition

Wenig Tage vor einer Klausurtagung diskutiert die SPD über eine
weitere Beteiligung an der großen Koalition. Nach Ansicht der
Vorsitzenden des Forums "Demokratische Linke 21", Hilde Mattheis,
sollte ihre Partei aus dem Regierungsbündnis austreten. Die SPD sei
in dem Bündnis mit CDU und CSU "gefangen in den Kompromissen der
Regierung", sagte Mattheis den Zeitungen der Funke Mediengruppe. Die
SPD-Spitze kommt am Sonntag in Berlin zu einer zweitägigen Klausur
zusammen. Themenschwerpunkte werden unter anderem die schlechten
Wahlergebnisse in Bayern und Hessen sein.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8870: Tragisches und Kurioses - 01.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Vier Verletzte nach Havarie im Reparaturdock

In einem Schiffsreparaturwerk im nordrussischen Murmansk ist eines
der weltweit größten Schwimmdocks gesunken, als dort
Überholungsarbeiten an Rußlands einzigem Flugzeugträger "Admiral
Kusnezow" durchgeführt wurden. Nach Angaben der Werft hatten sich die
Dockbehälter wegen eines Stromausfalls mit Wasser angefüllt, worauf
das Dock unter Wasser ging. Dabei seien auch zwei Turmdrehkräne
umgestürzt, von denen einer das Flugdeck des Kriegsschiffs
beschädigte. Bei dem Unfall wurden vier Dockarbeiter zum Teil schwer
verletzt. Ein weiterer Arbeiter wird vermißt.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7955: Aus Forschung und Technik - 01.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Verformter Sensorstift für mißglückten Sojus-Start verantwortlich

Nach Angaben des Leiters der Havarie-Kommission, Oleg Skorobogatow,
hat die Ermittlungsgruppe die Ursache für den Fehlstart einer
Sojus-Rakete mit den beiden Raumfahrern Alexej Owtschinin und Nick
Hague an Bord gefunden. Beim Zusammenbau des Nutzlasträgers am
kasachischen Kosmodrom Baikonur sei ein Sensorstift verformt worden.
Dadurch habe sich eine Düse während der Abtrennung der ersten von der
zweiten Stufe der Sojus-FG-Trägerrakete nicht nicht geöffnet, teilte
Skorobogatow auf einer Pressekonferenz im Flugleitzentrum (ZUP) in
Koroljow bei Moskau mit. Der Montagefehler führte am 11. Oktober zur
ersten Notlandung einer Sojus-Rakete nach 35 Jahren. Auch damals
überlebten die beiden Kosmonauten unverletzt.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7968: Aus aller Welt - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland verhängt Sanktionen gegen Firmen und Personen in der Ukraine

Rußlands Ministerpräsident Medwedew hat wie angekündigt per Dekret 68
Firmen sowie 322 Politiker und Geschäftsleute in der Ukraine mit
finanziellen Sanktionen belegt. Ihre Vermögenswerte in Rußland werden
eingefroren, der Abzug von Kapital ist nicht mehr möglich. Damit
antwortet die russische Regierung nach eigenen Angaben auf
unfreundliche Maßnahmen der Ukraine gegenüber Rußland. Von den
russischen Strafmaßnahmen sind unter anderem die frühere
Ministerpräsidentin Julija Timoschenko, der Präsidentensohn Alexej
Poroschenko, eine Reihe von Kabinettsmitgliedern und Abgeordneten,
Richter des Verfassungsgerichts und Beamte der
Präsidialadministration sowie des Inlandsgeheimdienstes betroffen.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7927: Medizin und Gesundheitswesen - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Unter- wie Übergewicht tötet

Wer möglich lange leben möchte, der sollte mit seinem Körpergewicht
im Normalbereich bleiben. Zu diesem Ergebnis gelangte laut Deutschem
Ärzteblatt zumindest eine Studie, die das Gewicht mit dem Risiko in
Beziehung setzte, an Krebs oder Herz-Kreislauf-Erkrankungen zu
sterben. Dabei zeigte sich, so Krishnan Bhaskaran von der London
School of Hygiene & Tropical Medicine und Mitarbeiter, daß bei einem
Body-Mass-Index (BMI) von 21 bis 25 Kilogramm pro Quadratmeter
bessere Voraussetzungen für ein langes Leben bestehen, als bei einem
Über- oder Untergewicht. Eine Adipositas (BMI von 30 oder mehr) war
bei Männern mit einem Verlust von 4,2 Lebensjahren und bei Frauen von
3,5 Jahren verbunden. Bei der sogenannten morbiden Adipositas (BMI 40
plus) verloren Männer 9,1 Jahre und Frauen 7,7 Jahre.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7956: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Elf Seeleute der Pomerenia Star nach Piratenüberfall vermißt

Am vergangenen Samstag ist das unter liberianischer Flagge fahrende
Containerschiff Pomerenia Sky rund 60 Kilometer vor der
nigerianischen Küste im Schutz der Dunkelheit von Piraten angegriffen
worden. Elf Seeleute wurden verschleppt und werden seitdem vermißt.
Die verbliebenen neun Besatzungsmitglieder konnten das gut 200 Meter
lange Schiff in sichere Gewässer fahren. Medienberichte dazu wurden
von der dänischen Reederei Maersk Line am Dienstag bestätigt. Maersk
hatte die Pomerenia Star von der Hamburger Doehle Group gechartert.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7879: Sprache, Kunst und Medium - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Gigantisches Denkmal zur Einheit Indiens eingeweiht

Unter scharfen Sicherheitsvorkehrungen wurde in Indien die Statue
eines seiner Unabhängigkeitsführer aus dem Joch der Kolonialmacht
England gefeiert.

Auch Ministerpräsident Narendra Modi war nach Kevadija, einem
entlegenen Teil im Unionsland Gujarat gekommen, um das nicht weniger
als 182 Meter hohe Denkmal von Sardar Vallabbhai Patel einzuweihen.
Wie die ARD Tagesthemen berichteten, wurden die Feierlichkeiten von
einem umfangreichen Unterhaltungsprogramm begleitet.

Patel war der erste Innenminister Indiens nach der Unabhängigkeit von
Großbritannien 1947. Die Art und Weise wie er mehrere Regionen mit
unterschiedlichen Ethnien zu dem neuen Bundesstaat zusammenfügte,
bracht ihm den Ruf "eiserner Mann von Indien" ein.

Dem Denkmal, das ungefähr doppelt so hoch wie die New Yorker
Freiheitsstatue ist, sind ein Museum und ein Forschungszentrum
angeschlossen.

1. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7946: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



INF-Vertrag für Sicherheit Europas enorm wichtig

Die USA wollen den mit Rußland 1987 geschlossenen Abrüstungsvertrag
INF einseitig aufkündigen, um ihr Militär mit atomaren
Mittelstreckenraketen aufrüsten zu können. Präsident Trump begründet
den geplanten Vertragsbruch mit den Unklarheiten, die hinsichtlich
des russischen Marschflugkörpers 9M729 bestehen. Mit der angeblichen
Reichweite von 2600 Kilometern würde dieser die INF-Verbotskriterien
erfüllen. Rußland und die USA hatten auf den Bau und den Besitz
landgestützter, atomar bewaffneter Mittelstreckenraketen mit
Reichweiten von 500 bis 5000 Kilometern verzichtet.

Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen erklärte am
Mittwoch am Rande ihres Truppenbesuchs in Norwegen unter anderem, sie
bedauere, daß die USA den INF-Vertrag in Frage stellten und daß
Rußland nicht in der Lage gewesen sei, glaubwürdig nachzuweisen, daß
es den INF-Vertrag einhalte. Dieser sei enorm wichtig für die
Rüstungskontrolle, aber er sei auch enorm wichtig für die Sicherheit
Europas.

Der NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg sagte nach einem Treffen
des NATO-Rußland-Rats in Brüssel, das Militärbündnis appelliere an
Moskau, seinen Verpflichtungen aus dem Vertrag vollständig
nachzukommen. Bedenken der NATO-Mitglieder gegenüber dem russischen
Marschflugkörper-System müßten von Moskau unverzüglich ausgeräumt
werden.
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POLITIK/7960: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Kabinett verabschiedet Gesetz zur Transplantationsausweitung

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch ein Gesetz von Gesundheitsminister
Jens Spahn verabschiedet, welches für mehr Organtransplantationen in
Deutschland sorgen soll. Zum einen sollen die Kliniken für
Transplantationen besser bezahlt werden, zum anderen wird die Rolle
der Transplantationsbeauftragten an den Kliniken aufgewertet.
Letztere sind dazu da, potentielle Organspender zu identifizieren und
deren Angehörige im direkten Gespräch zur Zustimmung zu einer
Organentnahme zu bewegen. Weil die Transplantationsbeauftragten oft
nicht von den behandelnden Ärzten über potentielle Organspender
informiert werden, sollen sie selbst Zugang zu den Intensivstationen
bekommen und Patientenakten einsehen können. Außerdem sollen die
Transplantationsbeauftragten von anderen Aufgaben freigestellt
werden, und zwar zu je einem Zehntel ihrer Arbeitszeit pro zehn
Intensivbehandlungsbetten in ihrer Klinik. Kleinere Einrichtungen
sollen einen mobilen Bereitschaftsdienst in Anspruch nehmen können,
der den für eine Organentnahme erforderlichen Hirntod von Patienten
rechtsrelevant feststellen kann. Die strikte Trennung von Angehörigen
der Organspender und den Organempfängern wird gelockert. Die
Angehörigen sollen z. B. anonymisierte Dankschreiben der Empfänger
zugestellt bekommen. Die Novelle des Gesundheitsministers wird nach
der absehbaren Zustimmung durch den Bundestag voraussichtlich im
ersten Halbjahr 2019 in Kraft treten. Die von Spahn geplante
Widerspruchslösung ist in dem Gesetz nicht enthalten. Sie sieht vor,
daß die Kliniken bei jedem Bundesbürger im Todesfall Organe für
Transplantationen entnehmen können. Nur eine zu Lebzeiten
unterzeichnete Verfügung oder der Einspruch von Angehörigen können
dies verhindern. Bislang muß ein potentieller Spender ausdrücklich
der Organspende zugestimmt haben.
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SONSTIGES/7929: Tragisches und Kurioses - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Tausende Alleebäume wurden in Sachsen-Anhalt nicht ersetzt

Eigentlich müssen Alleebäume die gefällt wurde, in gleichem Umfang
ersetzt werden. Das gilt auch in Sachsen-Anhalt. Aber eine Anfrage der
Grünen ergab, daß in ihrem Bundesland über die Jahre Tausende Bäume an
den Landstraßen nicht nachgepflanzt wurden.

Wie der umweltpolitische Sprecher der Grünen, Aldag, erklärte, hat die
Regierungskoalition geltende Bestimmungen einfach ignoriert. Laut MDR
aktuell beziffert sich der Rückstand von Sachsen-Anhalts
Landesstraßenbaubehörde inzwischen auf schätzungsweise 7600 Bäume.
Aldags Fraktion sieht Alleen als ökologische Schätze und Teil der
kulturellen Identität des Landes an. Die Alleen im Land sind zusammen
rund 650 Kilometer lang.

Die Grünen haben zu dem Thema nun eine Große Anfrage an die
Landesregierung gerichtet. Sie erwarten bis Ende des Monats eine
Bestandsaufnahme zu den Versäumnissen und Vorschläge, wie der
Rückstand abgebaut werden soll. Der Partei ist auch klar, daß das
nicht innerhalb eines Jahres zu schaffen sein wird.
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SOZIALES/7957: Arbeit, Soziales und Familie - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



2,4 Millionen wollen länger und 1,4 Millionen kürzer arbeiten

Bei einer Befragung von Berufstätigen im Alter zwischen 15 und 74
Jahren haben im vergangenen Jahr 2,4 Millionen angegeben, daß sie bei
entsprechender Bezahlung in der Woche um durchschnittlich 10,9 Stunden
länger arbeiten würden. Ihre tatsächliche Wochenarbeitszeit betrug
28,5 Stunden. 1,4 Millionen Erwerbstätige mit einer
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 41,8 Stunden wollten auch
ohne Lohnausgleich 10,8 Stunden pro Woche weniger arbeiten. Die
Zahlen gab das Statistische Bundesamt unter Berufung auf eine
Untersuchung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) bekannt. Demnach spielte der Arbeitslohn beim Wunsch nach
längerer oder kürzerer Arbeitszeit eine untergeordnete Rolle.
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UMWELT/7938: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Bald keine Wirbeltiere mehr auf der Erde

Wenn der Mensch so weiter macht, wird die Erde bald frei von
tierischem Leben sein. Zu diesem Schluß kann man zumindest beim Lesen
des aktuellen Living Planet Report der Umweltstiftung WWF und der
Zoologischen Gesellschaft London kommen. Nach diesem sind die
Bestände der verschiedenen Wirbeltierarten zwischen 1970 und 2014 im
Schnitt um 60 Prozent geschrumpft. Damit hat sich der Wert seit der
Ausgabe von 2016 um weitere zwei Prozentpunkte verschlechtert. Als
Grund für den Schwund vieler Wirbeltierarten machten die Autoren den
Menschen aus, der immer mehr der Lebensräume zerstört. Dem Report
zufolge soll der menschliche Verbrauch an natürlichen Ressourcen im
Jahr 70 Prozent über der Menge liegen, die sich im gleichen Zeitraum
wieder regenerieren können. Nur ein schnelles Umsetzen der
Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen und des Pariser
Klimaschutzabkommen können das verhindern, so die Autoren.
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WIRTSCHAFT/7945: Märkte und Finanzen - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedriger Pegelstand des Rheins läßt Benzin- und Dieselpreise steigen

Obwohl seit Anfang Oktober der Ölpreis deutlich gesunken ist, kosten
Benzin und Diesel an den Tankstellen mehr als zu Anfang des Monats.
Der Grund ist die trockene Witterung seit dem Frühjahr. Dadurch
führen der Rhein sowie andere Flüsse zu wenig Wasser und können nicht
mehr von vollbeladenen Binnenschiffen befahren werden. Die am Rhein
und seinen Nebenflüssen liegenden Raffinerien werden nicht mehr
ausreichend mit Öl beliefert. Eine zeitweilige Freigabe von
Notfallreserven durch den Bund hat letztlich die Engpässe nicht
beseitigt. Norddeutschland ist von dem Problem nicht betroffen, weil
die Raffinerien dort nicht auf dem Wasserweg versorgt werden.
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WISSENSCHAFT/7961: Aus Forschung und Technik - 01.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung Galaxy S10 mit randlosen Display

Nicht mehr lange, bis das Samsung Galaxy S10 der Öffentlichkeit
vorgestellt wird. Die Erwartungen sind groß… auch ans Design.
Sollte die Internetplattform giga.de recht behalten, dann wird das
Display des S10 tatsächlich randlos sein - ohne Notch oder anderen
Einbuchtung. Möglich macht es ein Loch im Display, durch das die
Frontkamera Aufnahmen machen kann. Das kleine Loch stört nicht und
soll sich kaum negativ auf die Bedienung des Smartphones auswirken.
Allerdings wird mit einem Loch eine 3D-Gesichtserkennung nicht
möglich sein. Dazu wären zusätzliche Sensoren nötig.
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FORSCHUNG/542: Detailreichste Beobachtungen von Material im Orbit nahe einem Schwarzen Loch (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
31.10.2018

Detailreichste Beobachtungen von Material im Orbit nahe einem Schwarzen
Loch



Das überaus empfindliche GRAVITY-Instrument der ESO hat die seit langem
bestehende Annahme, dass sich im Zentrum der Milchstraße ein
supermassereiches Schwarzes Loch befindet, weiter bestätigt. Neue
Beobachtungen zeigen Verdichtungen aus Gas, die mit etwa 30% der
Lichtgeschwindigkeit auf einer kreisförmigen Umlaufbahn am Rande des
Ereignishorizonts herumrasen. Das ist das erste Mal, dass Materie in der
Nähe des Punktes beobachtet wurde, von dem es keine Rückkehr gibt. Es
handelt sich um die genauesten Beobachtungen von Material, das einem
Schwarzen Loch so nahe kommt.




[image: Bild: © ESO/Gravity Consortium/L. Calçada]

Diese Visualisierung verwendet Simulationsdaten von Orbitalbewegungen
von Gasen, die bei etwa 30 % der Lichtgeschwindigkeit auf einer
kreisförmigen Umlaufbahn um das Schwarze Loch herum wirbeln.

Bild: © ESO/Gravity Consortium/L. Calçada



Das GRAVITY-Instrument der ESO am Interferometer des Very Large Telescope
(VLT) wurde von Wissenschaftlern eines Konsortiums europäischer
Institutionen, einschließlich der ESO [1], verwendet, um Ausbrüche von
Infrarotstrahlung zu beobachten, die von der Akkretionsscheibe um
Sagittarius A*, dem gewaltigen Objekt im Herzen der Milchstraße, kommen.
Die beobachteten Eruptionen liefern die lang erwartete Bestätigung, dass
das Objekt im Zentrum unserer Galaxie, wie lange angenommen, ein
supermassereiches Schwarzes Loch ist. Die Helligkeitsanstiege stammen von
Material, das sehr nah am Ereignishorizont das Schwarze Loch umkreist.
Dies sind die genauesten Beobachtungen, die bisher von Material gemacht
wurden, das sich so nah an einem Schwarzen Loch befindet.

Während sich ein Teil der Materie der Akkretionsscheibe - der Gastorus der
um Sagittarius A* mit relativistischen Geschwindigkeiten umher läuft [2] -
auf einem sicheren Orbit um das Schwarze Loch befindet, ist alles, was ihm
zu nahe kommt, dazu verdammt, über den Ereignishorizont gezogen zu werden.
Der dem Schwarzen Loch am nächsten gelegene Punkt, den das Material
umkreisen kann, ohne unwiederbringlich von der immensen Masse nach innen
gezogen zu werden, wird als innerster stabiler Orbit bezeichnet. Von hier
stammen die beobachteten Ausbrüche.

"Es ist überwältigend, tatsächlich Zeuge zu sein, wie Material um ein
massereiches Schwarzes Loch mit 30% der Lichtgeschwindigkeit umherläuft",
staunte Oliver Pfuhl, ein Wissenschaftler am MPE. "Die enorme
Empfindlichkeit von GRAVITY hat es uns ermöglicht, die Akkretionsprozesse
in Echtzeit in beispielloser Detailgenauigkeit zu beobachten."

Diese Messungen waren nur dank internationaler Zusammenarbeit und
modernster Instrumentierung möglich [3]. Das Instrument GRAVITY, das diese
Studie ermöglichte, kombiniert das Licht von vier Teleskopen des VLT der
ESO zu einem virtuellen Superteleskop mit einem Durchmesser von 130 Metern
und wurde bereits zuvor zur Erforschung von Sagittarius A* verwendet.

Zu Beginn dieses Jahres ermöglichten GRAVITY und SINFONI, ein weiteres
VLT-Instrument, dem gleichen Team, den Vorbeiflug des Sterns S2 durch das
extreme Gravitationsfeld bei Sagittarius A* genau zu vermessen. Zum ersten
Mal wurden die Auswirkungen nachgewiesen, wie sie von Einsteins
allgemeiner Relativitätstheorie für solch eine extreme Umgebung
vorhergesagt wurden. Gleichzeitig wurde eine starke Infrarotstrahlung
beobachtet.

"Wir haben S2 genau verfolgt, und natürlich lassen wir Sagittarius A* nie
aus den Augen", erklärte Pfuhl. "Während unserer Beobachtungen hatten wir
das Glück, drei helle Ausbrüche um das Schwarze Loch herum zu bemerken -
es war ein glücklicher Zufall!"

Diese Emission, ausgelöst durch hochenergetische Elektronen in
unmittelbarer Nähe des Schwarzen Lochs, war als drei markante helle
Eruptionen sichtbar. Sie entspricht genau den theoretischen Vorhersagen
für Hot Spots, die sich in der Nähe eines Schwarzen Lochs von vier
Millionen Sonnenmassen bewegen [4]. Es wird angenommen, dass die Strahlung
durch magnetische Wechselwirkungen im sehr heißen Gas im Orbit nahe
Sagittarius A* verursacht wird.

Reinhard Genzel vom Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik
(MPE) in Garching, Deutschland, der die Studie leitete, erklärte: "Das war
schon immer eines unserer Traumprojekte, aber wir wagten nicht zu hoffen,
dass es so bald verwirklicht werden würde." Unter Bezugnahme auf die seit
langem bestehende Annahme, dass Sagittarius A* ein supermassereiches
Schwarzes Loch ist, kam Genzel zu dem Schluss, dass "das Ergebnis eine
überzeugende Bestätigung der Lehrmeinung ist, dass es sich um ein
massereiches Schwarzes Loch handelt".


Endnoten

[1] Diese Studie wurde durch Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
extraterrestrische Physik (MPE), des Observatoire de Paris, der Université
Grenoble Alpes, CNRS, dem Max-Planck-Institut für Astronomie (MPIA), der
Universität zu Köln, dem Portuguese CENTRA - Centro de Astrofísica e
Gravitação und der ESO durchgeführt.

[2] Relativistische Geschwindigkeiten sind solche, die so groß sind, dass
die Auswirkungen von Einsteins Relativitätstheorie signifikant werden. Im
Falle der Akkretionsscheibe um Sagittarius A* bewegt sich das Gas mit etwa
30% der Lichtgeschwindigkeit.

[3] GRAVITY wurde in Zusammenarbeit mit dem Max-Planck-Institut für
extraterrestrische Physik (Deutschland), der LESIA des Pariser
Observatoriums-PSL/CNRS/Sorbonne Université/Université Paris Diderot und
der IPAG der Université Grenoble Alpes/CNRS (Frankreich), dem
Max-Planck-Institut für Astronomie (Deutschland), der Universität zu Köln
(Deutschland), dem CENTRA-Centro de Astrofísica e Gravitação (Portugal)
und der ESO entwickelt.

[4] Die Sonnenmasse ist eine Einheit, die in der Astronomie genutzt wird.
Sie entspricht der Masse der Sonne, dem uns am nächsten gelegenen Stern,
und hat den Wert 1,989 x 1030 kg. Daraus folgt, dass Sgr A* eine Masse
hat, die 1,3 Billionen mal größer als die der Erde ist.

Weitere Informationen

Diese Forschungsarbeit wurde in einem Artikel des GRAVITY-Konsortiums mit
dem Titel "Detection of Orbital Motions Near the Last Stable Circular
Orbit of the Massive Black Hole SgrA*" vorgestellt und in der Zeitschrift
Astronomy & Astrophysics am 31. Oktober 2018 veröffentlicht.

Das GRAVITY-Konsortium besteht aus: R. Abuter (ESO, Garching,
Deutschland), A. Amorim (Universidade de Lisboa, Lisbon, Portugal), N.
Anugu (Universidade do Porto, Porto, Portugal), M. Bauböck
(Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik, Garching, Deutschland
[MPE]), M. Benisty (Univ. Grenoble Alpes, CNRS, IPAG, Grenoble, France
[IPAG]), J.P. Berger (IPAG; ESO, Garching, Deutschland), N. Blind
(Observatoire de Genève, Université de Genève, Versoix, Schweiz), H.
Bonnet (ESO, Garching, Deutschland), W. Brandner (Max-Planck-Institut für
Astronomie, Heidelberg, Deutschland [MPIA]), A. Buron (MPE), C. Collin
(LESIA, Observatoire de Paris, PSL Research University, CNRS, Sorbonne
Universités, UPMC Univ. Paris 06, Univ. Paris Diderot, Meudon, France
[LESIA]), F. Chapron (LESIA), Y. Clénet (LESIA), V. Coudé du Foresto
(LESIA), P. T. de Zeeuw (Sterrewacht Leiden, Leiden University, Leiden,
Niederlande; MPE), C. Deen (MPE), F. Delplancke-Ströbele (ESO, Garching,
Deutschland), R. Dembet (ESO, Garching, Deutschland; LESIA), J. Dexter
(MPE), G. Duvert (IPAG), A. Eckart (Universität zu Köln, Deutschland;
Max-Planck-Institut für Radioastronomie, Bonn, Deutschland [MPIfR]), F.
Eisenhauer (MPE), G. Finger (ESO, Garching, Deutschland), N.M. Förster
Schreiber (MPE), P. Fédou (LESIA), P. Garcia (Universidade do Porto,
Porto, Portugal), R. Garcia Lopez (MPIA), F. Gao (MPE), E. Gendron
(LESIA), R. Genzel (MPE; University of California, Berkeley, California,
USA), S. Gillessen (MPE), P. Gordo (Universidade de Lisboa, Lisboa,
Portugal), M. Habibi (MPE), X. Haubois (ESO, Santiago, Chile), M. Haug
(ESO, Garching, Deutschland), F. Haußmann (MPE), Th. Henning (MPIA), S.
Hippler (MPIA), M. Horrobin (Universität zu Köln, Deutschland), Z. Hubert
(LESIA; MPIA), N. Hubin (ESO, Garching, Deutschland), A. Jimenez Rosales
(MPE), L. Jochum (ESO, Garching, Deutschland), L. Jocou (IPAG), A. Kaufer
(ESO, Santiago, Chile), S. Kellner (MPIfR), S. Kendrew (MPIA, ESA), P.
Kervella (LESIA; MPIA), Y. Kok (MPE), M. Kulas (MPIA), S. Lacour (LESIA),
V. Lapeyrère (LESIA), B. Lazareff (IPAG), J.-B. Le Bouquin (IPAG), P. Léna
(LESIA), M. Lippa (MPE), R. Lenzen (MPIA), A. Mérand (ESO, Garching,
Deutschland), E. Müller (ESO, Garching, Deutschland; MPIA), U. Neumann
(MPIA), T. Ott (MPE), L. Palanca (ESO, Santiago, Chile), T. Paumard
(LESIA), L. Pasquini (ESO, Garching, Deutschland), K. Perraut (IPAG), G.
Perrin (LESIA), O. Pfuhl (MPE), P.M. Plewa (MPE), S. Rabien (MPE), A.
Ramírez (ESO, Chile), J. Ramos (MPIA), C. Rau (MPE), G. Rodríguez-Coira
(LESIA), R.-R. Rohloff (MPIA), G. Rousset (LESIA), J. Sanchez-Bermudez
(ESO, Santiago, Chile; MPIA), S. Scheithauer (MPIA), M. Schöller (ESO,
Garching, Deutschland), N. Schuler (ESO, Santiago, Chile), J. Spyromilio
(ESO, Garching, Deutschland), O. Straub (LESIA), C. Straubmeier
(Universität zu Köln, Deutschland), E. Sturm (MPE), L.J. Tacconi (MPE),
K.R.W. Tristram (ESO, Santiago, Chile), F. Vincent (LESIA), S. von
Fellenberg (MPE), I. Wank (Universität zu Köln, Deutschland), I. Waisberg
(MPE), F. Widmann (MPE), E. Wieprecht (MPE), M. Wiest (Universität zu
Köln, Deutschland), E. Wiezorrek (MPE), J. Woillez (ESO, Garching,
Deutschland), S. Yazici (MPE; Universität zu Köln, Deutschland), D.
Ziegler (LESIA) and G. Zins (ESO, Santiago, Chile).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung,
indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert
und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle.
Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in
Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO
mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste
Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei
Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte
Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT
Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im
sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist außerdem einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely Large Telescope (ELT) mit
39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop der Welt
werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.

Originalpublikation:

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1835/eso1835a.pdf

Weitere Informationen unter:


https://www.eso.org/public/germany/news/eso1835


- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 31.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WETTER/249: Mehr Extremwetter durch die Störung gigantischer Luftströme in der Atmosphäre (PIK)


Pressemitteilung des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung vom 1.
November 2018

Mehr Extremwetter durch die Störung gigantischer Luftströme in der
Atmosphäre




	Computersimulationen zeigen einen starken Anstieg von Ereignissen, bei denen die Wellenbewegung des Jetstreams in der Atmosphäre aufhören, sich weiter vorwärts zu bewegen.

	Dadurch könnten Wetterextreme am Boden häufiger werden.

	Eine starke arktische Erwärmung reduziert den Temperaturunterschied zwischen dem Nordpol und den Subtropen, und dieser Unterschied ist ein wesentlicher Treiber des Jetstreams.

	Eine Verringerung der Luftverschmutzung in den Industrieländern könnte einen Teil der natürlichen Temperaturdifferenz zwischen den mittleren Breiten und der Arktis wiederherstellen.



Computersimulationen zeigen einen starken Anstieg von Ereignissen, bei
denen die Wellenbewegungen des Jetstreams in der Atmosphäre aufhören sich
weiter voran zu bewegen. Dadurch könnten Wetterextreme am Boden häufiger
werden: Wenn die Westwinde aufhören, Wettersysteme voranzutreiben, halten
diese länger an - aus ein paar sonnigen Tagen kann eine Hitzewelle werden,
anhaltender Regen kann zu Überschwemmungen führen. Ein internationales Team
von Wissenschaftlern führt das auf die vom Menschen verursachte Erwärmung
speziell in der Arktis zurück.

"Wir erwarten, dass solche atmosphärischen Bedingungen um etwa 50 Prozent
ansteigen, die einen langsamen, sich breit schlängelnden Jetstream und
festgefahrene Wetterextreme begünstigen", sagt Michael Mann von der
Pennsylvania State University in den USA, Hauptautor der in Science
Advances veröffentlichten Studie. "Wir sprechen dabei von quasi-resonanter
Verstärkung planetarer Wellen, aber was das bedeutet, ist ziemlich einfach:
Menschen werden wahrscheinlich häufiger extreme und potenziell gefährliche
Wetterereignisse erleben." Solche planetarischen Wellenereignisse waren
auch Ursache der verheerenden Waldbrände in Kanada 2016, der
Überschwemmungen in Europa 2013 und der Hitzewelle in Russland 2010.

Erstmals wurde das zukünftige Auftreten solcher Bedingungen, die zu
Wachstum und Stillstand planetarer Wellen führen, jetzt in einer Vielzahl
von modernen Klimasimulationen (CMIP5) durchgerechnet. Während der
Zusammenhang zwischen der Störung atmosphärischer Wellen und Extremwetter
bereits in früheren Studien und für vergangene Ereignisse nachgewiesen
wurde, überraschte der Blick in eine mögliche Zukunft bei ungemindertem
Treibhausgasanstieg. "Bei der Betrachtung einer großen Anzahl verschiedener
Computermodelle haben wir interessante Unterschiede festgestellt", sagt
Stefan Rahmstorf vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK),
Ko-Autor der Studie. "Verschiedene Klimamodelle liefern teils deutlich
unterschiedliche Zukunftsprognosen für Resonanzereignisse des Klimas. Im
Mittel zeigen sie allerdings eine deutliche Zunahme. Zwei Faktoren scheinen
die Häufigkeit solcher Resonanzereignisse zu bestimmen: Die Erwärmung der
Arktis und die Luftverschmutzung."

Arktische Erwärmung und Luftverschmutzung

Die Arktis erwärmt sich schneller als der Rest des Planeten.
Computersimulationen, die das berücksichtigen, zeigen einen stärkeren
Anstieg der Ereignisse, bei denen die plantearen Wellen in ihrer
Vorwärtsbewegung stocken. Gleiches gilt für Simulationen, die die
Auswirkungen der Luftverschmutzung mit winzigen Partikeln - sogenannten
Aerosolen - beinhalten. Eine starke arktische Erwärmung reduziert den
Temperaturunterschied zwischen dem Nordpol und den Subtropen, und dieser
Unterschied ist ein wesentlicher Treiber des Jetstreams. Die Arktis ist
deshalb für die gigantischen Luftströme, die unsere Wettersysteme
antreiben, von besonderer Bedeutung. Die Luftverschmutzung wiederum
blockiert einen Teil der Sonnenstrahlung, etwa in Regionen mit vielen
Kohlekraftwerken, und führt so zu einer leichten temporären lokalen
Kühlung. Dadurch wird ebenfalls die Temperaturdifferenz zwischen mittleren
Breiten und Nordpol reduziert.

"Unsere Ergebnisse weisen also auch darauf hin, dass eine Verringerung der
Luftverschmutzung in den Industrieländern tatsächlich einen Teil der
natürlichen Temperaturdifferenz zwischen den mittleren Breiten und der
Arktis wiederherstellen könnte - was wiederum dazu beitragen würde,
zukünftige Störungen der planetaren Wellen und die damit verbundenen
Wetterextreme zu vermindern", sagt Stefan Rahmstorf. "Es ist interessant,
dass die Stilllegung von Kohlekraftwerken in zweierlei Hinsicht zur
Vermeidung von Klima-Destabilisierung beitragen kann: durch die Reduktion
von Treibhausgasemissionen, die die globale und arktische Erwärmung
vorantreiben, und durch die Verringerung der Luftverschmutzung. Wenn wir
also den Anstieg gefährlicher Wetterextreme begrenzen wollen, scheint ein
schneller Ausstieg aus der Kohle eine ziemlich gute Idee zu sein."

"Die Klimamodelle sind noch zu grob, um diese Art von extremen
Wetterepisoden für bestimmte Zeiten oder Orte vorherzusagen", sagt Ko-Autor
Dim Coumou, der sowohl am PIK als auch an der Vrije Universiteit Amsterdam
arbeitet. "Die Modelle sind jedoch in der Lage, große Muster von
Temperaturänderungen realistisch darzustellen", so Kai Kornhuber vom PIK,
der ebenfalls Ko-Autor der Studie ist. "In Kombination mit früheren
Forschungsarbeiten zu diesem Thema sehen wir in unseren Simulationen einen
ziemlich besorgniserregenden Trend: Wetterextreme nehmen im Zusammenhang
mit unserem Ausstoß an Treibhausgasemissionen zu, und ein häufigeres
Stocken der gigantischen Luftströme hoch in der Atmosphäre scheint hier ein
wichtiger Faktor zu sein."


Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) ist eines der
weltweit führenden Institute in der Forschung zu globalem Wandel,
Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und Sozialwissenschaftler
erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten, welche wiederum eine robuste
Grundlage für Entscheidungen in Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft
darstellen. Das PIK ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft.



Artikel: Michael E. Mann, Stefan Rahmstorf, Kai Kornhuber, Byron A.
Steinman, Sonya K. Miller, Stefan Petri, Dim Coumou (2018): Projected
changes in persistent extreme summer weather events: The role of 
quasi-resonant amplification. Science Advances, Vol. 4, no. 10 [DOI:
10.1126/sciadv.aat3272]

Weblink zum Artikel: 


http://advances.sciencemag.org/content/4/10/eaat3272


Weblink zur Mitteilung der Pennsylvania State University: 

https://news.psu.edu/story/545128/2018/10/31/research/controlling-future-summer-weather-extremes-still-within-our-grasp

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 01.11.2018

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Tel.: +49 (0)331 288-2507, Fax: +49 (0)331 288-2600
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FORSCHUNG/1547: Rydberg-Systeme als neue Plattform für Optische Quantenkommunikation und Quantennetzwerke (idw)


Max-Planck-Institut für Quantenoptik - 30.10.2018

Rydberg-Systeme als neue Plattform für Optische Quantenkommunikation und
Quantennetzwerke



Durchbruch in der Quantenforschung: Mit elektromagnetisch induzierter
Transparenz lassen sich starke Wechselwirkungen von Rydberg-Atomen auf
Licht übertragen. Forschern am Max-Planck-Institut für Quantenoptik ist es
nun erstmals gelungen, mithilfe dieses Mechanismus ein
Photon-Photon-Quantengatter zu realisieren. Sie erhalten damit eine sehr
hohe Kontrolle über einzelne Photonen und machen einen wichtigen Schritt hin
zu Anwendungen in Quantenkommunikation und -netzwerken.

"Seit den 2000er Jahren versuchen Wissenschaftler, Rydberg-Atome für die
Verarbeitung von Quanteninformationen mit Photonen einzusetzen. Jetzt ist
uns ein entscheidender Schritt in diese Richtung gelungen", so Steffen
Schmidt-Eberle, Doktorand am Max-Planck-Institut für Quantenoptik im
Forschungszentrum-Garching bei München. Unter Leitung von Stephan Dürr und
Gerhard Rempe, Direktor der Abteilung Quantendynamik, arbeitet er seit
2014 zusammen mit einem Team aus Wissenschaftlern auf das Ziel hin, ein
Photon-Photon-Quantengatter zu entwickeln.

Da Rydberg-Atome stark miteinander wechselwirken, sind diese hervorragend
geeignet, um Quanteninformationen zu verarbeiten. Die Forscher versuchen
diese bekannte starke Wechselwirkung zwischen Rydberg-Atomen auf Licht zu
übertragen und auf diesem Weg eine logische Operation zwischen zwei
Lichtquanten, also Photonen, zu implementieren. Dieses kontrollierte
Verfahren ist notwendig, um Quanteninformationen innerhalb eines
Quantennetzwerks korrekt verarbeiten zu können.

"Die Kontrolle über Licht und dessen Eigenschaften spielt in der modernen
Welt eine immer bedeutendere Rolle. Heutige Alltagsanwendungen reichen von
der Medizin über die Materialbearbeitung bis hin zur schnellen
Datenübertragung. Ein aktuelles Forschungsziel ist es daher, Licht auf dem
Niveau einzelner Photonen ähnlich umfassend kontrollieren zu können",
führt der Forscher Schmidt-Eberle aus.

Mit Photonen können Informationen besonders schnell ausgetauscht werden
und sie erreichen hohe Bandbreiten. Das ist der Grund, warum optische
Technologien heutzutage bereits standardmäßig für den Austausch von Daten
im Internet eingesetzt werden. Auch zukünftige Quantentechnologien werden
voraussichtlich auf diese besonderen Eigenschaften von Photonen setzen, um
Quantenzustände und damit Quanteninformationen zwischen verschiedenen
Knoten zu übertragen.

Erste Versuche, Photonen nicht nur für die Übertragung, sondern auch für
die Verarbeitung von Information zu nutzen, scheiterten allerdings daran,
dass Lichtpulse von selbst nicht miteinander interagieren. Die Forscher am
Max-Planck-Institut für Quantenoptik haben dieses Problem nun gelöst,
indem sie die Photonen an Rydberg-Atome koppeln. Mithilfe der starken
Wechselwirkung zwischen den Rydberg-Atomen ist es ihnen erstmals gelungen,
eine effektive Wechselwirkung für Photonen herzustellen und schließlich
ein Quantengatter zwischen zwei Photonen zu realisieren. Ein solches
Quantengatter kann in einem zukünftigen Quantencomputer oder -netzwerk
eine ähnliche Rolle wie die CPU in einem klassischen Computer spielen.

Die Forscher gehen im Photon-Photon-Quantengatter-Experiment wie folgt
vor: Zunächst erzeugen sie eine ein Mikrokelvin kalte Atomwolke und
speichern darin ein erstes Photon. Durch diese Atomwolke senden sie nun
ein zweites Photon. Im Anschluss lesen sie das erste Photon aus und messen
die Polarisation beider Photonen. Dabei ist der Einfluss des ersten
Photons auf das zweite so stark, dass die Polarisation des zweiten Photons
abhängig von der Polarisation des ersten Photons um 90 Grad gedreht wird.
"Es ist schon faszinierend, dass es gelingt, mit einem einzelnen Photon
einen so großen Effekt zu erzeugen", sagt der Doktorand Schmidt-Eberle
begeistert.

"Eine der zentralen Herausforderungen, nämlich die Wechselwirkung so stark
zu machen, dass der Drehwinkel nicht zu klein ausfällt, konnten wir schon
vor zwei Jahren lösen. Die aktuelle Herausforderung bestand für uns darin,
die Drehung nicht davon abhängig zu machen, ob das erste Photon
eingestrahlt wird oder nicht, sondern davon, welche Polarisation es hat",
konkretisiert Stephan Dürr, Leiter des Projekts. Um dies zu erreichen, war
es für die Forscher entscheidend, geeignete atomare Zustände zu
identifizieren, an welche die Photonen gekoppelt werden können, und diese
Kopplung dann technisch zu implementieren.

"Die Erzeugung der effektiven Wechselwirkung zwischen Photonen mittels
Rydberg-Atomen ist ein junges, dynamisches Gebiet, das es ermöglicht,
optische Nichtlinearität auf dem Niveau einzelner Photonen zu
demonstrieren. Die Realisierung eines Quantengatters ist ein
entscheidender Meilenstein in der Entwicklung dieses Gebietes, der zeigt,
dass die Eigenschaften eines Photons durch den Einfluss nur eines anderen
Photons maximal verändert werden", ergänzt Stephan Dürr.

"Wir konnten in unseren Versuchen erstmals den Beweis erbringen, dass die
Verarbeitung von Quanteninformationen zwischen Photonen mit Rydberg-Systemen
überhaupt möglich ist. Das ist ein entscheidender Schritt, um in
der Folge ein hocheffizientes Photon-Photon-Quantengatter entwickeln zu
können", bestätigt Gerhard Rempe die Leistung seiner Wissenschaftler.


Originalpublikation:

Daniel Tiarks, Steffen Schmidt-Eberle, Thomas Stolz, Gerhard Rempe,
Stephan Dürr

A Photon-Photon Quantum Gate Based on Rydberg Interactions

Nature Physics, October 29th, 2018

doi: 10.1038/s41567-018-0313-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1011
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Quantenoptik, 30.10.2018
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ENERGIE/1592: Beim Schnapsbrennen die Energiewende im Blick (idw)


Hochschule Ostwestfalen-Lippe - 30.10.2018

Beim Schnapsbrennen die Energiewende im Blick



Bei der Herstellung von Alkohol und alkoholischen Getränken wird
Kohlenstoffdioxid frei. Wissenschaftler der Hochschule OWL erforschen, wie
sich dieses in Erdgas umwandeln und zur Speicherung von erneuerbaren
Energien nutzen lässt. Gefördert wird das Vorhaben vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung.

Mit Windrädern und Sonnenkollektoren alleine lässt sich die Energiewende
nicht umsetzen - Fortschritte benötigt die Wissenschaft vor allem bei der
Speicherung der Energie: "Schon heute müssen beispielsweise Windräder
häufig abgeschaltet werden, weil die Stromnetze überlastet sind. Dadurch
und durch Drosselungen in konventionellen Kraftwerken entstehen
Ausfallzahlungen, die die Kosten bei der Stromerzeugung in die Höhe
treiben", erklärt Timo Broeker, wissenschaftlicher Mitarbeiter im
Fachgebiet Getränketechnologie der Hochschule Ostwestfalen-Lippe. Er und
seine Kollegen arbeiten im neu gestarteten Forschungsprojekt "bioCO2nvert"
daran, die Energiewende zu unterstützen.

Die Idee: Strom aus Wind- und Sonnenenergie wird per Elektrolyse in
Wasserstoff umgewandelt. Dieser wird mit Hilfe von Kohlenstoffdioxid in
Erdgas überführt. Dieses Gas kann mit bestehender Infrastruktur
gespeichert werden. Kohlendioxid entsteht bei der alkoholischen Gärung -
etwa bei der Herstellung von Spirituosen oder Bier, aber auch bei der
Bioethanolproduktion, das dem Kraftstoff beigemischt wird. Partner im
Projekt ist unter anderen die Südzucker AG. "Südzucker betreibt große
Bioethanolanlagen. Die Verwertung des Kohlenstoffdioxids verbessert die
Klimabilanz der Produktion - und im besten Fall auch die Bewertung des
Produktes Bioethanol", erklärt Broeker.

Auf Vorgängerprojekt aufbauen

Grundlage der aktuellen Forschung ist das Vorgängerprojekt "bioCONNECT".
Die Wissenschaftler der Hochschule OWL haben dort untersucht, wie das
Kohlenstoffdioxid genutzt werden kann, das beim Bierbrauen während der
Gärung entsteht. Dafür haben sie eine Anlage entwickelt, die mit Hilfe des
Kohlendioxids Erdgas produziert, das zur Speicherung erneuerbarer Energien
dient. Diese Anlage entwickeln die Forscher nun weiter und bauen sie in
einem größeren Stil neu auf - Ziel des aktuellen Projektes ist der
Nachweis der Wirtschaftlichkeit. Unter anderem soll dafür der Betrieb mit
realen Daten aus der Windstromerzeugung am Computer simuliert werden.

Förderung von Bund und Industrie

Geleitet wird das Projekt "Implementierung eines bedarfsgerechten
Power-to-Gas-Konzeptes in CO2-emittierende Fermentationsanlagen" - kurz
"bioCO2nvert" - an der Hochschule OWL von Professor Jan Schneider vom
Institut für Lebensmitteltechnologie.NRW (ILT.NRW) und Professor Klaus
Heikrodt vom Fachbereich Maschinentechnik und Mechatronik. Es wird
gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung in der
Förderlinie FHprofUnt. Die Hochschule OWL erhält rund 730.000 Euro für
drei Jahre. Neben der Südzucker AG sind weitere Industrieunternehmen
Partner im Projekt: Auch die Firmen Viessmann, PRG Präzisions-Rührer
Gesellschaft Warburg und Klärgastechnik Deutschland aus Lemgo-Lieme
unterstützen die Lemgoer Arbeitsgruppe sowohl finanziell als auch in der
Ausführung, sodass sich das Projektvolumen in Summe auf etwa 800.000 Euro
beläuft.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution509
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ENERGIE/1591: Für eine transparente und effiziente Energiewende (idw)


Europa-Universität Flensburg - 30.10.2018

Für eine transparente und effiziente Energiewende

Software und Plattform "open_eGo" erleichtern den optimalen Netz- und
Speicherausbau in Deutschland



Zukünftige Energiesysteme optimal zu modellieren - das ist das Ziel des
offenen und netzebenübergreifenden Planungsinstruments "open_eGo" (open
electricity Grid optimization). Die Netzplanungssoftware zum optimalen
Netz- und Speicherausbau in Deutschland wurde heute (30.10.) im Rahmen des
Abschlussworkhops des gleichnamigen Forschungsprojekts in der
schleswig-holsteinischen Landesvertretung in Berlin vorgestellt.

Unter der Leitung des "Zentrums für nachhaltige Energiesysteme" von
Hochschule Flensburg und Europa-Universität Flensburg haben insgesamt fünf
Projektpartner (Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Reiner Lermoine
Institut Berlin, DLR - Vernetzte Energiesysteme, Oldenburg, Hochschule
Flensburg und Europa-Universität Flensburg) von 2015 bis 2018 die Software
und Plattform "open_eGo" entwickelt. Mit insgesamt rund 1.9 Mio. Euro
wurde das Vorhaben vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
gefördert.

"In der Energiewirtschaft gibt es viele Akteure und Bereiche, die
restriktiv und intransparent arbeiten. Insbesondere im Bereich der
Netzplanung sind sowohl die Netzdaten als auch die Berechnungssoftware oft
nicht zugänglich,", sagt Jochen Wendiggensen, Professor für
Energiewissenschaften an der Hochschule Flensburg und Koordinator des
Verbundprojekts, über die Hintergründe des Projekts. "Dadurch war es
bisher nicht möglich, den volkswirtschaftlich günstigsten Netz- und
Speicherausbau zu berechnen."

Das soll "open_eGo" ändern. Das Planungsinstrument stellt georeferenzierte
Datenmodelle des Übertragungs- und Verteilnetzes inklusive Ein- und
Ausspeiser zur Verfügung. "Das Datenmodell beinhaltet Netzdaten von
Stromleitungen, Trafos, Windkraftanlagen, Kraftwerken, Stromverbrauchern
usw.", erklärt Jochen Wendiggensen.

Die Besonderheit dabei: "open_eGo" funktioniert als Open Source und Open
Data. Dazu wurde im Rahmen des Projekts eine öffentlich zugängliche
virtuelle Plattform entwickelt. Das Tool und die Daten können unter
Einhaltung einer freien Lizenz verwendet und weiterentwickelt werden und
erlauben so kollaboratives, transparentes Arbeiten auf sehr konkreter
Ebene. Mit "open_eGo" können neben den klassischen Ausbaumaßnahmen von
Stromleitungen und Kabeln auch netzdienliche Maßnahmen wie der Bau von
elektrischen Speichern oder die Abregelung von Erzeugungsanlagen
untersucht werden. Die Untersuchung kann hierbei integriert über alle
Spannungsebenen erfolgen - von der großen Übertragungsstromtrasse bis zum
Ortsnetz einer Gemeinde. Neben der wissenschaftlichen Anwendung und
Untersuchung der Modelle nutzen auch Unternehmen aus der Energiebranche
die entwickelten Tools, um aktuelle Fragen des Energiemarktes zu
beantworten. Beispielsweise werden in einem Anwendungsfall der ARGE Netz
Energie GmbH & Co. KG aus Schleswig-Holstein die mittel- und langfristigen
Auswirkungen des Netzausbaus auf das Einspeisemanagement von
Windkraftanlagen und die Möglichkeiten zur markt-optimalen Betriebsweise
der Anlagen untersucht.

"Das Energiesystem ist im Wandel begriffen. Die Erkenntnisse des Projektes
können wertvolle Grundlagen für die politische Gestaltung dieses Wandels
liefern. Dass in diesem Projekt die Potenziale der Digitalisierung für ein
effizienteres Energiesystem genutzt werden, begrüße ich sehr. Ich danke
den Projektpartnern zudem für den konsequenten Einsatz von Open Data und
Open Source. Netzdaten sollten, wo immer möglich, offen sein," betont
Tobias Goldschmidt, Staatssekretär im Ministerium für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes
Schleswig-Holstein die Vorteile.


Weitere Informationen unter:

http://www.znes-flensburg.de/projekt/150

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution134
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RAUMFAHRT/1009: Neuer Aufbruch zum Mond - Erstes Servicemodul für das Orion-Raumschiff ist fertig (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 31. Oktober 2018

Neuer Aufbruch zum Mond - Erstes Servicemodul für das Orion-Raumschiff
ist fertig



Bis heute waren zwölf Menschen auf dem Mond - allesamt NASA-Astronauten,
die sich im Rahmen des Apollo-Programms der amerikanischen Raumfahrtbehörde
zwischen 1969 und 1972 auf diese beispiellose Reise gemacht haben. Am 21.
Juli 2019 jährt sich die erste Mondlandung zum 50. Mal, seit dem 14.
Dezember 1972 hat kein Erdenbürger mehr den Erdtrabanten betreten.

Das könnte sich in absehbarer Zukunft ändern: Die NASA möchte mit ihrem
Orion-Programm ein Raumschiff entwickeln und bauen, das für
unterschiedlichste Zwecke im Erd-, Mond- oder auch Marsorbit eingesetzt
werden kann. Das sogenannte MPCV (Multi-Purpose-Crew-Vehicle) soll erstmals
2020 vom Kennedy Space Center in Florida mit dem Space Launch System SLS,
der neuen Schwerlastrakete der NASA, zu einem unbemannten Flug starten, den
Mond mehrfach umrunden und anschließend wieder zur Erde zurückkehren.

Ein zentraler Teil aller Orion-Raumschiffe ist das Europäische Servicemodul
ESM, das im Auftrag der NASA von der Europäischen Weltraumagentur ESA zu
wesentlichen Teilen in Deutschland gebaut wird. Ohne das ESM kann das neue
Crew-Raumschiff Orion nicht fliegen. "Wir haben schon auf der
ESA-Ministerratskonferenz 2012 in Neapel das Programm federführend
unterstützt, Deutschland finanziert rund 40 Prozent des europäischen
ISS-Programms und trägt mit etwa 37 Prozent den höchsten Anteil an den
Kosten des ESM-Programms der ESA", sagt Dr. Walther Pelzer, DLR-Vorstand
für das Raumfahrtmanagement und in dieser Funktion für die deutschen
ESA-Beiträge zuständig. "Dass die NASA uns Europäern bei so einem zentralen
Zukunftsprojekt ein so kritisches Element übergibt, ist ein enormer
Vertrauensbeweis. Ich freue mich besonders, dass wir in Deutschland mit dem
ESM auch auf die Expertise der fünf ATV-Transporter aufbauen und uns hier
weiterentwickeln können." Die ATV-Raumfrachter hatten die Internationale
Raumstation ISS von 2008 bis 2015 regelmäßig mit Nachschub versorgt.

Am 2. November 2018 wird das erste Servicemodul nun vom Airbus-Standort in
Bremen, wo es in den vergangenen vier Jahren systemführend gefertigt wurde,
offiziell an die NASA übergeben. Am 5. November soll das "ESM-1" zum
Kennedy Space Center (KSC) der NASA nach Florida geflogen werden, wo es am
16. November vorgestellt wird. Im KSC wird das europäische Service-Modul
mit dem Orion-Mannschaftsmodul und dessen Adapter verbunden und auf seinen
ersten unbemannten Testflug, die Exploration-Mission 1, vorbereitet.

Die NASA hat bei der ESA bislang zwei ESM bestellt. Das Servicemodul ist
das Herzstück des Orion-Raumschiffs und sitzt unterhalb der Crew-Kapsel. Es
beinhaltet das Haupttriebwerk und liefert über vier Solarsegel den Strom,
außerdem reguliert es Klima und Temperatur im Raumschiff und lagert
Treibstoff, Sauerstoff und Wasservorräte für die Crew. Das Orion-Raumschiff
und damit auch die ESM gelten als zentraler Meilenstein für künftige
bemannte Explorationsmissionen zum Mond, aber auch zum Mars und darüber
hinaus. Derzeit befindet sich ein zweites ESM für eine zweite Mondmission
im Bau, bei der erstmals Astronauten an Bord sein sollen. "Die
Bereitstellung des ESM durch Europa ist Teil eines transatlantischen
Tauschhandels. Es dient als Kompensation der Kosten für Betrieb und
Versorgung der ISS, der durch die NASA erfolgt", erklärt Johannes Weppler,
ESM-Programmleiter im DLR. Deutschland ist von den europäischen
Mitgliedsstaaten der wichtigste Partner für die weiteren an der ISS
beteiligten Raumfahrtnationen USA, Russland, Japan und Kanada.


Vollständiger Artikel mit Bildern und Video unter: 

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-30546/year-all/#/gallery/32542

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.10.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





ARBEIT/1158: Der Mindestlohn muss steigen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Oktober 2018

Der Mindestlohn muss steigen



Zur neuesten Diskussion um die Höhe des Mindestlohns erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Wieder einmal fordert Olaf Scholz, der Mindestlohn müsse gesetzlich auf 12 Euro festgelegt werden. Dabei war es seine Vorgängerin, Andrea Nahles, die den Mindestlohn einführte, und die festlegte, dass die Höhe dieses Mindestlohns von einer Mindestlohnkommission festgelegt wird - und nicht von der Politik.

Auch mit der im kommenden Jahr geplanten Erhöhung ist der Mindestlohn noch immer zu niedrig und schützt nicht vor Armut.

Bei der Erhöhung des Mindestlohns soll sich die Kommission daher nicht nur an der Tarifentwicklung orientieren, sondern muss die Bekämpfung von Armut im Mindestlohngesetz verankern. Dazu haben wir die Bundesregierung mit einem Antrag aufgefordert. Ohne rechtliche Änderung bleibt der Mindestlohn immer auf niedrigem Niveau, auch wenn eine deutliche Erhöhung ökonomisch möglich und sozialpolitisch geboten wäre. Insgesamt muss der Mindestlohn stärker und schneller steigen, denn Löhne müssen auskömmlich sein und zum Leben reichen. Alles andere ist nicht akzeptabel.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/2098: Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechtsverteidiger schützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Oktober 2018

Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechtsverteidiger schützen!



Zur heute endenden "Human Rights Defenders World Summit" in Paris erklären Kai Gehring, Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, und Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Weltweit geraten die Verteidigerinnen und Verteidiger von Menschenrechten immer stärker unter Druck. Verhaftungen, Repressalien, Gewalt, Verschwindenlassen, Folter und Mord sind in vielen Ländern an der Tagesordnung. Autoritären Regimen, aber auch korrupten Wirtschaftseliten und Extremisten sind diese mutigen Menschen ein Dorn im Auge. Deutschland und Europa müssen sich stärker für ihren Schutz einsetzen. Grundrechte, Rechtsstaatlichkeit und Freiräume gehören staatlicherseits und zivilgesellschaftlich - in autoritären wie demokratischen Ländern - weltweit aufgebaut, geschützt und respektiert.

Eine besorgniserregende, weltweite Entwicklung ist die zunehmende Verfolgung und Ermordung von Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechtsverteidigern, die sich für die Umwelt und gegen Landraub einsetzen. Auch hier hat Deutschland eine besondere Verantwortung, sich als starke Wirtschaftsnation für verbindliche menschenrechtliche Standards, unternehmerische Verantwortung und die Wahrung von Rechtsstaatlichkeit einzusetzen.

Die Gewährleistung der Universalität der Menschenrechte muss vor der eigenen Haustür beginnen: Hetze gegen Minderheiten, Journalistinnen und Journalisten und andere Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft nimmt zu. In einzelnen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union droht die Erosion menschenrechtlicher und rechtsstaatlicher Standards. Dem werden wir Grüne zusammen mit einer engagierten Zivilgesellschaft entschieden entgegentreten.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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SOZIALES/1920: Endlich loslegen - Armut in Deutschland und Europa bekämpfen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Oktober 2018

Endlich loslegen: Armut in Deutschland und Europa bekämpfen



Anlässlich der heute veröffentlichten Armutszahlen in Deutschland und Europa erklären Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik und Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für europäische Sozialpolitik:

Die Große Koalition sitzt die seit Jahren alarmierend hohen Armutszahlen aus und verweigert sich der nachhaltigen Armutsbekämpfung. Es ist politisches Versagen, wenn in einem reichen Land wie Deutschland jeder fünfte in Armut lebt oder sich nicht einmal einen einwöchigen Urlaub leisten kann. Sowohl arbeitsmarktpolitisch als auch sozialpolitisch sind die Handlungsbedarfe groß. Es ist gut, dass der Mindestlohn steigt, aber es reicht bei weitem nicht, um Menschen wirksam vor Einkommensarmut zu schützen. Gleichzeitig sind in Deutschland 7,6 Millionen Menschen auf Grundsicherungsleistungen angewiesen und erfahren täglich was Armut und soziale Ausgrenzung bedeutet. Wir Grüne sagen klar, dass sich Deutschland eine armutsfeste Garantiesicherung leisten kann und muss.

Die Bundesregierung muss mehr Anstrengungen unternehmen, die viel zu hohe Zahl von Menschen, die von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffenen sind, zu senken - und zwar sowohl in Deutschland als auch auf EU-Ebene. Ein wichtiger Schritt wäre eine europäische Mindesteinkommensrichtlinie, die Mindeststandards für die Grundsicherungssysteme festlegt. Besonders erschreckend ist das Ausmaß von Kinderarmut. Hier müssen neue Ideen her, wie wir in der EU gemeinsam Kinderarmut vermeiden können. Deutschland sollte dabei mit der Einführung einer Kindergrundsicherung voran gehen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2837: Scoring - Dringend verbrauchergerecht regulieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Oktober 2018

Scoring: Dringend verbrauchergerecht regulieren



Zu dem heute durch den Sachverständigenrat für Verbraucherfragen (SVRV) vorgestellten Gutachten "Verbrauchergerechtes Scoring" erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Verbraucher- und Netzpolitik:

Das Gutachten bringt die Diskussion um algorithmische Entscheidungssysteme und das sogenannte Scoring einen entscheidenden Schritt voran. Wir begrüßen, dass die Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher hierbei im Zentrum der Untersuchungen standen. Denn so sinnvoll maschinelle Systeme sind, um Entscheidungsprozesse effizienter, schneller und präziser durchzuführen, so anfällig sind sie auch für problematische, insbesondere diskriminierende Entscheidungen.

Die Studie gibt wichtige Handlungsempfehlungen, insbesondere müssen Scoring-Verfahren transparent, nachvollziehbar und rechtlich überprüfbar sein. Das fordern wir bereits seit Jahren. So muss etwa verhindert werden, dass Staat oder Unternehmen nach dem Vorbild des chinesischen Social Credit-Systems mit Super-Scores ausufernde und unkontrollierbare Bewertungen von Verbraucherinnen und Verbrauchern vornehmen.

Wie die Gutachter des Sachverständigenrates für Verbraucherfragen bei ihrer Präsentation betont haben, geschieht dies in vielen Bereichen aber bereits. Die Zeit rennt, die Bundesregierung muss daher dringend konkrete Umsetzungsvorschläge vorlegen, wie eine Regulierung algorithmischer Entscheidungsprozesse und von Scoring-Verfahren aussehen könnte.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/1784: Bei deutsch-polnischen Regierungskonsultationen in die Zukunft blicken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 1. November 2018

Bei deutsch-polnischen Regierungskonsultationen in die Zukunft
blicken

Für Reparationsforderungen gibt es keine Grundlage



In Warschau finden am morgigen Freitag die deutsch-polnischen
Regierungskonsultationen statt. Im Vorfeld hatte der polnische
Präsident Andrzej Duda von Deutschland erneut Reparationen gefordert.
Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Polen ist einer unserer wichtigsten Nachbarn. Deshalb ist es von
unschätzbarerer Bedeutung, dass sich vor dem Hintergrund unserer
schwierigen Vergangenheit eine enge und tiefe politisch-strategische
Partnerschaft zwischen unseren Ländern entwickelt hat. Diese
Partnerschaft gilt es nun weiter zu festigen. Dazu gehören
vielfältige persönlichen Begegnungen, um das Verständnis zwischen
Deutschen und Polen weiter zu fördern und auszubauen. Polen kann eine
wichtige Rolle im europäischen Einigungsprozess spielen. Ein Rahmen
hierfür ist die deutsch-französisch-polnische Zusammenarbeit im
Format des Weimarer Dreiecks.

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag lehnt die erneute
Forderung Warschaus nach Reparationen ab. In den bevorstehenden
deutsch-polnischen Regierungskonsultationen sollten wir den Blick auf
die Zukunft richten. Deutschland steht und stand politisch, moralisch
und finanziell immer zu seiner Verantwortung. Im Sinne einer guten
Nachbarschaft und einer vertieften europäischen Zusammenarbeit sollte
Polen akzeptieren, dass die Frage nach Reparationszahlungen rechtlich
und politisch abgeschlossen ist. Polen hat im August 1953 verbindlich
und mit Wirkung für ganz Deutschland auf weitere
Reparationsleistungen verzichtet und dies auch nachfolgend immer
wieder bestätigt."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1245: Steuerentlastungen gehen weit über Existenzminimumbericht hinaus


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Oktober 2018

Steuerentlastungen gehen weit über Existenzminimumbericht
hinaus

Erneute Neutralisierung der kalten Progression



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett den 12.
Existenzminimumbericht und den 3. Steuerprogressionsbericht
verabschiedet. Dazu erklärt die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Antje Tillmann:

"Das Bundesfinanzministerium hat den 12. Existenzminimum- und
gleichzeitig den 3.Steuerprogressionsbericht vorgelegt, die heute im
Kabinett verabschiedet wurden. Für das geplante
Familienentlastungsgesetz sind diese Berichte eine gute Nachricht.
Sie zeigen, dass wir im Gesetzgebungsverfahren bereits gewissenhaft
vorgearbeitet haben. Bei der geplanten Anhebung des Kinderfreibetrags
gehen wir sogar über die Vorgaben des Existenzminimumberichts hinaus.
Die geplanten Erhöhungen liegen deutlich über dem, was der Bericht
fordert: Statt der dort geforderten Erhöhung von je 108 Euro 2019 und
2020 erhöhen wir den Kinderfreibetrag jeweils um 192 Euro.

Zusätzlich zu diesen verfassungsrechtlich gebotenen Maßnahmen soll
auch das Kindergeld erhöht werden (ab dem 1. Juli 2019 um 10 Euro -
eine Entlastung um 1,5 Milliarden Euro im Jahr). Wie schon seit 2014
neutralisieren wir zudem auch 2019 und 2020 die Auswirkungen der
sogenannten kalten Progression in Höhe von rund 3 Milliarden Euro
bzw. 3,8 Milliarden Euro. Insgesamt führt das Gesetzespaket zu
Entlastungen von rund 10 Milliarden Euro. Hiervon gehen 5,7
Milliarden Euro nicht auf verfassungsrechtliche Vorgaben zurück."

 * 
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INNEN/3416: Wichtiger Erfolg im Ringen um Religionsfreiheit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Oktober 2018

Wichtiger Erfolg im Ringen um Religionsfreiheit

Katholikin Asia Bibi in Pakistan freigesprochen - Kritik an
Blasphemiegesetzen bleibt bestehen



Das oberste Gericht Pakistans hat die 2010 zum Tode verurteilte
Katholikin Asia Bibi vom Vorwurf der Blasphemie freigesprochen. Dazu
erklären der Beauftragte für Kirchen und Religionsgemeinschaften,
Hermann Gröhe, sowie der menschenrechtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Der heutige Freispruch von Asia Bibi durch das oberste Gericht ist
ein wichtiger Erfolg im Ringen um die Religionsfreiheit in Pakistan.
Für die CDU/CSU-Fraktion, die sich jahrelang für die Katholikin
eingesetzt hat, ist es Anlass zur Freude. Zugleich fordern wir, dass
die pakistanische Regierung weitere Schritte unternimmt, um die
Religionsfreiheit und die Menschenrechte im Land zu stärken. Vor
allem die Blasphemiegesetze sind für uns nicht hinnehmbar. Sie öffnen
willkürlicher Auslegung Tür und Tor.

Auch wenn es sich bei der Katholikin Asia Bibi sicherlich um den im
Ausland bekanntesten Fall einer Verurteilung wegen Blasphemie
handelt, müssen wir bedenken, dass zahlreiche weitere Bürger
Pakistans wegen vermeintlicher blasphemischer Äußerungen im Gefängnis
sitzen. Auch ihnen gilt weiterhin unsere Solidarität und wir fordern
selbstverständlich auch ihre Freilassung.

Zwar ist der Freispruch von Asia Bibi ein wichtiges Signal an die
religiösen Minderheiten in Pakistan, doch darf die Gefahr, in der
diese auch weiterhin leben, nicht unterschätzt werden. Einheimische
Christen berichten von einer angespannten und bedrohlichen Situation
für die religiösen Minderheiten im Land. Christen leben in der Angst,
dass sie und ihre Kirchen angegriffen werden könnten. Entsprechende
Aufrufe islamisch-extremistischer Gruppen gibt es bereits, die
Sicherheitsmaßnahmen in Islamabad wurden schon verschärft.

Die pakistanische Regierung und ihre Sicherheitsbehörden sind
dringend aufgefordert, möglichen Übergriffen vorzubeugen und
dauerhaft für die Sicherheit der Christen im Land zu sorgen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/887: Musterfeststellungsklage ab morgigen Donnerstag möglich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Oktober 2018

Musterfeststellungsklage ab morgigen Donnerstag möglich

Am 1. November 2018 startet die Musterfeststellungsklage in
Deutschland



Ab dem morgigen Donnerstag gibt es mit der Musterfeststellungsklage
ein neues kollektives Rechtsschutzinstrument, das wir im Juni im
Bundestag beschlossen haben. Verbraucher können sich dann in
Deutschland Musterfeststellungsklagen anschließen, die von
Verbraucherverbänden geführt werden. Hierzu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der zuständige Berichterstatter,
Sebastian Steineke:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Ab morgen können Verbraucher in
Deutschland ihre Rechte noch besser und einfacher durchsetzen. Mit
der von uns eingeführten Musterfeststellungsklage steht ihnen ein
kostengünstiges und effizientes kollektives Rechtsschutzinstrument
zur Verfügung, dass es ermöglicht, bei Massenschäden Ansprüche in
vereinfachter Form gerichtlich feststellen zu lassen. Gerade im
Hinblick auf die Diesel-Geschädigten ist dies ein Meilenstein für den
Verbraucherschutz in Deutschland. Wir konnten seitens der Union im
Gesetzgebungsverfahren durchsetzen, dass nur besonders qualifizierte
Verbände klagebefugt sind. Die Rechte der Verbraucherinnen und
Verbraucher sehen wir bei der Verbraucherzentrale Bundesverband
(vzbv) und dem ADAC in guten Händen."

Sebastian Steineke: "Die erste große Musterfeststellungsklage von
Verbraucherzentrale und ADAC gegen VW war schon lange vor dem 1.
November vorbereitet. Allein das zeigt, dass hier großer
gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestand. Wir sind guter Dinge, dass
sich das Instrument in der Praxis bewähren und zu einem noch höheren
Maß an Verbraucherschutz in Deutschland führen wird."

Hintergrund:

Mit der Einführung der Musterfeststellungsklage in diesem Jahr geben
wir den Verbraucherinnen und Verbrauchern ein neues Instrument zur
effektiven und kostengünstigen Durchsetzung ihrer Rechte an die Hand.
Ab dem 1. November 2018 können beim Bundesamt für Justiz registrierte
Verbraucherverbände Musterfeststellungsklagen erheben, denen sich
betroffene Verbraucher entsprechend anschließen können.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2771: Internationale Wettbewerbsfähigkeit der Industrie nicht aufs Spiel setzen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. November 2018

Internationale Wettbewerbsfähigkeit der Industrie nicht aufs Spiel
setzen



Zu dem heute veröffentlichen Zwischenbericht der Kommission für
Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung ("Kohlekommission") können
Sie den wirtschaftspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer, wie folgt zitieren:

Ich begrüße, dass die Kommission nun einen ersten Zwischenbericht zu
den Strukturfragen vorgelegt hat. Es ist auch klar, dass die
politisch wirklich schwierigen klima-, energie- und
industriepolitischen Fragen in diesem Zwischenbericht noch nicht
enthalten sind. Hierzu dürfte es noch sehr schwierige Verhandlungen
geben. Folgendes gilt es dabei sicherzustellen: Erstens, die
Versorgung des Industrielands Deutschland muss jederzeit ohne
Einschränkung gewährleistet sein. Zweitens, die Strompreise dürfen
nicht noch weiter ansteigen, denn sie sind schon jetzt die höchsten
in Europa. Drittens, ideologisch motivierte, einseitige nationale
Maßnahmen, deren klimapolitische Wirksamkeit zudem zweifelhaft sind,
wären politisch fahrlässig. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit
unserer Industrie darf unter keinen Umständen aufs Spiel gesetzt
werden, schließlich trägt sie entscheidend zu Wohlstand, Wachstum und
sozialem Frieden im Land bei. Hierbei muss allen klar sein:
Wettbewerbsfähigkeit und Klimaschutz sind keine Gegensätze, sondern
zwei Seiten derselben Medaille. Klimaschutz wird nur dann Akzeptanz
bei den Menschen finden, wenn er den Wirtschaftsstandort stärkt und
Arbeitsplätze schafft. Nur dann wird Deutschland international
klimapolitisch zum Vorbild und zum Vorreiter."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2770: Akzeptanzfragen bei der Windkraft an Land jetzt angehen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Oktober 2018

Akzeptanzfragen bei der Windkraft an Land jetzt angehen



Die Koalitionsfraktionen haben sich auf ein Gesamtpaket zu den im
Koalitionsvertrag vereinbarten Sonderausschreibungen für Windenergie
an Land und Fotovoltaik geeinigt. Dazu erklären die stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Carsten Linnemann und
Georg Nüßlein:

"Wir haben ein gutes Gesamtpaket geschnürt. Die Sonderausschreibungen
für Wind an Land und PV kommen in den Jahren 2019-2021. Gleichzeitig
haben wir technologieübergreifende Innovationsausschreibungen
vereinbart, um neue Förderbedingungen auszuprobieren, die zu mehr
Netz- und Systemdienlichkeit und mehr Wettbewerb bei den erneuerbaren
Energien führen sollen. Was sich in den Innovationsausschreibungen
bewährt, wollen wir auf die allgemeinen Ausschreibungen übertragen.

Entscheidend ist für uns zudem, dass wir wieder zu mehr Akzeptanz bei
der Windkraft an Land kommen. Deshalb werden wir zum einen ab 2020
für eine bedarfsgerechte Nachtbeleuchtung bei Windkraftanlagen
sorgen. Zum anderen werden wir in einer Arbeitsgruppe unter
Beteiligung der Bundesländer über Mindestabstände, Höhenbegrenzungen,
monetäre Beteiligung von Kommunen und Veränderung von
Planungsverfahren sprechen. Auf dieser Grundlage entscheiden wir im
Herbst 2019 im Paket über konkrete Akzeptanzmaßnahmen und über
Förderbedingungen sowie die weiteren Ausbaupfade bis 2030, um das im
Koalitionsvertrag angestrebte Erneuerbaren-Ziel von 65 Prozent zu
erreichen.

Mit dem Gesetzgebungsvorhaben wird auch der Kompromiss der
Bundesregierung mit der EU-Kommission zur Förderung von KWK-Anlagen
umgesetzt. Damit wird Planungssicherheit sowohl für die
Anlagenbetreiber als auch für die Anlagenhersteller geschaffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2769: Starkes Signal für nachhaltiges Engagement in Afrika


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Oktober 2018

Starkes Signal für nachhaltiges Engagement in Afrika



Bundeskanzlerin Angela Merkel hat beim gestrigen
G20-Investment-Gipfel für Afrika die Einrichtung eines Fonds im
Volumen von einer Milliarde Euro angekündigt. Mit dem Geld sollen
kleine und mittlere Unternehmen unterstützt werden, die in Afrika
investieren wollen. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Hermann Gröhe:

"Der Fonds zur Förderung von Investitionen in Afrika ist ein starkes
Signal dafür, wie sehr sich Deutschland für eine nachhaltige
Entwicklung auf unserem Nachbarkontinent einsetzt. Die Mittel dienen
gerade der Stärkung der kleinen und mittleren Unternehmen in Afrika
und damit der Schaffung von dauerhaften Arbeitsplätzen. Mehr als 20
Millionen Arbeitsplätze müssen jedes Jahr in Afrika entstehen, um die
wachsende Bevölkerung in Lohn und Brot zu bringen und ihr eine
Zukunft in ihrer Heimat zu ermöglichen. Der Fonds ist eine wichtige
Ergänzung der klassischen, auf Bereiche wie Bildung, Gesundheit,
Ernährung und Infrastruktur ausgerichteten
Entwicklungszusammenarbeit. Er zielt darauf ab, eine sich selbst
tragende wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, die nur mit Hilfe
starker Unternehmen erreicht werden kann."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/1057: Diskussion zur Organspende vom Kopf auf die Füße stellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Oktober 2018

Diskussion zur Organspende vom Kopf auf die Füße stellen



"Bei dem Thema Organspende wird aktuell heiß diskutiert. Die Diskussion wird überlagert von einem Streit um Widerspruchslösung versus Entscheidungslösung. Eine Auseinandersetzung darüber, wie Strukturen, Organisation und Kommunikation verbessert werden können, geht dabei leider häufig unter.", kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, bezüglich der heutigen Bundeskabinettsitzung über Spahns Vorschläge zur Organspende. Weinberg weiter:

"Umfragen deuten darauf hin, dass die niedrigen Spenderzahlen nicht in erster Linie an den Skandalen um manipulierte Wartelisten liegen. Die Einstellung der Bevölkerung zur Organspende ist in Deutschland zwar insgesamt traditionell weniger positiv als in anderen Staaten, sie ist aber in den letzten Jahren gestiegen und befindet sich derzeit auf einem Höchststand. Als Gründe für niedrige Spenderzahlen können vor allem Fehlanreize in den Kliniken und noch immer unzureichende oder auch einseitige Informationen der Bevölkerung ausgemacht werden.

Spahn beschreitet zwar den richtigen Weg, wenn er nun Transplantationsbeauftragte in den Kliniken stärken, die Honorierung für Organentnahmen erhöhen und ein flächendeckendes Berichtssystem einrichten lassen will. Jedoch wird die Diskussion um diese notwendigen Maßnahmen überlagert durch die von ihm selber angestoßene Debatte um die Widerspruchslösung. Damit wird eine Chance vertan, sich über die eigentlichen Ursachen der niedrigen Spenderzahlen auszutauschen.

In der Fraktion DIE LINKE wird es zur Frage Widerspruchslösung/ Entscheidungslösung keine einheitliche Position geben und wie bei anderen medizinethischen Fragen wird die Abstimmung voraussichtlich in allen Fraktionen freigegeben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Oktober 2018
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BUNDESTAG/7666: Heute im Bundestag Nr. 818 - 01.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 818

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 1. November 2018, Redaktionsschluss: 09.48 Uhr

1. Anhörung zur Altersversorgung

2. Zuwendungen an Medienmacher

3. Neue Kompetenz für EU-Behörde

4. Tarifanpassung im Steuerrecht

5. Notwendigkeit der Letztsicherung

6. Auswanderung von Talenten



1. Anhörung zur Altersversorgung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Um Regelungen für die betriebliche Altersversorgung
geht es in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am
Mittwoch, den 7. November, von 13 bis 14.30 Uhr im Sitzungssaal E 400
des Paul-Löbe-Hauses. Grundlage der Anhörung ist der von der
Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der
Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 14. Dezember 2016 über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (19/4673). Mit dem
Gesetz soll unter anderem ein besserer Schutz von Versorgungsanwärtern
und Versorgungsempfängern durchgesetzt werden. Versorgungsanwärter und
Versorgungsempfänger sollen besser informiert werden. Außerdem wird
der Ausbau des Risikomanagements der Pensionskassen und Pensionsfonds
geregelt. Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung müssen sich
in Zukunft auch intensiver mit den Risiken auseinandersetzen, denen
sie ausgesetzt sind oder sein können und mit der Frage, wie mit diesen
Risiken umzugehen ist. "Die Richtlinie gibt damit wichtige Impulse für
die Bewältigung von Herausforderungen wie zum Beispiel dem
Niedrigzinsumfeld oder dem demographischen Wandel", erläutert die
Bundesregierung.

Als Sachverständige sind geladen: Arbeitsgemeinschaft für betriebliche
Altersversorgung, Bund der Versicherten, Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht, Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände, Deutscher Gewerkschaftsbund, Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft und Verband der
Firmenpensionskassen.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Zuwendungen an Medienmacher

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Verein "Neue deutsche Medienmacher" hat seit dem
Jahr 2017 erhebliche Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt erhalten. Wie
die Bundesregierung in der Antwort (19/5134) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4707) mitteilt, wurden vom Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge, von der Bundeszentrale für politische
Bildung sowie im Rahmen des Bundesprogramms "Demokratie leben" des
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
seit 2017 zusammen 537.504,87 Euro für verschiedene Projekte an den
Verein gezahlt. Die Zahlen des BMFSFJ seien noch nicht vollständig, da
eine Angabe der Mittel für das Jahr 2018 erst nach Abschluss des
entsprechenden Haushaltsjahres möglich sei, wie die Regierung
mitteilt.

Die Zuwendungen an den Verein "Neue deutsche Medienmacher" für
verschiedene Zwecke betrugen seit 2016 rund 2,33 Millionen Euro.
Aufgeteilt auf die verschiedenen Jahre wurden 2016 491.000 Euro, 2017
903.000 Euro und 2018 bisher 939.000 Euro gezahlt. Diese Zuwendungen
erfolgten unter anderem für eine Informationsplattform für Flüchtlinge
(Handbook Germany), ein Traineeprogramm für Journalisten mit junger
und älterer Einwanderungsgeschichte sowie für das Projekt Nationale
Umsetzung der Kampagne "No Hate Speech" des Europarats 2016 - 2017.

 * 

3. Neue Kompetenz für EU-Behörde

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der von der EU-Kommission vorgeschlagenen
Erweiterung der Kompetenzen für die Wertpapieraufsichtsbehörde ESMA
und einem entsprechenden Kompetenzverlust nationaler Aufsichtsbehörden
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5299).
Die Bundesregierung soll angeben, wie lange bestimmte Zulassungs- und
Registrierungsverfahren bei der ESMA dauern. Außerdem wird gefragt, ob
die Bundesregierung die Einschätzung des Präsidenten der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Felix Hufeld, teilt, der
die Kommissionsvorschläge als Schaffung eines "bürokratischen
Monstrums mit überlappenden Kompetenzen" bezeichnet habe.

 * 

4. Tarifanpassung im Steuerrecht

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode
Änderungen beim Einkommensteuertarif plant, die über die Anpassungen
durch das Familienentlastungsgesetz hinausgehen, will die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/5298) erfahren. Die Bundesregierung soll
unter anderem angeben, wie sie eine automatische jährliche Anpassung
des Einkommensteuertarifs an das Preisniveau bewertet. Zudem wird
gefragt, in welchen Ländern der OECD es bereits eine
inflationsbedingte automatische jährliche Anpassung des
Einkommensteuertarifs gibt.

 * 

5. Notwendigkeit der Letztsicherung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Letztsicherung bei einer Bankenrettungsaktion
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/5297). Die
Letztsicherung bedeutet, dass der Europäische Stabilitäts-Mechanismus
(ESM) künftig für den Bankenabwicklungsfonds (Single Resolution Fund -
SRF) Mittel bereitstellt, was nach Ansicht der fragenden Fraktion in
letzter Konsequenz bedeuten würde, dass doch wieder Steuergeld für
Bankenrettungen eingesetzt werden soll. Vor diesem Hintergrund fragt
die FDP-Fraktion nach einer Äußerung des Exekutivdirektors der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Thorsten
Pötzsch, der gesagt haben soll, "alle an den Finanzmärkten wissen, man
kann nicht mehr davon ausgehen, dass der Steuerzahler zur Kasse
gebeten wird". Die Bundesregierung wird gefragt, ob sie garantieren
kann, dass diese Aussage auch eingehalten wird. Weiter fragt die
Fraktion, aus welchen Gründen die Bundesregierung beziehungsweise aus
welchen Gründen die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
sowie die europäischen Institutionen noch eine Letztsicherung für den
Single Resolution Fund (SRF) für erforderlich halten würden, "wenn
diese Aussage sowie die weitere Aussage des Exekutivdirektors
zutrifft, wonach es dank der neuen Abwicklungsmechanismen inzwischen
möglich sei, auch ein großes Geldhaus abzuwickeln, ohne die
Steuerzahler zur Kasse zu bitten oder an den Finanzmärkten
Verwerfungen auszulösen".

 * 

6. Auswanderung von Talenten

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/5249) weist die
AfD-Fraktion darauf hin, dass viele Wissenschaftler und Akademiker ins
Ausland abwandern und die "internationale Wissenschaftlermobilität
tendenziell zu einer Reduktion der Forschungqualität in Deutschland"
beiträgt. "Dies bleibt nicht ohne Folgen für Innovation und technische
Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft."

Die Fraktion argumentiert, dass das von der Bundesregierung in der
letzten Legislaturperiode in Auftrag gegebene "Gutachten zu Forschung,
Innovation und Technologischer Leistungsfähigkeit Deutschlands"
konstatiere, dass Deutschland seine klügsten Köpfe nicht halten könne.
Die ausgewanderten Wissenschaftler würden in anderen Ländern in einem
hohen Maße zur Entwicklung der Wissenschaften beitragen. Es werde
geschätzt, dass allein an US-amerikanischen Forschungseinrichtungen
20.000 deutsche Wissenschaftler arbeiten würden - Tendenz steigend.
Folglich trage internationale Wissenschaftlermobilität tendenziell zu
einer Reduktion der Forschungsqualität in Deutschland bei,
argumentiert die AfD.

Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie die Bundesregierung die Bedeutung
des "Brain Drain" einschätzt auf welchen Untersuchungen oder
Statistiken diese Einschätzungen beruhen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7665: Heute im Bundestag Nr. 817 - 31.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 817

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.53 Uhr

1. Rechtspolitische Folgen des Brexit

2. Elektronische Beweismittel in Strafsachen

3. Drogenkonsum im Strafvollzug

4. Schutz für Whistleblower

5. Stand der Kampagne für den Rechtsstaat

6. Beiträge an die Vereinten Nationen



1. Rechtspolitische Folgen des Brexit

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Auswirkungen des Brexit werden maßgeblich vom
Ausgang der gegenwärtig in Brüssel laufenden Verhandlungen zwischen
dem Vereinigten Königreich und der Europäischen Union abhängen. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/5215) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion der FDP (19/4411) nach möglichen Folgen des
Brexit auf dem Gebiet der Rechtspolitik. In dem Schreiben wird ein
ausführlicher Überblick über den Stand der Verhandlungen und der
Brexit-Vorbereitungen auch vonseiten Deutschlands gegeben. Verwiesen
wird auf zahlreiche Informationen zum Brexit, die auf der
Internetseite des Bundespresseamtes und bei den Bundesministerien
erhältlich seien.

Weiter heißt es, die formellen Verhandlungen über die künftige
Partnerschaft könnten erst beginnen, wenn das Vereinigte Königreich
ein Drittstaat ist. Erst im Rahmen dieser Verhandlungen würden
Einzelheiten des tatsächlichen und rechtlichen Rahmens der künftigen
Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich festgelegt
werden. Vor Abschluss dieser Verhandlungen könne daher in vielen
Bereichen noch keine belastbare Aussage über den Inhalt von
Folgeregelungen und deren Auswirkungen auf bestimmte Sachverhalte
getroffen werden.

Die Abgeordneten hatten in ihrer Kleinen Anfrage erklärt, die Bürger
müssten sich darauf verlassen können, dass ihre Interessen im Zuge der
Brexit-Verhandlungen gewahrt bleiben, und sie hätten Anspruch darauf,
dass die Bundesregierung sich auch auf einen ungeordneten Brexit
vorbereitet, ihnen Rechenschaft über den Stand dieser Vorbereitungen
leistet und sie in ihren eigenen Vorbereitungen unterstützt.

 * 

2. Elektronische Beweismittel in Strafsachen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich den
Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung über
Europäische Herausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen für
elektronische Beweismittel in Strafsachen. Das schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/5207) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4736). Die Strafverfolgungsbehörden benötigten
beschleunigte Formen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, wenn es
um die Erlangung elektronischer Beweismittel geht. Zudem stelle sich
für die Strafverfolgungsbehörden die rechtshilferechtliche Frage,
welche Staaten bei Daten, die in Clouds gespeichert sind, die
richtigen Adressaten von Rechtshilfeersuchen sind. Elektronische
Beweismittel spielten bei der Strafverfolgung eine immer bedeutendere
Rolle.

Weiter heißt es in der Antwort unter anderem, das mit den
Regelungsvorschlägen verbundene neuartige Verfahren werfe aus Sicht
der Bundesregierung noch wichtige rechtliche Fragen hinsichtlich eines
hinreichenden Grundrechtsschutzes auf. Die Bundesregierung setze sich
deshalb dafür ein, dass die anordnende Behörde stärker als im
bisherigen Regelungsvorschlag der Kommission europarechtlich
verpflichtet wird, auf die Einhaltung spezifizierter Grund- und
Menschenrechte zu achten. Nach Ansicht der Abgeordneten sieht der
Vorschlag (COM (2018) 225 final // 2018/0108 (COD)) neue Instrumente
zur EU-weiten Beschaffung und Sicherung von elektronischen
Beweismitteln vor, die eine Reihe rechtlicher Probleme aufwerfen.

 * 

3. Drogenkonsum im Strafvollzug

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Auf die fehlende Zuständigkeit für den Justizvollzug
verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5225) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4712) zur medizinischen
Versorgung von Drogenkonsumenten im Strafvollzug. Zum überwiegenden
Teil der Fragen lägen ihr daher keine konkreten, insbesondere keine
statistischen Erkenntnisse vor. Der Bundesregierung sei jedoch
bekannt, dass mittlerweile alle Länder die Gesundheitsfürsorge der
Gefangenen in ihren Landesstrafvollzugsgesetzen geregelt haben.

In der Anfrage heißt es, in den deutschen Haftanstalten würden
Maßnahmen wie Nadel- und Spritzenaustauschprogramme und
Drogensubstitutionstherapien nicht umgesetzt. Die Abgeordneten wollten
unter anderem wissen, wie hoch nach Kenntnis der Bundesregierung die
Anzahl der suchtmittelabhängigen Inhaftierten beziehungsweise
Verwahrten ist, wie viele sich in Substitution befinden und wie viele
Drogentote jährlich in Justizvollzugsanstalten zu verzeichnen sind.

 * 

4. Schutz für Whistleblower

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung begrüßt das mit dem
Richtlinienvorschlag der EU-Kommission zum Schutze von Personen, die
Verstöße gegen das Unionsrecht melden (Ratsdok.-Nr.: 8713/18)
verfolgte Ziel, den Hinweisgeberschutz in der gesamten Union zu
verbessern und so die Durchsetzung des EU-Rechts zu fördern. Damit
dieses Ziel auch erreicht wird, bedürfen allerdings zahlreiche Punkte
des Vorschlags noch weiterer Klärung und Aussprache, wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/5226) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4713) schreibt. Die Verhandlungen
stünden noch am Anfang, und die Meinungsbildung in der Bundesregierung
sei noch nicht abgeschlossen. Es wird darauf verwiesen, dass
hinweisgebende Arbeitnehmer bereits nach der aktuellen deutschen
Rechtslage nicht schutzlos sind. Zur Frage, ob die Regierung ein
allgemeines Gesetz zum Hinweisgeberschutz in Deutschland für
erforderlich hält, heißt es, sie konzentriere sich derzeit auf die
Verhandlungen über den Richtlinienvorschlag. Die Ergebnisse dieser
Verhandlungen blieben abzuwarten.

 * 

5. Stand der Kampagne für den Rechtsstaat

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
vorgesehene Kampagne für den Rechtsstaat, mit der die Bedeutung des
Rechtsstaats für jeden Bürger stärker ins Bewusstsein gerückt werden
soll, soll im kommenden Haushaltsjahr 2019 umgesetzt werden. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/5216) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4603). Unabhängig davon
habe das Bundesjustizministerium 2018 eine Kampagne in Auftrag
gegeben, die die Arbeit in der Justiz für eine breite Öffentlichkeit
sichtbar machen und die Attraktivität und Autorität der Justizberufe
stärken soll. Zum aktuellen Zeitpunkt seien 250.000 Euro für die
Kampagne vorgesehen. Da die Kampagne noch ausgeschrieben werde, könne
zum jetzigen Zeitpunkt nichts über Kosten für einzelne Vorhaben gesagt
werden.

Weiter heißt es, das Forum Recht, auf das sich die Anfrage ebenfalls
bezieht, sei nicht Bestandteil der Kampagne für den Rechtsstaat.
Unabhängig von der Kampagne unterstütze die Bundesregierung die
parlamentarische Initiative Forum Recht mit dem Ziel, den Bürgerinnen
und Bürgern den Rechtsstaat im Sinne einer gewachsenen Rechtskultur
als unverzichtbaren Teil des Zusammenlebens näherzubringen. Im
Regierungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 2019 seien dafür keine
Mittel vorgesehen, da es sich bei der Errichtung des Forums Recht um
eine parlamentarische Initiative handelt. Der Zeitpunkt, zu dem sich
der Deutsche Bundestag mit dem Vorhaben Forum Recht in der Sache
befasst, hänge davon ab, wann ein Entschließungs- oder Gesetzentwurf
eingebracht wird. Zu den Kosten heißt es, der Initiativkreis gehe
derzeit von einer Größenordnung von etwa 82 Millionen Euro bis 2025
aus. Die Bundesregierung gehe derzeit davon aus, dass das Forum Recht
seine Tätigkeit schon ab 2019 aufnehmen wird.

 * 

6. Beiträge an die Vereinten Nationen

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Deutschland ist der viertgrößte Beitragszahler im
Rahmen der Vereinten Nationen. Das gelte sowohl mit Blick auf den
regulären VN-Haushalt als auch hinsichtlich der Beiträge für
Friedenseinsätze, schreibt die Bundesregierung in ihrem als
Unterrichtung (19/4763) vorliegendem Bericht "zur Zusammenarbeit
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinten Nationen und
einzelnen, global agierenden, internationalen Organisationen und
Institutionen im Rahmen des VN-Systems in den Jahren 2016 und 2017".
Im vergangenen Jahr seien zudem mehr als 1.100 Soldaten der Bundeswehr
und mehr als 30 Polizisten für Frieden und Sicherheit in VN-Missionen
im Einsatz gewesen. 2017 habe die Bundesrepublik Deutschland 1,75
Milliarden Euro für humanitäre Hilfe zur Verfügung gestellt und sei
damit zweitgrößter bilateraler humanitärer Geber.

"Als Verfechter des Multilateralismus, mit den Vereinten Nationen im
Zentrum der regelbasierten internationalen Ordnung, ist Deutschland in
den Vereinten Nationen in besonderem Maße engagiert", heißt es in dem
Bericht. Mit Blick auf die zentrale und unverzichtbare Rolle, die die
VN bei der Wahrung des Weltfriedens spiele, habe sich Deutschland für
die Periode 2019 bis 2020 erfolgreich um einen nicht-ständigen Sitz im
VN-Sicherheitsrat beworben.

 * 
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BUNDESTAG/7664: Heute im Bundestag Nr. 816 - 31.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 816

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 15.08 Uhr

1. Ausgaben für IT-Verfahren der BA

2. Beeinträchtigungen bei Trisomie 21

3. Linke fragt nach Zahl der Überstunden

4. Grundsicherung für Ausländer thematisiert

5. Neue Approbationsordnung für Zahnärzte

6. Anwerbung ausländischer Pflegefachkräfte



1. Ausgaben für IT-Verfahren der BA

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Ausgaben für den Betrieb der IT-Verfahren
der Bundesagentur für Arbeit (BA) berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/5014) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/4450). Danach lagen die entsprechenden Ist-Ausgaben im Jahr 2017
bei 580,5 Millionen Euro, während die Soll-Ausgaben für das laufende
Jahr mit gut 600,59 Millionen Euro beziffert werden. Darin enthalten
sind den Angaben zufolge jeweils auch Ausgaben für die gemeinsamen
Einrichtungen (gE), die von diesen refinanziert werden.

 * 

2. Beeinträchtigungen bei Trisomie 21

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung sieht mit Blick auf die
Versorgungsmedizin-Verordnung keinen spezifischen Änderungsbedarf in
Bezug auf die Diagnose Trisomie 21. Dies geht aus ihrer Antwort
(19/5262) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4787) hervor.
Wie die Regierung darin ausführt, ist das Ausmaß der
Beeinträchtigungen aufgrund der Trisomie 21 sehr unterschiedlich. Die
Bandbreite reiche dabei "von der Mosaik-Trisomie 21 mit weniger
starken Beeinträchtigungen bis hin zu schwerstbehinderten Menschen mit
Erkrankungen/Fehlbildungen an verschiedenen Funktionssystemen (zum
Beispiel Herz, Verdauungsorgane, Skelett)". Unterschiedliche
Ausprägungen von Beeinträchtigungen führten zu einer unterschiedlich
starken Beeinträchtigung der Teilhabe, was sich wiederum in
unterschiedlichen Graden der Behinderung (GdB) ausdrücke.

Weiter verweist die Bundesregierung darauf, dass die
versorgungsmedizinische Begutachtung immer auf den Einzelfall bezogen
sei. Neben der "intellektuellen Entwicklungsstörung, deren Ausprägung
bei Trisomie 21 variabel ist", seien demnach "vielfältige weitere
Beeinträchtigungen, die im Einzelfall vorliegen, aber auch fehlen
können, bei der Ermittlung des Ausmaßes der Gesamtbeeinträchtigung der
Teilhabe und damit der Feststellung des GdB zu berücksichtigen".
Daraus erkläre sich, warum in der Versorgungsmedizin-Verordnung die
Trisomie 21 nicht eigens aufgeführt ist. Es komme "eben nicht auf die
Diagnose ,Trisomie 21' an, sondern auf deren Auswirkungen auf die
Teilhabe behinderter Menschen im Einzelfall". Insofern ergebe sich
kein spezifischer Änderungsbedarf in Bezug auf die Diagnose Trisomie
21.

 * 

3. Linke fragt nach Zahl der Überstunden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, wie viele
Überstunden nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2017
beziehungsweise im ersten Halbjahr 2018 geleistet worden sind und wie
groß die entsprechende Zahl jeweils in den vergangenen zehn Jahren
war. Ferner erkundigt sich die Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/5174) unter anderem danach, wie hoch im vergangenen Jahr
beziehungsweise im ersten Halbjahr 2018 nach Kenntnis der
Bundesregierung "die Summe des durch unbezahlte Überstunden
vorenthaltenen Lohns der Beschäftigten" war und wie hoch diese Summe
jeweils in den zehn Jahren zuvor war.

 * 

4. Grundsicherung für Ausländer thematisiert

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Grundsicherung im Alter für Menschen mit Doppelpass
oder ausländischer Staatsbürgerschaft" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/5213). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, wie nach Kenntnis der Bundesregierung überprüft wird, "dass
Ausländer oder Doppelpassbesitzer, die Grundsicherung beziehen, sich
dauerhaft in Deutschland aufhalten". Auch will sie unter anderem
wissen, nach welchem Verfahren nach Kenntnis der Bundesregierung "bei
Nicht-EU-Staatsbürgern oder Doppelpassbesitzern mit einer
Nicht-EU-Staatsbürgerschaft das Vermögen im Heimatland bestimmt und
bewertet" wird.

 * 

5. Neue Approbationsordnung für Zahnärzte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "neue Approbationsordnung für Zahnärzte"
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5180).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wann die Bundesregierung mit
einer Verabschiedung der neuen Approbationsordnung für Zahnärzte
rechnet. Auch will sie unter anderem wissen, wie aus Sicht der
Bundesregierung approbierte Ärzte beziehungsweise Zahnärzte durch
diese Approbationsordnung betroffen sein werden, "welche sich für eine
Weiterbildung zum Fachzahnarzt für Oralchirurgie beziehungsweise zum
Facharzt für Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie entscheiden".

 * 

6. Anwerbung ausländischer Pflegefachkräfte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der Anwerbung ausländischer Pflegefachkräfte
befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5274).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, welche Programme von
der Bundesregierung zur Anwerbung oder Ausbildung ausländischer
Pflegekräfte gefördert werden und wie hoch die jeweiligen Mittel
waren. Auch wollen sie unter anderem wissen, wie viele Pflegekräfte
mit diesen Programmen nach Kenntnis der Bundesregierung angeworben
werden konnten und wie sich diese Zahl seit 2014 entwickelt hat.

 * 
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BUNDESTAG/7663: Heute im Bundestag Nr. 815 - 31.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 815

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.53 Uhr

1. Folgen des Brexit für Baubranche unklar

2. 22,6 Milliarden Euro für Flüchtlinge

3. Pauschbeträge viele Jahre unverändert

4. Kfz-Steuern nach neuem Messverfahren

5. Finanzierung der syrischen Opposition

6. Folgen des globalen Migrationspaktes



1. Folgen des Brexit für Baubranche unklar

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Auswirkungen des Brexit auf die Bauwirtschaft
sind derzeit nicht absehbar. Das geht aus der Antwort (19/5192) auf
eine Kleine Anfrage (19/4407) der FDP-Fraktion hervor. Ausführlich
legt darin die Bundesregierung den Stand der Verhandlungen zwischen
der EU und Großbritannien dar. Folgen für den Wirtschaftsbereich
hingen "von der Ausgestaltung des zukünftigen Verhältnisses des
Vereinigten Königreichs mit der EU ab". Die Bundesregierung geht davon
aus, dass geschlossene Verträge etwa zu Bauvorhaben eingehalten
würden.

 * 

2. 22,6 Milliarden Euro für Flüchtlinge

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die flüchtlingsbezogenen Belastungen im
Bundeshaushalt machen in diesem Jahr voraussichtlich 22,6 Milliarden
Euro aus. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5067)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4342) mit. Die
Abgeordneten hatten sich nach den Kosten für Integrationsmaßnahmen
erkundigt. In dem Betrag von 22,6 Milliarden Euro sind nach Angaben
der Bundesregierung auch 3,1 Milliarden Euro Integrationsleistungen
enthalten. In der Antwort bezeichnet die Regierung die Integration und
Partizipation der Menschen, die rechtmäßig nach Deutschland
zugewandert seien oder hier Schutz gefunden hätten, als "langfristige
gesamtgesellschaftliche Herausforderung".

 * 

3. Pauschbeträge viele Jahre unverändert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Erhöhung des seit Anfang 2011 unveränderten
Arbeitnehmerpauschbetrages um ein Drittel würde zu
Steuermindereinnahmen von 1,8 Milliarden Euro führen. Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5034) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4596) mitteilt, würde eine Anhebung um 50 Prozent zu
Mindereinnahmen von drei und eine Verdoppelung zu Mindereinnahmen von
6,5 Milliarden Euro führen. Wenn der seit Anfang 2002 unverändert
gebliebene Sonderausgabenpauschbetrag um die Hälfte erhöht werden
würde, hätte dies Mindereinnahmen von 100 Millionen Euro zur Folge.

Die Behinderten-Pauschbeträge sind sogar seit 1975 unverändert
geblieben. Allerdings wurden nach Angaben der Regierung die
Möglichkeiten der steuerlichen Anerkennung behinderungsbedingter
Mehraufwendungen an anderer Stelle verbessert. Eine Erhöhung der
Behinderten-Pauschbeträge um 50 Prozent würde zu Mindereinnahmen von
470 Millionen Euro führen. Würden die behinderten-Pauschbeträge
verdoppelt, würden die Mindereinnahmen rund 930 Millionen Euro
betragen.

Eine automatische Anpassung (Indexierung) von Pauschalen des
Einkommensteuerrechts lehnt die Bundesregierung ab. "Zum einen würde
das Parlament einen Teil seiner Budgethoheit verlieren, zum anderen
sprechen stabilitätspolitische Bedenken dagegen. "Wesentlich ist dabei
die Präjudizgefahr einer Ausbreitung von Indexierungsregelungen
innerhalb des Steuerrechts und in andere Rechtsbereiche mit dem Risiko
einer Verstärkung oder gar Förderung von Inflationstendenzen", heißt
es in der Antwort. Eingeräumt wird, dass es in anderen Ländern wie zum
Beispiel Frankreich, der Schweiz und in den USA Indexierungen für
verschiedene steuerliche Pauschbeträge gibt.

 * 

4. Kfz-Steuern nach neuem Messverfahren

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Angaben zur Entwicklung der Kfz-Steuer nach
Einführung des neuen WLT-Messerverfahrens für die
Kohlendioxid-Emissionen erwartet die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/5253). Die Bundesregierung soll Angaben zur
Entwicklung der Kfz-Zulassungszahlen machen und zur Entwicklung des
CO2-Ausstoßes von Kraftfahrzeugen. Die Abgeordneten wollen auch
wissen, wie die Bundesregierung die höheren Kfz-Steuern durch das neue
Messverfahren für einige Automodelle bewertet, da im Koalitionsvertrag
angekündigt worden sei, in dieser Legislaturperiode keine Erhöhung der
Steuerbelastung vorzunehmen.

 * 

5. Finanzierung der syrischen Opposition

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Finanzierung oppositioneller Gruppen in Syrien
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/4904). Die Abgeordneten erkundigen sich unter anderem, wie viele
und welche Gruppen der bewaffneten Opposition in Syrien von der
Bundesregierung über bi- oder multilaterale Programme und durch den
Syria Recovery Trust Fund (SRTF) seit Beginn des Jahres 2012
finanziell unterstützt worden sind.

 * 

6. Folgen des globalen Migrationspaktes

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Der globalen Migrationspakt ("Global Compact for
Migration") steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4973). Die Abgeordneten möchten von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Vorteile für Deutschland
sie in einer Unterzeichnung des Paktes sieht und wie sie sich zum
"Selbstbestimmungsrecht der Völker auf Wahrung ihrer ethnischen
Identität" stellt. Außerdem thematisieren die Fragesteller eine aus
ihrer Sicht bestehenden Gefahr "des Zusammenbruches des Sozialsystems
durch uneingeschränkte Teilhabe der Migranten an Sozialtransfers".

 * 
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BUNDESTAG/7662: Heute im Bundestag Nr. 814 - 31.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 814

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.16 Uhr

1. Bilanz von Industrie-Bündnis

2. Nationale Tourismusstrategie

3. Folgen der Iran-Sanktionen für Mittelstand

4. Missbrauch von Rufnummern

5. Internetinhalte bei Telegram

6. Entwicklung der Lohnquote in Deutschland



1. Bilanz von Industrie-Bündnis

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um das Bündnis Zukunft der Industrie geht es in der
Antwort (19/5016) auf eine Kleine Anfrage (19/4631) der FDP-Fraktion.
Darin listet die Bundesregierung die 17 Mitglieder des 2015
gegründeten Forums auf und erteilt Auskunft über strategische Ziele
sowie Finanzen. Im Haushaltsentwurf 2019 sind den Angaben zufolge zwei
Millionen Euro für die Arbeit des Bündnisses vorgesehen. Bislang seien
keine Mittel unmittelbar an die Bündnispartner gezahlt, sondern etwa
für Veranstaltungen und Projekte verwendet worden, heißt es weiter.

 * 

2. Nationale Tourismusstrategie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach dem Stand der
im Koalitionsvertrag vereinbarten nationalen Tourismusstrategie. In
einer Kleinen Anfrage (19/5169) möchten die Abgeordneten wissen, wer
die Federführung bei der Koordinierung und Entwicklung der Strategie
hat und welche Ressorts beteiligt werden. Auch nach einem Zeitplan
fragen die Abgeordneten.

 * 

3. Folgen der Iran-Sanktionen für Mittelstand

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Folgen der Iran-Politik von US-Präsident
Donald Trump geht es in einer Kleinen Anfrage (19/5129) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten verweisen auf mögliche Schwierigkeiten
für Unternehmen, die Geschäftsbeziehungen in den Iran unterhalten, bei
Investitionen und beim Zahlungsverkehr. Sie fragen, ob deutsche
Finanzinstitute aufgrund der Iran-Sanktionen der USA den
Zahlungsverkehr nach dem 8. Mai 2018 eingeschränkt haben. Außerdem
interessiert die Abgeordneten, welche Auswirkungen es für ein
Finanzinstitut hätte, wenn es für Dollar-Transaktionen gesperrt würde.

 * 

4. Missbrauch von Rufnummern

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Der Missbrauch von Telefonnummern bezüglich
Werbezwecken, Warteschleifen und Belästigung beschäftigt die
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung
nach Zahl und Art der Beschwerden, die in diesem Jahr bei der
Bundesnetzagentur zu dem Thema eingegangen sind. Sie möchten in der
Kleinen Anfrage (19/5074) auch wissen, in welchen und wie vielen
Fällen Bußgelder erlassen wurden.

 * 

5. Internetinhalte bei Telegram

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Erstmalige Entfernung von Internetinhalten beim
Messenger Telegram" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5252). Wie die Fraktion darin ausführt, hat die
EU-Polizeiagentur Europol am 3. Oktober 2018 einen "Joint Referral
Action Day" zur Entfernung von Internetinhalten durchgeführt. Im Fokus
habe erstmals der Messengerdienst Telegram gestanden, schreiben die
Abgeordneten weiter.

Wissen wollen sie, wie viele der insgesamt an Telegram gemeldeten
Inhalte aus Sicht der Bundesregierung strafbar waren und in welchem
Umfang Telegram nach Kenntnis der Bundesregierung den Ersuchen zur
Löschung nachkam. Auch erkundigt sich die Fraktion unter anderem
danach, inwiefern die Firma "mit deutschen Strafverfolgungsbehörden
oder auch mit Geheimdiensten zur Herausgabe von Informationen zu
Nutzerinnen und Nutzern und/ oder deren Inhaltsdaten" kooperiert.

 * 

6. Entwicklung der Lohnquote in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Entwicklung der Lohnquote in Deutschland geht
es in der Antwort der Bundesregierung (19/5019) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4683). Danach entfielen im
vergangenen Jahr bei einem Volkseinkommen von insgesamt gut 2.456
Milliarden Euro auf die Arbeitnehmerentgelte fast 1.669 Milliarden
Euro sowie auf die Unternehmens- und Vermögenseinkommen knapp 788
Milliarden. Die Lohnquote lag den Angaben zufolge im Jahr 2017 bei
67,94 Prozent nach 67,73 Prozent im Vorjahr und 67, 68 Prozent im Jahr
2015.

 * 
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BUNDESTAG/7661: Heute im Bundestag Nr. 813 - 31.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 813

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.39 Uhr

1. Anhörung zu Änderung des Asylgesetzes

2. Ausreisen nach Syrien und Irak

3. Konferenz zu Umgang mit Hasskriminalität

4. Ein- und Ausreiseverweigerungen

5. Bewertung von Konjunktur-Gutachten

6. Wettbewerb auf dem Postmarkt



1. Anhörung zu Änderung des Asylgesetzes

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/STO) Um einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Mitwirkung schutzberechtigter Ausländer bei Widerrufs- und
Rücknahmeverfahren des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) geht es am Montag, 5. November 2018, in einer Anhörung des
Innenausschusses. Zu der öffentlichen Veranstaltung, die um 14 Uhr im
Paul-Löbe-Haus (Raum E 700) beginnt, werden acht Sachverständige
erwartet. Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen und
Geburtsdatum bis zum 1. November beim Ausschuss anzumelden
(innenausschuss@bundestag.de).

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/4456) sollen
schutzberechtigte Ausländer künftig zur Mitwirkung bei den Widerrufs-
und Rücknahmeverfahren verpflichtet sein. Vorgesehen ist, neben der
bereits bestehenden Mitwirkungspflicht für Asylbewerber im
Asylantragsverfahren auch eine Mitwirkungspflicht des
Schutzberechtigten in Widerrufs- und Rücknahmeverfahren gesetzlich
festzuschreiben. Bei einem Verstoß gegen diese Pflicht soll das Bamf
"den Schutzberechtigten mit den Mitteln des Verwaltungszwangs zur
Erfüllung seiner Mitwirkungspflichten anhalten sowie, bei Vorliegen
weiterer Voraussetzungen, nach Aktenlage über den Widerruf oder die
Rücknahme entscheiden" können. Eine ausbleibende oder unvollständige
Mitwirkung des Betroffenen soll von der Behörde zu seinen Lasten
berücksichtigt werden können.

Eine Anerkennung als Asylberechtigter oder Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft ist laut Vorlage unverzüglich zu widerrufen,
wenn die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. Dabei ist den
Angaben zufolge spätestens drei Jahre nach Unanfechtbarkeit der
Entscheidung zu prüfen, ob die Voraussetzungen für einen Widerruf
beziehungsweise eine Rücknahme vorliegen. Um diese Prüfung sachgerecht
ausüben zu können, habe das Bamf bei der Überprüfung der Asylbescheide
alle Umstände zu berücksichtigen. Eine Mitwirkungspflicht des
Betroffenen könne hierbei für das Bundesamt "neben den eigenen sowie
den Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden, der Sozialbehörden sowie
der Ausländerbehörden zusätzliche Erkenntnisse begründen".

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, hat das Bamf während des
Migrationsgeschehens in den Jahren 2015 und 2016 zur Beschleunigung
der Verfahren in vielen Fällen die Asylanträge ohne die sonst
obligatorische Anhörung im rein schriftlichen Verfahren entschieden.
"Angaben zu Identität, Staatsangehörigkeit sowie zum Fluchtgeschehen
konnten demnach nicht immer hinreichend überprüft und gewürdigt
werden", heißt es in der Vorlage weiter. Den Widerrufs-
beziehungsweise Rücknahmeverfahren komme gerade in diesen Fällen eine
besondere Bedeutung zu. Mit der Festschreibung der
Mitwirkungspflichten im Asylgesetz solle dafür Sorge getragen werden,
"dass im wohlverstandenen Interesse der tatsächlich Schutzbedürftigen
diejenigen Entscheidungen aufgehoben werden, bei denen zu Unrecht der
Schutzstatus zuerkannt wurde beziehungsweise bei denen die Gründe für
die Schutzgewährung zwischenzeitlich entfallen sind".

 * 

2. Ausreisen nach Syrien und Irak

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit Anfang April 2017 sind nach derzeitigem
Erkenntnisstand der Bundesregierung mit Stand vom 10. Oktober dieses
Jahres 45 Personen mit Deutschlandbezug nach Syrien und in den Irak zu
kurdischen Milizen ausgereist. Darunter befinden sich deutsche,
türkische, deutsch-türkische und syrische Staatsangehörige, wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5241) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/4514) ausführt. Danach haben sich die Personen
überwiegend den "Volksverteidigungseinheiten" (Yekineyen Parastina Gel
- YPG) angeschlossen, die als der bewaffnete Arm der in Nordsyrien
aktiven kurdischen "Partei der demokratischen Union" gelten (Partiya
Yekitiya Demokrat - PYD). "Personen, die sich den Peschmerga-Kräften
anschließen wollen beziehungsweise ausgereist sind, werden nicht
erfasst", heißt es in Vorlage weiter.

 * 

3. Konferenz zu Umgang mit Hasskriminalität

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine Fachkonferenz des "Instituts für Demokratie und
Zivilgesellschaft" im September 2018 in Jena zu dem Thema "Gewalt
gegen Minderheiten: Internationale Perspektiven und Strategien zum
Umgang mit Hasskriminalität" ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/5270) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4966). Wie die Bundesregierung darin darlegt, wurde das Institut
für die Durchführung der Fachkonferenz aus dem Haushalt des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz mit 7.440 Euro
gefördert.

Außerdem wurde die Fachkonferenz laut Bundesregierung mit einer Summe
von 15.000 Euro aus Mitteln der Bundeszentrale für politische Bildung
gefördert. Die Mittel seien anteilig für Honorare, Reise- und
Übernachtungskosten, die Miete von Räumlichkeiten, Catering, Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit, Materialien sowie allgemeine Verwaltung
verwendet worden.

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass das Thema der
Fachkonferenz im Fokus von Wissenschaft, Politik und Gesellschaft
stehe. Mit dem Phänomen der Hasskriminalität beschäftige sie sich
sowohl im nationalen als auch im internationalen Kontext, führt die
Bundesregierung aus. Dabei gehe es zum einen um das Erkennen von
Hasskriminalität und um kriminalpräventive Ansätze sowie zum anderen
um die strafrechtliche Bekämpfung von Hasskriminalität.

Darüber hinaus arbeite sie beständig daran, Hasskriminalität in
Deutschland bundesweit noch besser statistisch zu erfassen, schreibt
die Bundesregierung weiter. Vor diesem Hintergrund habe die
Fachkonferenz, die sich mit den genannten Themen befasste, einen
erheblichen Erkenntnisgewinn versprochen. Durch die geplante
Veröffentlichung des Tagungsbandes werde zudem "eine breite und
nachhaltige Wirkung gewährleistet".

 * 

4. Ein- und Ausreiseverweigerungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, wie oft die Bundespolizei seit 2013 ausländische Personen an
der Einreise in die Bundesrepublik gehindert hat, "weil diese (nach
Einschätzung der Bundespolizei) gewaltbereit an Demonstrationen
teilnehmen wollten oder Gegenstände mitführten, die zur Vermummung
oder zum Schutz vor Gewalteinwirkung geeignet waren". Auch erkundigt
sich die Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5251) unter anderem
danach, wie oft die Bundespolizei aus entsprechenden Gründen seit 2013
Personen an der Ausreise aus Deutschland gehindert hat.

 * 

5. Bewertung von Konjunktur-Gutachten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Bewertung eines Konjunktur-Gutachtens der
Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose steht im Mittelpunkt des
Interesses der FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/5005)
verweisen die Abgeordneten darauf, dass die Gutachter mit einem
Abkühlen der Konjunktur rechnen. Von der Bundesregierung möchten sie
neben einer Stellungnahme wissen, ob Maßnahmen geplant sind, die die
Konjunktur im Fall eines Abschwungs stützen sollen.

 * 

6. Wettbewerb auf dem Postmarkt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, welche Schlüsse die
Bundesregierung aus dem Sondergutachten der Monopolkommission zum
Postmarkt zieht. In einer Kleinen Anfrage (19/5127) verweisen die
Abgeordneten auf das Ergebnis der Kommission, nach dem es bisher
keinen funktionierenden Wettbewerb bei lizenzpflichtigen
Postdienstleistungen gebe, obwohl dies möglich wäre. Die rechtlichen
und regulatorischen Rahmenbedingungen müssten effektiver ausgestaltet
werden. Nun möchten die Abgeordneten wissen, ob die Bundesregierung
der Empfehlung nachkommen wolle und wenn ja, an welcher Stelle.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 813 - 31. Oktober 2018 - 10.39 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7660: Heute im Bundestag Nr. 812 - 31.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 812

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 31. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.26 Uhr

1. Anhörung zur Familienentlastung

2. Keine Finanzhilfen für die Türkei

3. Förderung freier Schulträger möglich

4. AfD fragt nach Familiensplitting

5. Steuerpflichtige mit über 65.000 Euro

6. Zusammensetzung des Gesamtvermögens



1. Anhörung zur Familienentlastung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss führt eine öffentliche Anhörung
zu der von der Bundesregierung geplanten Entlastung der Familien
durch. Die Anhörung beginnt am Montag, den 5. November, um 14.00 Uhr
im Sitzungssaal E 400 des Paul-Löbe-Hauses und soll bis 16.15 Uhr
dauern.

Grundlage ist der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines
Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung
weiterer steuerlicher Regelungen (19/4723). Geplant ist eine
Reduzierung der Steuerbelastung in den Jahren 2019 und 2020 um rund
9,8 Milliarden Euro (volle Jahreswirkung). Vorgesehen sind unter
anderem eine Erhöhung des Kindergeldes, des Kinderfreibetrages, des
steuerlichen Grundfreibetrages sowie ein Ausgleich der Effekte der
sogenannten kalten Progression bei der Einkommensteuer.

Als Sachverständige sind geladen: Bund der Steuerzahler Deutschland,
Bundessteuerberaterkammer, Bundesverband der Deutschen Industrie,
Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine, Deutscher Gewerkschaftsbund,
Deutscher Industrie- und Handelskammertag, Deutscher Kinderschutzbund
Bundesverband, Deutscher Steuerberaterverband, Deutsches
Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler, Professor Frank
Hechtner (Technische Universität Kaiserslautern), Professor Achim
Truger (Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin) und Verband
alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Keine Finanzhilfen für die Türkei

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Schwellenländer haben eine Gesamtverschuldung
von 43,9 Billionen US-Dollar. Dies berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/4993) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/4651) unter Berufung auf Erhebungen des Internationalen
Währungsfonds. Die Auslandsverschuldung der Schwellenländer soll
demnach 9,9 Billionen Euro betragen. Aktuelle Turbulenzen hinsichtlich
einzelner Schwellenländer unterstreichen nach Ansicht der
Bundesregierung "die Bedeutung einer verantwortungsvollen und
rechtzeitigen Konsolidierung von öffentlichen Finanzen".

Aus den Daten der Deutschen Zahlungsbilanzstatistik ergeben sich nach
Angaben der Regierung zum August 2018 Forderungen der Banken in
Deutschland gegenüber Argentinien in Höhe von 300 Millionen Euro,
gegenüber Brasilien in Höhe von 2,8 Milliarden Euro, gegenüber Indien
in Höhe von 8,9 Milliarden Euro, gegenüber Indonesien in Höhe von 2,7
Milliarden Euro, gegenüber Südafrika in Höhe von 2,3 Milliarden Euro
und gegenüber der Türkei in Höhe von 20,1 Milliarden Euro. Die Frage
finanzieller Hilfen für die Türkei stellt sich für die Bundesregierung
aktuell nicht.

 * 

3. Förderung freier Schulträger möglich

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Finanzhilfen nach dem
Kommunalinvestitionsförderungsgesetz werden trägerneutral für die
Verbesserung der Schulinfrastruktur gewährt. Damit würde den Ländern
die Möglichkeit eröffnet, mit Bundesfinanzhilfen Investitionsmaßnahmen
in die kommunale Schulinfrastruktur auch dann zu fördern, wenn der
Träger nicht die Kommune selbst sei, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/4992) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/4647). Meldungen der Länder würden keine Angaben zur Trägerschaft
von Schulen enthalten, so dass die Regierung die entsprechende Frage
nach den Trägern nicht beantworten kann.

 * 

4. AfD fragt nach Familiensplitting

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche finanziellen Auswirkungen die Einführung
eines Familiensplittings bei der Einkommensteuer haben würde, will die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5233) erfahren. Die
Bundesregierung soll verschiedene Modellrechnungen vorlegen.

 * 

5. Steuerpflichtige mit über 65.000 Euro

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2014 haben laut Bundesregierung gut 3,48
Millionen unbeschränkt Steuerpflichtige in Deutschland ein zu
versteuerndes Einkommen von mehr als 65.000 Euro bezogen. Das waren
8,67 Prozent der knapp 40,18 Millionen unbeschränkt Lohn- und
Einkommensteuerpflichtigen, wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/5020) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4684)
weiter hervorgeht.

 * 

6. Zusammensetzung des Gesamtvermögens

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zusammensetzung des Bruttogesamtvermögens in
Sach- und Geldvermögen in Deutschland ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/5018) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/4682). Danach setzte sich 2013/2014 das Bruttogesamtvermögen
zu 77,6 Prozent aus Sach- und zu 22,4 Prozent aus Geldvermögen
zusammen. 2009/2010 lag der Anteil des Sachvermögens den Angaben
zufolge dagegen noch bei 78,8 Prozent und der des Geldvermögens bei
21,2 Prozent.

 * 
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BUNDESTAG/7659: Heute im Bundestag Nr. 811 - 30.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 811

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Linke fordert staatliche Seenotrettung

2. Konfliktprävention in Kamerun

3. Personal im Auswärtigen Amt

4. Beziehungen zu Russland

5. Deutsche Minderheit in Georgien



1. Linke fordert staatliche Seenotrettung

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke dringt auf die Beendigung der
Zusammenarbeit mit der libyschen Küstenwache. Die Bundesregierung
müsse stattdessen auf EU-Ebene eine zivile, nicht-militärische,
staatlich finanzierte Seenotrettungsmission auf den Weg zu bringen,
"damit auf der zentralen, östlichen und westlichen Mittelmeerroute
zwischen Afrika und Europa Schiffe mit einem klaren Mandat zur Rettung
von Menschen in Seenot dafür sorgen, das Sterben tausender
Schutzsuchender an den Außengrenzen der EU zu beenden", heißt es in
einem Antrag (19/4616). Außerdem solle die Bundesregierung der
Kriminalisierung und Behinderung der zivilen
Seenotrettungsorganisationen und der freiwilligen Helfer klar
entgegentreten und diese bei ihrer Arbeit aktiv unterstützen, bis eine
staatliche Rettungsmission im Einsatz sei.

 * 

2. Konfliktprävention in Kamerun

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung zur Stabilisierung Kameruns auf. Seit Ende 2016
eskaliere in dem zentralafrikanischen Land der Konflikt zwischen dem
englischsprachigen Landesteil und der Zentralregierung, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/4555). Der Konflikt reiche bis in die
Zeiten der Unabhängigkeitserklärung Kameruns zurück, habe sich aber in
den vergangenen zwei Jahren massiv verschärft. "Die ehemalige deutsche
Kolonie wurde nach dem ersten Weltkrieg in ein britisches und ein
französisches Gebiet aufgeteilt und ein Jahr nach der Unabhängigkeit
1961 zusammengeführt." Die Zentralregierung habe in den vergangenen
Jahren das Justiz- und Bildungswesen vermehrt dazu genutzt, die
englischsprachigen Westprovinzen strukturell zu schwächen, indem dort
vorwiegend Richter, Staatsanwälte und Lehrer, mit Kenntnissen des
französischen Rechts- und Schulsystems eingestellt worden seien.

Um einen Bürgerkrieg zu verhindern, sei die Bundesregierung
aufgefordert, sich gemeinsam mit Großbritannien, Frankreich und
anderen europäischen Partnern für die Befriedung des Konflikts
einzusetzen. Außerdem sollte die Ausstattung und Ausbildung der
kamerunischen Streitkräfte mit deutschen Mitteln strikt an die
Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien und den Schutz der
Menschenrechte geknüpft und laufende Ausstattungs- und
Ausbildungsprogramme vorerst ausgesetzt werden. Im Rahmen der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit soll die Bundesregierung nach den
Vorstellungen der Grünen zudem vermehrt auf regierungsferne Maßnahmen
setzen, wenn Vereinbarungen zur guten Regierungsführung weiterhin
nicht eingehalten werden.

 * 

3. Personal im Auswärtigen Amt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Von 1990 bis 2018 sind durchgehend zwei
Parlamentarische Staatssekretäre im Auswärtigen Amt eingesetzt
gewesen, seit diesem Jahr sind es drei. In der Antwort (19/4757) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4435) zur Personalentwicklung
des Auswärtigen Amtes verweist die Bundesregierung zudem darauf, dass
sich die jeweiligen Soll- und Ist-Besetzungen den Personalhaushalten
im Einzelplan 05 der Jahre 1990 bis 2018 entnehmen ließen.

 * 

4. Beziehungen zu Russland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt in den Beziehungen zu
Russland weiterhin auf einen zweigleisigen Ansatz von Abschreckung und
Dialog. "Die Nato hat auf die völkerrechtswidrige Annexion der Krim
und die andauernde Destabilisierung der Ostukraine durch Russland mit
defensiven Rückversicherungs- und Anpassungsmaßnahmen reagiert, die
als 'Readiness Action Plan' 2014 beim Gipfel in Wales angenommen
worden sind", heißt es in der Antwort (19/4758) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3881). Beim Nato-Gipfel in Warschau
2016 hätten die Staats- und Regierungschefs der Allianz zudem eine
verstärkte rotierende Präsenz in den drei baltischen Staaten und Polen
beschlossen. "Alle diese Maßnahmen sind defensiv, verhältnismäßig und
stehen im Einklang mit internationalen Verpflichtungen der Nato,
insbesondere der Nato-Russland-Grundakte und sind nach Ansicht der
Bundesregierung eine adäquate Anpassung an das derzeitige europäische
Sicherheitsumfeld."

Die Bundesregierung unterhalte den Dialog mit Russland "auf allen
Ebenen unterhalb der weiterhin ausgesetzten Regierungskonsultationen
durch Konsultationen, Besuche und Gespräche in regelmäßigen Formaten
wie der Strategischen Arbeitsgruppe für Wirtschaft und Finanzen sowie
der Hohen Arbeitsgruppe Sicherheitspolitik". In Kooperation mit den
Partnern fänden regelmäßige Treffen zum Beispiel im Rahmen des
Nato-Russland-Rates statt. Die bilaterale militärische Kooperation sei
ausgesetzt mit Ausnahme der Bereiche Rüstungskontrolle,
Kriegsgräberfürsorge und Militärseelsorge.

 * 

5. Deutsche Minderheit in Georgien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung kann keine genauen Angaben zur
Zahl der Angehörigen der deutschen Minderheit in Georgien machen.
"Eine Meldepflicht existiert in Georgien nicht", heißt es in der
Antwort (19/4890) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3991).
Zwar würden alle Einwohner registriert und erhielten eine sogenannte
Personenidentifikationsnummer, allerdings werde im Register keine
Volkszugehörigkeit erfasst. Bei der Volkszählung 2002 hätten 651
Personen ihre Volkszugehörigkeit als deutsch angegeben, bei der
Volkszählung 2014 seien dies 438 Personen gewesen. In der Antwort gibt
die Bundesregierung zudem unter anderem detailliert Auskunft zur
Förderung der deutschen Sprache und deutscher Institutionen in
Georgien, zur deutsch-georgischen Handelsbilanz und zum
wissenschaftlichen Austausch.

 * 
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BUNDESTAG/7657: Heute im Bundestag Nr. 809 - 30.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 809

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 30. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.14 Uhr

1. Regierung beharrt auf ESM-Regeln

2. Keine Daten zu Verlusten von Anlegern

3. Anspruch auf Leistung aus Teilhabepaket

4. Zahl der Midijobs in Deutschland erfragt

5. Linke fragt nach atypischen Arbeitszeiten

6. Bericht über Aktionsplan zu BRK



1. Regierung beharrt auf ESM-Regeln

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass die
bestehenden Regeln des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) zur
Beschlussfassung über Auszahlungen gewahrt bleiben. Dies erklärt die
Regierung in einer Antwort (19/5209) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4765), die wissen wollte, ob die Regierung einer
Änderung zustimmen würde, die eine Auszahlungsentscheidung allein
durch den Geschäftsführenden Direktor vorsieht. Die Regierung setzt
sich dafür ein, dass weiterhin ein Beschluss durch den
ESM-Gouverneursrat beziehungsweise durch das ESM-Direktorium für eine
Auszahlungsentscheidung erforderlich ist und die nationalen
verfassungsrechtlichen Anforderungen der Mitgliedstaaten,
einschließlich der Rechte des Deutschen Bundestages, gewahrt bleiben.
Die Diskussion auf europäischer Ebene sei aber noch nicht
abgeschlossen. Der Bundestag werde laufend über die Diskussion
unterrichtet, versichert die Regierung.

 * 

2. Keine Daten zu Verlusten von Anlegern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen keine Daten zu den
Verlusten vor, die Verbraucher mit Produkten des Grauen Kapitalmarktes
und der kapitalgedeckten privaten Altersvorsorge gemacht haben. Die
bei den Verbrauchern entstandenen Verluste würden von der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistung (BaFin) nicht erfasst, heißt es
in der Antwort der Bundesregierung (19/4954) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion die Linke (19/3925), die diese Anfrage vor dem
Hintergrund des Insolvenzverfahrens gegen die Investmentfirma P&R
gestellt hatte. 54.000 Anleger würden um ihre Investments in Höhe von
rund 3,5 Milliarden Euro fürchten, heißt es in der Vorbemerkung.

Für die Bundesregierung ist wichtig, "dass Anleger sich vor ihrer
Investitionsentscheidung der mit einer Kapitalanlage verbundenen
Risiken bewusst sind". Deshalb gebe es unter anderem einen bei Werbung
für Vermögensanlagen vorgeschriebenen Warnhinweis: "Der Erwerb dieser
Vermögensanlage ist mit erheblichen Risiken verbunden und kann zum
vollständigen Verlust des eingesetzten Vermögens führen." Nach Ansicht
der Regierung wurden mit dem Kleinanlegerschutzgesetz 2015 umfassende
Verbesserungen zum Schutz der Anleger eingeführt. Die Regierung
erinnert auch an Eingriffe der BaFin auf dem Kapitalmarkt. So dürften
bestimmte hochriskante binäre Optionen und Differenzkontrakte mit
Nachschusspflicht für Anleger Privatanlegern nicht mehr angeboten
werden. Wie es in der Antwort weiter heißt, wurden in der
Polizeistatistik für das Jahr 2017 27.444 Fälle von Anlagebetrug
erfasst.

 * 

3. Anspruch auf Leistung aus Teilhabepaket

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Mai dieses Jahres haben 583.000 Menschen nach den
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) einen festgestellten Anspruch
auf mindestens eine Leistungsart aus dem Bildungs- und Teilhabepaket
gehabt. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/5222) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4303)
hervor. Danach hatten im Mai 2015 noch "480.000 Personen im SGB II"
einen solchen Anspruch.

 * 

4. Zahl der Midijobs in Deutschland erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl sogenannter Midijobs in Deutschland
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/5236). Auch fragt sie darin unter anderem, um wie viele Personen
sich die Zahl der Beschäftigten, die unter die "Midijob-Regelungen"
fallen, erhöhen würde, wenn der Personenkreis für diese Regelungen
"wie von der Bundesregierung geplant von derzeit 850 Euro
Bruttomonatsverdienst auf 1.300 Euro angehoben" würde.

 * 

5. Linke fragt nach atypischen Arbeitszeiten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit "atypischen Arbeitszeiten in Deutschland"
befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/5246). Darin erkundigt sie sich unter anderem danach, wie viele
Beschäftigte nach Kenntnis der Bundesregierung im vergangenen Jahr
regelmäßig an Sonn- und Feiertagen gearbeitet haben.

 * 

6. Bericht über Aktionsplan zu BRK

Arbeit und Soziales/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/5260) liegt der "Zwischenbericht zum Nationalen Aktionsplan zur
UN-Behindertenrechtskonvention" vor. Er hat die Aufgabe, über die
Umsetzung der Maßnahmen des Nationalen Aktionsplans (NAP) 2.0 zu
informieren.

Ausgewertet wurden dazu laut Vorlage "175 Maßnahmen aus dem NAP 2.0
und 83 Maßnahmen aus dem ersten NAP von 2011, welche im NAP 2.0 mit
aufgenommen wurden". Dabei offenbart der Umsetzungsstand der Maßnahmen
in den 13 Handlungsfeldern den Angaben zufolge, "dass bereits über die
Hälfte aller Maßnahmen erfolgreich abgeschlossen werden konnten oder
umgesetzt und laufend fortgeführt werden". Viele Maßnahmen hätten
bereits den Projektstatus verlassen und in alltägliches Handeln
übergehen können. Des Weiteren seien 35 Prozent der Maßnahmen
gestartet und liefen derzeit. Auch sei der Anteil der noch nicht
gestarteten oder nicht umgesetzten Maßnahmen mit vier Prozent relativ
gering.

"Der Bericht zeigt auf, dass alle beteiligten Behörden und Partner die
Umsetzung und Realisierung der einzelnen Maßnahmen weiter
vorantreiben", heißt es ferner in der Unterrichtung. Zugleich wird
darin auf die Notwendigkeit einer "zeitnahen Fortschreibung des NAP
2.0" verwiesen. Der Weg hin zu einer inklusiven Gesellschaft in allen
Lebensbereichen sei langwierig und bedürfe einer "leistungsstarken
Steuerung, Organisation und einer wirksamen Vernetzung aller
beteiligten Akteure".

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1779: Regierungspressekonferenz vom 31. Oktober 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 30. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 31. Oktober 2018

Themen: Kabinettssitzung (Zweites Gesetz zur Änderung des
Transplantationsgesetzes, Zweite Verordnung zur Anpassung der Höhe des
gesetzlichen Mindestlohns, 12. Existenzminimumbericht, 3.
Steuerprogressionsbericht, ohne Aussprache behandelte Themen),
Bundes-Immissionsschutzgesetz, Mindestlohn, Gutachten zur Zusammenarbeit
zwischen der Bundespolizei und der Bayerischen Grenzpolizei, Nachfolge im
Amt des BfV-Präsidenten, Medienbericht über einen angeblich geplanten
Dieselgipfel, Ausbau von Fotovoltaik und Windstrom in Deutschland,
angekündigter Verzicht der Bundeskanzlerin auf den CDU-Vorsitz, Brief an
den EU-Umweltkommissar hinsichtlich der Schaffung eines Gesetzes für den
Erlass besonderer Emissionsstandards für bestimmte Fahrzeuge in
Deutschland, Aufnahme von Mitgliedern der syrischen Weißhelme in
Deutschland, Reise der Bundeskanzlerin in die Ukraine, Kleine Anfrage zur
Einsatzfähigkeit von Großgeräten innerhalb der Bundeswehr, Verbot von
überflüssigem Einwegplastik und weitere Maßnahmen gegen die Vermüllung der
Umwelt und der Meere mit Plastik, globaler Pakt für sichere, geordnete und
reguläre Migration


Sprecher: StS Seibert, Fichtner (BMU), Jäger (BMAS), Schwamberger
(BMF), Berve-Schucht (BMG), Schmidt (BMI), Buser (BMVI), Eichler (BMWi),
Breul (AA), Flosdorff (BMVg)



Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir! Das Kabinett hat sich zunächst mit dem
wichtigen Thema der Organtransplantation befasst. Jahr für Jahr warten rund
10 000 Menschen auf eine Organspende, und jeder von uns - das ist klar -
könnte von heute auf morgen auch zu dieser Gruppe gehören und in diese Lage
kommen. Die Zahl der Organspender allerdings ist seit dem Jahr 2002 stetig
zurückgegangen. Sie hat im vergangenen Jahr mit 797 Organspendern in
Deutschland leider einen Tiefstand erreicht.

Ein Grund für diese anhaltend niedrige Zahl von Organspendern sind
strukturelle Mängel in den Entnahmekrankenhäusern. Dem will der heute im
Kabinett beschlossene Gesetzentwurf Abhilfe schaffen.

Wie geschieht das? - Zum einen wird für das ganze Land klar definiert, in
welchem Umfang die Transplantationsbeauftragten, die es in den Kliniken
gibt, von ihren sonstigen Tätigkeiten freigestellt werden. Denn nur, wenn
sie ausreichend Zeit haben, können sie ihrer Aufgabe auch wirklich
nachkommen. Außerdem werden ihre Kompetenzen gestärkt. Sie müssen in
Zukunft also auf den Intensivstationen regelmäßig hinzugezogen werden, wenn
ein Patient nach ärztlicher Beurteilung als Organspender in Betracht kommt.
Sie haben Einsicht in alle notwendigen Unterlagen und Zugang zur
Intensivstation. Außerdem - auch das ist wichtig - sieht der Gesetzentwurf
eine bessere Vergütung der Entnahme eines Organs für die Krankenhäuser vor,
und zwar für den gesamten Prozessablauf der Organspende, also von der
Feststellung des Hirntodes über die intensivmedizinische Betreuung bis zur
eigentlichen Entnahme des Spenderorgans.

Außerdem sollen die Krankenhäuser eine Vergütung erhalten, wenn sie die
notwendige Infrastruktur für solche Organentnahmen vorhalten. Um
zweifelsfrei jederzeit den Hirntod feststellen zu können, soll
flächendeckend ein Bereitschaftsdienst, ein neurochirurgischer und
neurologischer konsiliarärztlicher Bereitschaftsdienst eingerichtet werden.

Das nächste Thema, zu dem ich Ihnen gern aus dem Kabinett vortragen möchte,
betrifft den Mindestlohn. Es läuft unter der schönen Beamtenabkürzung MiLoV
2. Das ist also die zweite Verordnung zur Anpassung der Höhe des
gesetzlichen Mindestlohns, der derzeit, wie Sie wissen, 8,84 Euro beträgt.
Er wird zum 1. Januar 2019 auf 9,19 Euro steigen und zum 1. Januar 2020 auf
9,35 Euro brutto je Stunde, also insgesamt eine Erhöhung um 5,8 Prozent.
Das hat das Kabinett heute beschlossen. Damit wird die von der
Mindestlohnkommission im Juni beschlossene Festsetzung zu Beginn des
kommenden Jahres rechtsverbindlich. Die gute wirtschaftliche Lage und die
entsprechenden Tarifabschlüsse, die dem Beschluss der Kommission zugrunde
liegen, bilden sich also auch in einem steigenden Mindestlohn ab.

Das verbessert die Einkommenssituation im Niedriglohnsektor vor allem
vieler Frauen. Wenn man es ausrechnet, kommt man durch die heutige Maßnahme
auf Lohnerhöhungen von etwa 790 Millionen Euro im Jahr 2019 und dann noch
einmal von 390 Millionen Euro im Jahr 2020.

Das Kabinett hat dann den inzwischen schon 12. Existenzminimumbericht
beschlossen. Er wird alle zwei Jahre vorgelegt. Er weist die Existenzminima
von Erwachsenen und von Kindern für die Jahre 2019 und 2020 aus. Sie werden
aufgrund erhöhter Lebenshaltungskosten in beiden Jahren steigen. Sie
wissen, dass das Existenzminimum steuerfrei bleibt. Das erfolgt durch die
Anhebung des Grundfreibetrags für Erwachsene und des steuerlichen
Kinderfreibetrages für Kinder. In diesem Zusammenhang wurde auch stets das
Kindergeld erhöht.

Nun hat es im Juni im Kabinett bereits das Familienentlastungsgesetz
gegeben, das im Grunde das, was ich Ihnen jetzt aus dem
Existenzminimumbericht vortrage, schon abbildet. Dafür wurden im Juni
vorläufige Daten verwendet. Aufgrund des Berichts mit den endgültigen Daten
ergibt sich heute kein Änderungsbedarf. Die mit dem Gesetz vorgesehenen
Erhöhungen beim Grundfreibetrag stimmen mit den Berichtsergebnissen
überein. Beim Kinderfreibetrag gehen sie sogar deutlich darüber hinaus.

Zusammen mit dem veränderten Einkommensteuertarif werden Familien und
Steuerzahler um insgesamt fast 10 Milliarden Euro entlastet, was mich
unmittelbar zum letzten Thema führt.

Dabei geht es um die kalte Progression. Ich sage es immer noch einmal gern:
Wir haben einen progressiv ausgestalteten Steuertarif. Er kann dazu führen,
dass Lohnsteigerungen zu einem Anstieg der durchschnittlichen
Steuerbelastung führen, und dann kann es dazu kommen, dass sich, wenn die
Lohnsteigerung zum Beispiel lediglich die Inflation ausgleicht, die
Steuerbelastung für Bürger erhöht und sie von einer Lohnsteigerung am Ende
real gar nicht mehr Geld zur Verfügung haben. Das ist im Prinzip die kalte
Progression, der die Bundesregierung nun schon seit 2016 mit verschiedenen
Maßnahmen entgegenwirkt, so auch heute.

Der Bundesfinanzminister hat einen Bericht über die Wirkung der kalten
Progression des Einkommensteuertarifs für 2018 und 2019 vorgelegt. Dieser
ist beschlossen worden. Danach wird ein Volumen der für 2018 zusätzlich zu
erwartenden kalten Progression in Höhe von 3,33 Milliarden Euro angesetzt -
das ist vor dem Hintergrund der erwarteten Inflationsrate von 1,74 Prozent -
 und von 3,8 Milliarden Euro bei der erwarteten Inflationsrate für 2019 von
1,94 Prozent.

Frage: Herr Seibert, Sie haben nun das Bundes-Immissionsschutzgesetz nicht
erwähnt. Ist dazu heute auch beschlossen worden? Ich habe es auf der
Webseite des Bundesumweltministeriums gesehen, allerdings mit Datum vom 30.
Oktober, also von gestern.

StS Seibert: Dann kann Ihnen sicherlich das Umweltministerium etwas dazu
sagen. Es gehörte nicht zu den Themen, die im Kabinett mit Aussprache
beschlossen wurden, und das sind die, die ich hier üblicherweise vortrage.

Fichtner: Dazu gab es heute auch gar keinen Kabinettsbeschluss. Das war
vergangene Woche einer der Eckpunkte, die wir zum Thema "Diesel"
beschlossen haben. Gestern haben wir die Länder- und Verbändeanhörung dazu
eingeleitet. Standardmäßig stellen wir es dann auch immer auf unsere
Homepage. Also können Sie alle nachlesen, was wir beim Bundes-
Immissionsschutzgesetz tun und was wir nicht tun. Zu dem Thema gibt es ja
viele Missverständnisse.

Die Kabinettsbefassung ist, wie auch in den Eckpunkten schon vorgesehen,
für den 7. November geplant, zusammen mit einer Änderung, die das BMVI
einbringt.

Frage: Beim Mindestlohn gibt es die Debatte heute ja wieder neu - die
Debatte selbst ist nicht ganz neu -, dass es wünschenswert wäre, zwölf Euro
als Mindestlohn festzulegen. Deshalb die Frage an das Arbeitsministerium:
Herr Heil hat heute gesagt, es gebe einen gesetzlichen Auftrag, die Höhe
des Mindestlohnes zu überprüfen. Ist das die Möglichkeit, dann
möglicherweise auf andere Werte zu gehen als die, die von der
Mindestlohnkommission vorgeschlagen und jetzt vom Kabinett bestätigt
wurden?

Jäger: Sie beziehen sich auf das Zitat, das der Minister heute gegeben hat.
Es beinhaltet bereits, dass man sich vorstellen kann, dass es in andere
Dimensionen gehen könnte. Allerdings kann ich dem nicht vorgreifen, was man
irgendwann einmal, wenn das Gesetz überprüft wird, als Regelungen
beschließen wird. Insofern muss ich das leider offenlassen.

Zusatzfrage: Es gibt aber einen gesetzlichen Überprüfungstermin 2020.
Könnte man dann theoretisch sagen: "Wir haben zwar eigentlich über die
Mindestlohnkommission gerade 9,35 Euro festgelegt, aber aus wie auch immer
gearteten Erwägungen heraus gehen wir auf einen höheren Wert"? Ob es dann
zwölf Euro werden oder 11,50 Euro, ist erst einmal egal.

Jäger: Wie gesagt, würde ich dem nicht vorgreifen wollen. Insofern bitte
ich Sie darum, abzuwarten, was wir im Jahr 2020 zu dem Thema tun werden.

Frage: Ich möchte die Frage nach dem Vorschlag von zwölf Euro auch Herrn
Seibert stellen.

Ist das aus Ihrer Sicht oder aus Sicht der Kanzlerin eigentlich die
Rückkehr zu der Sacharbeit, die jetzt nach den Landtagswahlen gewünscht und
angekündigt war?

Halten Sie es für möglich, dass noch in dieser Legislaturperiode ein
Beschluss fällt, auf einen Mindestlohn in Höhe von zwölf Euro zu gehen?

StS Seibert: Sacharbeit macht diese Bundesregierung, seit sie im März
zusammengekommen und zustande gekommen ist, und zwar kontinuierlich.

Zum Mindestlohn will ich einfach noch einmal daran erinnern, dass es im
Mindestlohngesetz, als es eingeführt wurde, die bewusste Entscheidung gab,
dass der Mindestlohn durch eine Kommission, zusammengesetzt aus Arbeitgeber-
 und Arbeitnehmervertretern, beschlossen wird. Diese hat die Aufgabe, die
nächste Anpassung in zwei Jahren zu beschließen. Dabei wird sie sich auch
zukünftig - so steht es jedenfalls im Gesetz - an der Entwicklung der
Tariflöhne zu orientieren haben.

Zusatzfrage: Das war nicht wirklich eine Antwort. - Halten Sie es für
möglich, dass die Bundesregierung zum Beispiel durch die Gesetzesänderung,
die offenbar bevorsteht, oder die Überprüfung des Gesetzes tatsächlich noch
in dieser Legislaturperiode auf einen Wert von zwölf Euro kommen könnte?

StS Seibert: Die Bundesregierung handelt nach dem Mindestlohngesetz und
nach den Empfehlungen der Mindestlohnkommission. Anderes kann ich Ihnen
jetzt nicht sagen. Einer Evaluierung kann hier nicht vorgegriffen werden.

Schwamberger: Ich möchte zu den Ausführungen der Kolleginnen und Kollegen
vielleicht noch ergänzen. Sie sprechen eine Aussage von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz an, die er in den letzten Monaten mehrfach
getätigt und dabei seine politische Überzeugung zum Ausdruck gebracht hat,
dass alle, die in Vollzeit arbeiten und beschäftigt sind, am Ende ihres
Arbeitslebens gut von ihrer Rente leben können müssen. Das ist sozusagen
eine politische Überzeugung, die er klar zum Ausdruck gebracht hat, die
aber nicht im Kontext der Frage des heutigen Beschlusses der
Mindestlohnkommission steht, die ja die klare Aufgabe hat, den politisch
beschlossenen Mindestlohn an die konjunkturelle Entwicklung anzupassen.
Insofern muss man das so einordnen, dass Herr Scholz damit noch einmal ganz
klar seine politische Überzeugung zum Ausdruck gebracht hat.

Zusatzfrage: Frau Schwamberger, heißt das, dass er, wenn er für eine Höhe
von zwölf Euro ist und die Kommission zu einem sehr viel niedrigeren Wert
kommt, für eine Evaluierung und Änderung des Verfahrens, auf das sich die
Bundesregierung festgelegt hat, ist?

Schwamberger: Es ist eben kein Widerspruch des Verfahrens, sondern es ist
sozusagen der klare Wunsch, den er zum Ausdruck gebracht hat, dass man über
die Höhe eines auskömmlichen Mindestlohns immer auch politisch diskutieren
muss und die Mindestlohnkommission im weiteren Verlauf immer über einen
politisch festgesetzten Mindestlohn entscheidet.

Insofern ist das überhaupt kein Widerspruch, sondern er wirft einfach die
Frage auf, welche Zielsetzung man mit dem Mindestlohn als solchem
eigentlich verbindet, und die hat er klar zum Ausdruck gebracht. Der
Mindestlohn beschreibt eine Mindesthöhe eines Lohnniveaus, das mindestens
bezahlt werden muss, mit dem Ziel, dass alle, die in Vollzeit beschäftigt
sind, am Ende ihres Arbeitslebens auch gut davon leben können. Diese Frage
wird im politischen Raum diskutiert und steht nicht im engen Kontext der
eigentlichen Arbeit der Mindestlohnkommission.

Frage: Frau Jäger, könnten Sie uns über die politische Überzeugung von
Herrn Heil in Sachen Zwölf-Euro-Mindestlohn aufklären?

Herr Seibert, konkret: Hält die Kanzlerin einen Zwölf-Euro-Mindestlohn für
angemessen?

Jäger: Ich würde Ihnen empfehlen, sich das Zitat des Ministers, das derzeit
über die Agenturen läuft, anzuschauen. Darin äußerte er sich dahingehend,
dass ein Mindestlohn in Höhe von zwölf Euro etwas Bedenkenswertes wäre. Das
können Sie dann, wie Sie mögen, als politische Überzeugung ausdeuten.

Zusatzfrage: Aber "bedenkenswert" könnte auch bedeuten, dass es gefährlich
sein könnte. Wie meint er das?

Jäger: Ich denke, er äußert sich in die Richtung, dass das eher etwas
Anstrebenswertes als etwas Gefährliches wäre. Aber schauen Sie sich das
Zitat gern einmal komplett an - ich kann es Ihnen auch gern zur Verfügung
stellen -, und bilden Sie sich dann Ihre eigene Meinung.

StS Seibert: Die Bundesregierung hat sich auf das Verfahren geeinigt, den
Mindestlohn durch eine Kommission festsetzen zu lassen, die aus
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern gebildet wird, unabhängig. Diese
Kommission hat, als sie Ende Juni die Steigerungsstufen beschlossen hat,
die das Kabinett heute zum 1. Januar sozusagen rechtsverbindlich gemacht
hat, drei Punkte genannt. Sie hat gesagt: Diese Erhöhung bedeutet
angemessenen Mindestschutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Sie
ermöglicht faire und funktionierende Wettbewerbsbedingungen. Sie gefährdet
die Beschäftigung nicht.

Zusatzfrage: Das war nicht meine Frage. Ich wollte wissen, ob die Kanzlerin
- Sie sind der Sprecher der Kanzlerin - zwölf Euro für angemessen hält.

StS Seibert: Ich bin auch der Sprecher der Bundesregierung. - Die Kanzlerin
findet es richtig, dass wir dem folgen, was wir gesetzlich festgelegt
haben, nämlich die unabhängige Kommission ihre Empfehlungen aussprechen zu
lassen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, können Sie sagen, warum die Widerspruchslösung
bei der Organspende, die Herr Spahn angestrebt hatte, jetzt nicht enthalten
ist?

StS Seibert: Das war nicht Gegenstand des heutigen Gesetzentwurfs - - -

Zusatz : Warum nicht?

StS Seibert: Das könnte auch die Kollegin aus dem BMG sagen. - Weil das
eine sehr grundsätzliche Frage ist, die in einer freien parlamentarischen
Debatte noch geklärt werden soll. Die Bundesregierung findet es richtig,
dass die Debatte über die rechtlichen Regelungen wieder im Deutschen
Bundestag geführt wird. Den Vorschlag, das wie andere Fragen, die so sehr
an das Grundverständnis gehen, fraktionsoffen im Parlament zu diskutieren,
hat sie schon vor einiger Zeit ganz klar befürwortet.

Berve-Schucht: Dazu kann ich vielleicht ergänzen. Auch Minister Spahn hat
es sehr begrüßt, dass die Debatte im Parlament in Gang gekommen ist, dass
es Anträge dazu gibt und dass darüber debattiert werden wird. Es war von
Anfang an sein Vorschlag, dass man die Frage "Widerspruchslösung, ja oder
nein?" im Bundestag debattiert und auch entscheidet.

StS Seibert: Dadurch erklärt sich das doch. Wenn man sagt "Wir wollen eine
fraktionsoffene Debatte, weil uns das als eine so grundlegende Frage
erscheint", dann nimmt man natürlich nicht ein mögliches Ergebnis dieser
Debatte in einem Gesetzentwurf voraus.

Zusatz: Ich dachte, dass die Bundesregierung vielleicht eine Haltung zur
Widerspruchslösung hat, dass man also sagt: Wir wollen das.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat ebenso in der Vergangenheit schon ihre
Sympathie für die doppelte Widerspruchslösung ausgedrückt. Die Debatte im
Bundestag steht aber noch bevor. Dabei werden Sie wahrscheinlich
verschiedene Mitglieder der Bundesregierung hören.

Berve-Schucht: Einen Punkt kann ich vielleicht noch ergänzen. Dieses
Gesetz, das heute im Kabinett beschlossen worden ist, setzt eine Forderung
des Koalitionsvertrages um. Das ist schon im Koalitionsvertrag angelegt.

Zusatzfrage: Herr Seibert, Sie haben die Themen genannt, die mit Aussprache
beschlossen worden seien. Welche Themen wurden heute ohne Aussprache
beschlossen?

StS Seibert: Wollen wir das mittwochs jetzt immer besprechen? Es sind jedes
Mal zwischen fünf und 20 Themen, die ohne Aussprache im Kabinett
beschlossen werden. Ich würde sagen, das ist beinahe seit Gründung der
Bundesrepublik so. Wollen wir die jedes Mal - - -

Zusatz: Vielleicht gibt es ja wichtige Themen, die nicht - - -

StS Seibert: Es gibt oft wichtige Themen. Ich halte trotzdem nichts davon,
sie hier im Einzelnen vorzutragen. Dieses Mal waren es 14 Themen. Wenn Sie
nach konkreten Themen fragen, könnten wir darauf antworten. Aber sie hier
regelmäßig vorzutragen, würde die Veranstaltung ziemlich gefährden, die
nach uns kommen soll.

Frage: Ich habe dazu den Vorschlag, diese Liste vielleicht im Internet
verfügbar zu machen, sodass man auch zu den Themen, die nicht angesprochen
werden, Fragen stellen kann. Denn es ist schwierig, Fragen zu Themen zu
stellen, von denen man nicht weiß, ob sie besprochen worden sind.

StS Seibert: Die Anregung nehme ich einmal mit.

Schmidt: Wir sind in der Vergangenheit mehrfach dazu gefragt worden, wie
wir das von der Fraktion der Grünen vorgelegte Gutachten hinsichtlich der
Frage der Zusammenarbeit zwischen der Bundespolizei und der Bayerischen
Grenzpolizei einschätzen. In diesem Gutachten wurden Zweifel an der
Verfassungsgemäßheit dieser Zusammenarbeit geäußert.

Ich kann Ihnen dazu heute mitteilen, dass wir der Vorsitzenden der
Bundestagsfraktion nunmehr darauf geantwortet und eine Einschätzung zu
diesem Gutachten abgegeben haben. Ich würde Ihnen gern kurz die
Kernargumente unserer Antwort hier vorstellen wollen.

Zunächst einmal verweisen wir auf die entsprechende Gesetzgebungskompetenz
des Bundes, die es uns hier ermöglicht hat, dass mit 2 des
Bundespolizeigesetzes eine Regelung getroffen worden ist, die wir als
sogenannte Öffnungsklausel verstehen. Die grenzpolizeilichen Schutzaufgaben
des Bundesgebietes können einem Land im Einvernehmen mit dem Bund in Fällen
grenzpolizeilichen Einzeldienstes übertragen werden, sodass die
Landeskräfte sie mit eigenem Personal wahrnehmen können. Diese
Öffnungsklausel erlaubt es aus unserer Sicht auch, Vorschriften zur
Ausgestaltung dieser grenzpolizeilichen Zusammenarbeit zu erlassen.

Die Auslegung der Gutachter lässt aus unserer Sicht außer Acht, dass es in
der verfassungsrechtlichen Literatur dazu eine ganz klar anerkannte
Gestaltungsmöglichkeit gibt, die auch den verfassungssystematischen
Vorgaben entspricht.

Das bedeutet: Wir sind auf der einen Seite in der Lage, im Einvernehmen mit
einem Land diese Aufgaben sogar mehr oder weniger vollständig zu
übertragen. Das findet in den hier in Rede stehenden Fällen nicht statt,
sondern vielmehr wird im Einzelfall zur Sicherheit sowohl der
kontrollierten Bürgerinnen und Bürger als auch der eingesetzten Beamtinnen
und Beamten und um eine Rechtssicherheit herzustellen darauf hingewirkt,
dass die Zuständigkeitsverteilung weiter klar ist.

Hierzu bedient man sich, wenn Sie so wollen, Verwaltungsvereinbarungen.
Davon gibt es schon mehrere, die aber bisher nur die Situation an
verschiedenen Flughäfen betroffen haben. Nunmehr ist gegenüber der
Bayerischen Grenzpolizei eine ergänzende Verfahrensabsprache hinzugekommen,
die es aus unserer Sicht ermöglicht, auch eigenständige Kontrollen an den
Landesgrenzen auf Grundlage des 64 des Bundespolizeigesetzes mit
Zustimmung durch die Bundespolizei durch die Bayerische Polizei durchführen
zu lassen. Die grenzpolizeilichen Entscheidungen liegen dabei weiterhin in
der Verantwortung der für die eigentlichen Grenzkontrollen zuständigen
Bundespolizei. Es ist eine reine Zusammenarbeitsvereinbarung, die es
erleichtern soll, diese Zusammenarbeit zu regeln.

Frage: Hauptkritikpunkt war ja gewesen, dass der Passus über die
grenzpolizeilichen Aufgaben aus dem bayerischen 
Grenzpolizei-Wiederaufbaugesetz wortidentisch mit den Formulierungen ist, die sich im
zitierten 2 des Bundespolizeigesetzes finden. Damit hatte der bayerische
Gesetzgeber ja sozusagen als umfassende Aufgabe seiner Grenzpolizei exakt
die Aufgaben zugewiesen, die im Bundespolizeigesetz stehen. Wenn ich Sie
jetzt recht verstehe, dann sagen Sie, diese Vorschrift des bayerischen
Gesetzes komme so nicht in toto zur Anwendung, sondern bedürfe jeweils
einer Einzelfallabsprache mit dem Bundesinnenministerium. Darf ich das so
oder soll ich es anders verstehen?

Schmidt: Nein, einer Einzelfallabsprache bedarf es sicherlich nicht. Es
bedarf einer Absprache vor Ort darüber, wie die Zusammenarbeit auszusehen
hat - nicht mit dem BMI, sondern durch die Polizeikräfte vor Ort. Diese
Regelungen sollen den Polizeikräften schlicht ermöglichen, auf rechtlich
sauberer Basis die Zusammenarbeit zu regeln. Das heißt, eine
landesrechtliche Regelung, die für die bayerische Polizei anwendbar ist,
ist und bleibt anwendbar. Wir sehen sie nicht in Konkurrenz oder in einem
direkten Zusammenhang mit der bundesrechtlichen Regelung stehend. Der
rechtliche Rahmen gibt uns die Möglichkeit, sozusagen sehr breit
Übertragungen und Zusammenarbeit vorzunehmen, und das sehen wir im
Gegensatz zu dem Gutachten an dieser Stelle von der Rechtslage noch als
abgedeckt an.

Zusatzfrage: Ist die ergänzende Verfahrensabsprache, die Sie erwähnten, das
berühmte Memorandum of Understanding zwischen bayerischen Landesbeamten und
Bundesbeamten, das Mitte Juli abgeschlossen wurde? Ist das die
Verfahrensabsprache, die Sie meinen?

Schmidt: Ja.

Zusatzfrage: Die enthält vom Wortlaut her keine konkrete Verfahrensregel,
sondern ist nur eine Art Goodwill dafür, dass man sich verständigen will.
Reicht das als Verfahrensabsprache?

Schmidt: Ja, das ist aus unserer Sicht die Verfahrensabsprache.

Frage: Herr Schmidt, können Sie uns einmal aufklären, was es mit der
Personalie Haldenwang auf sich hat? Sie oder Ihr Haus sagen, man könne das
noch nicht bestätigen. Aber sowohl aus dem Bundesamt für Verfassungsschutz
als auch aus Unionskreisen wird die Personalie im Grunde bestätigt. Können
Sie dazu einmal ein paar Worte sagen?

Schmidt: Ja, das können wir kurz machen: In der Tat kann ich Ihnen diese
Entscheidung hier noch nicht bestätigen. Das heißt, die Entscheidung
darüber, wer Nachfolgerin oder Nachfolger des Herrn Maaßen als Präsident
des Bundesamtes für Verfassungsschutz wird, ist noch nicht getroffen.

Zusatzfrage: Wann wird die denn getroffen, und wann wird diese Entscheidung
kommuniziert?

Schmidt: Wir wissen, dass Sie das mit Spannung erwarten, und wir werden
das, sobald wir die Entscheidung offiziell getroffen haben werden,
natürlich auch verkünden. In welcher Form - ob durch eine Pressekonferenz
oder eine Pressemitteilung -, werden wir dann entsprechend sehen. Sie
können davon ausgehen, dass wir das, sobald wir es tun können, auch tun
werden. Es bleibt bei der bisherigen Aussage des Ministers, dass irgendwann
gegen Ende Oktober beziehungsweise Anfang November - ich weiß: das ist
jetzt - diese Aussage öffentlich gemacht werden wird. Zum jetzigen
Zeitpunkt, hier und jetzt, ist das noch nicht der Fall.

Zusatz: Das hört sich trotzdem so an, als ob die Entscheidung tatsächlich
zugunsten von Herrn Haldenwang gefallen sei, aber Sie das eben noch nicht
sagen wollen.

Schmidt: Ich kann Ihnen sagen, dass die Entscheidung noch nicht getroffen
worden ist.

Frage: War diese Personalie eines der heute nicht besprochenen Themen, Herr
Seibert?

StS Seibert: Sie haben den Kollegen vom Innenministerium doch gerade
gehört. Deutlicher konnte er es ja nicht sagen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Die "FAZ" hat heute
über einen möglichen Dieselgipfel in der kommenden Woche beziehungsweise
Ende der kommenden Woche berichtet. Ich würde gerne einmal wissen: Was ist
denn da dran?

Buser: Vielen Dank für Ihre Frage. - Zu dem betreffenden Medienbericht kann
ich nur Folgendes sagen: Zur Umsetzung der Beschlüsse steht das BMVI im
intensiven Kontakt sowohl mit den Ressorts als auch mit den Vertretern der
Autoindustrie. Zu internen Gesprächen äußern wir uns hier grundsätzlich
nicht.

Zusatzfrage: Aber gibt es Planungen dieser Art, sich nächste Woche noch
einmal zu treffen?

Buser: Wie gesagt: Zu internen Gesprächen äußern wir uns grundsätzlich
nicht.

Frage: Es gibt Meldungen zum Thema Ökostrom-Ausbau, und zwar, dass sich die
Fraktionsspitzen auf Korridore in Sachen "Ausbau von Fotovoltaik und
Windstrom" geeinigt haben. Frau Eichler, nehme ich an, ist dafür zuständig.
Können Sie etwas dazu sagen? Können Sie das bestätigen? Was ist da genau
passiert?

Eichler: Ich kann die Einigung bestätigen. Details kann ich Ihnen noch
nicht nennen. Wir arbeiten jetzt daran, das so schnell wie möglich ins
Kabinett zu bringen, betrachten es aber schon einmal als einen ganz guten
Erfolg, dass wir hier eine Einigung erzielt haben.

Zusatzfrage: Bis wann soll das ins Kabinett kommen?

Eichler: So schnell wie möglich.

Frage: Herr Seibert, ich habe ein ganz anderes Thema. Können Sie nach den
Vorgängen am Montag, also der Ankündigung von Frau Merkel als Parteichefin,
einmal sagen, wie sich das jetzt eigentlich auf ihre Arbeit als
Bundeskanzlerin auswirken wird? Da gibt es ja eine ganze Spannbreite von
Interpretationen, zum einen, dass sie jetzt viel freier agieren könne.
Andere sagen: Wenn jemand, der ihr nicht so wohlgesonnen sei, Parteichef
werde, dann werde sie gleich zurücktreten. - Gut, das werden Sie hier heute
sicherlich nicht bestätigen. Aber können Sie einfach einmal sagen, wie
jetzt ihre tägliche Arbeit als Kanzlerin weitergeht?

StS Seibert: Ich beteilige mich nicht an den Interpretationen. Die
Kanzlerin wurde gestern gefragt, konkret danach, wie sich das auf
internationaler Ebene auf ihre Arbeit auswirken würde, und ich kann nur
sagen, was Sie gesagt hat. Sie hat - wie gesagt, auf die internationale
Ebene bezogen - gesagt: "Ich glaube, dass sich an der Verhandlungsposition
in internationalen Verhandlungen nichts verändert. Man kann sogar sagen:
Ich habe mehr Zeit, mich auf die Aufgaben als Regierungschefin zu
konzentrieren." Das gilt natürlich auch für die nationale Politik, und ich
habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Nun hängt die künftige Zusammenarbeit der Kanzlerin mit dem 
CDU-Vorsitzenden ja davon ab, wer CDU-Vorsitzender werden wird. Deswegen hätte
ich ganz gerne gewusst, weil das Anfang Dezember sein wird, ob es
eigentlich Planungen der Bundesregierung und der Kanzlerin über den
Dezember hinaus gibt.

StS Seibert: Ja, natürlich gibt es die. Terminkalender einer Kanzlerin
plant man nicht nur für die nächsten 14 Tage; das geht schon weit bis in
das Jahr 2019 hinein.

Zusatzfrage: Aber nur, um es einmal ganz klarzustellen: Geht sie davon aus,
dass sie auch im Jahr 2019 noch Kanzlerin sein wird?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich dazu am Montag doch klar erklärt.
Sie hat gesagt: Sie ist bereit, wie sie es auch vor der Wahl gesagt hatte,
für die gesamte Legislaturperiode ihr Amt auszuüben.

Frage: Herr Seibert, in diesem Zusammenhang habe ich eine persönliche
Frage, wenn Sie erlauben: Sind Sie denn bereit, mit einem anderen Kanzler
als Sprecher zusammenzuarbeiten?

StS Seibert: Ich musste, ehrlich gesagt, lachen, und deshalb habe ich die
zweite Hälfte Ihrer Frage nicht verstanden. Wozu bin ich bereit?

Zusatzfrage : Ob Sie mit einem anderen Kanzler oder einer Kanzlerin als
Sprecher - - -

StS Seibert: Ich glaube, die Frage stellt sich echt nicht. Mir stellt sich
diese Frage nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium, gegebenenfalls auch
an das Umweltministerium. Es gibt ja das Schreiben vom 9. Februar an
Umweltkommissar Vella, in dem unter anderem zugesagt wurde, dass die
nächste Bundesregierung einen Gesetzesvorschlag einbringen werde, um den
Städten zu erlauben, für bestimmte Fahrzeuge besondere Emissionsstandards
zu erlassen, zum Beispiel Taxis, Busse und gegebenenfalls auch
Mietfahrzeuge, Carsharing-Autos usw. Ich habe von diesem Thema seitdem
nichts mehr gehört. Wird daran noch gearbeitet, oder ist das still und
heimlich beerdigt worden?

Buser: Noch einmal grundsätzlich zu diesem angesprochenen
Vertragsverletzungsverfahren als solchem: Die Federführung liegt beim
Bundesumweltministerium. Wir haben da jetzt auch mit dem Sofortprogramm
"Saubere Luft" sowie auch mit dem Eckpunktepapier natürlich einiges auf den
Weg gebracht. Dazu finden Sie auch sehr, sehr viel, was Emissionswerte,
verschiedene Maßnahmen und Luftreinhaltungsmaßnahmen angeht, auf unserer
Webseite.

Zusatzfrage: Das war keine Antwort auf meine Frage. Ich habe nach dem
konkret zugesagten "legal framework with the purpose of enabling states and
cities to establish binding requirements and emission limit values for
buses and cabs" gefragt. Wird daran noch gearbeitet oder nicht? Das lässt
sich ja einfach beantworten.

Buser: Da kann ich gerne noch einmal versuchen, etwas nachzuliefern.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Innenministerium. Mich beschäftigt
der Fall der verschwundenen Weißhelme. Frau Petermann sagte in der letzten
oder vorletzten Sitzung, diese Weißhelme seien nicht über die Grenze
gekommen. Welche Grenze ist damit genau gemeint?

Schmidt: Damit ist gemeint, dass es nicht allen acht Weißhelme gelungen
ist, aus Syrien evakuiert zu werden.

Zusatzfrage: Genau zu diesem Punkt: Am 23. Juli hat hier auch schon einmal
eine Diskussion dazu stattgefunden, und an diesem Tag waren die Weißhelme
aber schon evakuiert. Die waren in Jordanien. Wo sind die hin?

Schmidt: Was ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt dazu sagen kann, ist, dass es
ein ursprüngliches Ansinnen gab, acht Weißhelme, die konkret benannt waren,
nach Deutschland zu holen. Unsere Informationen waren vielleicht zu diesem
Zeitpunkt nicht aktuell. Wie Sie wissen, ist das eine Krisenregion, und es
ist schwierig, da zeitgerecht an richtige und vollständige Informationen zu
kommen. Zum damaligen Zeitpunkt wird das vielleicht anders ausgesehen
haben, aber hinterher stellte es sich so dar, dass eben nicht alle acht für
Deutschland Vorgesehenen das Land verlassen konnten.

Zusatzfrage: Jordanien verlassen konnten?

Schmidt: Syrien.

Zusatz: Das ergibt keinen Sinn!

Frage: Ich habe zwei Fragen in Bezug auf den morgigen Besuch von Frau
Merkel in der Ukraine: Was hält die Bundesregierung von der Initiative der
sogenannten Volksrepubliken, am 11. November ihre eigene Wahl
durchzuführen? Wird das morgen auch ein Thema in Kiew sein?

Zweitens hat die Bundesregierung stets betont, dass die Grundlage der
Lösung der Krise in der Ostukraine das Minsker Abkommen sei. Inwieweit geht
die Bundesregierung davon aus, dass dieses Minsker Abkommen, das seit
Jahren weder von Moskau noch von Kiew umgesetzt wurde, ausgerechnet jetzt
unter anderem von der ukrainischen Seite mitten in einer sehr schwierigen
Wahlkampagne umgesetzt wird?

StS Seibert: Zunächst einmal zu diesen Wahlen, die da für den, glaube ich,
11. November angekündigt waren: Ich kenne jetzt nicht den letzten Stand
dessen, ob diese Wahlen weiterhin geplant sind. Das weiß wahrscheinlich der
Kollege aus dem Auswärtigen Amt. Wir haben schon vor einiger Zeit
nachdrücklich an die von Russland unterstützten Separatisten appelliert,
diese angekündigten - das sage ich einmal in Anführungszeichen - Wahlen der
sogenannten Präsidenten und Parlamente nicht abzuhalten. Solche Wahlen sind
mit der Souveränität und mit der territorialen Integrität der Ukraine
unvereinbar. Es ist in Minsk klar vereinbart worden, dass Kommunalwahlen im
Donbass im Rahmen der Gesetze der Ukraine abgehalten werden sollen. Alles
andere widerspräche dem Geist des Abkommens und könnte jedenfalls von
unserer Seite aus keinerlei Anerkennung finden.

Damit sind wir schon beim Minsker Abkommen, nach dem Sie ja auch fragen:
Nach unserer festen Überzeugung sind und bleiben diese Minsker
Vereinbarungen nicht nur die Grundlage für einen Weg aus dem Konflikt
heraus, sondern sie sind die einzige Grundlage, die wir haben. Ohne diese
Minsker Vereinbarungen hätte der Konflikt mit Sicherheit nicht eingedämmt
werden können. Ich gebe Ihnen recht, dass der Stand der Umsetzung in keiner
Weise zufriedenstellen kann, aber die Eindämmungswirkung der Minsker
Vereinbarungen kann man auch nicht in Abrede stellen. Wichtig ist und
bleibt der Wille, diese Verabredungen vollständig umzusetzen. Einhaltung
der Waffenruhe, Rückzug schwerer Waffen hinter die Kontaktlinie,
Wiederherstellung der zivilen Infrastruktur auch im Hinblick auf
Regionalwahlen nach ukrainischem Recht und Einhaltung der OSZE-Standards -
das sind wesentliche Punkte.

Breul: Ich kann vielleicht nur kurz ergänzen - Herr Seibert hat unsere
Position ja gerade schon dargestellt -, dass wir diese Position auch
wiederholt aktiv vorgetragen haben, zuletzt am 4. Oktober mit einer
Pressemitteilung hier in Berlin. Gerade gestern Abend gab es im 
VN-Sicherheitsrat ein Briefing zur Ukraine. Auch dort haben die europäischen
Mitgliedstaaten und die in den VN-Sicherheitsrat kommenden Mitgliedstaaten,
zu denen wir ja jetzt auch gehören, die Position noch einmal sehr deutlich
unterstrichen und auch vor den Medien vorgetragen.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum Thema Bundeswehr. Herr Flosdorff, es
gab eine Kleine Anfrage der Linken. Danach sind die Großgeräte bei der
Bundeswehr nicht einsatzfähig, die 2017 geliefert wurden. Woran liegt das?
Was ist das Problem mit denen?

Flosdorff: Es ist ja schön, dass Sie es auch gleich in der Frage so
eingeordnet haben. Wie kommt man zu so einer Statistik? - Die Bundeswehr
hat 53 Hauptwaffensysteme. Das sind mehr als 5000 Fahrzeuge. Jetzt wurde
durch einen findigen Abgeordneten nach fünf unterschiedlichen Großgeräten
und nach einem bestimmten Lieferzeitpunkt gefragt. Bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt sollten dazu Zahlen geliefert werden.

Es ist richtig: Es gab bei diesen fünf Großgeräten - das sind der 
NH90-Hubschrauber, der Hubschrauber Tiger, der A400M, der Eurofighter und der
Puma - unterschiedlichste Klarstände in Hinsicht auf den Status
"Einsatzbereitschaft" zu einem bestimmten Stichtag. Diese Statistik lässt
sich nicht auf die generelle Einsatzbereitschaft unserer Hauptwaffensysteme
ausweiten, auch nicht auf die generelle Einsatzbereitschaft dieser fünf
unterschiedlichen Großgeräte, sondern nur auf zu einem bestimmten Zeitpunkt
ausgelieferte Geräte in diesen fünf Kategorien. Das ist richtig.

Einsatzbereit war nur ein Teil davon. Das hat unterschiedliche Gründe. Da
muss man einfach einmal hereinschauen. Zum Beispiel beim Puma und beim
A400M liegt das tatsächlich daran, dass eine Schlechtleistung geliefert
worden ist. Dann sind Verkabelung nicht ordnungsgemäß, dann geht das Gerät
wieder zurück, oder es gibt Softwareprobleme, die von der Industrie
nachgebessert werden müssen, oder es geht einfach wie beim Eurofighter
darum, dass im Rahmen eines vor Jahren geschlossenen Vertrags innerhalb
einer bestimmten Frist Exemplare angeliefert werden, dass diese ankommen
und dass diese ein generelles Softwareupdate oder einen anderen Computer
brauchen, der zum Zeitpunkt der Auslieferung gar nicht geschuldet war, den
wir aber gerne hätten. Dann nehmen wir das natürlich nicht an und fliegen
gleich mit dem Gerät herum, sondern sagen: "Dann baut uns doch bitte jetzt
auch noch den aktuellen Computer ein, der gar nicht geliefert werden
musste." Man muss da also genau hinschauen. Dann sieht man: Manchmal geht
es darum, dass die Industrie nachbessern mus
s, und manchmal ist es so, dass wir einen Extrawunsch haben, der noch
einmal eingebaut werden muss.

Man kann daraus jetzt nicht eine generelle Statistik hinsichtlich der
Einsatzbereitschaft extrapolieren. Das kann man natürlich tun, wenn man aus
dem bestimmten Anstellwinkel aus dem Parlament fragt und dann auch den
Journalisten seines Vertrauens findet, der das dann gerne in eine steile
Meldung ummünzt. Dann kann man das natürlich herausbringen. Es läuft gut,
wie man sieht.

Zusatzfrage: Gibt es denn eine generelle Unzufriedenheit mit den
Herstellern? Will man mehr Druck auf die Industrie ausüben?

Flosdorff: "Eine generelle Unzufriedenheit mit den Herstellern" kann man
nicht sagen. Es gibt bestimmte Hersteller in bestimmten Bereichen. Da sind
wir nicht zufrieden mit der Qualität der Fahrzeuge, die kommen. Der
Schützenpanzer Puma ist so ein Beispiel. Das ist ein sehr neues, ganz neues
Produkt. Das gibt es auch noch bei keiner der anderen Streitkräfte. Da gibt
es häufig Kinderkrankheiten. Die gehen dann wieder zurück. Nach ein paar
Wochen ist das behoben. Dann stellt sich wieder einmal etwas anderes
heraus. Es braucht eine gewisse Zeit, bis sich das irgendwie
herausgeschüttelt hat.

Wichtig ist uns, dass die Hersteller da mit einem hohen Nachdruck hinterher
sind und die Fehler auch zügig abstellen. Wir wünschen uns natürlich Gerät,
das aus der Industrie kommt und schon vom ersten Tag an einsatzbereit ist.
Es gibt auch durchaus solche Produkte. Der Unterstützungshubschrauber ist
ein schönes Beispiel dafür. Der kommt aus der Industrie und ist ein schon
im zivilen Bereich gut erprobtes Exemplar. Der hat eine sehr hohe
Einsatzbereitschaft. Die Erfahrung ist: Nach solchen Geräten wird aus dem
parlamentarischen Raum heraus eher selten gefragt.

Zusatzfrage: Üben Sie denn auf den Hersteller des Pumas mehr Druck aus?

Flosdorff: Ja, natürlich! Wir haben die Handhabe dafür. Es gibt natürlich
viele Produkte. Die fünf Produkte, über die wir hier gerade reden,
betreffen alle alte Verträge noch aus dem letzten Jahrtausend. Da gibt es
auf Basis der Verträge unterschiedliche Handhaben. Aber es ist jetzt auch
nicht so, dass wir das alles bezahlen oder dass wir mit dem zufrieden sind,
was uns auf den Hof gestellt wird, sondern da wird gesagt: Dies stimmt noch
nicht, das stimmt noch nicht; nehmt es bitte wieder mit, repariert uns das,
und dann werden die Rechnungen beglichen. - Aber wir können jetzt nicht
alles über einen Kamm scheren. Es gibt unterschiedliche Handhaben bei
unterschiedlichen Produkten von unterschiedlichen Herstellern.

Frage: Herr Flosdorff, aber ist es auch aus dem Anstellwinkel des
Verteidigungsministeriums richtig, dass von den im Jahr 2017 ausgelieferten
Großgeräten derzeit nur 39 Prozent einsetzbar wären? Das haben Sie, glaube
ich, nicht bestritten.

Flosdorff: Nein, ich muss Sie leider schon an dieser Stelle korrigieren.
Hier wurde nach fünf unterschiedlichen Geräten gefragt. Wir haben 53
Hauptwaffensysteme und Tausende anderer Waffensysteme und Geräte, die uns
geliefert wurden. Hier wurde nach fünf gefragt, und - - -

Zuruf: Ich habe die Zahl 97 gelesen.

Flosdorff: Das ist dann insgesamt die Zahl hinter diesen fünf
unterschiedlichen Kategorien. Da haben wir den NH-90, den Tiger, den A400M -
 - -

Zuruf: Ja, und von den 97 sind 38 einsetzbar.

Flosdorff: Wenn Sie dann zum Beispiel darunter 60 Pumas oder vier
Eurofighter oder andere haben, dann kommen wir natürlich nachher auf die
Summe von 97. Dann kann man aus diesen fünf Kategorien für das Jahr 2017
herauslesen, dass davon rund 40 Prozent sozusagen sofort in den Status
"Einsatzbereitschaft" - das ist der höchste Status - überführt werden
konnten. Bei anderen mussten Mängel beseitigt werden. Bei anderen haben wir
gesagt: Es ist ja schön, dass die jetzt kommen, und ihr schuldet uns das
zwar nicht, aber wir wollen jetzt doch, dass auch noch ein neuer
Hauptcomputer eingebaut wird, damit der mit anderen Modellen vergleichbar
ist, die wir schon hochgerüstet haben. - Nebenbei gesagt: Da muss man
einmal ganz genau hinschauen, was denn eigentlich der Grund dafür ist.

Zusatzfrage: Ich habe ja jetzt nur einmal genau gefragt, ob es stimmt, dass
von diesen 97 gelieferten Großgeräten knapp 40 Prozent einsetzbar sind. Das
haben Sie bestätigt. Dann - - -

Flosdorff: Innerhalb dieser fünf Kategorien, fünf von 53, ja.

Zusatzfrage: Ja natürlich, bitte schön. Fünf Kategorien mit 97 Stück - wir
müssen da doch kein Zahlenspiel machen.

Mich interessiert noch eine zweite Frage. Wenn Sie jetzt sagen, da müsse
dann eben ein neuer Hauptcomputer bei den Fluggeräten eingebaut werden: Das
wusste man doch vorher. Warum stellt man das jetzt erst fest und sagt "Oh,
jetzt sind sie da, jetzt baut doch mal das neue Gerät ein", warum wurde das
nicht ein Jahr - oder wie viele Jahre auch immer - vorher angemahnt, sodass
die Geräte dann einsatzbereit ausgeliefert werden?

Flosdorff: Wir reden hier allesamt über Großgerät; da reichen die Verträge
ins letzte Jahrtausend zurück. Es ist nicht so, dass wir dieses Jahr etwas
bestellen, und dann bekommen wir das irgendwie drei Tage später über
"Bundeswehr Now" geliefert. Es ist vielmehr so, dass wir unsere
Hauptwaffensysteme über viele, viele Jahre beziehungsweise teilweise über
Jahrzehnte betreiben. Der Eurofighter ging ursprünglich einmal als Jäger 90
los. Der ist noch in den 90er-Jahren bestellt worden, und man bekommt das
in unterschiedlichen Tranchen ausgeliefert. Das wissen wir natürlich, aber
ein bestimmter Rüstzustand ist diesem Verfahren dann geschuldet.

Gleichzeitig müssen die ersten Exemplare, die wir schon vor zehn oder 15
Jahren ausgeliefert bekommen haben, auch immer wieder in einen neuen,
parallelen Rüstzustand upgedatet werden. Das Großgerät, das wir haben,
bleibt also nie in dem Zustand, in dem es einmal ausgeliefert worden ist.
Vielmehr wird es, damit es einsatzbereit ist und wir auch einen möglichst
homogenen technischen Stand haben, immer wieder angepasst. Wenn man ein
Gerät 30 Jahre lang betreibt, dann muss es aufgrund des fortschreitenden
technischen Stands natürlich immer wieder angepasst werden; das ist ein
ganz normaler Prozess. Es ist also nicht nur so, dass wir aus der Industrie
jeden Tag Gerät bekommen, das neu ausgeliefert wird, sondern wir bekommen
aus der Industrie auch jeden Tag Gerät, mit dem irgendwie Updates verbunden
sind.

Das muss man immer synchronisieren, das ist ein stetiges Anpassen. Wir
haben hier jetzt einmal einen Kleinen Ausschnitt sehen dürfen: 5 von 53
Hauptwaffensystemen, die im Jahr 2017 geliefert worden sind, in denen
jeweils aus unterschiedlichster Ursache das Gerät noch einmal in die
Industrie zurückgegangen ist - um ein Update vorzunehmen, um eine
Schlechtleistung zu beheben oder um einem anderen Wunsch zu entsprechen,
den wir noch hatten, etwa dass eine Waffenanlage nachgerüstet wird, die
nach dem Vertrag ursprünglich nicht vorgesehen war.

Zusatz: Danke für diese Informationsvielfalt, die meinen Horizont
erweitert. Die schlichte Frage war aber nur gewesen, warum bei der Tranche
von Fliegern, von denen Sie vermutlich vor zwei Jahren schon wussten, dass
sie im letzten Jahr ausgeliefert werden würden, nicht vor zwei Jahren
gesagt worden ist: Bitte liefert uns die mit dem dann aktuellen Computer.
Das ist ja offenbar nicht passiert. Nur darauf zielte meine Frage.

Flosdorff: Es gibt unterschiedlichste Komponenten, die damit verbunden
sind. Ich kann Ihnen diese Frage hier jetzt nicht beantworten, ich kann
Ihnen nur sagen: Man kann bei tausenden Systemen nicht jedes Mal den
Rüstzustand, der geschuldet ist, weiter vorwärts schieben. Die Industrie
wird dann vielmehr sagen: Passt mal auf, das haben wir euch jetzt
geliefert, das schulden wir euch bis hierhin, und dann schauen wir, was ihr
noch darüber hinaus wollt.

Die Eurofighter, über die wir jetzt reden, haben in dem Moment, in dem wir
hier jetzt reden, auch schon wieder die notwendige Zulassung und der neue
Computer ist abgenommen. Das Stichtagsproblem - das durch einen findigen
Abgeordneten in Verbindung mit dem Journalisten seines Vertrauens gut
herausgearbeitet wurde - ist zum jetzigen Stand also auch schon wieder
erledigt. Wir können uns aber gerne noch eine Weile darüber unterhalten.

Vors. Mayntz: Ich glaube, einen Vertreter von "Bundeswehr Now" würden hier
auch gerne einmal befragen. - Jetzt ist aber erst einmal der Kollege dran.

Frage: Herr Flosdorff, sind die anderen 47 der 52 Systeme einsatzbereit?

Flosdorff: Ich kann Ihnen hier jetzt nicht auf Knopfdruck eine Information
über die Einsatzbereitschaft geben. Es macht auch gar keinen Sinn,
irgendwelche Echtzeitabfragen zu machen. Wir haben eine
Einsatzbereitschaftslage, die wir übrigens neu eingeführt haben - sowas gab
es vorher nicht - und die mittlerweile auch digitalisiert wurde. Was Sinn
macht, ist, Aussagen über bestimmte Zeiträume zu treffen, zum Beispiel über
die durchschnittliche Einsatzbereitschaft im ersten Quartal oder über das
Jahr. Dann können Sie valide Aussagen darüber treffen, ob wir besser oder
schlechter werden in der Einsatzbereitschaft bei unterschiedlichem
Großgerät. Da gibt es dann meistens auch unterschiedliche Ursachen, das ist
also nicht alles über einen Kamm zu scheren. Eine Ursache dafür, dass die
Einsatzbereitschaft sinkt, ist zum Beispiel eine gesteigerte
Manövertätigkeit, zum Beispiel jetzt im Rahmen der VJTF oder der
Großübungen, die stattfinden. Das führt zum Beispiel dazu, dass die
Einsatzbereitschaft eher bei den Landsystemen ein bisschen in die Knie
geht. Wenn die Hubschrauber in Einsätzen sehr stark gefragt sind, dann
sinkt die durchschnittliche Einsatzbereitschaft wahrscheinlich auch dort,
weil das Gerät stärker gefordert ist als zu anderen Jahreszeitpunkten. Ich
warne an dieser Stelle also einfach vor pauschalen Urteilen.

Zusatzfrage: Darum: Können Sie dann nachreichen, wie viele von den 47
Systemen, die hier jetzt nicht genannt wurden, einsatzbereit waren?

Flosdorff: Jetzt, um 13.50 Uhr? Ich kann schauen, ob wir da auf einen Knopf
drücken können. Von welchen Geräten genau möchten Sie das?

Zusatz : Mir egal. Schicken Sie es an den Verteiler.

Flosdorff: Von 53? Nein, solche Abfragen - - mehrmals im Jahr schicken wir
das an das Parlament. Ich bitte um Verständnis - wir haben das hier ja
schon öfter angesprochen: Wir sprechen hier über Regierungshandeln. Wenn
wir jetzt auf die Schräubchenebene hinabgehen, dann sage ich: Das ist ein
Service, den wir sicherlich nicht liefern werden.

Vors. Mayntz: Thema Regierungshandeln: Herr Fichtner setzt noch ein neues
Thema.

Fichtner: Ich habe gerade erfreuliche Informationen aus der Ständigen
Vertretung in Brüssel bekommen, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte. Es
geht um das Thema Plastik. Dort hat sich heute nämlich der Ausschuss der
Ständigen Vertreter die Position der EU-Mitgliedstaaten zum Verbot von
überflüssigem Einwegplastik und anderen Maßnahmen gegen die Vermüllung der
Umwelt und der Meere mit Plastik festgelegt. Ich habe noch nicht
Informationen zu allen Details, aber schon einiges dazu.

Die Mitgliedstaaten haben sich ohne Gegenstimme klar für ein Verbot von
überflüssigem Einwegplastik ausgesprochen. Das betrifft zum Beispiel
Plastikbesteck, Plastikteller, Strohhalme, Rührstäbchen oder auch
Wattestäbchen aus Plastik. Das sind Produkte, die in großen Mengen in der
Umwelt und an den Stränden zu finden sind und für die es gute Alternativen
gibt. Beschlossen wurden zum Beispiel auch andere Maßnahmen und
verpflichtende Ziele. Coffee-to-go-Becher zum Beispiel sollen deutlich
reduziert werden; Hersteller von Zigarettenfiltern sollen verpflichtet
werden, sich an den Kosten der Säuberung zu beteiligen.

Die Bundesregierung hat diesem Maßnahmenpaket heute zugestimmt. Das
Bundesumweltministerium beziehungsweise die Bundesumweltministerin begrüßt
dieses Ergebnis ausdrücklich. Das ist ein wichtiger Schritt im Kampf gegen
die Vermüllung unserer Umwelt mit Plastik. Wir haben ja im Binnenmarkt nur
begrenzte Möglichkeiten, auf nationaler Ebene solche Produkte zu regulieren
oder zu verbieten. Darum ist es umso wichtiger, dass wir das nun auf
europäischer Ebene schaffen können. Im nächsten Schritt werden nun
Mitgliedstaaten und Parlament im sogenannten Trilog am 6. November
miteinander verhandeln. Wir hoffen auf eine zügige Einigung, sodass wir
dieses Paket noch in diesem Jahr abschließen können und ab dem nächsten
Jahr mit der Umsetzung in Deutschland beginnen können.

Wir gehen davon aus, dass diese Maßnahmen Innovation und Kreativität
freisetzen werden. Um ein Beispiel zu nennen: Es wird auch künftig noch
Strohhalme geben, aber es werden wahrscheinlich weniger und bessere
Strohhalme - zum Beispiel gibt es auch schon essbare Strohhalme. Das werden
also Produkte sein, die Umwelt und Meerestiere eben nicht über Jahrzehnte
belasten. Darüber freuen wir uns.

Frage: An das Auswärtige Amt: Österreich hat heute angekündigt, dass es den
UN-Migrationspakt nicht mittragen will, und folgt damit dem Beispiel der
USA und Ungarns. Wie kommentieren Sie das? Sehen Sie es als angemessen an,
dass ein Land, das gerade die EU-Ratspräsidentschaft innehat, diese
Entscheidung trifft?

Breul: Ich kann gern etwas dazu sagen; ich hatte hier vor zwei Wochen,
glaube ich, schon einmal dazu vorgetragen. - Der globale Pakt für sichere,
geordnete und reguläre Migration wird von über 180 Staaten, also der ganz
überwiegenden Mehrheit der Weltgemeinschaft, unterstützt. Zu diesen
Unterstützern gehören auch wir. Gerade um Migration in geordnete Bahnen zu
lenken, ist der Pakt notwendig und wichtig. Daher bedauern wir es
natürlich, wenn verschiedene Staaten und vor allem auch enge Partner von
uns dem Pakt nicht beitreten wollen. Wir werden weiter für seine Annahme
und Umsetzung werben.

Zusatzfrage: Können Sie noch eine Beurteilung über die Rolle Österreichs
abgeben, das gerade ja die Ratspräsidentschaft innehat, und können Sie
vielleicht auch sagen, ob Sie Hinweise darauf haben, dass andere EU-Länder
wie zum Beispiel Italien möglicherweise ebenfalls nicht mitmachen wollen?

Breul: Zu Italien liegen mir keine Hinweise vor. Bisher hatten sich
innerhalb der EU Polen, Ungarn und Tschechien kritisch geäußert. Die
Bewertung des österreichischen Vorgehens habe ich ja gerade schon
vorgenommen: Wir bedauern das.

StS Seibert: Aber man muss vielleicht - was wir neulich auch schon gesagt
haben - doch noch einmal in Erinnerung rufen: Dies ist kein
völkerrechtlicher Vertrag, er ist rechtlich ausdrücklich nicht bindend, er
greift ausdrücklich nicht in die Souveränitätsrechte der Mitgliedstaaten
ein. Das muss man ja erst einmal sagen.

Warum ist dieser "Global Compact for Safe, Orderly and Regular Migration",
wie er mit vollem Namen heißt, aus unserer Sicht dennoch sinnvoll? Weil er
für alle Beteiligten das Ziel setzt, gemeinsame globale Lösungen für das
Phänomen der Migration zu finden und weil er konkrete Ziele setzt, nämlich
sichere, geordnete, legale Migration, und eben nicht illegale Migration. Er
sagt sogar explizit: Leitprinzip ist, illegale Migration zu reduzieren. Das
entspricht auch der Politik der Bundesregierung in den letzten Jahren.

Aber noch einmal das Wichtigste, was man manchen in Erinnerung rufen muss:
Die nationale Souveränität der Staaten ist nicht berührt; das ist kein
völkerrechtlich verbindlicher Vertrag.

Flosdorff: Ich hätte noch einen Nachtrag und auch für alle anderen, die
sich dafür interessieren: Zur Einsatzbereitschaft unserer
Hauptwaffensysteme veröffentlichen wir jedes Jahr einen Bericht. Den finden
Sie auch auf der Homepage des Bundesverteidigungsministeriums. Der letzte
datiert vom Februar, und er wird sicherlich auch im nächsten Frühjahr
wieder aktualisiert. Darin finden Sie Angaben zur durchschnittlichen
Einsatzbereitschaft, und daraus kann man mehr ablesen, auch an Trends, als
aus irgendwelchen Vergleichen an Stichtagen, zu denen Chargen von einzelnen
Geräten in die Industrie gehen oder wieder herauskommen.

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 31. Oktober 2018
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PRESSEKONFERENZ/1778: Kanzlerin Merkel und der ägyptische Präsident Al-Sisi, 30.10.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Dienstag, 30. Oktober 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem ägyptischen
Präsidenten Abdelfattah Al-Sisi

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass ich den
ägyptischen Präsidenten al-Sisi heute wieder bei uns begrüßen darf. Wir
haben eine sehr intensive Zusammenarbeit. Heute ist er Gast unserer
Konferenz "Compact with Africa". Ägypten ist ein wichtiger Partner dieser
Konferenz. Es gibt ausgezeichnete Projekte der bilateralen wirtschaftlichen
Zusammenarbeit. Insofern können wir sagen, dass diese Reformpartnerschaft
und diese Reformmaßnahmen auf einem sehr guten Wege sind. Ich denke
natürlich auch gern an meinen letzten Besuch in Kairo zurück. Umso mehr
freue ich mich, den Präsidenten heute wieder hier in Berlin begrüßen zu
können.

Wir haben sehr enge und vielschichtige Beziehungen im Kultur- und
Bildungsbereich, eine sehr enge Zusammenarbeit bei den
Wirtschaftsbeziehungen und bei der Entwicklungszusammenarbeit. Wir sprechen
aber auch über Themen der Zivilgesellschaft. Wir hatten seit vielen Jahren
ja auch ein Problem mit Mitarbeitern der Konrad-Adenauer-Stiftung, das wir
schrittweise lösen. Aber wir haben wirklich intensiv an vielen Problemen
gearbeitet und können deshalb sagen, dass wir durchaus auch Erfolge
erzielen.

Wir wissen und haben auch heute darüber gesprochen, vor welchen
innenpolitischen Herausforderungen Ägypten steht. Deutschland möchte
Ägypten bei einigen Fragen natürlich unterstützend zur Seite stehen. Das
sind auf der einen Seite vor dem Hintergrund des Bevölkerungswachstums die
Erwartungen der vielen jungen Menschen an eine gute Bildung. Hierbei gibt
es sehr interessante und wichtige Programme, zum Beispiel das Programm der
hundert Schulen, eine enge Zusammenarbeit mit dem Deutschen Akademischen
Austauschdienst, in Zukunft eine bessere Zusammenarbeit mit den
Universitäten. Aber wir ermuntern den Präsidenten auch immer wieder - er
hat gesagt, er möchte Präsident aller Ägypter sein, und ist jetzt in seinem
zweiten "turn" -, auch durchaus die Entwicklung der Zivilgesellschaft als
eine Chance zu begreifen.

Ägypten hat mit terroristischen Herausforderungen in seiner Nachbarschaft
zu kämpfen, so zum Beispiel auf der Sinaihalbinsel. Ägypten hat eine aus
unserer Perspektive ewig lange Grenze mit Libyen und auch dort große
Herausforderungen zu bewältigen. Wir haben deshalb heute auch über den
Prozess in Libyen gesprochen, wie man dort zu einer staatlichen Ordnung
kommen könnte. Wir unterstützen dabei den UN-Beauftragten Salamé. Wir haben
uns natürlich auch über die Situation in Syrien ausgetauscht.

Ägypten wird im kommenden Jahr noch einmal wichtig für die Partnerschaft
sein, weil Ägypten demnächst den Vorsitz der Afrikanischen Union übernehmen
wird. Insofern ist Ägypten ein wichtiger Partner, auch im Bereich der
Migration. Wir haben hier darüber gesprochen, dass Ägypten seine Seegrenze
exzellent absichert, sodass es, von Ägypten ausgehend, de facto keine
Migration nach Europa gibt, obwohl in Ägypten sehr viele Flüchtlinge leben.
Das ist hoher Anerkennung wert. In dem Zusammenhang unterstützen wir
natürlich alle Anstrengungen Ägyptens im Blick auf wirtschaftliche
Reformen. Wir unterstützen Ägypten auch mit einem ungebundenen Finanzkredit
in Höhe von 500 Millionen Euro, dessen zweite Tranche wir jetzt in den
Blick nehmen und deshalb darüber auch weiter im Gespräch sind.

Alles in allem waren es intensive Gespräche. Danke, dass Sie hier sind,
Herr Präsident, und auf weiter gute Zusammenarbeit!

P Al-Sisi: Vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin Angela Merkel. Zu Beginn
äußere ich auch meinen Respekt für die Bundeskanzlerin und für Deutschland.
Wir schätzen Frau Merkel sehr hoch und bewundern alle Bemühungen von Ihnen
und von Deutschland. Ich möchte Ihnen und dem deutschen Volke für das
gratulieren, was Deutschland für die ganze Welt getan hat. In Ägypten
respektieren wir die Deutschen und Deutschland dafür, was für die
Flüchtlinge hier getan wurde.

Die Beziehungen zwischen den beiden Ländern sind durch eine vielfältige
Partnerschaft in verschiedenen Bereichen geprägt. Das hat sich in den
verschiedenen Treffen zwischen mir und der Frau Bundeskanzlerin gezeigt,
aber auch durch die hochrangigen Besuche deutscher Kollegen, die auch nach
Ägypten gekommen sind.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir hatten heute eine sehr gute Sitzung.
Darin besprachen wir die bilateralen Beziehungen zwischen den beiden
Ländern. Wir wollen die Partnerschaft weiter verankern und verstärken, auch
in Bezug auf die Stärke Deutschlands innerhalb der EU.

Ägypten erlebt auch Herausforderungen im Mittelmeerraum. Ich schätze, wie
gesagt, auch die Beziehungen im Bereich der Wirtschaft und der
Entwicklungshilfen. Deutschland unterstützt Ägypten bei der
Terrorbekämpfung. Durch die Gespräche haben wir auch bestätigt, dass auch
internationale Bemühungen gegen den Terror als Bedrohung für die gesamte
Welt unternommen werden.

Die Zusammenarbeit im militärischen Bereich ist auch wichtig für die
Grenzkontrollen und für die Terrorbekämpfung. Ägypten spielt eine große
Rolle, auch weil Ägypten Millionen von Flüchtlingen im Lande hat. Es
versucht trotzdem seit 2016 bis heute, die illegale Migration nach Europa
zu verhindern. Die Grenzsicherung allein hilft nicht, wenn nicht auch die
wirtschaftlichen Reformen und die Entwicklung im Lande richtig verwirklicht
werden. Das hätte keinen Sinn, auch angesichts der Krisen im Nahen Osten,
die wir ständig erleben.

Wir haben über die Lösungsmöglichkeiten gesprochen, auch damit die Länder
einheitlich bleiben. Bei der Lösung der Friedensfrage im Nahen Osten müssen
auch die internationalen Konventionen beachtet werden.

Auch die Höhe des Handelsvolumens zwischen unseren beiden Ländern zeigt,
wie groß die Kooperation zwischen unseren beiden Ländern ist. In diesem
Zusammenhang möchte ich betonen, dass wir Deutschland dankbar sind für die
Unterstützung der Wirtschaftsreformen. Auch Infrastruktur und Bildung
beziehungsweise Berufsausbildung sind Schwerpunktbereiche, in denen
Deutschland Ägypten auch weiter unterstützen wird.

Ich freue mich auch darüber, dass wieder mehr deutsche Touristen nach
Ägypten gekommen sind. Das zeigt auch die Bedeutung, die Ägypten für die
deutschen Touristen hat. Wie gesagt, wir schätzen die Deutschen und die
deutsche Bevölkerung sehr und würden uns freuen, wenn sie auch Ägypten
wieder als Reiseziel ansteuern.

Ich bestätige hiermit noch einmal die Bedeutung unserer Freundschaft mit
Deutschland. Wir wollen weiter Gespräche auf allen Ebenen führen und unsere
Zusammenarbeit verstärken und verankern, um den Herausforderungen gemeinsam
entgegenzutreten.

Vielen Dank.

Frage: Ägypten wird ja demnächst die Leitung der Afrikanischen Union
übernehmen. Deutschland hingegen wird im UN-Sicherheitsrat ein Mitglied
werden. Was sind die Hauptschwerpunkte bezüglich der Zusammenarbeit
zwischen Ägypten und Deutschland, ausgehend von den Herausforderungen, die
Sie genannt haben und die der Präsident ja auch bestätigt hat?

Herr Präsident, ich hoffe, dass auch Sie nach der Frau Bundeskanzlerin
darauf antworten werden.

BK'in Merkel: Aus meiner Sicht ist für Deutschland sind die
Konfliktbewältigung und Konfliktprävention ein wichtiger Punkt im 
UN-Sicherheitsrat. Da gibt es im Zusammenhang mit Ägypten natürlich viele
Aufgaben. Für uns gehört das Thema Libyen schon ganz oben auf die
Tagesordnung, so wie natürlich auch immer wieder ein Blick auf den
Nahostprozess. Wir haben heute auch kurz über die Situation in Gaza
gesprochen und gesagt, dass wir uns im Grunde beide für eine 
Zwei-Staaten-Lösung einsetzen, die aber im Augenblick durch die Gegebenheiten sehr
kompliziert ist.

Das werden Themen sein, die wichtig sind, und darüber hinaus geht es dann
natürlich auch um die Entwicklungsthemen. Deutschland will sich vor allen
Dingen auch für die Rolle von Frauen und Mädchen einsetzen. Gerade unsere
Bildungsprogramme - die "100 Schulen", die Partnerschaft mit den
Universitäten - ergeben hier eine gute Möglichkeit, auch im Bildungsbereich
gemeinsam etwas für Mädchen zu tun.

P Al-Sisi: Ich möchte sagen, dass Deutschland in unseren Gesprächen vor
dieser Pressekonferenz, aber auch beim Treffen mit den afrikanischen
Ländern wirklich eine große Rolle spielt; es geht dabei also wirklich um
eine partnerschaftliche Entwicklung der afrikanischen Länder. Wir werden in
diesem Zusammenhang auch weiterarbeiten, um Afrika zu entwickeln.

Frage: Herr Präsident, die Bundeskanzlerin hat das Thema Libyen mehrfach
angesprochen. Welche Chancen sehen Sie für eine rasche Beruhigung der Lage
in Libyen? Werden Sie den Druck auf General Haftar erhöhen, um dort zu
einer friedlichen Situation zu kommen?

Frau Bundeskanzlerin, nachdem Sie gestern angekündigt haben, auf den
Vorsitz der CDU zu verzichten: Rechnen Sie damit, dass Ihre
Verhandlungsposition in internationalen Gesprächen wie diesen oder etwa in
Gesprächen mit den Herren Trump und Erdogan in Zukunft eine schwächere als
bisher sein wird? Begrüßen Sie die Kandidatur von Friedrich Merz für Ihre
Nachfolge?

P Al-Sisi: Ägypten unterstützt die Zusammenarbeit mit allen Partnern, um
eine Lösung - vor allen Dingen eine politische Lösung - in Libyen zu
finden. Die Lage in Libyen ist nach der Entwicklung in den letzten zwei
Monaten, nach den terroristischen Anschlägen, die es dort gegeben hat,
komplizierter geworden, aber wir bemühen uns noch und koordinieren uns mit
unseren Partnern. Wir haben ja auch mit der Frau Bundeskanzlerin über
dieses Thema gesprochen. Die politische Lösung bekommt auch durch die
Initiative des UN-Beauftragten Ghassan Salamé einen neuen Impuls. Das muss
dann auch wortwörtlich durchgeführt werden, damit wir dieses Problem lösen
können.

BK'in Merkel: Ich glaube, dass sich an der Verhandlungsposition in
internationalen Verhandlungen nichts verändert. Man kann sogar sagen: Ich
habe mehr Zeit, mich auf die Aufgaben als Regierungschefin zu
konzentrieren.

Was die Kandidatenliste für den CDU-Vorsitz anbelangt, so habe ich gestern
schon gesagt: Das ist jetzt ein offener Prozess. Ich als Vorgängerin habe
in meinem politischen Leben gelernt, dass man sich in die Frage der
Nachfolgen nicht einmischen sollte, weil das noch nie geklappt hat, und so
werde ich es auch halten. Das ist also ein offener Prozess, in dem sich
jetzt eben verschiedene Personen bewerben. Das schauen wir uns an, und wir
werden das dann auf dem Parteitag in Hamburg zur Entscheidung bringen.

Vielen Dank!

Dienstag, 30. Oktober 2018

 * 
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ARBEIT/961: Scholz spielt sich als Befehlsgeber der Mindestlohnkommission auf


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Oktober 2018

VOGEL: Scholz spielt sich als Befehlsgeber der Mindestlohnkommission
auf



Zu den Äußerungen von Bundesfinanzminister Scholz zum Mindestlohn
erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes
Vogel:

"Nicht ohne Grund ist eine politisch unabhängige Kommission der
Tarifpartner und wissenschaftlichen Experten für Vorschläge zum
Mindestlohn zuständig. Anstatt aber auf deren Expertise zu vertrauen,
spielt sich Bundesfinanzminister Scholz mit seiner Forderung als
Befehlsgeber auf. Das ist völlig unangemessen und offenkundig nur
seiner Parteipolitik geschuldet. So liefert sich Scholz einen
Überbietungswettbewerb mit der Linkspartei, den er ohnehin nicht
gewinnen kann. Damit hilft er niemandem, sondern schadet nur dem
gesellschaftlichen Konsens, der beim langjährigen Streitthema
Mindestlohn gefunden wurde. Um Menschen mit kleineren Einkommen
wirklich zu unterstützen, müssen die Hinzuverdienstgrenzen beim
Arbeitslosengeld II reformiert werden. Zudem brauchen wir dringend
eine Dynamisierung der Gehaltsgrenze beim Minijob. Denn hier wird
Menschen ohne Not das Leben schwer gemacht, beispielsweise Studenten,
die sich unkompliziert etwas dazu verdienen wollen."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1858: Merkel muss sich für umfassende UN-Friedensmission in Ost-Ukraine einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. November 2018

LAMBSDORFF: Merkel muss sich für umfassende UN-Friedensmission in
Ost-Ukraine einsetzen



Zum Besuch von Bundeskanzlerin Merkel in der Ukraine erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Es ist richtig, dass die Bundeskanzlerin nach Kiew fährt. Der Krieg
in der Ostukraine darf nicht in Vergessenheit geraten,
Friedensbemühungen sind richtig und wichtig. Auch wenn die
Hauptverantwortung eindeutig auf russischer Seite liegt, muss Merkel
die Ukraine daran erinnern, dass sie ebenso wie Russland ihren Teil
zur Umsetzung des Minsk-Abkommens beitragen muss. Ziel ist die
Stabilität der Region und ein dauerhafter Waffenstillstand, denn
einen Krieg auf dem europäischen Kontinent können weder die EU noch
Deutschland akzeptieren.

Deshalb muss sich Merkel für eine breit angelegte UN-Friedensmission
einsetzen. Der ursprüngliche russische Vorschlag einer UN-Mission,
die sich nur auf die Kontaktlinie zwischen der Ukraine und den
Separatisten beschränkt, ist keinesfalls ausreichend. Klar ist: Für
eine dauerhafte Befriedung der Ukraine muss die UN mit einem starken
Mandat und die Blauhelmsoldaten mit einer umfassenden zivilen und
militärischen Ausrüstung ausgestattet werden. Zudem sollte die
Bundeskanzlerin Präsident Poroschenko daran erinnern, die
demokratischen Reformen, den Umbau des Justizsystems und den Kampf
gegen die Korruption im eigenen Land voranzutreiben."
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AUSSEN/1857: Brauchen Rahmenbedingungen, die private Investitionen ermöglichen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 30. Oktober 2018

HOFFMANN-Statement: Brauchen Rahmenbedingungen, die private
Investitionen ermöglichen



Der entwicklungspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Christoph
Hoffmann gab zum Afrika-Gipfel folgendes Statement ab:

"Wir haben jetzt den G-20-Nachfolgegipfel. [...] Damals hat Kanzlerin
Merkel versprochen, Privatinvestitionen in Afrika und private
Unternehmen in Afrika anzuwerben oder anzusiedeln. Und außer leeren
Versprechungen ist eigentlich in den letzten Jahren nicht viel
gelaufen. Das hat zu Frustrationen geführt bei der deutschen
Industrie, aber auch bei den afrikanischen Staaten.

Und dieses Jahr sind schon wieder Versprechungen gemacht worden, in
großem Umfang. Und jetzt muss es aber auch wirklich funktionieren.
Ich glaube, sonst wird die Geduld am Ende sein, sowohl bei der
deutschen Industrie wie auch bei den Afrikanern.

Und wer glaubt, dass [...] die staatlichen Gelder wirklich
Wesentliches in Afrika bewegen, der irrt gewaltig. Es sind nur die
privaten Unternehmen, die privaten Investitionen, die den
entscheidenden Schritt machen können zu einem Wohlstand in Afrika.
[...] Dazu brauchen wir Rahmenbedingungen, die Investitionen
ermöglichen, weil nur dann der private Investor auch wirklich
Vertrauen hat in das Land, in das er investiert.

Und da gibt es zwei Seiten: Einmal die afrikanische Seite, hier
geht's um die Rahmenbedingungen, die afrikanische Staaten setzen
müssen. Das sind Eigentumsgarantien, Devisenhandel, freier
Devisenhandel oder auch freier Warenverkehr, Rechtsstaatlichkeit,
Demokratie. All diese Dinge, die man kurzum mit guter
Regierungsführung bezeichnet. [...] Hier brauchen wir einen
EU-kohärenten Ansatz, sowohl in der Außenpolitik als auch in der
Entwicklungszusammenarbeit. [...]

Wir brauchen auf der anderen Seite die Rahmenbedingungen für die
deutschen Unternehmen, um investieren zu können. [...] wir fordern
auf jeden Fall, eine Risikoversicherung für deutsche Unternehmen.
Dass die Gefahren, die in Afrika da sind, aber in Deutschland nicht
üblich sind, dass diese speziellen Gefahren eben abgesichert werden,
um das Investment dort zu ermöglichen. Das zweite, was wir fordern,
ist ein Resilience-Fonds der Europäischen Investitionsbank. Da geht's
um Klimaschutz auf der einen Seite [...] Und auf der anderen Seite,
dass wir auch in dem Sonnengürtel Afrikas mit der billigen
Photovoltaik dort zum Beispiel Methanol oder Wasserstoff produzieren
können, also neue Wertschöpfungskreisläufe in Gang bringen. [...]

Und das dritte, [...] wäre auch eine Reform der Kreditwesen. Dass wir
zum Beispiel bei der Deutschen Investitions- und
Entwicklungsgesellschaft nicht so hohe Limits haben [...] Und dann
noch was ganz Disruptives, was Neues: Das sind Direktzahlungen. Wir
haben ein digitales Zeitalter. Heute ist es möglich, sozusagen von
einem deutschen Fonds auf ein afrikanisches Smartphone Geld zu
überweisen. Und diese Möglichkeiten müssen wir auch in der
Entwicklungszusammenarbeit besser nutzen. [...]"
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FINANZEN/2189: Große Koalition muss hart arbeitende Bürger endlich entlasten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Oktober 2018

DÜRR: Große Koalition muss hart arbeitende Bürger endlich
entlasten



Zum Steuerprogressionsbericht der Bundesregierung erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Union und SPD reden sich das Ergebnis schön, denn nach wie vor sind
rund 32,1 Millionen Steuerzahler von der kalten Progression
betroffen. Besonders Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen
werden dabei stark belastet, wenn ihr Gehalt steigt. Bei den
sprudelnden Steuereinnahmen und der exzellenten Haushaltslage darf es
jetzt keine Ausreden mehr geben: Die hart arbeitenden Bürger müssen
endlich entlastet werden. Daher fordert die FDP-Fraktion, endlich
einen Steuertarif auf Rädern einzuführen, der die kalte Progression
endgültig abschafft. Nur so wird der Finanzminister nicht länger der
heimliche Gewinner jeder Gehaltserhöhung sein. Außerdem muss der
Mittelstandsbauch, also der besonders steile mittlere Teil des
Einkommensteuertarifs, deutlich abgeflacht werden und der
Spitzensteuersatz später greifen. Denn solange selbst Facharbeiter
schon den Spitzensteuersatz zahlen müssen, ist und bleibt etwas
gewaltig faul am deutschen Steuersystem."
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GESUNDHEIT/932: Widerspruchslösung beschneidet Grundrechte


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Oktober 2018

ASCHENBERG-DUGNUS: Widerspruchslösung beschneidet Grundrechte



Zum Kabinettsbeschluss zur Organspende erklärt die
gesundheitspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Christine
Aschenberg-Dugnus:

"Dass die Transplantationskliniken endlich bessere Rahmenbedingungen
bekommen und die Transplantationsbeauftragten gestärkt werden sollen,
sind erste positive Schritte. Auch der Einsatz von mobilen Ärzteteams
und die kostendeckende Vergütung der Kliniken waren längst
überfällig. Doch die angedachte Widerspruchslösung ist strikt
abzulehnen. Denn sie beschneidet die Grundrechte und hebelt den
Grundsatz des Zustimmungserfordernisses bei jeder medizinischen
Maßnahme aus. Diese Missachtung des Selbstbestimmungsrechts verkehrt
die freie Entscheidung, Organe zu spenden, ins Gegenteil. Und auch
der große Handlungsbedarf bei der Organspende rechtfertigt keinen
Eingriff in die Grundrechte. Stattdessen muss die Große Koalition
gezielte Aufklärung fördern, um so die Spendenbereitschaft zu
erhöhen."
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INNEN/4695: Bundesregierung ist kein Vorkämpfer für eSports


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Oktober 2018

DASSLER: Bundesregierung ist kein Vorkämpfer für eSports



Zur Debatte über eSports erklärt die sportpolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Britta Dassler:

"Staatsministerin Bär versucht die Bundesregierung als Vorkämpfer von
eSports zu verkaufen. Tatsächlich tut die Große Koalition aber noch
viel zu wenig, wenn es um die konkrete Verbesserung der
Rahmenbedingungen für den eSport in Deutschland geht. Das hat die
Bundesregierung im Sommer auf Nachfrage selbst eingeräumt. Die
einzelnen Parteien der Großen Koalition ziehen auch in diesem Fall
nicht an einem Strang. Man wartet ab und kritisiert stattdessen den
Deutschen Olympischen Sportbund. Wir brauchen vielmehr eine
umfassende Anerkennung von eSports in Deutschland. Die Positionierung
des DOSB darf nur ein erster Schritt auf dem Weg zur vollständigen
Anerkennung sein. Auch im Sport findet ein digitaler Wandel statt,
den Deutschland entweder aktiv mitgestalten kann oder diese Chance
verpasst."
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RECHT/904: Gesetz zu Musterfeststellungsklagen ist ein Reinfall für Verbraucher


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. November 2018

THOMAE: Gesetz zu Musterfeststellungsklagen ist ein Reinfall für
Verbraucher



Zum Inkrafttreten des Gesetzes zu Musterfeststellungsklagen erklärt
der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Das Gesetz wurde mit heißer Nadel gestrickt, weist gravierende
Mängel auf und ist so ein Reinfall für die Verbraucher. Union und SPD
haben das billigend in Kauf genommen, denn sie wollten um jeden Preis
ein verkürztes parlamentarisches Verfahren. Dass nun kleine und
mittelständische Unternehmen, wie der Malermeister mit seinem
VW-Caddy, nicht klagebefugt sind, ist ebenso fragwürdig wie die
Tatsache, dass Verbraucher die Rechtsfolgen einer möglicherweise
schlechten Prozessführung des Verbands gelten lassen müssen. Hinzu
kommt, dass kein vollstreckbarer Titel erreicht werden kann. Jetzt
muss Justizministerin Barley nachbessern, bevor die Klagen mehr
Probleme schaffen als sie lösen. In jedem Falle hat die Großen
Koalition ihr Versprechen einer schnellen Lösung für die Bürger
wieder einmal nicht gehalten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





SOZIALES/1497: Wir brauchen endlich ein wirklich flexibles Renteneintrittsalter


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. November 2018

VOGEL: Wir brauchen endlich ein wirklich flexibles Renteneintrittsalter



Zu den Medienberichten über die Flexirente erklärt der
arbeitsmarktpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Das von Union und SPD eingeführte Modell der Flexirente ist ein
Misserfolg. Nicht einmal ein Prozent der Neurentner nimmt es in
Anspruch. Das Modell ist schlichtweg nicht attraktiv genug.
Deutschland muss sich stattdessen am schwedischen Modell orientieren:
Wir brauchen endlich ein wirklich flexibles Renteneintrittsalter, die
aktuellen Regeln sind zu starr und nicht mehr zeitgemäß. In Schweden
gilt etwa das einfache Prinzip: Wer früher geht, kriegt weniger. Wer
später geht, erhält mehr Rente. Im Schnitt haben die Schweden seit
Jahren eines der höchsten faktischen Renteneintrittsalter in Europa,
obwohl alle Versicherten frei entscheiden können. Neben dieser
Flexibilisierung müssen wir in Deutschland auch die
Hinzuverdienstgrenzen für Rentner aufheben. Das wäre eine moderne
Lösung, die den unterschiedlichen Erwerbsbiographien der Menschen
gerecht wird."
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HAMBURG/4534: Gegen Mietenwahn - Ausverkauf städtischer Grundstücke stoppen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. Oktober 2018

Gegen Mietenwahn - Ausverkauf städtischer Grundstücke stoppen!



Eine wirksame Maßnahme gegen rasant steigende Mieten und den Mangel an
bezahlbaren Mietwohnungen fordert die Fraktion DIE LINKE in der morgigen
Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft: Mit dem ANTRAG 21/14660 will
sie die Hansestadt auf eine am Gemeinwohl orientierte Grundstücks- und
Bodenpolitik verpflichten. "Bodenspekulation und die Suche des
Kapitals nach rentablen Anlagen haben in den letzten Jahren zu einem
irren Anstieg von Grundstückspreisen und Wohnungsmieten geführt",
begründet HEIKE SUDMANN, die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der
Fraktion, den Schritt. "Aber Grund und Boden ist nicht vermehrbar und
kann deshalb auch nicht wie eine beliebige Ware gehandelt werden. Das
verbietet es laut Bundesverfassungsgericht, 'seine Nutzung dem
unübersehbaren Spiel der Kräfte und dem Belieben des Einzelnen
vollständig zu überlassen'. Deshalb darf Hamburg städtische
Grundstücken nicht verkaufen."

Stattdessen soll Hamburg Grundstücke in öffentlichem Besitz nur noch
im Wege des Erbbaurechts vergeben - und Wohnungsbaugrundstücke zudem
ausschließlich an Akteur_innen, die sich dem Gedanken der
Gemeinnützigkeit verpflichten, etwa durch eine langfristige
Zweckbindung des Grundstücks für Wohnen und eine Gewinnbeschränkung.
"Wer eine langfristige Stadtentwicklung betreiben möchte, muss
auch noch in Jahrzehnten die Möglichkeit haben, auf stadteigene
Flächen zurückzugreifen", erläutert Sudmann. "Deshalb haben
auch frühere Stadtväter und -mütter städtische Grundstücke nicht
verkauft, sondern im Erbbaurecht vergeben."

Mittlerweile fordern viele Fachleuten eine Rückkehr zu dieser Politik,
so auch auf dem "Münchner Ratschlag zur Bodenpolitik" im Juni, an
dem die Hamburger Bausenatorin teilnahm. "Wohlfeile Worte von Frau
Stapelfeldt schrecken keine_n Spekulant_in", so Sudmann.
"Bürgerschaft und Senat müssen nicht weiter auf Änderungen von
Bundesgesetzen warten, sie können sofort dafür sorgen, dass keine
städtischen Grundstücke mehr verkauft werden. Ein an die heutige Zeit
angepasstes Erbbaurecht der Stadt ist ein wichtiger Baustein gegen den
Mietenwahnsinn."

 * 
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HAMBURG/4533: Senat klagt gegen mehr Pflegepersonal im Krankenhaus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Oktober 2018

Senat klagt gegen mehr Pflegepersonal im Krankenhaus



Der Senat zieht die Volksinitiative gegen den Pflegenotstand im Krankenhaus vor das Hamburgische Verfassungsgericht und verzögert so einen möglichen Volksentscheid und ein Ende des Pflegenotstands um mehrere Monate. "Das ist ein Offenbarungseid gegenüber den Pflegekräften, den Patient_innen und ihren Angehörigen", erklärt dazu Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Verfassungsklage ist ein durchsichtiges Manöver, um einer politischen Auseinandersetzung aus dem Weg zu gehen. Dieser Senat hatte von Anfang nicht den Willen, den Pflegenotstand in den Hamburger Krankenhäusern anzugehen und politische Lösungen zu entwickeln. Das ist vor dem Hintergrund des Personalmangels und der vielfachen Patient_innengefährdungen unverantwortlich und fahrlässig."

Die Fraktion DIE LINKE fordert daher den Senat auf, die von Rot-Grün abgebrochenen Gespräche mit der Volksinitiative wieder aufzunehmen und gemeinsam politische Lösungen für den Pflegenotstand im Krankenhaus zu finden.
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RHEINLAND-PFALZ/4967: Rheinland-pfälzische Gewässer brauchen langfristigen Schutz (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 31.10.2018

Rheinland-pfälzische Gewässer brauchen langfristigen Schutz



In welchem Zustand sind die rheinland-pfälzischen Gewässer? Wie stark
sind sie mit Rückständen aus der Landwirtschaft belastet? Wie können
wir sicherstellen, dass unser Trinkwasser sauber ist? Mit einer
Kleinen Anfrage hat der umweltpolitische Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Andreas Hartenfels, die Landesregierung um
Stellungnahme gebeten. Dazu erklärt er:

"Zwar gehört Rheinland-Pfalz zu den bundesweiten Spitzenreitern beim
Gewässerschutz, wenn aber noch immer mehr als ein Drittel unserer
Gewässer aufgrund der Nitratbelastung in keinem guten Zustand ist,
besteht noch Nachbesserungsbedarf. Wir müssen den Einsatz von
Düngemitteln und Pestiziden umfassend reduzieren, damit unsere
Gewässer endlich alle sauber werden. Diesen Ansatz verfolgt auch der
vergangene Woche vorgestellte Ökoaktionsplan des Umweltministeriums",
so Andreas Hartenfels.

Die Kleine Anfrage von Andreas Hartenfels hat ergeben, dass


	36 Prozent der unterirdischen Grundgewässer in Rheinland-Pfalz (42 von 117) aufgrund der Nitratbelastung in keinem guten Zustand sind. In landwirtschaftlich intensiv genutzten Regionen ist es sogar mehr als jedes zweite (51 Prozent).

	In 45 Oberflächengewässern wie Seen und Flüssen (rund 13 Prozent) wurde die Umweltqualitätsnorm für eines oder mehrere Pestizide überschritten. Darunter beispielsweise das Insektizid Chlorpyrifos-ethyl, das laut wissenschaftlicher Studien bleibende Schäden am Gehirn ungeborener Kinder im Mutterleib verursachen kann.

	Insgesamt wurden im Monitoringzeitraum 2008 bis 2012 Qualitätsnormüberschreitungen von 37 unterschiedlichen Pestiziden in Flüssen und Bächen festgestellt.



"Mit der überarbeiteten Förderrichtlinie des Programms
'Gewässerschonende Landwirtschaft' können wir zukünftig unsere
Gewässer noch effektiver vor dem Eintrag von Pestiziden, Nitrat und
anderen Schadstoffen schützen. Vor allem in sensiblen Gebieten, zum
Beispiel Trinkwasserschutzgebieten, würde auch ein konsequenter Ausbau
der ökologischen Landwirtschaft den Gewässerschutz ein großes Stück
weiterbringen", betont Hartenfels.


Hintergrund:

Die europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) hat sich als Instrument
für einen effektiven Gewässerschutz bewährt. 30 Prozent der
rheinland-pfälzischen Gewässer befinden sich bereits in einem guten
ökologischen Zustand. Die Aktion Blau Plus hat zahlreiche Projekte zum
Gewässerschutz wie die Renaturierung der Selz oder die Schaffung von
Überflutungsflächen am Simmerbach ermöglicht. Der 2015 eingeführte
"Wassercent", eine Gebühr für die Entnahme von Grund- und
Oberflächenwasser, sichert die Finanzierung dieser Projekte.

Zu einem der wichtigsten Instrumente im Gewässerschutz hat sich das
mit jährlich über 4,5 Mio. Euro geförderte Programm "Gewässerschonende
Landwirtschaft" entwickelt. Mit diesem Programm und der
Wasserschutzberatung über die Dienstleistungszentren Ländlicher Raum
können ungezielte Einträge von Nitrat und Pestiziden in unsere
Oberflächengewässer und das Grundwasser verringert werden.

Die Kleine Anfrage des Abgeordneten Andreas Hartenfels und die Antwort
der Landesregierung finden Sie hier: 

http://www.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/7586-17.pdf

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4966: Integration kann zur Win-Win-Situation werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
31.10.2018

SPD-Fraktion informiert sich in Koblenz, Trier und Alzey über
Integrationsprojekte 

Schweitzer: Integration kann zur Win-Win-Situation werden



Statt einer gewöhnlichen Fraktionssitzung haben sich die
SPD-Abgeordneten am heutigen Mittwoch in Koblenz, Trier und Alzey über
die Gewinnung von Fachkräften aus dem Ausland und die Integration von
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt informiert. Im Rahmen der
Veranstaltungsreihe "Fraktion vor Ort" wurden das Welcome Center
Trier, die Handwerkskammer Koblenz und die Rheinhessen-Fachklinik
Alzey besucht. Hierzu erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander
Schweitzer, der in Alzey vor Ort war: "In vielen Branchen werden
Fachkräfte händeringend gesucht. Zudem sind in den vergangenen Jahren
viele Flüchtlinge nach Deutschland und Rheinland-Pfalz gekommen, die
Ausbildungs- und Arbeitsplätze brauchen. Dies zeigt, dass die
Integration der Flüchtlinge eine Win-Win-Situation werden kann;
allerdings ist sie kein Selbstläufer: Als SPD-Fraktion haben wir heute
erfolgreiche Projekte kennengelernt, die Rheinland-Pfalz voranbringen.
Rheinland-Pfalz ist ein weltoffenes Land. Zu- und Abwanderung gibt es
hier seit jeher. Es wird sie in unserer offenen, globalen Welt auch
weiterhin geben. Die SPD-geführte Ampel-Koalition setzt sich daher für
qualifizierte Einwanderung ein und hat auch im Bundesrat die
Initiative für ein Einwanderungsgesetz ergriffen. Gleichzeitig steht
Rheinland-Pfalz für eine humanitäre Asyl- und Flüchtlingspolitik."

Die integrationspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion
Jaqueline Rauschkolb ergänzt: "Als SPD-Fraktion beschäftigen wir uns
in dieser Woche intensiv mit Migration und Integration. Neben den
heutigen Besuchen treffen Abgeordnete bei sich in ihren Wahlkreisen
Ehrenamtliche und Hauptamtliche der Flüchtlingshilfe: Ohne deren
unermüdlichen Einsatz hätten wir die Menschen, die in Rheinland-Pfalz
Schutz vor Krieg, Gewalt und Verfolgung gesucht haben, nicht so
schnell und gut aufnehmen können. Gleichzeitig zeigt dieses
Engagement, dass Rheinland-Pfalz ein tolerantes Land ist. Der
Arbeitskreis Familie, Jugend, Integration und Verbraucherschutz der
SPD-Fraktion hat zudem mehr als 20 Vertreterinnen und Vertreter der
rheinland-pfälzischen Flüchtlingshilfe, von Kirchen,
Menschenrechtsorganisationen und Wohlfahrtsverbänden zu einem
zentralen Gespräch eingeladen. Integration bleibt eine
gesellschaftliche Querschnittsaufgabe: Es kommt auf Initiativen unter
anderem in den Bereichen Spracherwerb, Bildung, Beruf und
gesellschaftliche Teilhabe an. Hierzu gehört auch, klar Position gegen
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu beziehen."

Am Welcome Center an der IHK Trier beraten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter Unternehmen, die internationale Fachkräfte vermehrt
einstellen möchten, zu Themen wie Anerkennung von Berufsabschlüssen,
Wohnungssuche und Familiennachzug. An der Rheinhessen-Fachklinik Alzey
erprobt das Land modellhaft die Ausbildung von Vietnamesinnen und
Vietnamesen. Im September und Oktober 2017 haben 22 vietnamesische
Männer und Frauen ihre Ausbildung in der Gesundheits- und
Krankenpflege in der Rheinhessen-Fachklinik beziehungsweise an der
Universitätsmedizin Mainz begonnen. Die Handwerkskammer Koblenz will
jungen Menschen eine Zukunftsperspektive im Handwerk verschaffen und
sorgt für Beratung, Vermittlung und Begleitung der Flüchtlinge,
Asylbewerberinnen und Asylbewerber.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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AUSSEN/1592: Millionen Menschen von humanitärer Hilfe abgeschnitten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Millionen Menschen von humanitärer Hilfe abgeschnitten



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die Internationale Föderation der Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften hat heute den Weltkatastrophenbericht 2018 vorgestellt und festgestellt, dass Millionen Menschen in Not keine Hilfe erhalten.

"In Anbetracht der erschreckenden Zahlen des Weltkatastrophenberichts 2018 muss die internationale Hilfe ausgebaut und verstetigt werden. Der Deutsche Bundestag hat in den vergangenen Jahren die Mittel für die humanitäre Hilfe bereits deutlich erhöht. Das weltweite Leid von Menschen auf der Flucht vor Krieg, Verfolgung und Naturkatastrophen muss dennoch einen stärkeren Niederschlag im neuen Bundeshaushalt finden und eine stetige und gezielte humanitäre Hilfe ermöglichen.

Das Deutsche Rote Kreuz erklärt, dass zahlreiche Menschen in Not nur durch lokale Helferinnen und Helfer erreicht werden. Daher sei es von enormer Bedeutung, lokale Hilfsorganisationen gezielt zu stärken. Das Internationale Rote Kreuz rechnet in seinem Bericht damit, dass rund 40 Millionen Menschen von internationalen Hilfsmaßnahmen nicht erreicht werden. Der Bericht stellt weiter fest, dass in den vergangenen zehn Jahren weltweit allein 827 Millionen Menschen von extremer Hitze und Dürren sowie weitere 730 Millionen von Überschwemmungen betroffen waren. Daher sei es notwendig, auf der Basis von Extremwettervorhersagen und definierten Schwellenwerten bereits humanitäre Hilfe zu leisten, bevor Katastrophen eintreten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Oktober 2018
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LATEINAMERIKA/1827: Karawane in Mexiko - Nordausgang (medico international)


medico international - 1. November 2018

Karawane in Mexiko

Nordausgang

Die Karawane mittelamerikanischer Migrant_innen legt eine Ruhepause in
Juchitán, Oaxaca ein. 


Eindrücke von Moritz Krawinkel, Juchitán



435 Kilometer. So weit ist die mexikanisch-guatemaltekische Grenze von der
Stadt Juchitán im Bundesstaat Oaxaca entfernt. 435 Kilometer haben der
35jährige Jaime und seine 22jährige Frau Marlene bereits mit ihren kleinen
Kindern Isaia und Naomi auf mexikanischem Boden zurückgelegt. Ihr Ziel: Die
2500 Kilometer entfernten USA. Zusammen mit sechs anderen Erwachsenen und
einem weiteren Kind haben sie vor einigen Wochen in Usulután, El Salvador
alles stehen und liegen gelassen, um sich der Karawane der honduranischen
Migrant_innen anzuschließen, die Mitte Oktober in San Pedro Sula gestartet
war. Inzwischen umfasst die Karawane rund 7000 Menschen, zwei weitere große
Gruppen folgen. Das erste Paar Schuhe der Salvadorianer_innen ist längst
abgenutzt, die Füße sind voll Blasen und sie freuen sich über einen Tag
Auszeit in Juchitán.

Nach Stationen in Chiapas und kleineren Orten in Oaxaca ist die Karawane am
30. Oktober in Juchitán de Zaragoza angekommen. Schon bevor ich in die
Propellermaschine steige, die zwei Mal täglich von Mexiko-Stadt nach
Juchitán fliegt, werde ich von einem Kollegen gewarnt, der in Oaxaca lebt:
Die Stadt ist unter den Top Ten der gefährlichsten Städte Mexikos. Mit 95
Morden auf 100.000 Einwohner_innen liegt sie noch über den Zahlen der
mittelamerikanischen Länder, aus denen die Teilnehmer_innen der Karawane
flüchten. In Deutschland lag die Mordrate im Jahr 2016 bei 1,2.

Sengende Hitze und erschöpfte, aber hoffnungsvolle Menschen
Gemütlich wirkt Juchitán nicht, aber sichtbar war diese Gewalt für mich
nicht. Vor allem nicht auf dem improvisierten Camp, das die Stadtverwaltung
auf dem Gelände des nie fertiggestellten neuen Busbahnhofs errichtet hat.
Tausende Menschen nutzen hier jeden sich bietenden Schatten. Unter selbst
gebastelten kleinen Tarps aus Plane oder Decken und Stöcken, unter dutzende
Meter langen Zeltbahnen und in den Durchgängen des Bus-Terminals suchen die
Menschen Schutz vor der brennenden Sonne und Temperaturen von bis zu 35
Grad.

Familien, händchenhaltende Paare, Gruppen und allein Reisende werden hier
in Juchitán das erste Mal seit Beginn ihrer Reise improvisiert, aber
professionell versorgt: Es gibt eine Ambulanz, eine Apotheke, die
Stadtverwaltung liefert regelmäßig Wasser für die Duschen und zum Waschen
des Wenigen, das die Menschen an Kleidung haben. Immer wieder bilden sich
lange Schlangen vor Pick-Ups, von denen Essensportionen oder Hygieneartikel
verteilt werden. Fast immer bilden sich zwei Schlangen, eine lange von
jungen Männern und eine kürzere von Frauen und Kindern. Diszipliniert
warten sie auf die Ausgabe von manchmal nur einem kleinen Sandwich, rufen
immer wieder "¡fila!", "Stell dich in die Reihe!", wenn sie den Eindruck
haben, es drängelt doch jemand vor. Eine Gruppe junger Männer spielt trotz
der sengenden Hitze über Stunden Fußball, andere vertreiben sich die Zeit
mit Kartenspielen, die Kinder werden von Mitarbeiter_innen einer NGO mit
Hula Hoop-Reifen versorgt und zu Spielen animiert. Im geöffneten Laderaum
eines LKW ist sogar ein Friseursalon eingerichtet.

Wer steht hinter der Karawane?

Der 24jährige Yesman aus Honduras sitzt mit seinen Freund_innen in einem
Durchgang des Bus-Terminals. Sie haben sich auf der Reise kennen gelernt
und sind jetzt gemeinsam unterwegs. Ihr Ziel, wie das Ziel aller hier sind
die USA, egal wo dort. Yesman, der sich den Spaß nicht nehmen lässt, seinen
Namen ins Spanische zu übersetzen ("Si, Señor") erzählt, dass er von den
maras in San Pedro Sula bedroht worden ist nachdem sie ihn als halcón, als
Späher, anwerben wollten. Hals über Kopf ließ er seine Frau und seinen
3jährigen Sohn zurück. Doch auch er nennt die schlechten
Verdienstmöglichkeiten als zweiten Fluchtgrund: 20 Dollar für einen langen
Arbeitstag an einer Kartonmaschine reichten einfach nicht zum Leben für
eine Familie. Yesman, wie alle mit denen wir sprechen, nennt die Hoffnung
auf eine bessere, sichere und lebenswerte Zukunft als zentrale Motivation
für die Reise. Wie er auf die Karawane aufmerksam wurde? "Über die Medien."
Wer den Aufruf zum gemeinsamen Aufbruch in Honduras gestartet hat, bleibt
im Dunkeln. Spekulationen gibt es viele. Bis hin zu der These, dass die CIA
dahinter stecke, um Trump Futter für den Midterm-Wahlkampf zu geben. Doch
selbst wenn: Die Verdichtung der ohnehin stattfindenden Migration aus
Mittelamerika zu einer großen Karawane schafft eine Öffentlichkeit für die
Lage in den Ländern des "Triángulo Norte" - Honduras, Guatemala und El
Salvador - wie sie in den letzten Jahren selten geworden ist.

Unklar bleiben nach einem Tag in Juchitán auch die Entscheidungsstrukturen
der Karawane. Immer wieder wird die Organisation "Pueblos Sin Fronteras"
genannt, die für die Strategie verantwortlich sei, während gleichzeitig
aber alle wichtigen Entscheidungen auf abendlichen basisdemokratischen
Versammlungen getroffen würden. De facto wurde heute allerdings zwei
Stunden vor der angekündigten asamblea die nicht unerhebliche Information
verbreitet, wann und wohin morgen gelaufen würde: Aufbruch sei um 3 Uhr
morgens in Richtung Santa María Jalapa del Marqés, 40 Kilometer in Richtung
von Oaxaca-Stadt gelegen.* Auf einem Facebook-Video der Organisation von
heute sagt eine Sprecherin, "Wir gehen voran, Gott geht mit uns. Wir sind
das Volk Israels." Die Rolle der Evangelikalen ist unklar, auf den
Versammlungen spielen sie eine wichtige Rolle, einer unserer
Gesprächspartner wähnt sie als Strippenzieherinnen hinter der Karawane. Im
Endeffekt gilt aber das gleiche wie für die CIA-These: Egal wer sie
instrumentalisiert, die Aufmerksamkeit nutzt den Migrant_innen, die Größe
der Karawane schützt sie und ihre Fluchtgründe sind real.

Karawane? Exodus!

In Juchitán haben die Menschen das erste Mal seit dem Übertritt der
mexikanischen Grenze einen vollen Tag Auszeit, die meisten nutzen ihn zur
Erholung von den Strapazen der langen Fußmärsche, waschen ihre Wäsche und
pflegen ihre kaputten Füße. Und wer wirklich Langeweile hat, kann sich bei
den ebenfalls gelangweilt herumsitzenden Leuten des Grupo Beta, den good
cops der Migrationspolizei, über die Möglichkeiten der Rückreise ins
Herkunftsland informieren. In manchen Artikeln war zu lesen, dass bis zu
2000 Menschen bereits davon Gebrauch gemacht hätten, aber Edgar Corzo,
Beauftragter für Migration bei der mexikanischen Menschenrechtskommission
CNDH sagt uns, es seien eher 500, die umgekehrt seien, weil sie selbst oder
ihre Kinder nicht mehr durchgehalten haben.

Corzo beschreibt die Teilnehmer_innen der Karawane als extrem entschlossen.
Die Meisten könnten einfach nicht zurück, zu groß sei das Elend, zu real
die Bedrohungslage. Dafür würden sogar Amputierte, Menschen im Rollstuhl
und Schwangere den beschwerlichen Weg mit der Karawane auf sich nehmen.
Karawane? Marta Sánchez Soler von der medico-Partnerorganisation Movimiento
Migrante Mesoamericano spricht wie viele andere von einem Exodus, der hier
vor sich geht. Im Jahr 2017 haben laut UNHCR 294.000 Menschen aus
Guatemala, Honduras und El Salvador in den benachbarten Ländern und den USA
eine Anerkennung als Flüchtling beantragt - das bedeutet eine Verdopplung
der Zahl von 2016 und das sind ganze 16 Mal so viele wie 2011.

Selbstorganisation gegen Trump

Unter einer Plane gibt der Arzt Manuel Valenzuela nummerierte Westen an
Freiwillige aus und teilt sie in Gruppen bestimmten Schichten zu. Von der
Beseitigung des Mülls über eine Begrenzung des Wasserverbrauchs, die
Sicherheit an der Einfahrt, die Ermahnung zum Händewaschen und das
Sauberhalten der Dixie-Klos werden viele notwendige Aufgaben von den
Migrant_innen selbst organisiert. "Unser größter Feind ist nicht Trump,
sondern sind Krankheiten, die hier ausbrechen können", ruft der 49jährige
Kinder- und Notarzt ins Mikrofon und ermahnt noch einmal, diesmal an die
große Zuhörer_innenschaft außerhalb der schattenspendenden Plane gerichtet,
zum Händewaschen auf.

Eine Woche hilft der US-Bürger mit mexikanischen Wurzeln bei der Karawane
aus. Auf seinem Weg zurück zum Gesundheitsposten wird er ständig
angehalten, muss Fragen beantworten, Tipps geben. Für die Migrant_innen hat
er nur gute Worte: Physisch und psychisch seien die Menschen hier
außerordentlich stark, niemand dürfe sie Verbrecher nennen, was Trump über
ihnen ausschütte sei einfach unmenschlich. Zumal die USA auch eine
Mitschuld an der Migration aus Mittelamerika hätten.

Warum verlassen die Menschen ihre Länder?

"Ich steckte in einer Sackgasse", erzählt Jaime als ich ihn und seine
Familie zusammen mit dem Journalisten Klaus Ehringfeld am Eingang des
Busbahnhofs kennenlerne. Weil er im salvadorianischen Militär gelernt habe,
wollten maras - die berüchtigten mittelamerikanischen Banden - ihn zwingen,
ihre Leute an der Waffe auszubilden. "Vor die Wahl gestellt zwischen der
Todesstrafe wegen Landesverrats und dem sicheren Todesurteil bei einer
Verweigerung der Mitarbeit bei den maras entschieden wir uns für die
Flucht", sagt er. Die ökonomische Situation der Familie - Jaime verdiente
in der Herstellung von Baumaterialien knapp 10 Dollar pro Tag -
erleichterte die Entscheidung, das Land zu verlassen. Jetzt sind Jaime und
Marlene mit ihren Kindern und Freund_innen unterwegs, dabei haben sie einen
Buggy und einen Rucksack, darin vor allem Kinderkleidung und eine 
Erste-Hilfe-Tasche. Stolz erzählt Jaime, dass er sowas wie der Sanitäter ihrer
kleinen Gruppe ist. Die Medikamente darin haben sie gemeinsam gekauft.

In Jaimes Geschichte wie in der Geschichte vieler anderer
Gesprächspartner_innen des heutigen Tages tauchen die zwei Ursachen auf,
die die Meisten hier zum Aufbruch bewegten: Die Perspektivlosigkeit
aufgrund der ausweglosen ökonomischen Situation in Mittelamerika und eine
konkrete Bedrohungslage durch die extrem gewalttätigen Gangs. Wer soll hier
unterscheiden zwischen denen, die aufgrund von Verfolgung fliehen und
jenen, die wegen der Perspektivlosigkeit migrieren?

Ebenso spontan wie die Familie von Jaime und Marlene hat sich die 58jährige
Gloria Argentina aus dem honduranischen San Pedro Sula mit ihrem Mann und
ihrer 14jährigen Tochter der Karawane angeschlossen: "In den Nachrichten
haben wir vom Aufbruch erfahren. Nachdem wir den ganzen Tag hin und her
überlegt hatten, ob wir es wagen sollen sind wir abends schließlich in den
Bus gestiegen und der Karawane hinterher gefahren." Seitdem die maras vor
einigen Jahren versucht hatten, ihren Sohn zu rekrutieren und er in die USA
geflohen ist, sei die Familie als intern Vertriebene in Honduras von einer
Stadt zur nächsten gezogen. "Wir hatten immer Angst", sagt Gloria
Argentina. Zur Polizei seien sie gar nicht erst gegangen, alle wüssten
schließlich, dass Polizist_innen mit den maras kooperierten. Doch auch für
ihre Familie spielt die Ausweglosigkeit der ökonomischen Situation in
Honduras eine Rolle: "Unser Land bietet keine Zukunft. Das ändert sich
einfach nicht, selbst wenn eine Regierung gute Intentionen hat."

Die Gruppe bietet Schutz

Der Karawane hat sich Gloria Argentina auch angeschlossen, weil die Reise
so sicherer ist als allein. Die Alternative hat sie noch vor Augen: Der
Sohn ist auf seiner Reise von einem coyote, einem Schmuggler, einfach
ausgesetzt worden und wurde von einer Schlange gebissen. Schutz und
gegenseitige Hilfe, das versprechen sich alle hier von der gemeinsamen
Reise in der Karawane. Dass das funktioniert bestätigt Marcelino Nolasco
vom Menschenrechtszentrum von Tepayec: "Die große Gruppe wird von der
Migra, der Polizei zur Bekämpfung der sogenannten illegalen Einwanderung,
in Ruhe gelassen. Gefährdet sind die Eiligen, die dem Tross vorausgehen und
diejenigen, die aufgrund von Verletzungen, Behinderungen oder Kindern zu
langsam sind."

Um letztere kümmert sich Marcelino mit einer Gruppe aus verschiedenen
anderen sozialen Organisationen, die die Karawane in Oaxaca begleiten.
Neben dieser unmittelbaren Hilfe für die Schwächsten verfassen die lokalen
Aktivist_innen tägliche Berichte über die Situation der Karawane und fassen
ihre Forderungen an die Behörden zusammen. Die aktuell wichtigste Forderung
neben einer primären Versorgung besteht im Ruf nach Bussen, die die
Karawane in die mexikanische Hauptstadt bringen. Dafür wurde heute eine
Kommission gebildet, die darüber mit der Bundesregierung verhandeln soll.
Bislang allerdings ohne Erfolg. Etwa 100 Reisebusse - das wäre auch eine
logistische Leistung, die nicht von heute auf morgen zu erwarten wäre,
schon gar nicht in Mexiko.

Aktivismus auf dem Isthmus, auch jenseits der Karawane

Wenn gerade keine größere Karawane von Migrant_innen den Isthmus - also die
schmalste Stelle Mexikos - durchquert, klärt Marcelinos Organisation die
Menschen hier über die Menschenrechte auf und verteidigt das Territorium
gegen Megaprojekte. Seit fast zwanzig Jahren bedeutet das auf der
Pazifikseite des Isthmus den Kampf gegen die Konzerne, die hier riesige
Windkraftparks betreiben, um die starken Winde in der Region zu nutzen.
Nichts davon kommt uns zugute, sagt Marcelino. "Die Gemeinden können nicht
wachsen, weil sie von den Parks umgeben sind, der ausgetrocknete Boden
zwischen den Windrädern taugt nicht mehr für die Landwirtschaft und der
Strom ist ohnehin nur Exportgut."

Nach den Erdbeben vom September 2017 (das erste hatte auf dem Isthmus
verheerende Auswirkungen), sind in Juchitán noch immer viele Ruinen und
abgebrochene Häuser zu sehen. Auch in San Dionisio del Mar, vierzig
Kilometer von Juchitán auf einer Landzunge in der Lagune gelegen, wurden
die Menschen systematisch beim Wiederaufbau benachteiligt. Die Gemeinde ist
bekannt für ihren jahrelangen Widerstand gegen die Windkraftparks. Zusammen
mit medico Schweiz unterstützt medico international in beiden Städten den
selbstorganisierten Wiederaufbau der lokalen Komitees.

"Die Solidarität hat hier Tradition", sagt Marcelino. "Jetzt kommt sie den
Migrant_innen zugute." Zwar gebe es hier wie überall auch Anfeindungen,
aber im Großen und Ganzen seien die Menschen extrem hilfsbereit. Im Camp
der Karawane in Juchitán äußern alle unsere Gesprächspartner_innen
Dankbarkeit für Geld, Wasser und Essen, das sie auf der gesamten Reise
geschenkt bekommen haben.

Vielevon ihnen fragen wir, ob sie daran glauben, die USA tatsächlich
erreichen zu können. Fast alle antworten mit einem unbezwingbaren
Optimismus und einem fast schon sturen Glauben daran, dass Gott ihr
Schicksal schon richtig lenken wird. Am schönsten hat das Jaime
zusammengefasst: "Wir hören, was Trump uns an den Kopf wirft", sagt er,
"aber da stehen wir drüber. Denn das letzte Wort hat Gott."

In wenigen Stunden brechen die Migrant_innen aus Mittelamerika wieder auf
zur nächsten Etappe. Mexiko-Stadt ist noch weit, die USA noch weiter. Aber
der Glaube daran, dass es möglich ist, wird die Menschen in der Karawane
noch eine ganze Weile tragen.

* Am späten Abend wird eine andere Zeit und ein anderes Ziel
bekanntgegeben.

 * 

Quelle:

medico international - 1. November 2018
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LATEINAMERIKA/1826: Brasilien - Bolsonaros Weg zur Macht (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Bolsonaros Weg zur Macht

Von Andreas Behn



(Rio de Janeiro, 29. Oktober 2018, taz) - Jair Bolsonaro hat lange
gewartet, bevor er zu seinem großen Coup ansetze. Faschistische
Ansichten hegte er immer schon und sprach sie auch aus, wenn sich eine
Gelegenheit bot. Hetze gegen Schwule, Rechtfertigung von Folter,
Plädoyer für das Erschießen politischer Gegner*innen. Doch er galt als
Außenseiter, als Exot, der nicht ernst genommen wird.

Mehr oder weniger unauffällig sitzt er seit 27 Jahren als Abgeordneter
für den Staat Rio de Janeiro im Bundesparlament. Davor war er zwei
Jahre Stadtverordneter in Rio. Bei den Massendemonstrationen 2013, die
sich anfangs gegen Geldverschwendung für Fußball-WM und Olympia
richteten und innerhalb weniger Tage in einen Protest gegen die
Regierung von Dilma Rousseff mündeten, waren die Verherrlicher*innen
der Militärdiktatur (1964-1985) erstmals massiv präsent. Die Bilder
von Uniformierten auf Militärwagen gruselten, doch niemand dachte
damals daran, dass diese Rückwärtsgewandten jemals politische
Bedeutung gewinnen würden.


Militaristen seit 2013 wieder präsent

Doch die Militaristen blieben präsent. Bei jeder Gelegenheit zeigten
sie sich, auch bei den Massendemos für die Absetzung von Rousseff
2016. Damals kam es zu einem Schulterschluss aller konservativen
Kräfte Brasiliens mit dem erklärten Ziel, die gewählte Regierung der
Arbeiterpartei PT loszuwerden, egal wie. Die Initiative übernahmen
damals die Unternehmerpartei PSDB, die der PT in vier aufeinander
folgenden Stichwahlen um die Präsidentschaft unterlag, und das
Oligopol der privaten Massenmedien, die mehr Sprachrohr dieser
Bewegung war als Berichterstatter. Mit dabei auch die sogenannten
Zentrumsparteien (Centrão), die aus der Koalition mit der PT
zur Opposition überliefen. Deren Motivation war offenbar die
Beendigung der Korruptionsermittlungen, wozu Rousseff nicht bereit war
- obwohl ihre Absetzung sowie die rechte Hetze gegen die PT vor allem
mit dem Korruptionsvorwurf begründet werden.

Beim landesweiten LKW-Streik im Mai dieses Jahres waren die
Befürworter*innen eines militärischen Eingreifens bereits so stark,
dass sie in Zusammenarbeit mit der Polizei, die den Streik eigentlich
beenden sollte, eine Führungsrolle übernahmen. Inzwischen meldete sich
auch Bolsonaro unterstützend zu Wort. Im Landesinneren sind seit
Jahresbeginn riesige Outdoors mit der Werbung "Bolsonaro Presidente"
an Landstraßen zu sehen - illegale Wahlwerbung, an der sich offenbar
niemand störte.


Im Schatten der politischen Krise nutzte der rechtsextreme
Militarist die Gunst der Stunde

Die Absetzung von Rousseff in einem umstrittenen
Amtsenthebungsverfahren im August 2016 ist in mehrerlei Hinsicht der
Ausgangspunkt für Bolsonaros Griff nach der Macht. Zum einen war es
ein rechtsstaatlich fragliches Verfahren, das trotz Einhaltung des
Weges durch die Instanzen kein Fehlverhalten Rousseffs nachwies und
eindeutig politisch motiviert war. Die Amtsübernahme durch eine durch
und durch korrupte Clique um Übergangspräsident Michel Temer war der
Beginn eines rechtsfreien Zustands, eines "anything goes", der auch
den Ruf nach einem starken Mann hoffähig machte.

Zum anderen nutzte Bolsonaro die live übertragene Parlamentsabstimmung
über die Amtsenthebung zu einer seiner perversesten Äußerungen. Er
widmete seine Stimme dem bekannten Folterer Carlos Alberto Ustra, der
einst auch Rousseff mit Elektroschocks misshandelte. Oft wird gesagt,
dass dies der heimliche Startschuss seiner Kampagne war.

Das breite Anti-PT-Bündnis war für den Ex-Militär allerdings nur ein
Sprungbrett. Die konservative Elite wollte 2018 selbst an die Macht,
und Bolsonaro gelang es im Vorfeld der Wahl kaum, überhaupt einen
Vize-Kandidaten zu finden. Seine (einstige) Kleinstpartei PSL ging
ohne nennenswerten Koalitionspartner ins Rennen. Doch sein Kalkül ging
auf: Wenn die traditionellen Konservativen aufgrund der Bürde von zwei
Jahren unbeliebter Temer-Regierung keinen starken Kandidaten ins
Rennen bringen, werde am Ende er selbst das rechte Lager vertreten.
Hinzu kam, dass er den Anti-PT-Diskurs, den Medien und Konservative zu
ihrer politischen Bibel erklärt haben, noch besser und radikaler in
Szene setzte und dafür die Lorbeeren erntete: "Du wirst in deiner
Zelle verrotten", sagte er dem unter fraglichen Umständen wegen
Korruption verurteilten Ex-Präsidenten Lula da Silva. Und
PT-Mitgliedern drohte er im Wahlkampf mit Erschießen.


Religiöse Bündnisse und Fake News à la Trump

Sein wichtigster Trumpf in der Stichwahl war, für die Elite die
einzige Option gegen die PT zu sein. Seine Inhalte sind der
Wählerschaft zudem weitgehend unbekannt, da er sich seit einer
Messerattacke durch einen offenbar geistig verwirrten Mann im
September weigert, an öffentlichen Debatten teilzunehmen. Statt dessen
Wahlkampf à la Trump: Unmengen Fake News, diesmal vor allem per
WhatsApp. Selbst Trumps Ex-Berater Stephen Bannon war im Team von
Bolsonaro mit von der Partie. Und er bekam Beistand von evangelikalen
Pastoren, die in ihren Gemeinden das Votum für Bolsonaro zu einer
Gottespflicht machten. Für diese Allianz ließ sich der Katholik vor
zwei Jahren in Israel taufen.

Die oft geäußerte Hoffnung, die stabilen Institutionen in Brasilien
würden Bolsonaro schon im Zaum halten, sind nach seinem fulminanten
Wahlsieg mit über 55 Prozent der Stimmen eher Wunschdenken. Das
politische System basiert auf Klientelismus und Interessenkungelei, so
dass rechtsstaatliche Prinzipien und moralische Skrupel weit hinten
auf der Prioritätenliste vieler Parlamentarier*innen stehen. Und der
Oberste Gerichtshof hat bei all den fragwürdigen Entwicklungen seit
Rousseffs Wiederwahl 2014 kaum Position bezogen. Trotzdem kündigte
Bolsonaro bereits an, die Richterzahl auf 22 zu verdoppeln. Demokratie
und Rechtsstaat ade.
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LATEINAMERIKA/1825: Guatemala, Honduras, Mittelamerika und USA - Trump und der zentralamerikanische Exodus (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala / Honduras / Mittelamerika / USA

Trump und der zentralamerikanische Exodus

Von Markus Plate



(Mexiko-Stadt, 28. Oktober 2018, npl) - Die Caravana de Migrantes ist
weiter auf dem Weg durch Mexiko Richtung Norden. Als im
US-Kongresswahlkampf nützliche Reaktion schickt US-Präsident Donald
Trump die Armee an die Grenze und droht den zentralamerikanischen
Herkunftsländern mit dem Entzug der Wirtschafts- und
Entwicklungshilfe. Doch Expert*innen in Zentralamerika und Mexiko
sagen, dass gerade diese angeblichen "Hilfen" ein wesentlicher Grund
dafür sind, dass die Menschen aus Guatemala und Honduras fliehen.

Die Bilder gehen seit Tagen um die Welt: Tausende Geflüchtete auf dem
Weg zuerst durch Guatemala, dann durchs mexikanische Chiapas und nun
auf dem Weg nach Oaxaca, dann vielleicht Mexiko-Stadt, dann vielleicht
zur US-mexikanischen Grenze. Begleitet von zahllosen internationalen
Kamerateams. Ihre Geschichten ähneln sich: "Die Gewalt und
Unsicherheit ist unbeschreiblich", erzählt ein Taxifahrer aus dem
honduranischen Comayagua. "Ich war Taxifahrer und mich haben sie drei
Tage lang entführt und alles geraubt. Und ständig wurde ich bedroht
und erpresst. Und das für diesen Lohn, der gerade für Strom und Wasser
und die nötigsten Lebensmittel reicht. Deswegen bin ich los, denn mit
diesem Präsidenten zerfällt unser Land in Stücke."


"Unser Land zerfällt in Stücke"

In Guatemala hatten viele Station in der Flüchtlingsherberge Casa del
Migrante gemacht. Deren Leiter, Mauro Verzeletti, kümmert sich seit
vielen Jahren um Menschen, die mit der Hoffnung auf ein besseres Leben
Richtung Norden migrieren. "Die Situation aus Gewalt und Armut ist so
schlimm, dass es für die Bevölkerung nicht mehr auszuhalten ist. Die
einzige Möglichkeit ist, zu fliehen." erklärt Verzeletti und zitiert
Eduardo Galeano: "Die Migranten folgen den Reichtümern, die ihnen die
reichen Länder gestohlen haben."

Die Migrationsbewegung aus Zentralamerika Richtung USA ist nicht neu.
Rund drei Millionen Menschen aus Honduras, El Salvador und Guatemala
leben bereits in den USA. Aber bis vor kurzem haben sich die meisten
Menschen auf eigene Faust auf die lange und gefährliche Reise gemacht.
Die Flüchtlingstrecks aus Tausenden Menschen, wie vor einem halben
Jahr oder eben jetzt wieder, sind eine neue Qualität - den Flüchtenden
bieten sie einige Vorteile, sagt Verzeletti; sie sparten das Geld für
die Coyotes, die Schlepper und das organisierte Verbrechen. Zudem sei
es viel schwieriger, mehrere Tausend Menschen zu entführen.


Trump nutzt die Migrant*innen für den Wahlkampf

Für Donald Trump, den Brandstifter im weißen Haus, ist das Thema kurz
vor den Kongresswahlen Wasser auf die Wahlkampfmühlen, um seine an
alternativlosen Fakten nicht interessierte und oft rassistische
Anhängerschaft zu mobilisieren. Bei dieser kommen Trumps Drohungen
gegen die Herkunftsländer gut an: "Die kriegen von uns Hunderte
Millionen Dollar und tun nichts für uns", keift Trump. Die Regierungen
Zentralamerikas täten nichts, um Menschen an der Migration zu hindern,
so Trump weiter. Das ist sogar stark untertrieben. Sie tun, 
zumal in Guatemala und Honduras, das Gegenteil: In Guatemala versucht 
Präsident Morales, die internationale Kommission gegen die 
Straflosigkeit loszuwerden, die in den letzten Jahren unzählige 
Korruptionsskandale und -netzwerke hat auffliegen lassen.

Zu Honduras äußerte sich vor wenigen Tagen Nayib Bukele aus dem
benachbarten El Salvador und aussichtsreicher Kandidat für die
Präsidentschaftswahlen dort im nächsten Jahr: "Honduras Präsident Juan
Orlando Hernández ist nicht demokratisch gewählt, dazu kommen
Jahrzehnte von Korruption, Ausgrenzung. Nicht mal die Grundversorgung
der Bevölkerung garantiert der Staat. Und dann sehen die Leute, dass
sie durch Wahlen keinen Wandel herbeiführen können."


Milliarden für Aufrüstung der Sicherheitskräfte

Kritik von Trump in beiden Fällen: Fehlanzeige! Präsident Morales in
Guatemala und Hernández in Honduras sind treue US-Verbündete. Vor
wenigen Jahren erst haben sie mit großem Tamtam ein neues
Hilfsprogramm mit den USA beschlossen - die Allianz für den Wohlstand.
Milliarden sind seither in die Aufrüstung der Sicherheitskräfte der
Länder geflossen, in Infrastrukturmaßnahmen und Projekte zur
Wirtschaftsentwicklung. Explizites Ziel: Die Migration einzudämmen.
Wohin das Geld genau geflossen ist, weiß niemand so genau. Klar aber
ist: Wohlstand hat diese Allianz nicht gebracht, die aktuellen
Fernsehbilder zeigen, dass das Gegenteil der Fall ist.

Laut Nayar López, Politologe vom Zentrum für Lateinamerikastudien an
der Nationalen Autonomen Universität von Mexiko, sei dies auch gar
nicht das Ziel US-amerikanischer Hilfen für Zentralamerika: "Die
Strategie der Allianz für den Wohlstand war und ist eine Strategie,
die zentralamerikanischen Länder in einem Abhängigkeitsverhältnis zu
halten", erläutert López. Um strukturelle und nachhaltige Programme
zur Armutsreduzierung habe es sich dabei nie gehandelt. Die
Armutsrate, die Gewalt und die Arbeitslosigkeit sei in keinster Weise
zurückgegangen. Das Beispiel Guatemala, wo Ex-Präsident Otto Pérez
wegen Korruption im Gefängnis sitzt, zeige, dass internationalen
Hilfen oft direkt in die Taschen derer flössen, die den Staat
kontrollieren. Und Honduras sei noch schlimmer, so López: "Der
Wahlbetrug im letzten Jahr zeigt, dass es sich zwar um einen
gescheiterten Staat handelt, der aber durchaus den Interessen der USA
dient. Seit dem Putsch 2009 gegen Manuel Zelaya haben wir Regierungen,
die keine demokratische Legitimierung haben. Das alles wurde und wird
von den USA unterstützt."


Das Problem ist die Ungleichheit

Der Wirtschaftsprofessor und Sozialwissenschaftler Wilson Romero lehrt
an der renommierten jesuitischen Universität Landivar in Guatemala.
Auch er kritisiert die Allianz für den Wohlstand. Zwar basierten die
Programme teilweise auf der richtigen Antwort, findet Romero: "Aber
das wahre Problem ist die Ungleichheit, die Ausgrenzung, daraus
folgend die Armut und das Anschwellen der Bandenkriminalität. Wenn man
nicht gegen diese Ungleichheit vorgeht, dann werden Armut und Gewalt
trotz Wirtschaftswachstums weiter zunehmen."

Sollten die USA tatsächlich ihre angeblichen Hilfszahlungen an
Zentralamerika streichen, würde das vor allem denen weh tun, die sich
diese einstreichen: Politiker*innen, Militärs, Unternehmer*innen. Bei
der verarmten Bevölkerung sei ohnehin nie etwas davon angekommen, so
die zahllosen Aussagen von Flüchtenden, die von den Medien derzeit in
die ganze Welt gesendet werden. Wer Zentralamerika kennt, wer
beobachten konnte, wie schamlos in Guatemala oder Honduras die
öffentlichen Kassen ausgeplündert werden, wie egal dort der Politik
die Menschen sind, wie lebensbedrohlich die Gewalt für immer mehr
Menschen ist - der ist davon überzeugt, dass sich die Menschen nicht
davon abhalten werden lassen, ihr Heil in der Flucht zu suchen. So wie
Mauro Verzeletti von der Casa del Migrante: "Seit den
Friedensverträgen vor 20 Jahren ist es das erste Mal, dass wir eine so
massive Fluchtbewegung sehen und betreuen. Das ist eine Demonstration,
dass von nun an der Exodus aus Zentralamerika massiv sein wird."

Ein Exodus, gegen den keine Mauern helfen werden - und sollten sie es
doch tun, droht Zentralamerika und damit dem Hinterhof und treuem
Verbündeten der USA der Kollaps. Die Politik Trumps und seiner
korrupten Verbündeten in Honduras und Guatemala ist zum Scheitern
verurteilt. Den Preis dafür zahlen aber wieder einmal diejenigen, die
daran keine Schuld tragen.

Zu diesem Artikel gibt es auch einen Audiobeitrag bei Radio
onda:

https://www.npla.de/podcast/die-us-hilfen-und-die-flucht-aus-zentralamerika/
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HOCHSCHULE/2246: Teilzeit im Studium ist noch keine Selbstverständlichkeit (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 30.10.2018

Teilzeit im Studium ist noch keine Selbstverständlichkeit



Anders als im Beruf, ist das Thema Teilzeit im Studium noch nicht
etabliert. Aktuell studieren nur 7,2 Prozent aller Studierenden offiziell
in reduziertem Umfang. Insgesamt stehen nur 13,5 Prozent aller
Studiengänge auch in Teilzeit zur Verfügung. Dies zeigt eine Analyse des
CHE Centrum für Hochschulentwicklung, die zudem umfassenden
Weiterentwicklungsbedarf bei den Rahmenbedingungen aufzeigt.

Zum Wintersemester 2016/17 studierten laut Statistischem Bundesamt rund
200.000 Studierende offiziell nicht in Vollzeit. Der seit Jahren langsam,
aber stetig steigende Anteil in Teilzeit Studierender liegt aktuell bei
7,2 Prozent.

Im Ländervergleich verzeichnet Hamburg die höchste Quote an
Teilzeitstudierenden. Im Stadtstaat studiert rund jeder fünfte Studierende
nicht in Vollzeit. Das liegt u.a. an zwei dort beheimateten privaten 
Fern-Hochschulen, deren rund 17.000 Studierende überwiegend ein 
Teilzeitstudium absolvieren. Die geringste Quote weist das Saarland mit 
einem Anteil von 0,4 Prozent auf.

Die Quote der "de facto"-Teilzeitstudierenden, die zwar in einen
Vollzeit-Studiengang eingeschrieben sind, aber weniger intensiv studieren,
liegt laut aktueller Sozialerhebung aber deutlich höher. Demnach studiert
rund jeder dritte Studierende in einem deutlich geringeren zeitlichen Umfang
als vorgegeben. Laut Statistischem Bundesamt schlossen 2014 lediglich 40
Prozent der Studierenden ihr Studium innerhalb der vorgesehenen
Regelstudienzeit ab.

Das CHE sieht deshalb einen massiven Bedarf an einer Flexibilisierung der
Studienzeiten, der durch das formale Teilzeitstudium nicht gedeckt wird.
"Der Anteil an Studierenden, die ein Studium mit Familie, Beruf oder
anderen Faktoren in Einklang bringen müssen, wächst konstant. Die
bestehenden Rahmenbedingungen für ein Teilzeitstudium tragen dem in keiner
Weise Rechnung", bilanziert CHE Geschäftsführer Frank Ziegele.

Der niedrige Anteil von Studierenden in Deutschland, die offiziell einen
Teilzeitstudiengang belegen, dürfte dabei auch am geringen Angebot
entsprechender Studiengänge liegen. Lediglich jeder achte Studiengang in
Deutschland steht nach den Angaben im HRK Hochschulkompass auch
Studierenden in Teilzeit offen. Die Quote an Teilzeitstudiengängen liegt
im aktuellen Wintersemester 2018/19 bei 13,5 Prozent. Sie ist im Vergleich
zum Vorjahr leicht um 0,7 Prozentpunkte gestiegen.

Das Saarland weist mit 64,5 Prozent die höchste Quote an
Teilzeitstudiengängen auf. Dahinter folgen Hamburg und Brandenburg mit
53,3 und 36,8 Prozent. In sechs Bundesländern liegt der Anteil an
Teilzeit-Angeboten unter 10 Prozent. Schlusslicht ist Bremen, wo nur einer
von fünfzig Studiengängen auch in geringerem Umfang pro Semester
absolviert werden kann.

Insgesamt ist das Teilzeit-Angebot an Universitäten mit 16 Prozent etwas
umfangreicher als das an Fachhochschulen mit 11,5 Prozent. Auch im
Masterbereich (16,7 Prozent) haben Menschen, die etwa parallel zum Beruf
ein Studium absolvieren möchten, eine größere Auswahl als im
Bachelor-Bereich (11,8 Prozent).

In den Gesellschafts- und Sozialwissenschaften besteht die Teilzeit-Option
in jedem fünften Studiengang. Ähnlich hoch ist der Anteil auch für die
Sprach und Kulturwissenschaften sowie die Medizin und
Gesundheitswissenschaften.

Angesichts dieser Ergebnisse plädiert das CHE für eine Weiterentwicklung
des Teilzeitstudiums, das Studierenden größtmögliche zeitliche
Flexibilität im Studium gewähren sollte. Hierzu zählt u.a. eine Anpassung
der bestehenden BAföG-Regelungen, die eine Förderung in Teilzeit bisher
ausschließt.

Dringenden Verbesserungsbedarf sieht Studienautor Cort-Denis Hachmeister
nach einer Stichprobe bei 60 Hochschulen auch beim Informations- und
Serviceangebot: "Die eine Hochschule gewährt einen Anspruch auf
Teilzeitstudium bei Kindern bis zum fünften, die andere bis zum 18.
Lebensjahr - das ist nicht nachvollziehbar." Vielfach fehlten
Informationen oder die Unterscheidung zwischen offiziellen
Teilzeit-Studienangeboten und Teilzeit-Optionen im Ausnahmefall. CHE Experte
Hachmeister zieht deshalb ein ernüchterndes Fazit: "Wer während des
Studiums, etwa durch die Pflegebedürftigkeit eines Angehörigen, plötzlich
auf ein Teilzeitstudium angewiesen ist, muss aktuell einfach das Glück
haben, an der richtigen Hochschule zu studieren".


Über diese Studie:

Im Auftrag des CHE Centrum für Hochschulentwicklung analysierte CHE
Consult die Entwicklung von Teilzeit-Studienangeboten in Deutschland. Die
Analyse umfasste die Studienangebote der Hochschulen, die Nachfrage bei
den Studierenden, eine Analyse der rechtlichen Rahmenbedingungen sowie
eine Stichprobe zum Informationsangebot auf den Websites von sechzig
deutschen Hochschulen. Grundlage für die Teilzeit-Angebots-Quote sind die
Daten des Hochschulkompasses der Hochschulrektorenkonferenz für das
Wintersemester 2018/19. Die Anteile der Teilzeitstudierenden beruhen auf
Angaben des Statistischen Bundesamtes für das Wintersemester 2016/17.
Verfasser(innen) der Studie "CHE Teilzeitstudium-Check 2018/19 - Daten und
Empfehlung zur Weiterentwicklung des Teilzeitstudiums in Deutschland" sind
Anna Gehlke, Cort-Denis Hachmeister und Lars Hüning. Die wichtigsten
Informationen zum Thema, Checklisten und eine kommentierte Linkliste
findet sich unter:

www.che.de/teilzeit.


Originalpublikation:

www.che.de/downloads/CHE_AP_213_Teilzeitstudium_Check_2018_19.pdf

- Zum CHE Teilzeitstudium-Check 2018/19


Weitere Informationen unter:

https://public.tableau.com/profile/che.consult#!/vizhome/CHETeilzeit-Check201819/Teilzeit-Check2018

- Interaktive Grafiken der Ergebnisse

http://www.che.de/teilzeit

- CHE kurz + kompakt: Teilzeitstudium, FAQs, Checklisten und kommentierte
Linklisten zum Thema für Studieninteressierte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





RAUB/1166: Medizin - ein Mordsystem ... (SB)




Nach allem, was bisher bekannt ist, wurde dort vertuscht. Man
hat dort die Warnzeichen nicht übersehen, sondern aktiv verdrängt.
Niels Högel hat sogar ein gutes Zeugnis bekommen und man hat ihn
weggelobt, als deutlich wurde, dass etwas nicht stimmt. Der drohende
Imageschaden für das Haus wurde höher bewertet als das Wohl der
Patienten.

Karl H. Beine (Chefarzt und Professor für Psychiatrie) [1]

Vor dem Landgericht Oldenburg hat ein Prozeß zur größten Mordserie der
deutschen Nachkriegsgeschichte begonnen. Angeklagt ist der 41jährige
ehemalige Krankenpfleger Niels Högel, der bereits in früheren
Verfahren wegen der Tötung von sechs Patienten zu einer lebenslangen
Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. Zum Prozeßauftakt hat er nun
100 weitere Morde eingeräumt, wobei die genaue Zahl der Opfer
unbekannt ist. Er verübte die Taten zunächst in Oldenburg und dann in
Delmenhorst jeweils in der Intensivmedizin. Daß er fünf Jahre lang
ungehindert morden konnte wirft die Frage auf, ob das womöglich nur
die Spitze des Eisbergs in Gestalt eines lebensgefährlichen
Krankenhaussystems ist, in dessen "Normalbetrieb" zahlreiche Menschen
durch Behandlungsfehler, unzureichende Versorgung oder Nichtbeachtung
zu Tode gebracht werden.

Wegen der außergewöhnlichen Dimension des Prozesses dient der große
Festsaal der Weser-Ems-Hallen als Gerichtssaal. 126 Angehörige der
Opfer sind als Nebenkläger zugelassen, sie werden von 17 Anwälten
vertreten. Die Vernehmung des Angeklagten wird auf zwei Leinwänden
gezeigt, damit alle Anwesenden das Geschehen wie aus nächster Nähe
verfolgen können. Der Prozeß begann mit einer Schweigeminute für die
Toten, dann wandte sich der Vorsitzende Richter Sebastian Bührmann,
der bereits die Prozesse 2008 und 2014/15 gegen Högel geführt und ihn
verurteilt hatte, mit einigen Erklärungen an die Nebenkläger, die zum
ersten Mal dem Mann gegenübersaßen, der ihre Angehörigen ermordet
haben soll. Bührmann bat sie, auf sich achtzugeben, jederzeit könnten
sie den Saal verlassen. In der Weser-Ems-Halle kümmern sich Vertreter
des Weißen Rings und der Stiftung Opferhilfe um sie.

Der Richter erklärte, was dieser Strafprozeß leisten kann und was
nicht. Wenngleich auch zur Sprache kommen werde, inwiefern noch andere
Klinikmitarbeiter Schuld am Tod dieser Menschen tragen, beschränke
sich das Verfahren ausschließlich auf die Frage nach der Schuld des
Angeklagten. Allein das Verlesen der Anklage dauerte mehr als eine
Stunde, obgleich sich Oberstaatsanwältin Daniela Schiereck-Bohlmann
knapp hielt und jeweils nur den Namen, das Geburtsdatum und den
Todestag der Patienten vorlas, dazu noch ein bis zwei Sätze zum
ermittelten Tatablauf. Die Ermittler gehen davon aus, daß es noch viel
mehr als 100 Opfer gibt, möglicherweise sind es bis zu 200. Doch da
die Toten in vielen Fällen feuerbestattet wurden, war es den
Rechtsmedizinern dann unmöglich, noch Spuren von Medikamenten zu
entdecken. [2]

Die Taten soll Högel zwischen Februar 2000 und Juni 2005 erst im
Klinikum Oldenburg, dann im Klinikum Delmenhorst begangen haben. Er
verabreichte seinen Patienten Medikamente, um sie an den Rand des
Todes zu bringen. Die Staatsanwaltschaft geht davon aus, daß er dies
tat, um von Kollegen und Vorgesetzten für seine Fähigkeit der
anschließenden Reanimation Anerkennung und Bewunderung zu erhalten.
Daß viele seiner Opfer die Tortur nicht überlebten, habe er billigend
in Kauf genommen. Auf die Frage des Richters, ob die Vorwürfe so
größtenteils zuträfen, antwortete Högel: "Ja, das, was zugegeben
worden ist, ist auch so." 36 Menschen soll er in Oldenburg ermordet
haben, 64 in Delmenhorst. Im Prozeß 2014/2015 hatte er noch nichts von
den Morden in Oldenburg verraten und damals beteuert, die Wahrheit zu
sagen. Wie er nun erklärte, habe er diese Taten damals aus Scham vor
seiner Familie verschwiegen und sie auch vor sich selbst nicht
wahrhaben wollen. [3]

Niels Högel ist keineswegs der einzig bekannte Täter dieser Art. So
wurden allein im deutschen Sprachraum seit 1970 zehn Tötungsserien in
Kliniken und Heimen aufgedeckt, den rechtskräftig verurteilten Tätern
111 vollendete Tötungen nachgewiesen. Die Dunkelziffer könnte noch
erheblich höher sein. Alle Tötungsserien wurden verspätet aufgedeckt,
da man zum einen in Klinik oder Heim nicht mit Mord und Totschlag
rechnet, zum anderen der Tod dort zum Alltag gehört und daher kaum
auffällt. Insbesondere aber war fast nirgendwo ein glaubwürdiger
Aufklärungswille zu erkennen, da die betroffenen Einrichtungen
offenbar einen massiven Imageschaden und wirtschaftliche Konsequenzen
fürchteten. Alle zehn überführten Täter hatten pflegerische Berufe,
und obgleich ihre Profile einige Gemeinsamkeiten aufweisen, gibt es
kein fallübergreifendes Erklärungsmuster. Die These, es handle sich um
krasse Einzelfälle von Psychopathen, ist nicht haltbar. Vielmehr hat
man es mit einem System zu tun, das solche und andere Tötungen
begünstigt.

Karl H. Beine, Chefarzt und Professor für Psychiatrie, hat bereits
2015 den Prozeß gegen Högel beobachtet, rund 5000 Beschäftigte in
deutschen Krankenhäusern und Pflegeheimen zur Gewalt in ihrem
Arbeitsalltag befragt und gemeinsam mit Jeanne Turczynski ein Buch zu
diesem Themenkomplex geschrieben [4]. Wenngleich es sich bei der
Befragung um keine repräsentative Studie handelt, lassen die
Ergebnisse doch auf ein gravierendes Ausmaß von Gewalt in solchen
Einrichtungen schließen. So wußte die Hälfte der Befragten von Fällen
zu berichten, in denen Patienten verbal angegangen oder beschimpft
wurden. 3,8 Prozent der Beteiligten aus den pflegerischen Berufen
hatten davon gehört, daß an ihrem Arbeitsplatz das Leben von Patienten
aktiv beendet worden sei. 1,5 Prozent aus dem Bereich Pflege gaben an,
das Leiden von Patienten selbst schon aktiv beendet zu haben, bei den
Ärzten waren es 3,4 Prozent.

Um diese lange verschwiegene und ausgeblendete Problematik zu Gehör zu
bringen, rechneten die Autoren diese Zahlen auf die Gesamtheit aller
in Deutschland tätigen Ärzte und Pflegekräfte in solchen Einrichtungen
hoch, wonach es zwischen Oktober 2014 und Oktober 2015 zu insgesamt
mehr als 21.000 Opfern gekommen sein könnte. Wenngleich diese
Kalkulation wissenschaftlich nicht gesichert ist und vor allem als
Aufruf intendiert war, sich mit dieser keineswegs marginalen
Problematik auseinanderzusetzen, ist deren mögliche Dimension nicht
ohne weiteres von der Hand zu weisen. Bei der Veröffentlichung dieser
Zahlen setzte es heftige Kritik. Angefangen vom Patientenbeauftragten
der Bundesregierung über die Deutsche Krankenhausgesellschaft und
Ärztekammern bis hin zur Deutschen Stiftung Patientenschutz zeigte man
sich empört und sprach von einem unhaltbaren Generalverdacht gegen
eine ganze Berufsgruppe, der das Vertrauen untergrabe. Ein
skandalisierender Umgang mit unrealistischen Zahlen befördere eine
nicht zu verantwortende Panikmache. Diese heftige Zurückweisung nährt
indessen den Verdacht, daß sich an dieser Stelle dieselbe
kritikresistente Verteidigung eben jenes Systems wiederholt, das die
monierten Mißstände bis hin zu gravierendsten Übergriffen auf
Schutzbefohlene möglich macht.

Die Tötungsserien in deutschen Krankenhäusern lassen existierende
Fehlerketten im Kontext ökonomischer Zwänge und hoher Arbeitsbelastung
besonders deutlich hervortreten. Fehlende Kontrollmechanismen,
ignorierte Verdachtsmomente und das massive Mauern letztlich
Mitverantwortlicher in Kliniken, Behörden und Justiz zeugen davon, daß
ein Krankenhaus der ideale Ort sein kann, um Menschen zu töten. Im
Falle Niels Högels fiel angeblich weder der deutliche Anstieg von
Sterbefällen in seiner Dienstzeit noch der enorme Verbrauch von
Medikamenten, die er bei seinen Taten verwendete, auf. Die Behauptung,
niemand habe etwas geahnt oder gewußt, ist nicht haltbar. Als sich die
Vorbehalte gegenüber dem als unheimlich empfundenen "Pechbringer" und
"Unglücksraben" im Kollegenkreis häuften, unterbreitete ihm der
zuständige Chefarzt in Oldenburg ohne Angabe von Gründen die
Alternative, entweder in den Hol- und Bringedienst degradiert zu
werden oder einen Auflösungsvertrag samt einem guten Arbeitszeugnis zu
erhalten. Höger zog letzteres vor, verließ das Klinikum und fand wenig
später eine Stelle als Intensivpfleger in Delmenhorst, wo er weitere
Morde verübte. Ohne den jahrelangen Kampf zahlreicher
Opferangehöriger, die weitere Ermittlungen erzwangen, wäre es niemals
zur weitreichenden Aufklärung und den Prozessen gekommen.

Die lebensgefährlichen Zustände in deutschen Kliniken sind eine Folge
des Anfang der 2000er Jahre etablierten Systems der Fallpauschalen
oder DRGs (Diagnosis Related Groups), die zu einem Schub der
Ökonomisierung im Gesundheitswesen führten. Die Verweildauer im
Krankenhaus wurde erheblich gesenkt, während zugleich in keinem
OECD-Land so viele Menschen stationär behandelt werden wie in
Deutschland. Die Kliniken bevorzugen, was Geld bringt: Nicht das aus
medizinischer Sicht beste und für den Patienten förderlichste Vorgehen
genießt Priorität, sondern das wirtschaftlich einträglichste. Der
Case-Mix-Index (CMI), der Krankenhauspatienten nach ihrem ökonomischen
Wert bemißt, wird zur Richtschnur.

Die unter Kostendruck geratenen Kliniken nahmen die meisten
Einsparungen im Pflegebereich vor. Zehntausende Stellen wurden
gestrichen, nur relativ wenige neu geschaffen. Zudem können vielerorts
offene Stellen nicht besetzt werden, weil inzwischen ein gravierender
Fachkräftemangel herrscht. Hinzu kommt die dramatische Entwicklung im
Pflegebereich: In Deutschland sind 2,6 Millionen Menschen
pflegebedürftig, 2030 könnten es bereits 3,4 Millionen sein. Ein
Drittel dieser Menschen wird derzeit in Heimen und Krankenhäusern
betreut, was diese Einrichtungen an den Rand der Belastbarkeit und
nicht selten darüber hinaus treibt.

Die Leistungsverdichtung der Pflegekräfte nimmt zu, physische
Anforderungen und psychischer Druck erhöhen den Streß. Die Folge sind
ständige Überlastung bis hin zu Zusammenbrüchen, fehlende
Kommunikation im Kollegenkreis, ein hoher Krankenstand, Frustration
und die Flucht in Teilzeit oder Kündigung. Für die Patienten ist damit
eine zwangsläufig schlechtere Versorgung bis hin zu Lebensgefahr
verbunden. So haben Studien nachgewiesen, daß mit steigender
Arbeitsbelastung der Pflegekräfte auch die Sterberate auf den
Stationen steigt. Der AOK-Krankenhaus Report 2014 zum Thema
Patientensicherheit kam zu dem Schluß, daß es in fünf bis zehn Prozent
der Fälle zu "unerwünschten Ereignissen" komme. In Deutschland sterben
jedes Jahr etwa 19.000 Menschen durch Fehlbehandlungen im Krankenhaus.
Zugleich erschwert die strikte Trennung von Medizin und Pflege einen
übergreifenden Austausch und fördert die gegenseitige Bezichtigung.
Fehler werden nicht eingestanden, im Alltag fehlen Zeit und Raum für
eine adäquate Diskussionskultur.

Wie Beine hofft, könne der Prozeß in Oldenburg lehren, den Anfängen zu
wehren und die Alarmzeichen zu erkennen. Zugleich bringe er Recht und
Sühne für die Hinterbliebenen der Opfer, die ihnen die Justiz so lange
verwehrt hat. Vor allem aber erwarte er von einem nachfolgenden
Verfahren gegen die Verantwortlichen in den Krankenhäusern Antworten
darauf, warum das Versprechen nicht umgesetzt wurde, die Sicherheit
der Patienten zu garantieren. Eugen Brysch von der Deutschen Stiftung
Patientenschutz fordert ein anonymes Whistleblower-System in den
Kliniken wie auch digitale Medikamentenakten, zentrale
Ermittlungsgruppen für medizinische und pflegerische Delikte sowie
flächendeckende amtsärztliche Leichenschauen. Pflege mache keine
Mörder, aber Medizin und Pflege mache es Mördern zu leicht, weshalb
eine Kultur des Hinschauens erforderlich sei, um aktiven
Patientenschutz zu etablieren. [5]

Ohne die Erfordernis solcher Maßnahmen in Abrede zu stellen, bedürfte
es schon einer tiefgreifenden Kursänderung, um die
Gesundheitswirtschaft, deren Dienstleister sich ausschließlich an der
Profitmaximierung orientieren und Kosten senken, indem sie Mitarbeiter
und Patienten ausbeuten, durch eine qualifizierte Versorgung zu
ersetzen. Wenngleich es nicht an Vorschlägen mangelt, wie das zu
bewerkstelligen sei, stellen sich doch noch grundsätzlichere Fragen
wie jene, ob die Negation des bestmöglichen Gesundheitssystems für
alle nicht zu den zentralen Momenten des Ausschlusses im Kontext der
fundamentalen gesellschaftlichen Widerspruchslagen zählt.


Fußnoten:

[1] www.sueddeutsche.de/panorama/fall-niels-hoegel-interview-karl-h-beine-1.4190195

[2] www.nwzonline.de/region/oldenburg-mordprozess-in-oldenburg-hoegel-ich-haette-auch-im-pius-anfangen-koennen_a_50,2,4269467570.html

[3] www.spiegel.de/panorama/justiz/niels-hoegel-was-beim-prozessauftakt-in-oldenburg-geschah-a-1235968.html

[4] Karl H. Beine, Jeanne Turczynski: Tatort Krankenhaus. Wie ein
kaputtes System Misshandlungen und Morde an Kranken fördert, Droemer
Verlag München 2017, 256 Seiten, 19,99 Euro, ISBN 978-3-426-27688-4

www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar681.html

[5] www.deutschlandfunk.de/patientenschutz-eine-kultur-des-hinschauens-ist-keine-kritik.694.de.html
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NAHOST/1634: Riad - Verzahnung diverser Interessen ... (SB)


Verzahnung diverser Interessen ...



Was genau passierte, nachdem sich Jamal Khashoggi am 2. Oktober kurz
nach 13 Uhr in das saudische Konsulat in Istanbul begab, weiß nur ein
kleiner Kreis von Menschen. Der Umstand, daß der saudische Exilant und
Washington-Post-Kolumnist seitdem nicht mehr in der Öffentlichkeit
aufgetaucht ist oder Kontakt zu seiner türkischen Verlobten Hatice
Cengiz aufgenommen hat, spricht für die These, daß er in der
diplomatischen Vertretung Riads am Bosporus ums Leben gekommen ist.
Die türkische Staatsanwaltschaft ermittelt in der Angelegenheit
bereits gegen 18 Saudis - 15 von ihnen Mitglieder des
Sicherheitsapparats um Kronprinz Mohammed bin Salman (MbS), die am
besagten Tag extra morgens in die Türkei eingereist und abends nach
Saudi-Arabien zurückgeflogen sind. Sie versucht zudem, wegen des
Verdachts Zugang zur Villa des saudischen Konsuls in Istanbul zu
bekommen, die Leiche Khashoggis könnte dort entweder ganz oder in
Stücken begraben sein.

Ungeachtet der Tatsache, daß Saudi-Arabien bereits den Tod des
prominenten MbS-Kritikers eingeräumt und dessen Ableben als
unbeabsichtigte Folge einer mißglückten, weil allzu ruppig
gehandhabten Entführung deklariert hat, sollte man in der
Angelegenheit größte Skepsis wahren. Der Fall Khashoggi ist zu einem
Politikum internationaler Tragweite geworden, bei dem mit harten
Bandagen um die Auslegungshoheit gekämpft wird. Man denke nur an die
geschickte Informationspolitik des türkischen Präsidenten Recep Tayyip
Erdogan, der die ganze Welt glauben ließ, er sei im Besitz von
Bild- und Tonmaterial, auf dem die bestialische Ermordung Khashoggis
und dessen Zerstückelung bei lebendigem Leibe mittels einer
elektrischen Knochensäge festgehalten worden sei. Nur weil vor wenigen
Tagen die Behörden in Ankara Gina Haspel, der foltererfahrenen
CIA-Chefin von US-Präsident Donald Trump, exklusiven Einblick in
besagtes Material gewährt haben sollen, heißt das noch lange nicht,
daß es existiert. Rußlands Präsident Wladimir Putin zum Beispiel, der
als ehemaliger KGB-Agent von Geheimdienstangelegenheiten mehr als
jeder andere Regierungschef versteht, hat sich kategorisch geweigert,
dem überlauten Ruf der Medien nach der Verhängung von Sanktionen gegen
Saudi-Arabien Folge zu leisten, bis ihm juristisch verwertbare Beweise
für die Ermordung Khashoggis vorgelegt worden sind.

Seit Wochen grassieren im Internet Gerüchte und Spekulationen um das
Geschehen im saudischen Konsulat am 2. Oktober. Sie reichen vom
mißlungenen Versuch Khashoggis, die Prätorianer von MbS für eine
Palastrevolte zu gewinnen bis hin zur geschickten Inszenierung der CIA
und Teilen des saudischen Geheimdienstes, einen "Regimewechsel" in
Riad zu erzwingen. Interessant in diesem Zusammenhang sind Meldungen
der letzten Wochen seitens der Washington Post und der britischen
Tageszeitung Express, wonach die Verantwortlichen bei der CIA und dem
MI6 bis zu drei Wochen vor dem Vorfall von der geplanten Entführung
Khashoggis wußten, jedoch aus bisher unerklärlichen Gründen nichts
dagegen unternahmen. Tatsache ist, daß Trump am 3. Oktober bei einer
Wahlkampfveranstaltung eine Fortsetzung der Herrschaft der Familie
Saud über den größten Teil der arabischen Halbinsel offen in Frage
gestellt hat. Wörtlich sagte der New Yorker Immobilienmagnat, König
Salman sowie sein Sohn und designierter Thronfolger Mohammed blieben
ohne die USA "keine zwei Wochen an der Macht" und forderte Riad dazu
auf, für den militärischen Schutz Washingtons endlich zu "bezahlen".

Was könnte Trump zu einer solchen Drohung gegenüber Saudi-Arabien,
einem langjährigen Verbündeten der USA, das er als erstes Land als
US-Präsident im Frühjahr 2017 besucht hatte, veranlaßt haben? Damals
haben die Saudis Trump - wer erinnert sich nicht an dessen berühmten
"Schwerttanz"? - versprochen, der US-Rüstungsindustrie Waffen im Wert
von 110 Milliarden Dollar abzunehmen. Doch offenbar sind viele der
angebahnten Geschäfte noch nicht so recht unter Dach und Fach - will
heißen, die Amerikaner haben ihr Geld nicht bekommen. Wie der Zufall
so will, war am 30. September die Frist abgelaufen, derzufolge Riad
Lockheed Martins 15 Milliarden Dollar teueres Raketenabwehrsystem
namens Theatre High Altitude Area Defense System (THAAD) hätte
bestellen sollen. Dazu war es jedoch nicht gekommen, weil sich Salman
und MbS angeblich das billigere, lediglich fünf Milliarden Dollar
teuere, aber leistungsstärkere S-400-System der Russen kaufen wollten.

Auch die US-Finanzindustrie hält MbS nicht mehr für den großen
Hoffnungsträger, seit Salman im Sommer einen Strich durch die Pläne
des jungen Möchtegern-Reformers machte. Damals hat sich der König
gegen die geplante, auf 100 Milliarden Dollar geschätzte
Teilprivatisierung des staatlichen Saudi-Aramco, des größten
Ölkonzerns der Welt, entschieden. Die Erlöse aus dem Mammutbörsengang
entweder in New York oder London oder an beiden Orten zeitgleich
sollten den Umbau der saudischen Volkswirtschaft von der Abhängigkeit
von Öl und Gas hin zu einer modernen Dienstleistungsgesellschaft
finanzieren. Die Restrukturierungspläne stehen nun in den Sternen.
Amerikas Großkonzerne, die sich bei der saudischen
Privatisierungsorgie als erste bedienen wollten, sind verärgert. Dies
erklärt den Vorwurf des einflußreichen New-York-Times-Kolumnisten
Thomas Friedman vor wenigen Wochen, es dränge sich bei den
Wirtschaftskapitänen in den USA der verstörende Eindruck auf, MbS
favorisiere ein "chinesisches Modell" mit stärkerem Staatsdirigismus.

Da Regierungsgegner in mit dem Westen befreundeten Staaten praktisch
jeden Tag auf die eine oder andere Weise, mal lautlos, mal mit
demonstrativer Brutalität, liquidiert werden, kann man annehmen, daß
der Tod Khashoggis nicht die Ursache war, warum sich MbS' falsche
Freunde in Washington, London, Paris und Berlin plötzlich von ihm
abwenden, sondern daß es darum ging, dem übermächtigen Kronprinzen die
Flügel zu stutzen, wenn nicht sogar ihn ganz kaltzustellen. Hatte man
im vergangenen November die Festnahme und Folterung von mehr als 200
schwerreichen Saudis im Ritz Carlton in Riad mehr oder weniger
ignoriert und als besonders schrille Form der "Korruptionsbekämpfung"
abgetan, so sind nun für Kronprinz Mohammed die Messer gewetzt. Nicht
umsonst hat am 30. Oktober Susan Rice, die einstige Nationale
Sicherheitsberaterin Barack Obamas, in der New York Times den
derzeitigen saudischen Thronfolger für nicht mehr tragbar erklärt. Am
Vortag hatte US-Außenminister Mike Pompeo ein Ende des von MbS im März
2015 vom Zaun gebrochenen Kriegs im Jemen gefordert. Keine 24 Stunden
später gab US-Verteidigungsminister und General a. D. James Mattis der
Regierung in Riad 30 Tage Zeit, die Forderung seines Kollegen im State
Department zu erfüllen.

Währenddessen ist in der saudischen Hauptstadt eine Neuordnung der
Dinge voll im Gange. Am 30. Oktober ist Prinz Ahmed, der letzte
lebende Bruder von König Salman, nach mehrmonatigem Exil in London
nach Riad heimgekehrt. Nach Angaben der Zeitung Middle East Eye haben
die USA und Großbritannien die Unversehrtheit Ahmeds garantiert. Ahmed
und Salman sind die letzten der Sudairi-Sieben - jener Söhne, die
Staatengründer Abd Al Asis Ibn Saud mit seiner Lieblingsfrau Hasa Bint
Sudairi gezeugt hatte. Der ehemalige Innenminister wäre beim Tod
Salmans König geworden, hätte sein Bruder ihn nicht letztes Jahr
übergangen und den eigenen Sohn Mohammed zum Thronfolger ernannt.

Ahmed ist das einzige Mitglied der saudischen Königsfamilie, von dem
bekannt ist, daß er MbS die Gefolgschaft verweigert und es überlebt
hat. Ahmed hat sich in Saudi-Arabien beliebt gemacht, als im Frühjahr
Bilder in der Heimat ausgestrahlt wurden, wie der 75jährige Prinz vor
seiner Residenz in London von Demonstranten wegen des Jemen-Kriegs
beschimpft wurde und darauf erwiderte, die Familie Saud habe damit
nichts zu tun, das Blutvergießen im Nachbarland sei allein das Werk
des Vater-Sohn-Duos Salman und Mohammed. Nachrichten zufolge hat MbS
vor zwei Tagen seinen Onkel persönlich nach der Landung in Riad am
Flughafen abgeholt. Man darf gespannt sein, wie die Lösung der
"Khashoggi-Affäre" und das Ergebnis der aktuellen "Krisengespräche"
hinter den Kulissen am saudischen Hof aussehen werden.
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AUSSENHANDEL/1709: Altmaier zu Wirtschaftsgesprächen in Jakarta (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 1. November 2018

Altmaier zu wirtschaftspolitischen Gesprächen und Eröffnung der 16. Asien-Pazifik Konferenz der Deutschen Wirtschaft in Jakarta



Nach seinem Aufenthalt in Japan ist Minister Altmaier weiter nach
Indonesien gereist. Dort nimmt er an der 16. Asien-Pazifik Konferenz
der Deutschen Wirtschaft (APK) teil und führt bilaterale Gespräche mit
der indonesischen Regierung. Er wird von einer Wirtschaftsdelegation
begleitet. An der dreitätigen APK nehmen rund 1.000 Teilnehmer aus
Wirtschaft, Politik und Verbänden teil.

Bundesminister Altmaier: "Deutschland und die Länder der
Asien-Pazifik-Region verbinden seit langem enge und starke
Partnerschaften. Unsere gemeinsame Antwort auf die globalen
Herausforderungen ist ein gemeinsames Eintreten für offenen, freien
und fairen Welthandel. Denn hiervon profitieren alle Beteiligten.
Deshalb wollen wir auf der Asien-Pazifik-Konferenz der Deutschen
Wirtschaft in Jakarta unsere wirtschaftliche Zusammenarbeit
intensivieren und neue strategische Chancen für deutsche Unternehmen
und die Unternehmen der Asien-Pazifik-Region erschließen."

Der APA-Vorsitzende Hubert Lienhard erläutert aus der Perspektive der
deutschen Asien-Wirtschaft: "In Zeiten wachsenden Protektionismus ist
es wichtiger denn je, die Zusammenarbeit mit den Ländern der Region
weiter zu intensivieren. Wir wollen offene Märkte, mehr
wirtschaftliche Zusammenarbeit und weitere Freihandelsabkommen. Dabei
zielt das Handelskonzept der EU darauf ab, wirtschaftlichem
Nationalismus und virulentem Populismus entgegenzuwirken, die beide
eine Bedrohung für globale Stabilität, Wohlstand und Frieden
darstellen. Unsere Handelsabkommen enthalten belastbare soziale und
ökologische Standards. Um hier weiter voranzukommen setzen wir
besonders auf den Ausbau strategischer Partnerschaften mit
gleichgesinnten Ländern in Asien-Pazifik."

Für den ersten Tag des Aufenthalts in Jakarta sind bilaterale
Gespräche mit wirtschaftspolitischen Entscheidungsträgern des
indonesischen Kabinetts vorgesehen. Interessierte Mitglieder der
Wirtschaftsdelegation werden daran teilnehmen. Dabei sollen zwei
Absichtserklärungen zur verstärkten deutsch-indonesischen
Wirtschaftszusammenarbeit unterzeichnet werden. Auch ein
Unternehmensbesuch zum Thema "Duale Berufsausbildung" ist vorgesehen.

Der zweite Tag des Besuchs steht im Zeichen der diesjährigen 16.
Asien-Pazifik Konferenz der Deutschen Wirtschaft (APK). Deren Fokus
ist der intensive Dialog mit hochrangigen Entscheidungsträgern aus
Politik und Wirtschaft aus Deutschland, Europa und Asien-Pazifik.
Altmaier wird während der APK mit dort ebenfalls anwesenden
Wirtschaftsministern aus Schlüsselländern der Region zusammentreffen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 1. November 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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GEWERKSCHAFT/1726: Bundesverband Druck und Medien will Tarifschutz für Jüngere streichen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
31. Oktober 2018

Bundesverband Druck und Medien will Tarifschutz für Jüngere streichen
- ver.di lehnt geplante massive Verschlechterungen im
Manteltarifvertrag ab



Berlin - Die Tarifverhandlungen für die rund 134.000 Beschäftigten der
Druckindustrie drohen nach Angaben der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) zu eskalieren. Der Bundesverband
Druck und Medien (bvdm) machte in der vierten Verhandlungsrunde in
Berlin einen Lohnabschluss nachdrücklich von Verschlechterungen im
Manteltarifvertrag abhängig. Danach soll für Neueinstellungen
überhaupt kein Tarifschutz mehr gelten. Für Bestandsbeschäftigte
wollen die Arbeitgeber die Regelungen zur Maschinenbesetzung
streichen und über betriebliche Öffnungsklauseln zudem
Verschlechterungen bei den Zuschlägen der Wochenarbeitszeit sowie
Urlaubs- und Weihnachtsgeld durchsetzen.

Der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank Werneke wies die
Arbeitgeberforderung als "Versuch, die Belegschaften zu spalten"
zurück. "Druckereien sollen in Zwei-Klassen-Belegschaften aufgeteilt
werden. Wer die Jüngeren wesentlich schlechter stellen und
Betriebsräte unter Druck setzen will, um Zuschläge, Urlaubsgeld und
Jahresleistung abzusenken, will die Tarifpartnerschaft abschaffen",
so Werneke. Heutzutage Arbeitszeitverlängerungen zu fordern, sei
"Tarifpolitik von vorgestern".

Die Arbeitgeber hatten bei Akzeptanz der Verschlechterungen ein
Angebot vorgelegt, das eine Einmalzahlung von 200 Euro 1. November
2018 sowie eine Lohnerhöhung um 2,4 Prozent zum 1. April 2019 vorsah.
Weitere 1,4 Prozent sollten zum 1. April 2020 und eine Einmalzahlung
von 200 Euro zum 1. Februar 2021 hinzukommen. Die Arbeitgeber
forderten eine 30-monatige Laufzeit bis zum 28. Februar 2021.

Die nächste Verhandlungsrunde findet am 22. November 2018 in Berlin
statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31.10.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/4379: Schienenverkehr 2017 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 30.10.2018

Schienenverkehr 2017: Mit 401 Millionen Tonnen neuer Höchstwert
bei transportierten Gütern



WIESBADEN - Im Jahr 2017 wurden auf dem öffentlichen deutschen
Schienennetz erstmals mehr als 400 Millionen Tonnen Güter befördert.
Wie das Statistische Bundesamt weiter mitteilt, wurde mit insgesamt
401 Millionen Tonnen das Ergebnis von 2016 um gut 2 Millionen Tonnen
beziehungsweise 0,5% übertroffen.

Die von den Bahnunternehmen 2017 erbrachte Transportleistung lag bei
129,4 Milliarden Tonnenkilometern und übertraf den Vorjahreswert um
1,1 Milliarden Tonnenkilometer (+0,8%). Damit wurde eine Tonne auf der
Schiene durchschnittlich 323 Kilometer weit transportiert (2016: 322
Kilometer).


HINWEIS:

Die Ergebnisse beruhen auf den Angaben aller Unternehmen, die auf dem
öffentlichen Schienennetz Güterverkehr betreiben, unabhängig von ihrer
Größe. Die Angaben unterscheiden sich daher von denen, die das
Statistische Bundesamt bereits im Juni 2018 für das Berichtsjahr 2017
veröffentlicht hatte. Diese basieren auf den Ergebnissen einer
monatlichen Statistik, zu der ausschließlich größere Unternehmen
befragt werden. Bei beiden Erhebungen ist der Werkverkehr, also der
Verkehr auf rein innerbetrieblich genutzter Infrastruktur, nicht
berücksichtigt.

WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Güterverkehr vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 417 vom 30.10.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERKEHR/1543: Mexiko-Stadt - Flughafenbau weder in Atenco noch Texcoco (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko-Stadt: Flughafenbau weder in Atenco noch Texcoco!



(Oaxaca, 29. Oktober 2018, La Minuta/ poonal) - In der landesweiten
Befragung über den Neuen Internationalen Flughafen Mexiko [1] sprach
sich eine Mehrheit für die "Instandsetzung des aktuellen Flughafens
von Mexiko-Stadt und dem in Toluca aus sowie einem Neubau von zwei
Flugpisten auf dem Luftstützpunkt Santa Lucía" aus. 310.000 (29
Prozent) wollten an dem Neubau des Flughafens in Texcoco [2]
festhalten, während 747.000 (70 Prozent) es vorzogen, eine
Machbarkeitsstudie für den Standort Santa Lucía als neuen Flughafen in
die Wege zu leiten.


In Zukunft lieber schwimmen als fliegen

Der Kampf um den Flughafen "ist keine technische Entscheidung",
bekräftigt der Wissenschaftler César Enrique Pineda: "Es ist Ausdruck
des Widerspruchs zwischen Kapital und Natur; zwischen dem Markt und
den Formen gemeinschaftlichen Lebens; zwischen der Macht der
Unternehmen und der Macht der Regierung; zwischen den Eliten und der
subalternen Klasse".

In San Salvador de Atenco triumphierte auch das Nein zu Texcoco. Dort
haben sich 2.196 Wähler*innen für die Option Santa Lucía entschieden.
Die kämpferische Organisation Front der Völker zur Verteidigung der
Ländereien in Atenco (Frente de Pueblos en Defensa de la Tierra de
Atenco [3]), die sich seit 2001 gegen einen Flughafenbau auf
Gemeindeland in Atenco [4] gewehrt hatte, schreibt über twitter:
"Heute hat die Bevölkerung entschieden, aber der Kampf geht weiter,
für alle Verwundeten und den Schmerz, den der "Flughafen des Todes"
hinterlassen hat. Das Kapitel ist noch nicht geschlossen." Das Bündnis
Vereinte Völker gegen den Neuen Flughafen (Pueblos Unidos Contra el
Nuevo Aeropuerto [5]) schreibt: "Ein Sieg mehr für die Völker, die am
Ufer des Sees leben. Sie haben die Macht des Staates und des Geldes
dreifach besiegt: Im Jahr 2001 haben sie den Flughafenbau unter
Präsident Fox in Atenco aufgehalten, 2010 haben sie ihre politischen
Gefangenen befreit und heute begraben sie definitiv das
Flughafen-Projekt in Texcoco. Wir kämpfen weiter bis kein Megaprojekt
mehr unser Leben angreift."


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/moegliche-bodenabsenkungen-und-ueberflutungen-geplanter-grossflughafen-eher-fuer-u-boote/

[2] https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/auf-sumpfigem-boden/

[3] http://atencofpdt.blogspot.com/

[4] https://www.npla.de/poonal/poonal-nr-525/#11

[5] https://www.facebook.com/TodosVsAeropuerto/?rc=p


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mexiko-stadt-flughafenbau-weder-in-atenco-noch-texcoco/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06733: Favoritensturz in Rovinj (SB)


Als das junge deutsche Team 1980 zum Mitropa-Cup-Wettbewerb an die
jugoslawische Adriaküste reiste, um sich dort im Badeort Rovinj mit
sechs anderen europäischen Mannschaften aus Jugoslawien, Frankreich,
Österreich, der Schweiz, Italien und Luxemburg zu messen, hatte wohl
keiner der Spieler geglaubt, zuletzt ganz oben auf dem Siegerpodest zu
stehen. Insbesondere gegen die gastgebenden und hochfavorisierten
Jugoslawen war die Bangnis im deutschen Team groß. Immerhin besaß die
jugoslawische Mannschaft zwei Groß- und drei Internationale Meister,
allesamt von hohem Format. Daß es in Rovinj zu einem Favoritensturz
kommen sollte, herbeigeführt durch die deutschen Spieler, war die
Überraschung schlechthin dieses Turniers. Besonders hervorgetan hatte
sich auf deutscher Seite der Wiesbadener Eric Lobron, an dessen Partie
gegen den Italiener Martorelli im heutigen Rätsel der Sphinx erinnert
werden soll, weil hier Lobron mit viel Esprit und spielerischem Witz
vorgegangen war. Sein Kontrahent hatte zuletzt mit 1...Dc4xa2?! einen
Bauern gewonnen. Ein wenig leichtfertig, denn die schwarze Dame mußte
die lange Diagonale a2-g8 bewachen. Offenbar hatte der Italiener nicht
damit gerechnet, daß Lobron einen zweiten Bauern geben würde, um diese
Diagonale für sich zu erobern, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06733: Favoritensturz in Rovinj (SB)]



Lobron - Martorelli

Rovinj 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Eine hübsche Falle, engmaschig gestrickt für einen weltmeisterlichen
Kopf. Nach 1...Le7-h4! 2.Tg3xg7? Sc4xe5! 3.d4xe5 Db6xf2+ 4.Kg1-h1
Sc6xe5 5.Dd3-b5+ Ke8-f8 6.Tg7-g3 Lh4xg3 7.Se2xg3 h5-h4! 8.Sg3-f1 Th8-
g8 9.Db5-b4+ Kf8-e8 10.Db4xa4+ Se5-c6 11.g2-g3 h4-h3 konnte Karpow nur
noch aufgeben.



Erstveröffentlichung am 2. November 2005

1. November 2018
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/099: Kiel - Performance mit Ludomir Franczak, Literaturhaus 17.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

11. Monodrama Festival Thespis 

"Walden" nach Henry David Thoreau 

Performance mit Ludomir Franczak in englischer Sprache

Literaturhaus, Samstag, 17.11.2018, 18 Uhr, Eintritt: 17,- / 12,- Euro



Der Titel der 2017 uraufgeführten Performance des polnischen
Multikünstlers Ludomir Franczak bezeichnet jenen Teich, an welchem der
US-amerikanische Schriftsteller Henry David Thoreau am 4. Juni 1845
eine selbsterrichtete Hütte bezog, die in den nächsten zwei Jahren zu
seiner Heimstatt wurde. Franczaks Stück kreist um diesen symbolischen
Ort der Abgeschiedenheit und Realitätsflucht als ein neues,
friedliches Lebensmodell aber ebenso als Spielart des zivilen
Ungehorsams und bedient sich dabei eines breiten Spektrums aus
traditionellen und modernen Darstellungsformen.

Der 1974 geborene Ludomir Franczak erhielt für seine
multidisziplinären Arbeiten zahlreiche Auszeichnungen. Neben seiner
performativen Arbeit betätigt er sich auch als Autor, Kurator und
Kulturaktivist. Seine Hauptinteressen liegen in der Beschäftigung mit
Gedächtnis und Identität.

Regie: Ludomir Franczak / Stimme: Emil Franczak / Audioproduktion:
Marcin Dymiter

Sprache: Englisch

Länge: ca. 40 Minuten

Veranstalter: Monodramafestival Thespis / Literaturhaus S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/885: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Turid Müller: "Teilzeitrebellin - Weihnachts-Wahnsinn", Musikkabarett & PolitChanson, 1.12.2018


Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

Turid Müller: "Teilzeitrebellin - Weihnachts-Wahnsinn" | Musikkabarett & PolitChanson 

Weihnachtliches Kabarettkonzert am Samstag, 1. Dezember 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum weihnachtlichen Musikkabarett- und PolitChanson-Abend mit Turid Müller und Stephan Sieveking am Samstag, 1.12.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Torge Niemann]





Das Komm du lädt ein zu einem weihnachtlichen Kabarettkonzert

am Samstag, den 01.12.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Turid Müller: "Teilzeitrebellin - Weihnachts-Wahnsinn"

Musikkabarett & PolitChanson aus Hamburg

Am Piano: Stephan Sieveking

Die Schoko-Männer überfallen die Supermärkte schon ab Spätsommer -
und trotzdem kommt es immer früher als man denkt: Weihnachten! - 

Da hilft nur eins: Prävention! 

Und: Eine Extra-Portion Ironie.

Zwischen Welt und Wohnzimmer spießt die lächelnde Blondine im
Festtagsgewand treffsicher auf, was wir nur allzu gern unter den
Teppich unserer eigenen Prinzipien kehren. Die Songs stammen aus
eigener akribisch gespitzter Feder. Und die hat sie schon seit
Jahren auf das "Fest der Liebe" angesetzt; jedes Jahr legt
traditionell ein neues satirisches Weihnachtslied den Finger in die
weihnachtlichen Wunden.

Wer hat nicht als Kind davon geträumt, alle 24 Türchen auf einmal zu
öffnen?!

Turid Müller schaut hinter Türen, die sonst verschlossen bleiben:
Doppelmoral, Konsumschlacht, Familienfehden... äh -frieden...

Weihnachten ist wie Wählen -

 man kriegt nie, was aufm Wunschzettel steht.



Das X-Mass-Special eignet sich hervorragend zur vorweihnachtlichen
Psychohygiene. Es stärkt die Abwehrkräfte gegen Winterdepression und
Weihnachtsstress. Und eignet sich darüber hinaus als Firmenfeier
oder als Weihnachtsgeschenk. - Nicht nur für Weihnachtsmuffel.

Turid Müller - Musikkabarett & PolitChanson

https://www.chanson-kabarett.de


Der weihnachtliche Musikkabarett- und PolitChanson-Abend im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Musikkabarett-Duo Stephan Sieveking und Turid Müller im Weihnachts-Wahnsinnsdress - Foto: © by Torge Niemann]

Turid Müller - Teilzeitrebellin im Weihnachtswahnsinn und

Stephan Sieveking, der Mann an den Tasten. Leise und lakonisch, höflich und hinterlistig.

Zusammen präsentieren sie ihr Kabarett-X-Mass-Special am Samstag, den 1.12.2018 im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg.

Foto: © by Torge Niemann







"Turid Müller ist für die Bühne geboren. Ein hellwaches
 Menschenkind voll von tiefem Verständnis für unser tägliches Mit-
 und Gegeneinander, Sie beleuchtet unsere Abgründe und zugleich das
 große Ganze. Wenn sie zielt, dann trifft sie. Und bereitwillig
 lassen wir uns treffen. Wenn sie uns aus dem Gleichgewicht rüttelt,
 fängt sie uns im Lachen wieder auf. Künstlerische Klasse, die mehr
 will als bloß unterhalten. Aber sie unterhält auch. Einen ganzen
 Abend lang."
 

(Edith Jeske, langjährige Haus-Texterin vom Schmidts Tivoli
 und Textautorin von Künstlern wie Tim Fischer oder Emmi und
 Willnowski)





Über die Künstler:

Turid Müller,

ausgebildete Schauspielerin und Diplompsychologin (Schwerpunkt:
Kommunikation), schreibt und performt Chansons und Musikkabarett.
Musikalisch bewegt sie sich dabei zwischen klassischem Chanson und
modernen Einflüssen aus Pop und Jazz. Mit ihren Song-Texten hat sie
sich für die Celler Schule 2016, die Songtexter-Masterclass der
GEMA-Stiftung, qualifiziert und 2017 für die Liedermacher-Akademie
Sago.

Turid Müller - Homepage

https://www.turid-mueller.de/


Stephan Sieveking,

Pianist, Arrangeur und Musikalischer Leiter von über 40 Produktionen
(unter anderem in der Neuen Flora und im Theater des Westens).

Stephan Sieveking - Homepage

http://www.stephansieveking.de



Zum Reinhören & Anschauen:

Turid Müller: TEILZEITREBELLIN - Musikkabarett & PolitChanson

https://www.youtube.com/watch?v=TDRlpGObuwI

Turid Müller: WodkaCola - Das jährliche satirische Weihnachtslied für 2017

https://www.youtube.com/watch?v=CzPBATqxiCI

Turid Müller: Pleite auf hohem Niveau

https://www.youtube.com/watch?v=qmGLiddUAu4

Teilzeitrebellin: "Deine Welt" - ein Lied über Demenz, inspiriert von "Der Alte König in seinem Exil" von Arno Geiger

https://www.youtube.com/watch?time_continue=18&v=XuLlnXXdz94

Turid Müller: Die Freiheit fordert einen hohen Preis

https://www.youtube.com/watch?v=y3l6f6kMgGU




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/884: Wiesbaden - Mark Britton, Mit Sex geht's besser!, Theater im Pariser Hof 10.11.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Mark Britton

Mit Sex geht's besser!

Datum: Sa., 10. November 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 20 / erm. 15 Euro



NEUES PROGRAMM

Nach dem Erfolg von "Ohne Sex geht's auch (nicht)!" setzt Mark Britton
noch einen drauf mit seinem neuen Programm "Mit Sex geht's besser!",
das nun erstmals in Wiesbaden zu sehen ist.

Ladies, es ist höchste Zeit für eine Affäre. Eine Affäre mit dem
eigenen Mann. Denn euer Märchenprinz wartet zu Hause. Er zieht seinen
Bandscheibengürtel an, kniet nieder und weckt Euch mit einem Kuss aus
eurem Winterschlaf. Und die Raupe auf der Wohnzimmercouch entfaltet
sich zu einem Schmetterling. Euer Casanova in den besten Jahren passt
zu euch wie Eure Lieblingsschuhe: nicht ganz so schick, aber dafür
saugemütlich.

"Englischer Humor - aber in deutscher Sprache", lautet das Rezept, mit
dem Mark Britton seit Mitte der neunziger Jahre über Deutschlands
Bühnen fegt. Seine One Man Shows sind die perfekte Mischung aus
Kabarett und Slapstick, Pantomime und Situationskomik. Ohne Bühnenbild
und Requisiten, dafür aber mit einmaliger Körpersprache und dem
losesten Mundwerk diesseits des Kanals, lässt er ganze Welten vor dem
Auge des Zuschauers entstehen.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/883: Wiesbaden - Alpar Fendo, Keine Zeit für Urknall, Theater im Pariser Hof 03.11.2018


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Alpar Fendo

Keine Zeit für Urknall

Datum: Sa., 03. November 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro



Bauchreden vom anderen Stern!

Schon als kleiner Junge war Alpar Fendo von allem begeistert, das von
außerhalb kam. Kein Wunder, wuchs der Bauchredner doch im schwäbischen
Sulz am Neckar auf, das selbst Fuchs und Hase zu langweilig ist, um
sich dort "Gute Nacht!" zu sagen. Bald schon nahm Fendo Kontakt mit
Außerirdischen auf - mit denen er jetzt auch sein Bühnenprogramm
"Keine Zeit für Urknall" bestreitet. Mit allen chaotischen
Konsequenzen.

Während Alpar Fendo sich von seinen galaktischen Besuchern vor allem
Erkenntnisse und Wissen über ihre Kultur und Technik erhofft, bringen
ihn deren nur allzu irdische Beziehungsprobleme an den Rand des
Wahnsinns. Zusammen mit seinen Außerirdischen kombiniert er
Stand-up-Comedy und ausgefeiltes Puppenspiel in einer einzigartigen
Show voller magischer Momente. Dabei begeistert er mit seiner
witzigen, charmanten und hintergründigen Art nicht nur auf der Bühne,
sondern beamt sich auch gelegentlich ins Publikum, um die Zuschauer
hautnah am Geschehen teilhaben zu lassen.

"Keine Zeit für Urknall" ist eine Show mit: brillantem Bauchreden,
zackiger Zauberei, cooler Comedy - 100% intergalaktisches,
milchstraßenfegerhaftes Entertainment!

Einen großen Auftritt hat der Berliner Komödiant und Bauchredner Alpar
Fendo, der vom Kulturschock erzählt, als er mit seinen Eltern von
Istanbul nach Sulz am Neckar kam und dort zum 'Türkle' wurde, einem
guten integrierten Schwaben." Hamburger Abendblatt

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/882: Herten - "Klassik für Dummies" am 22. November 2018


Kleinkunstreihe 7nach8 präsentiert "Klassik für Dummies"

Die Microband tritt im Glashaus auf



Herten. Ob Klassikfan oder Musikbanause, wenn das Musikcomedy-Duo
Microband am Donnerstag, 22. November, um 20.07 Uhr im Glashaus
auftritt, kommen alle auf ihre Kosten. Mit Humor und Witz führen die
beiden Musiker Luca Domenicali und Danilo Maggio das Publikum durch
einen turbulenten Abend und präsentieren klassische Musikstücke von
Brahms bis Verdi, die nicht nur Musikbegeisterte staunen lassen.

Verrückt, bizarr und faszinierend ist ihre Art Comedy und Musik zu
verbinden. Sie interpretieren Musikstücke neu, zerlegen sie in ihre
Einzelteile, genau wie ihre Musikinstrumente, und setzen sie neu
zusammen. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung betitelte Microband schon
als "Die Marxbrothers der Musikclownerie". Doch nicht nur in
Deutschland, sondern auch international ist das Duo sehr gefragt.

Die Veranstaltung wird unterstützt von der Volksbank Ruhr-Mitte.

Eintrittspreise

Der Eintritt beträgt 16 Euro im Vorverkauf und 18 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 9 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

Kartenvorverkauf

- Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232 

- Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0
23 61) 1 70 02 

- RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699
Herten, Tel. (0 23 66) 18 11 60

- www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos

- Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel: (0 23 66) 303 179, www.herten.de 

- www.microband.it

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MASSNAHMEN/143: Hilfe für 92 gefährdete Wildpflanzenarten (idw)


Universität Osnabrück - 30.10.2018

Hilfe für 92 gefährdete Wildpflanzenarten 

Botanischer Garten an nationalem Schutzprojekt beteiligt



OSNABRÜCK. Der Botanische Garten der Universität Osnabrück hilft mit,
das Überleben von 92 besonders gefährdeten Pflanzenarten in
Deutschland zu sichern. Als Teil des Wildpflanzenschutzprojektes
Deutschland II (WIPs-De II) ist der Botanische Garten für rund 60
Arten in sechs Bundesländern Nord- und Westdeutschlands zuständig. Das
Projekt wird im Rahmen des Bundesprogramms Biologische Vielfalt vom
Bundesamt für Naturschutz gefördert. Die finanzielle Unterstützung
durch das Bundesumweltministerium beträgt für den Botanischen Garten
Osnabrück ca. 1,2 Millionen Euro.




[image: Foto: Universität Osnabrück/Peter Borgmann]

Der Botanische Garten der Universität Osnabrück kümmert sich im
nationalen Wildpflanzenschutzprojekt um im Bestand stark rückläufige
Populationen, wie das Westfälische Galmei-Veilchen.

Foto: Universität Osnabrück/Peter Borgmann



Das Projekt "Wildpflanzenschutz Deutschland II" verfolgt drei sich
ergänzende Strategien: Zunächst wird Saatgut an den Wildstandorten
gesammelt und in dezentralen Saatgutgenbanken eingelagert. Dann legen
die Wissenschaftler sogenannte Erhaltungs- und Vermehrungskulturen an,
um in einem dritten Schritt mit diesem Material in Zusammenarbeit mit
den Naturschutzbehörden gefährdete Bestände an ihren natürlichen
Standorten zu stärken.

Begleitet werden die wissenschaftlichen und gärtnerischen Tätigkeiten
durch eine umfangreiche Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit mit
abschließender Evaluation. Neben Osnabrück sind die Botanischen Gärten
Berlin, Mainz, Potsdam und Regensburg am Projekt beteiligt.

Bereits von 2013 bis 2018 hat sich das Verbundprojekt
"Wildpflanzenschutz Deutschland" dem umfassenden Schutz von 15
gefährdeten Arten gewidmet, darunter Arnika, Sumpf-Enzian und
Breitblättriges Knabenkraut. Die Liste der 15 Arten wurde nun auf
insgesamt 92 sogenannte Verantwortungsarten erweitert. Dies sind
Arten, die ausschließlich in Deutschland vorkommen oder von denen
Deutschland einer ihrer wichtigen Verbreitungsschwerpunkte ist. Der
Botanische Garten der Universität Osnabrück kümmert sich in diesem
Projekt um extrem seltene und im Bestand stark rückläufige
Populationen, wie das Torf-Fingerkraut, das Westälische
Galmei-Veilchen oder das Zierliche Wollgras.

Ein Beispiel für das regionale Engagement von WIPs-De ist die
Zusammenarbeit mit der Biologischen Station Tecklenburg. Vor zwei
Jahren wurden im Zuge der Bauarbeiten zur Verbreiterung der
Autobahnbrücke A1 bei Lengerich mehrere hundert wildwachsende
Exemplare des Breitblättrigen Knabenkrautes (Dactylorhiza majalis)
durch Mitarbeiter des Botanischen Gartens an zwei nahegelegene
Naturstandorte umgesiedelt bzw. in einem Erhaltungsbeet im Botanischen
Garten der Universität Osnabrück gesichert.

Die Direktorin des Botanischen Gartens, Prof. Dr. Sabine Zachgo, freut
sich über den positiven Bescheid des Bundesamtes für Naturschutz: "Mit
der Bewilligung und dem Arbeitsschwerpunkt Saatgutsammlung und
-sicherung steigt die nationale Bedeutung des Botanischen Gartens der
Universität Osnabrück im Bereich der Erhaltung Biologischer Vielfalt
weiter. In dem sehr engagierten Team mit Dr. Peter Borgmann, Diplom
Biologin Silvia Oevermann und der Gärtnerin Alexandra Lohstroh können
wir für weitere fünf Jahre unsere wissenschaftlichen Tätigkeiten im
Bereich der Sicherung wildpflanzengenetischer Ressourcen fortführen."

Der Botanische Garten der Universität Osnabrück ist seit 2009 in
leitender Funktion an nationalen Schutzprojekten beteiligt. Mit der in
Osnabrück verorteten Genbank für Wildpflanzen für Ernährung und
Landwirtschaft hat die universitäre Einrichtung im Rahmen des
Nationalen Inventars Pflanzengenetischer Ressourcen der Bundesanstalt
für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) einen festen Platz.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news705027

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution66

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück - 30.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ALTLASTEN/013: Kommt jetzt die Sanierung des "Silbersees" in der Altmark? (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1129 vom 01. Okt. 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Kommt jetzt die Sanierung des "Silbersees" in der Altmark?



Durch die Fracking-Debatte (s. RUNDBR. 1025/3) sind auch die
Bohrschlammdeponien in den westdeutschen Erdöl- und
Erdgasförderregionen in die Diskussion gekommen. Die wohl
problematischste Bohrschlammdeponie liegt aber wohl in der Altmark im
nördlichen Sachsen-Anhalt. In Nachbarschaft des Dorfes Brüchau waren
zu DDR-Zeiten seit Ende der 1960er Jahre Bohrschlämme und Sondermüll
abgelagert worden. Das Schlammloch, etwa so groß wie ein Fußballfeld,
gilt als eine der größten Umweltsünden im Land. Im Sommer wabert oft
ein silbriger Film über dem Silbersee, der eigentlich Quecksilbersee
heißen müsste, sagt Christfried Lenz von der Initiative "Saubere
Umwelt und Energie in der Altmark". Und als wäre all das Gift noch
nicht genug, enthält der von Stacheldraht umzäunte Tümpel auch noch
radioaktive Substanzen. Da sich im Grundwasser erhöhte
Salzkonzentrationen und Quecksilberspuren bei nachweisen lassen, wird
befürchtet, dass die Sperrschicht unter der Giftmülldeponie undicht
sein könnte. Anders als die französische Betreiberfirma behauptet, ist
aus Sicht von Lenz und seinen Mitstreitern deshalb große Gefahr im
Verzug. Auf eigene Faust hatten die Bürger Umfragen gemacht, die
beunruhigende Fakten ans Licht bringen: Die Krebsrate bei den
alteingesessenen Brüchauern sei doppelt so hoch wie im
Landesdurchschnitt. Die Landesregierung in Magdeburg hat dies immer
abgestritten. Nachdem jetzt aber alte Stasi- und sonstige Unterlagen
ausgewertet worden waren, ist auch die lange zögerliche
Landesregierung zum Schluss gekommen, dass in Brüchau eine
Totalsanierung der alten Lehmkuhle vorgenommen werden muss.


 Texte und Videos zum Silbersee in der Altmarkt auf der 
MDR-Homepage unter
 
https://www.mdr.de/echt/echt-silbersee-100.html
 https://www.mdr.de/sachsen-anhalt/stendal/stendal/studie-krebserkrankungen-bruechau-100.html

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1129

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Alfred-Döblin-Platz 1, 79100 Freiburg

Tel.: 0761/45687153, Fax: 0761/45687139

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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FORSCHUNG/1478: Mensch nimmt früh Einfluss auf Umwelt (idw)


MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität
Bremen, 29.10.2018

Mensch nimmt früh Einfluss auf Umwelt



Bereits vor 6000 Jahren hat der Mensch so in die Natur eingegriffen,
dass sich die Vegetation verändert hat. Das ist das Ergebnis einer
Studie von Dr. Mahyar Mohtadi vom MARUM - Zentrum für Marine
Umweltwissenschaften an der Universität Bremen und seinen Kollegen.
Grundlage ist der Vergleich von mehreren vergangenen Warmzeiten. Die
Fachzeitschrift Nature Geoscience hat die Studie jetzt veröffentlicht.

"Unsere Ergebnisse liefern einen wichtigen Mosaikstein: Der Mensch
beeinflusst die Umwelt, und das hat bereits wesentlich früher
begonnen, als bislang vermutet", sagt Dr. Mahyar Mohtadi vom MARUM -
Zentrum für Marine Umweltwissenschaften der Universität Bremen. Vor
etwa 6000 Jahren ist der Mensch in Südchina sesshaft geworden und hat
begonnen, Nutzpflanzen zu kultivieren. Die Ergebnisse des
Forschungsteams deuten darauf hin, dass der Einfluss auf natürliche
Vegetation sofort begonnen hat. Solch ein Ergebnis ist laut Mohtadi
nur möglich, wenn Daten verschiedener Warmzeiten miteinander
verglichen werden - für die aktuelle Studie waren es fünf, die einen
Zeitraum von etwa 420.000 Jahren umfassen.

Vegetation im Südchinesischen Raum nachhaltig und unwiderruflich
verändert

Der Vergleich der Warmzeiten zeigt, dass Menschen die Vegetation
nachhaltig und - so Mohtadi - unwiderruflich verändert haben. "Die
Pollenanalyse hat eine völlig veränderte Vegetationsstruktur gezeigt",
sagt er. Bis zum Holozän vor etwa 10.000 Jahren ähneln sich die
Vegetationsabfolgen: Mit steigenden Temperaturen dehnen sich die
tropischen Pflanzen aus und dominieren am Anfang der Warmzeiten,
sobald die Meeresoberflächentemperatur die 27 Grad Celsius
überschreitet. Gegen Ende der Warmzeiten dominiert dann die gemäßigte
Vegetation, sobald die Temperaturen unter 25 Grad sinken. Im Holozän
aber gibt es einen Bruch, die Ausbreitung der tropischen Arten stockt.
Ein Grund dafür könnte der Reisanbau durch den Menschen sein, der die
die tropische Vegetation verdrängt. Als Beleg dafür konnten die
Forschenden Holzkohle nachweisen. Sie ist, so vermuten die
Wissenschaftler, entstanden, als Bäume mit Feuer gerodet wurden, um
Platz für den Anbau von Nutzpflanzen zu schaffen. "Diese Spuren von
Brandrodung und Pflanzenarten, die sich später nicht durchsetzen
konnten, zeigen, dass der Mensch eingegriffen hat", erklärt der Bremer
Geowissenschaftler.

Bei den geowissenschaftlichen Untersuchungen haben sich die
Forschenden auch auf Daten von Anthropologen und Archäologen gestützt.
Sie zeigen, ab wann der Mensch Einfluss auf die Natur genommen hat -
zum Beispiel, weil es Fundstellen von Töpferarbeiten oder Reispollen
gibt. Diese Daten fließen mit in die Studien von Geowissenschaftlern
ein, erklärt Mohtadi und betont noch einmal, dass sie nur dann
aussagekräftig sind, wenn die Vegetation über einen langen Zeitraum
und über mehrere Warmzeiten verglichen wird.

Ergebnisse repräsentativ für den südchinesischen Raum

Grundlage für die Studie ist ein Bohrkern, den das Team mit dem
Meeresbodenbohrgerät MARUM-MeBo auf einer Expedition mit dem
Forschungsschiff SONNE im Südchinesischen Meer gewonnen hat. Die
Untersuchungsergebnisse dieses Kerns, sagt Mohtadi, seien
repräsentativ für den gesamten südchinesischen Raum. Auf Europa lassen
sich die Ergebnisse jedoch nicht übertragen. Grund dafür ist das
gemäßigte Klima, die Pflanzen sind - verglichen mit tropischen
Pflanzen - weniger abhängig von der Temperatur und daher auch weniger
leicht zu verdrängen.

Originalpublikation:

Zhongjing Cheng, Chengyu Weng, Stephan Steinke, Mahyar Mohtadi:
Anthropogenic modification of vegetated landscapes in southern China
from 6,000 years ago. Nature Geoscience 2018. DOI:
10.1038/s41561-018-0250-1

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news704890

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution314

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen, 29.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ATOM/088: Atomkraft in Südkorea - eine Energiewende? (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 758-759 / 32. Jahrgang, 2. August 2018 - ISSN 0931-4288

Atomwirtschaft

Atomkraft in Südkorea - eine Energiewende?

Von Hiroomi Fukuzawa*



2011 veranlasste der Supergau von Fukushima-Daiichi im benachbarten
Südkorea keine Abkehr von der Atomkraft, die dort ein Drittel des
Stroms produzierte. Jedoch weht jetzt ein neuer Wind. Moon Jae-in
gewann 2017 die Präsidentschaftswahl mit dem Versprechen eines
Ausstiegs aus der Atomkraft.

Im März dieses Jahres konnte ich mich vor Ort darüber informieren [1].
Es folgt ein Bericht über meinen Besuch.

Bestandsaufnahme

Der Stromenergiemix 2017 Südkoreas lautet: Kohle 43 Prozent, Atom 30
Prozent, Naturgas 22 Prozent, Öl 2 Prozent und erneuerbare Energien 3
Prozent. Südkorea liegt global heute nach Frankreich (70 Prozent
Atomstrom) sogar an zweiter Stelle, denn in Japan ist nach der
Fukushima-Havarie der Anteil des Atomstroms von 34 Prozent auf 4
Prozent gefallen. Der Anteil der erneuerbaren Energie ist gering.

Im Juni 2017 kündigte Präsident Moon an, bis 2057 aus der Atomkraft
auszusteigen. Alle Reaktoren sollen nach 40 Jahren Betrieb stillgelegt
werden. Als erstes wurde der älteste Reaktor Kori-1 abgeschaltet.
Zurzeit sind 24 Kernreaktoren im Betrieb. In Südkorea begann die
kommerzielle Nutzung der Atomenergie erst in den 1980er Jahren, in
Deutschland bereits 1961 und in Japan 1969. Sämtliche 24
südkoreanischen Reaktoren sind Druckwasserreaktoren (PWR), während in
Japan mehr als die Hälfte Siedewasserreaktoren (BWR) sind,
einschließlich Fukushima-Daiichi. Global sind 73 Prozent der
Atommeiler PWR. Der erste Reaktor wurde 1978 mit der Lizenz von
Westinghouse fertiggestellt, vier weitere mit kanadischer Lizenz, zwei
mit französischer und einige mit Schweizer. Ende der 1980er Jahre
entwickelte Korea Electric Power Corporation (KEPCO) auf Grundlage des
amerikanischen Modells "Combustion Engineering" PWR/OPR1000Reaktoren
mit zusätzlichem eigenem Know-How. Das weiter entwickelte Modell
PWR/APR1400 wird zurzeit an 5 Blöcken gebaut.




[image: Tabelle 1: Liste der Reaktoren in Betrieb]







Bis auf sechs Reaktoren des AKW Hanbit befinden sich 18 Atommeiler an
der Ostküste der Halbinsel. 12 Reaktoren konzentrieren sich auf dem
Gebiet zwischen der Großstadt Busan mit 3,5 Millionen und Ulson mit
1,1 Millionen Einwohnern. Im Umkreis von 30 Kilometer von acht im
Betrieb und zwei im Bau befindlichen Reaktoren wohnen 3,8 Millionen
Menschen: die atomkraftdichteste Region der Welt. In Südkorea gebe es
keine Erdbeben, so glaubte man bis vor kurzem, aber in den letzten
Jahren gab es zwei Erdbeben mit der Magnitude von 5,1 und 5,8 in der
oben genannten Region. Historisch gab es 1681 ein Erdbeben mit der
Magnitude von 7,5.

KEPCO ist ein Staatsunternehmen, das die Energieversorgung in Südkorea
beherrscht. 51 Prozent des Kapitals besitzt der Staat. Lediglich 49
Prozent der Aktien sind auf dem Markt. Es verfügt über Erzeugung, Netz
und Verkauf von Strom. Die Stromerzeugung ist inzwischen liberalisiert
und auf je sechs Tochtergesellschaften und unabhängige Erzeuger formal
verteilt. Formal verteilt, denn die Tochtergesellschaften beherrschen
den Markt und die sechs unabhängigen Erzeuger fungieren mit weniger
als 10 Prozent des Stroms lediglich als Alibi. Alle Bereiche liegen in
den Händen der KEPCO. Der staatlich festgelegte Strompreis ist mit
circa 120 Dollar pro MWh im Jahre 2016 der niedrigste der OECD-Länder.

So genießt die südkoreanische Industrie zwar einen großen
Wettbewerbsvorteil, jedoch ist der Strompreis nicht hoch genug für
neue Erzeuger, um Gewinne zu erzielen.

"Deliberative Polling" 

Präsident Moon versprach vor der Wahl: erstens Baustopp der bereits im
Bau befindlichen Reaktoren, zweitens komplette Zurücknahme der in
Planung befindlichen Reaktoren, drittens keine Verlängerung der
Laufzeit und viertens Aufstellen des Ausstiegsplans. Besonders aktuell
war die Entscheidung über zwei Reaktoren, nämlich Shin-Kori 5 und 6,
deren Bau bereits zu über 30 Prozent fertiggestellt war [2]. Weitere
drei Reaktoren (Shin-Kori 4, Shin-Hanul 1 und 2) standen kurz vor der
Vollendung, so dass sie weiter gebaut wurden.




[image: Tabelle 2: Reaktoren im Bau]






Moon hatte drei Möglichkeiten: Erstens selbst die Entscheidung
zu treffen, zweitens diese einer Experten-Kommission ähnlich der
Ethikkommission von Frau Merkel zu überlassen, drittens eine
mehrstufige Befragung einer repräsentativen Bevölkerungsgruppe [3].
Letztere ist das von James S. Fishkin an der Stanford University
entwickelte "deliberative polling".

Moon entschied sich für die dritte Möglichkeit. In Südkorea wurden 500
Teilnehmer befragt, die eine Kommission aus 20.000 Bewerbern
ausgewählt hatte. Sie eigneten sich seit Juli 2017 drei Monate lang
Kenntnisse über Atomenergie an, trafen sich anschließend zu einer
dreitägigen Diskussion und gaben dann ihr abschließendes Votum ab. Das
ist ein interessantes Modell einer zivilgesellschaftlichen
Entscheidungsfindung.

Das Ergebnis lautete: "40,5 Prozent für den Baustopp, 59,5 Prozent für
die Bauaufnahme. Außerdem stimmten 53,2 Prozent für einen Abbau der
Atomenergie, 9,7 Prozent für einen Ausbau und 35,5 Prozent für
Beibehaltung des jetzigen Anteils. Die Sorge um die Arbeitsplätze
schien viel größer als die Sorge um die Strahlungsgefahr zu sein" [4].

Die Atomkraftgegner in Südkorea waren einerseits enttäuscht,
andererseits erfreut über die Befürwortung des künftigen Abbaus der
Atomenergie. Die Bauaufnahme der Reaktoren Shin-Kori 5 und 6 bedeutet
aber, dass der endgültige Ausstieg aus der Atomenergie in weitere
Ferne rückt. Denn das Reaktor-Modell APR-1400 (Advanced Power Reactor
1400 MW) ist von vornherein für eine Laufzeit von 60 Jahren
konzipiert.

Exportschlager: APR-1400

Übrigens ist das von Koreanern entwickelte Modell inzwischen ein
Exporterfolg. Der Auftrag an KEPCO, vier Blöcke mit APR-1400 für das
AKW Barakah in den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) zu bauen,
wurde 2011 in Südkorea gefeiert wie olympisches Gold. Er hat ein
Volumen von 19 Milliarden Dollar. Zusätzlich übernimmt KEPCO
Betriebsführung und Wartung der Reaktoren. Damit sparen die VAE Zeit
und Kosten der Ausbildung der Ingenieure. Später tauchte ein brisantes
geheimes Abkommen auf: Im Falle eines Angriffs auf das AKW solle
Südkorea Militärhilfe leisten. Genaueres ist nicht veröffentlicht [5].
In jener Zeit verfolgte KEPCO noch einen Export von 80 Atomreaktoren
im Wert von 400 Milliarden Dollar bis zum Jahre 2030.

In Barakah begann der Bau 2012. Präsident Moon wohnte der Einweihung
des ersten Blocks nach einer Rekordbauzeit im März 2018 bei.

Tritium

Im März 2018 besuchten wir [1] die südkoreanische Bürgerinitiative
gegen das AKW in Wolsong. Frau Hwang Boon-hee, die die Initiative
leitet, führte uns. Auf dem Gelände des Wolsong-AKWs sahen wir aus ein
paar hundert Metern Entfernung vier Blöcke des Reaktortyps CANDU
(CANada Deuterium Uranium). Dieser Typ, in den 1950er Jahren in Kanada
entwickelt, nutzt zur Moderation der Neutronen Schwerwasser. In
Schwerwasserreaktoren entsteht Tritium. Die Kontaminierungsgefahr
entsteht nicht durch Cäsium, sondern durch Tritium, worüber
Strahlentelex in der vorigen Ausgabe ausführlich berichtete [6]. Bei
unserem Besuch wusste ich noch nicht, wie gefährlich Tritium sein
kann. Frau Hwang erzählte uns, dass sie mit ihrer Familie etwa 1100
Meter vom AKW entfernt wohnt. KEPCO zahlte Entschädigung nur
Bewohnern, die im Umkreis von 918 Metern wohnten. Sie erfuhr nie, wie
dieser Radius für die Strahlungsgefahr festgelegt wurde. Im Körper
ihrer Tochter wurde Tritium entdeckt [7]. Sie und weitere 35 Familien
wollen umsiedeln. Der Wert ihrer Immobilien ist so gesunken, dass sie
woanders kein Land kaufen können. Für die fehlenden Mittel müsste
KEPCO als Verursacher aufkommen. Im Zelt der Bürgerinitiative zeigte
Frau Hwang stolz ein paar Fotos mit Herrn Moon bei seinem Besuch vor
der Präsidentschaftswahl.

Auf dem Gelände von Fukushima-Daiichi in Japan reihen sich zurzeit 880
Tanks mit 1,07 Millionen Tonnen kontaminiertem Wasser, bei welchem
bereits Cäsium gefiltert worden ist, aber nicht Tritium. Die
industrielle Beseitigung des Tritiums ist bis jetzt nicht gelungen. In
Japan ist es erlaubt, mit Tritium verseuchtes Wasser unter 60.000
Becquerel pro Liter ins Meer zu kippen. Andere AKWs in Japan und
Anlagen in anderen Ländern wie die Wiederaufarbeitungsanlage La Hague
in Frankreich praktizieren das seit Jahren. Bis jetzt verhindert vor
allem der Fischerverband der Fukushima-Präfektur diese Verklappung.
Das Gelände für die Tanks wird jedoch langsam knapp, so dass
wahrscheinlich auf Empfehlung der Kommission für Reaktorsicherheit im
nächsten Jahr damit begonnen wird.

Erneuerbare Energie

2017 betrug der Anteil der erneuerbaren Energie am Strom in Südkorea
lediglich 3,4 Prozent. Dem Wahlversprechen des Präsidenten Moon
zufolge soll er 2030 20 Prozent erreichen, aber das ist noch nicht
offiziell vom Parlament verabschiedet. Jedoch wird es nicht einfach
sein wegen des gewaltigen Machtblocks der Atomenergie in der
Industrie, die mit billigem Strom ihren Wettbewerbsvorteil sichern
will. Wenn Präsident Moon zukunftsorientiert seine Politik fortsetzt,
könnte er allerdings einen Teil der Industrie gewinnen. Die
koreanische Industrie hat ein gewaltiges Zukunftspotential: zum
Beispiel mit der Batterie-Technologie von Samsung und LG. In
Deutschland werden zunehmend stationäre Speicherzentren für
erneuerbare Energie benötigt und auch gebaut, bis jetzt mit Batterien
koreanischer Hersteller. Der koreanische Autohersteller Hyundai
verkauft sowohl Elektroautos als auch Brennstoffzellenfahrzeuge. Der
politische Wille zur Energiewende in Korea ist da, sie könnte schnell
realisiert werden. Im Gegensatz zu Japan, dessen konservative
Regierung an der Atomenergie festhält. Der vor kurzem vom japanischen
Wirtschaftsministerium veröffentlichte Energiemix für 2030 sieht nur
einen Anteil erneuerbarer Energie von 22 bis 24 Prozent (Atom 20 bis
22 Prozent) vor, obwohl 2017 bereits 14,4 Prozent erreicht wurden.
Präsident Moon sieht für Südkorea 20 Prozent für 2030 vor, ausgehend
von 4,4 Prozent im Jahr 2017.
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In Südkorea kämpft der Dachverband KFEM (Korea Federation for
Environmental Movements) gegen Atomkraft. 1993 während der
Demokratisierungsbewegung gegründet, setzt er sich als nichtstaatliche
Umwelt- und Naturschutzorganisation mit 80.000 Mitgliedern und
Mitglied der Friends of the Earth (FoE) International ein für
Lebensqualität, Frieden, Umweltschutz, harmonisches Leben mit der
Natur und basisdemokratische Aktivitäten. Inzwischen besteht sein
Netzwerk aus 50 Ortsgruppen, die die Politik von Präsident Moon
zivilgesellschaftlich unterstützen.

Es wäre wunderbar, wenn es Moon gelingen würde, sowohl die friedliche
als auch die kriegerische Nutzung der Atomenergie aus der koreanischen
Halbinsel zu verbannen.

Dann zögen die Friends of the Earth International um den 38.
Breitengrad ein "Grünes Band", ähnlich dem an der Grenze zwischen DDR
und BRD nach der Wiedervereinigung. Mit diesem Versprechen auf das
drei Länder-Projekt verabschiedeten wir uns: Choony Kim, Hubert
Weiger, Richard Mergner, Martin Geilhufe und der Autor dieses Berichts
[8].


Hiroomi Fukuzawa,

www.kizuna-in-berlin.de


Anmerkungen
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Abbildung 1: Standorte der AKWs in Südkorea

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Wasser oder Leben?

Woher werden die ersten europäischen Umweltflüchtlinge kommen?

von Nora Rotter



Im weit entfernten Indien oder so genannten Dritte-Welt-Ländern
zerstören westliche Firmen Grund, Boden und das Leben der
Einheimischen. Das hören wir zuhauf und es trifft im besten Fall doch
nur unsere Moral. Doch was, wenn das Gleiche vor unserer Haustür, oder
der des Nachbarn, geschieht? Der Süden Europas ist für die Lieferung
von Obst und Gemüse in den Norden verantwortlich. Das bedeutet
wasserintensive Landwirtschaft in einer Gegend, die sich in rasender
Geschwindigkeit von fruchtbarem Land zu Wüste verwandelt. Denn die
lokalen Brunnen fördern nur noch salz- und nitratreiches Wasser. Die
Wasserröhren werden verlängert, die Brunnen tiefer gebohrt. Doch wie
lange wird das nasse Gold noch fließen? Bezahlen wir mit einem Ökozid
[13], um uns das ganz Jahr über mit mit frischem, günstigem
Sommergemüse zu versorgen?

Die Sierra del Segura und Sierra de Cazorla sind Mittelgebirge, welche
in den südostspanischen Regionen Jaen, Granada, Albacete und Murcia
liegen. Sie beherbergen zum Schutz ihrer arten- und zahlreichen Fauna
einen 2000 km² großen Naturpark, ein Biosphärenreservat der UNESCO;
Schutzgebiete für Vögel und sind Teil des Netzwerkes Natura 2000. Die
Sierras gehören zu den Betischen Kordilleren, die sich von Cadiz in
Andalusien über Murcia und Alicante bis zur Region Valencia
erstrecken. Was diese gesamte, 600 km lange und bis zu 150 km breite
Region vereint, ist das staatlich unterstützte Programm zur Ausbeutung
ihrer reichen, fossilen Wasserspeicher, um den unstillbaren Durst der
immer weiter wachsenden Landwirtschaft an der Küste in Zeiten von
Dürre zu befriedigen. Denn an Spaniens Mittelmeerküsten erstreckt sich
der so genannte 'Garten Europas'. Bis ans Meer reiht sich Gewächshaus
an Gewächshaus, im Flachland erstrecken sich bis zum Horizont
Obstbäume, und die Olivenhaine klettern die Berge hinauf. Schon seit
über 2000 Jahren wurde hier mit künstlicher Bewässerung
gewirtschaftet, allerdings ohne das Gleichgewicht zwischen Mensch und
Natur zu zerstören. Doch heute reicht das oberirdische Wasser nicht
mehr für alle. Was ist passiert?

Es werden mehr und mehr Flächen, die früher ohne Bewässerung bepflanzt
oder naturbelassen waren, illegal bewässert. Was illegal startet, wird
schnell legalisiert. Die mit Tröpfchenbewässerung bewirtschaftete
Fläche wächst in rasender Geschwindigkeit, in den letzten 10 Jahren
mindestens um 12%, und sie wird nun ohne Ruhephase bepflanzt, um bis
zu dreimal im Jahr zu ernten. Natürlich steigt damit auch der
Wasserbedarf [20]. Und nicht nur das, es wird sogar vermehrt auf
wasserintensive Pflanzungen gesetzt. Selbst die Oliven- und
Mandelplantagen, die seit Jahrtausenden ohne künstliche
Bewässerungssysteme auskamen, werden nun mit Schläuchen versehen,
damit sie mehr Ertrag bringen. Ein mit Wasser versorgter Hektar Land
hat 7-8 mal mehr wirtschaftlichen Wert als ein Hektar im
Trockenfeldanbau [1].

Ein anderer Faktor ist die Zunahme des Tourismus an der Küste. Mitten
in der Wüste laden die glänzend grünen Rasen der Golfplätze wie Oasen
zum Verweilen ein; in Richtung Mittelmeer lauern hinter jeder Kurve
großzügige Ferienressorts.

Und dennoch verbrauchen die Touristenattraktionen nur den kleineren
Teil des Wassers, das eigentlich nicht mehr vorhanden ist. Mit 80%
verschlingt die Landwirtschaft den größten Anteil und fordert stetig
mehr [22].

Dieser große landwirtschaftliche Wirtschaftszweig bringt Spanien heute
jährlich etwa 11 Milliarden Euro des Bruttoinlandsprodukts. Und der
Export soll stetig steigen [22].

Ein Viertel der Obst- und Gemüseproduktion Spaniens geht über den
deutschen Ladentisch. Kaum jemand möchte heute auf Tomaten im Winter
verzichten und nur saisonal und lokal essen. Für den Winter
vorzusorgen und einzukochen ist out, mediterrane Küche ist in. Doch
damit unterstützt der Konsument den herannahenden Kollaps des gesamten
Südens, egal ob er Bio oder konventionell kauft.

Zu dem hohen Wasserkonsum kommen die periodischen Dürrezeiten, die den
Süden Spaniens, bedingt durch den Sonnenzyklus im Abstand von etwa 11
Jahren, und für die Dauer von drei Jahren, heimsuchten [17]. Wie kann
man in solchen Zeiten das Bruttoinlandsprodukt beibehalten, wenn nicht
sogar noch steigern?

Unter Franco wurden im ganzen Land Stauseen angelegt. Es begann auch
der Bau des Aquäduktes für den so genannten Trasvase Tajo-Segura. Der
Tajo, einer der größten Flüsse der Iberischen Halbinsel, der in
Portugal in den Atlantik mündet, wird nördlich von Toledo angezapft.
Bis zu 80% des Flusswassers werden durch 400 km lange Rohre in den im
Südosten Spaniens entspringenden Fluss Segura eingespeist. Dieser
fließt damit nach Murcia und bringt somit nun vermehrt Wasser in den
'Garten Europas'. Der stattliche Tajo hingegen verödet hinter der
Abzweigung des Trasvase Tajo-Segura zu einem Schlammloch. Früher
blühten an den Ufern des majestätischen Flusses Hunderte von Dörfern
und Städten. Der Segura füllt sich während seines Laufes aus den
Bergen bis ans Meer zusätzlich zum Wasser des Tajos, aus
Grundwasser-Brunnen, deren Wasser in den Fluss geleitet wird, und
durch die teilweise ungefilterten Abwässer einiger Industrien und
Städte. Dadurch fließt er oft mit Schaumkronen geschmückt und übel
stinkend durch manche laue Abendnacht an den städtischen Promenaden
vorbei. Über große und kleine Kanäle wird das Wasser für die
Landwirtschaft abgezweigt. Es liegt am Landwirt, ob er die Mittel zur
Filterung des Wassers für seine Pflanzungen hat, sonst muss er sich
mit dem verschmutzen Wasser zufrieden geben. Am Delta des Segura,
seiner Mündung ins Mittelmeer, kommt aber außer Plastikmüll nicht mehr
viel an [23].

Doch auch das Wasser des Trasvase reicht der Intensiv-Landwirtschaft
nicht aus. Deshalb erstellte der spanische Wasserwirtschaftsverband
(Confederacion Hidrografica del Segura, kurz: CHS) einen Sonderplan
für Dürrezeiten, damit dann keine negativen Einschränkungen für Umwelt
und Gesellschaft entstehen [6]. Die Umsetzung des zunächst vernünftig
klingenden Plans erzeugt aber gravierende Probleme und Konflikte.
Dieser Lösungsansatz ist nicht zu Ende gedacht, verschiebt das Problem
nur und führt damit langfristig zu einer Verschlimmerung. Denn das
Patentrezept des CHS ist die Förderung der Grundwasservorkommen bis
hin zur kompletten Ausschöpfung durch die 'Pozos de Sequia' -
Dürreperioden-Brunnen.

Konkrete Umsetzungsmaßnahmen sind: Den Wassernotstand ausrufen,
gegebenenfalls Grundstückbesitzer enteignen und innerhalb eines Monats
einen Brunnen bauen, der das Wasser in den nächsten größeren Fluss
leitet. Die hierfür erforderliche geologische und ökologische Prüfung
des Geländes wird mithilfe des Notstandgesetzes umgangen. Die ersten
Dürre-Brunnen wurden in den 80er Jahren an der Küste von Cartagena
gebohrt. Inzwischen ist Spanien Mitglied in der Europäischen Union und
erhielt den Auftrag, den nördlichen Kontinent mit günstigem Gemüse zu
versorgen. Während der Trockenzeit in den 90ern musste man nun schon
weiter landeinwärts nach Wasser suchen, diese Grundwasservorkommen
waren dann zu Beginn des neuen Jahrtausends ebenfalls schon erschöpft.
Wo früher Reis angebaut wurde, erstreckt sich heute, abgesehen von den
Plantagen, eine Wüste. Der Fluss Segura endet nicht mehr in seinem
ursprünglichen Delta an der Mittelmeerküste, er versiegt in den
Feldern. Hin und wieder fließen ungefilterte Abwässer durch seinen
ausgetrockneten Endlauf. Die Brunnen fördern nur noch nitratreiches
und salziges, nachgesickertes Meerwasser. Durch das vollständige
Entleeren der Wasserreservoire und das darauf folgende Absacken des
Bodens gab es erheblich Schäden an Häusern, wie in Murcia-Stadt [3].
Nun befinden wir uns mitten in der nächsten Trockenperiode.

Zwischenzeitlich wurde in Zeiten des Überflusses nicht an die
vorhersehbare Dürrezeit gedacht, es wurden keinerlei
Wassersparmaßnahmen getroffen, im Gegenteil, es wurden noch mehr
wasserhungrige Obstbäume gepflanzt. Der rasant weiter steigende
Wasserbedarf verschärft die Notlage von Jahr zu Jahr. Die
Entsalzungsanlagen am Meer, obwohl schon gebaut, werden nicht in Gang
gesetzt, da die Agrar-Industrie das hochwertige, kristallklare Wasser
der neu gebauten Brunnen mit den letzten Wasserreserven der Berge zu
wesentlich günstigeren Preisen bekommt [11].

Somit finden wir zurück in die Sierra del Segura, und in die daran
anschließende Gebirgskette, die die mediterrane Küstenregion vom
Inland Spaniens trennt. Hier gibt es die letzten, einfach und billig
zu erschließenden Wasservorkommen der Region.

Allein in der Sierra del Segura sollen mindestens 24 neue Brunnen
gebohrt werden, damit das Wasser in den Fluss Segura gespeist werden
kann [11]. Die offiziellen 45 schon bestehenden und kontinuierlich
betriebenen Brunnen in den Bergen wurden in den 90ern und 2005-2010
unter dem königlichen Notdekret gebohrt, häufig ohne die gesetzlich
vorgeschriebenen geologischen und ökologischen Risikoanalysen, welche
niemals nachgereicht wurden.

Es liegt klar auf der Hand: die heutige Ausbeutung der unterirdischen
Grundwasserspeicher wird morgen, vielleicht schon binnen weniger
Monate, die Quellen versiegen lassen. Viele Wasserreservoirs, mit
teilweise fossilem, also uraltem, Grundwasser, werden schon zu 400%
überfördert, d.h. man pumpt viermal mehr Wasser ab, als sich durch den
natürlichen Wasserkreislauf regeneriert. Diese Reservoirs werden sich
nie mehr füllen können [2].

Welche Folgen hat das für die betroffene Region? Das klare Wasser
sprudelt dort aus vielen kleinen munteren Quellen, der Fluss Mundo und
der Segura haben hier ihren Ursprung, die Biodiversität ist einmalig
und deshalb u.A. von der UNESCO geschützt. Etwa 20.000 Menschen leben
in kleinen Dörfern, eingebettet in die natürlichen Gegebenheiten. Die
Traditionen werden noch gepflegt und hochgehalten, der immer mehr
gefragte Öko-Tourismus steckt hier noch in den Kinderschuhen. Doch für
die Städter des Umlandes ist dieses Naturidyll schon lange kein
Geheimtipp mehr, im Sommer und an Feiertagen sind die zahlreichen
Landgasthäuser oft weit im voraus ausgebucht. Wer hier nicht vom
Tourismus lebt, bewirtschaftet seine Oliven- und Mandelbäume oder
gießt seinen Bauerngarten mit dem traditionellen arabischen
Bewässerungssystem. Die städtische Trinkwasserversorgung speist ihr
Wasser aus den lokalen Quellen und aus den Stauseen. Letztere sind in
Zeiten der Trockenheit fast leer, da die Schleusen bei einem
Wasserstand von 16% der Gesamtkapazität wieder weit geöffnet werden
und ihr Wasser an die Küstenregionen abgeben [10]. Viele Quellen sind
bereits versiegt. Die Schuld wird öffentlich dem Klimawandel und dem
fehlenden Regen zugeschoben. Doch die Niederschläge sind laut
Wetteraufzeichnungen kaum zurückgegangen. Das Jahr 2016 endete sogar
mit einem extrem regenreichen Winter [7].

Die Übernutzung der lokalen Wasservorkommen durch die Küstenregionen
führt in den Bergen zu einer schleichenden ökologischen und sozialen
Katastrophe. Doch wird man vor dem schlussendlichen Knall nur ein
leises Flüstern in der Gesellschaft hören? Wird der Zusamme
nbruch die Region ohne Vorankündigung treffen? Es schweben lediglich
Mutmaßungen und Fragen durch den Raum. Wie viele Trockenbrunnen gibt
es schon? Was hat es mit dem laufenden Gerichtsverfahren um das
murcianische Regenwasser auf sich, in dem extrem hohe Aluminiumwerte
gemessen worden sind? [15] Hängen die erhöhten Werte vielleicht mit
dem Einsatz von Klimawaffen zusammen, die benutzt werden können, um
Starkregen oder Hagel abzuwenden, der die wertvolle Ernte zerstören
würde? Ist dies nur eine Verschwörungstheorie oder Realität? [5][12]
Warum stehen ehemalige führende Persönlichkeiten des CHS wegen
Umweltverschmutzung vor Gericht? [24][14] All dies hat das Potenzial
für einen erfolgreichen Krimi.

Aber Fakt ist: wo Brunnen gebaut werden, von denen jeder einzelne etwa
1 Million Kubikmeter Wasser pro Jahr (circa der Inhalt eines
Fußballstadions) fördert, verwandelt sich die Gegend zur Wüste.

Obwohl nur etwa 3 von 11 Jahren meteorologische Trockenzeit herrscht
und obwohl die Berggegenden größtenteils Naturschutzgebiete sind, kann
dank der Notstandsgesetze offiziell genehmigt und fast immer abgepumpt
werden. Das System Cuenca-Segura (Stauseen) und Trasvase sind seit
2004, dem Beginn der Aufzeichnung, zu 60% der Zeit im hydrologischen
Notstand [8]. Denn die Trockenheit ist durch die drastische Ausweitung
der bewässerten Flächen chronisch geworden.

Das Naturschutzproblem wurde durch die ehemalige Regierung umgangen,
indem das Landwirtschafts- und Umweltministerium aus den Ermittlungen
der eigenen Umweltverträglichkeitsprüfung vom Mai diesen Jahres
schloss, dass am dortigen Ökosystem keine Schäden durch die Brunnen
entstanden seien, mehr noch, sie würden das Gleichgewicht der Natur
unterstützen und verbessern. Obwohl schon viele Quellen versiegt sind.
Was wird die neue spanische Regierung nun diesbezüglich unternehmen?
Die Vorzeichen stehen nicht allzu gut, es sieht nach Weitermauscheln
aus [9]. [Eine] Umweltverträglichkeitsprüfung vom Mai diesen Jahres
schloss, dass am dortigen Ökosystem keine Schäden durch die Brunnen
enstanden seien, mehr noch, sie würden das Gleichgewicht der Natur
unterstützen und verbessern.

Und die Konsequenz? Diese Region wird dem Wirtschaftswachstum in
seiner brutalsten Art zum Opfer fallen. Vorhersehbar ist das Ende
ihres Artenreichtums, der wilden Schönheit, des kristallklaren Wassers
in tausend Rinnsalen, der grasenden Schafe zwischen den leuchtenden
Mohnblumen und der sich im Schatten eines alten Olivenbaums
ausruhenden Schäfer, sowie auch das Ende der Gemeinschaften und
Dörfer. Das Mar Menor, die einzige Salzlagune Europas an der Küste
Murcias, ehemals ein Unterwasserparadies wie die Karibik und berühmt
für seine Seepferdchen, wurde schon geopfert. Auch der hier bis vor
ein paar Jahren blühende Tourismus [4][19]. Das alles für mehr und
mehr Produktion, welche man für 3 Cent das Kilo Tomaten an
Ketchup-Fabriken verkauft. Wegen des Preisdruckes wird die Hälfte
weggeschmissen, Luft, Erde und Wasser werden mit Chemikalien
verschmutzt und die Arbeiter wie Sklaven ausgebeutet [16].

Das Land steht vor einer ökologischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Katastrophe - im Dienste unserer Billiglebensmittel. Das
heutige Modell des Wirtschaftswachstums, und in diesem Falle Spanien
als Hauptproduzent von Gemüse und Obst für ganz Europa, wird ohne
alternative Pläne und nachhaltige Umsetzung in den nächsten
Jahrzehnten zu 80% in Wüste verwandelt werden [18]. Und so ähnlich
sieht es in der gesamten europäischen Mittelmeerregion aus. Deshalb
werden Portugal, Spanien, Italien und Griechenland voraussichtlich die
ersten Klima-Flüchtlinge Europas hervorbringen [21].

zur Autorin: 

Die in Spanien lebende, deutschstämmige Autorin Nora Rotter, ist
selbst von dem beginnenden Wasser-Kampf betroffen. Täglich bekommt sie
neue Einblicke und Informationen in die rigorosen, Umwelt zerstörenden
Handlungen in ihrer nächsten Umgebung. Mit ihrer Familie war sie
einige Jahre auf der Suche nach einem kleinen Paradies auf dem Lande,
fand aber nur die Zerstörung dessen. Plötzlich mitten im ausgebeuteten
Teil unserer Gesellschaft lebend, stellt sie sich, gemeinsam mit
Umwelt-Aktivisten, gegen die massive Agrarindustrie. In der Hoffnung
auf einen strukturellen Wandel hin zu nachhaltiger, lokaler und
Ressourcen schonender Landwirtschaft.
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Photo 1: Wer gewinnt und wer guckt in die Röhre?

Photo 2: Neue, bewässerte Obstbäume in der Wüste.

Photo 3: 25% der spanischen Ernte geht nach Deutschland.

Photo 4: Trockenbrunnen in den Bergen, der etwa die Füllmenge eines
Fußballstadions pro Jahr fördert.



Weitere Information: 

Plattform zum Schutz der Quellen in der Sierra del Segura:

https://paisajesdelagua.wordpress.com/pozos-de-sequia-en-el-segura/Literatur
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FORSCHUNG/543: Auftakt für BMEL-Projekt - Mehr Insekten in Agrarlandschaften (dw)


Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 30.10.2018

Auftakt für BMEL-Projekt: Mehr Insekten in Agrarlandschaften



Welchen Einfluss hat Landwirtschaft auf Insekten und wie sehen
besonders insektenfreundliche Nutzungssysteme aus? Diesen Fragen
stellen sich seit Oktober Forschende im Projekt "FInAL - Förderung von
Insekten in Agrarlandschaften". Das vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) mit ca. 5 Mio. Euro geförderte
Verbundvorhaben unter Koordination des Thünen-Instituts untersucht
erstmals in großen Landschaftsausschnitten, wie die Vielfalt und
Funktionalität von Insekten gezielt erhöht werden kann. Das
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. stellt
dabei ein Landschaftslabor im Havelländischen Luch, nordwestlich von
Berlin, bereit.

Insgesamt sollen drei Gebiete, stellvertretend für die typischen
Agrarräume Deutschlands, beforscht werden. In den mehrere
Quadratkilometer großen Landschaftslaboren entwickeln die
Forscherinnen und Forscher in den nächsten drei Projektjahren
insektenschonende Anbausysteme. Im Fokus stehen insbesondere
nachwachsende Rohstoffe, also Pflanzen und Pflanzenreste, die
stofflich oder zur Erzeugung von Strom, Wärme und Biokraftstoffen
genutzt werden. Auch der Einfluss von naturnahen Lebensräumen, wie
Blühstreifen und anderen Biotopen, wird untersucht. Die Forschenden
suchen zudem nach Wegen, wie auf dem Grünland wieder mehr Vielfalt in
der Vegetation und damit in der Insektenfauna erreicht werden kann.
Die Maßnahmen werden zusammen mit den Landwirtschaftsbetrieben
entwickelt, um die Umsetzbarkeit in der Praxis zu verbessern. Im
Ergebnis sollen erprobte Vorschläge entstehen, um Wege für eine
insektenfreundlichere Landwirtschaft aufzuzeigen.

Die Besonderheit des Forschungsvorhabens liegt in der langfristig
angelegten Perspektive der Förderung von Insekten im
Gesamtzusammenhang von Landschaftsstrukturen und Landwirtschaft.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.zalf.de/de/aktuelles/Seiten/Pressemitteilungen/2018_10_18_PM_FInAL_bmel_final.aspx

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news704976

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1025

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 30.10.2018
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MOOR/052: Manchmal unheimlich, aber vor allem unheimlich wichtig (idw)


Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
30.10.2018

Moore: manchmal unheimlich, aber vor allem unheimlich wichtig



Seit dem 20. Jahrhundert sind mehr als 90 Prozent aller Feuchtgebiete,
darunter auch viele Moore, im mittel- und westeuropäischen Binnenland
verschwunden. Moore wurden trocken gelegt, um sie landwirtschaftlich
zu nutzen oder um Torf zu gewinnen. Heute weiß man, dass Moore die
effektivsten Kohlenstoffspeicher innerhalb der Landökosysteme sind.
Außerdem sind sie Hotspots der Biodiversität. Vom 21.bis 29.10.2018
fand in Dubai die "Conference of the Contracting Parties to the Ramsar
Convention on Wetlands (COP13)" statt. Forscher vom Leibniz-Institut
für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) begleiten die
Renaturierung ehemaliger Moorflächen mit ihrer Expertise.
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Moore zählen zu den Landschaften, um die sich viele Geschichten ranken
-meist in einem furchteinflößenden Kontext. Nur wenigen ist klar,
welche wichtigen Funktionen Moore erfüllen. "Moore sind manchmal
ziemlich gruselig, aber vor allem ihr Verlust mit schwerwiegenden
Folgen für die Umwelt sollte uns unheimlich sein", sagt Dr. Dominik
Zak. Der Wissenschaftler hat früher am Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) in Berlin geforscht und
arbeitet nun an der Universität Aarhus in Dänemark. Obwohl Moore nur
etwa drei Prozent des globalen Festlandes einnehmen, binden sie 20 bis
30 Prozent der gesamten Kohlenstoffvorräte aller Böden. Das entspricht
etwa 40 bis 60 Prozent des gesamten CO2-Gehalts unserer Atmosphäre.
Zudem binden Moore in den Torfen die Nährstoffe Phosphor und
Stickstoff. Werden Moore trocken gelegt, sinkt der Wasserspiegel und
die sonst sauerstofffreien Böden werden belüftet. "Das führt dazu,
dass Nährstoffe und Treibhausgase freigesetzt werden", erklärt
Dominik Zak das Problem.

Weltweit geht jährlich immer noch etwa ein Prozent der gesamten
Moorflächen verloren. In Deutschland sind bereits fast alle
Moorflächen entwässert, nur noch etwa zwei Prozent der ursprünglichen
Moorflächen sind in einem naturnahen Zustand. Es gibt aber auch einige
Lichtblicke, so laufen europaweit vielfältige Aktivitäten zur
Revitalisierung von Mooren. "Vor 43 Jahren trat die Ramsar-Konvention
als Übereinkommen über den Schutz von Feuchtgebieten in Kraft. Seit
dieser Zeit ist viel passiert", so Dr. Jörg Gelbrecht, Moor-Experte
des IGB. "Eine Revitalisierung ist jedoch nicht ganz einfach", räumt
Gelbrecht ein, "denn eine erfolgreiche Umsetzung von Maßnahmen hängt
ganz wesentlich von einem Konsens der verschiedenen Akteure des
Naturschutzes, des Gewässer- und Klimaschutzes sowie der Landnutzer
ab. Außerdem müssen die verschiedenen Risiken bewertet werden". Nach
Jahrzehnten der Entwässerung sind Moorböden oft stark degradiert,
haben Nährstoffe angereichert und an Oberfläche verloren. Tiefgründig
entwässerte Moore benötigen deshalb oft mehrere Jahrzehnte, bis sie
ihre ursprünglichen landschaftsökologischen Funktionen wieder
erfüllen.

Auf den in Mitteleuropa weit verbreiteten Niedermooren entstehen bei
der Wiedervernässung häufig Flachseen. Das sind neue, hoch dynamische
Ökosysteme, die rasch von sehr seltenen und stark gefährdeten
Vogelarten besiedelt werden. In der Anfangsphase werden aber auch oft
große Mengen des Treibhausgases Methan, außerdem Phosphor sowie
gelöste organische Substanz (DOM) aus den oberen Torfschichten
freigesetzt, was die gewünschten Effekte zunächst konterkariert und im
Extremfall auch angrenzende Gewässer belasten kann. Die IGB-Forscher
entwickelten auf Grundlage umfangreicher Feld- und Laborarbeiten ein
vereinfachtes Verfahren zur Risikoabschätzung einer Wiedervernässung.
Dies berücksichtigt vor allem die Beeinflussung angrenzender Gewässer
und die Freisetzung von Klimagasen. So kann der Oberbodenabtrag eine
Möglichkeit sein, diese Risiken zu minimieren. Trotz einiger Vorteile
ist er jedoch nicht als universelle Maßnahme bei der Moorrestaurierung
zu empfehlen. Für die Moor-Wiedervernässungen sollten daher auch
Kenntnisse zur hydrologischen Situation, zum aktuellen und zukünftigen
Vorkommen moortypischer Arten und Strategien zur möglichen "nassen"
Moornutzungen vorliegen. Von größter Bedeutung ist zusätzlich eine
gezielte Öffentlichkeitsarbeit, um eine breite gesellschaftliche
Akzeptanz der geplanten Maßnahmen zu erreichen.

Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
(IGB): Das Leibniz-IGB ist das bundesweit größte Forschungszentrum für
Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und Vorsorgeforschung, bildet
den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät Politik und
Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen,
Flüssen und Feuchtgebieten angesichts sich rasch ändernder
Umweltbedingungen, die Renaturierung von Ökosystemen, die
Biodiversität aquatischer Lebensräume sowie Technologien für eine
ressourcenschonende Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen in enger
Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das Leibniz-IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die
vielfach ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der
Leibniz-Gemeinschaft.

www.igb-berlin.de/

Originalpublikation:

Dominik Zak; Tobias Goldhammer; Alvaro Cabezas; Jörg Gelbrecht; Robert
Gurke; Carola Wagner; Hendrik Reuter; Jürgen Augustin; Agata
Klimkowska; Robert McInnes: Top soil removal reduces water pollution
from phosphorus and dissolved organic matter and lowers methane
emissions from rewetted peatlands. Journal of Applied Ecology. -
55(2018)1, S. 311-320

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.igb-berlin.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news704998

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985
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Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 30.10.2018
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INTERVIEW/286: Klimawandel - Überlebensnot und Nahrungsmangel ...    Sabine Minninger im Gespräch (SB)
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Berichte von klimawandelbetroffenen Menschen des Globalen Südens

Von links: Sven Harmeling (CARE), Sabine Minninger (Brot für die
Welt), Olivia Serdeczny (Climate Analytics), Prof. Dr. Daniela Jacob
(GERICS), Philip Knill (BMZ)
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Im Mittelmeer ertrinken jedes Jahr mehrere tausend Menschen auf dem
Weg von Afrika nach Europa; die US-Regierung läßt zur Zeit 15.000
Soldaten an der Grenze zu Mexiko aufmarschieren, weil mehrere tausend
Menschen von Guatemala kommend Mexiko durchqueren und Nordamerika
erreichen wollen; die australische Regierung läßt keine Flüchtlinge
an Land und finanziert Elendslager für Flüchtlinge in Papua-Neuguinea
und auf Nauru; und so weiter.

Die relativ wohlhabenden Regionen der Welt schotten sich gegenüber
notleidenden Menschen ab. Doch niemand verläßt freiwillig seine
Heimat. Wenn soziale Konflikte das Leben zur Hölle machen,
Überschwemmungen oder Dürren die Ernten vernichten und massive
Mangelsituationen geschaffen werden, dann brechen Menschen
selbstverständlich auf, um ihr Leben und das ihrer Nächsten zu
retten. Aus dem "Sonderbericht 1.5", der am 8. Oktober 2018 vom
Weltklimarat IPCC in der südkoreanischen Stadt Incheon vorgestellt
wurde, geht hervor, daß die Zahl der Menschen, die aufgrund des
Klimawandels ihre Heimat verlieren, zunehmen wird, und davon werden
um so mehr betroffen sein, wenn lediglich das Mindestziel des
Übereinkommens von Paris erfüllt wird, nicht aber das Wunschziel. Das
besagt, daß die globale Erwärmung nicht um zwei Grad gegenüber der
vorindustriellen Zeit steigen sollte, sondern möglichst nur um 1,5
Grad.

Für die Menschen des Inselstaats Tuvalu im Pazifik sind selbst 1,5
Grad kein sicheres Ziel, sondern "lebensbedrohlich", berichtete
Sabine Minninger, Klimareferentin von Brot für die Welt, auf der
Konferenz "Jedes Zehntelgrad zählt". Diese war von der Klima-Allianz
Deutschland und VENRO - Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre
Hilfe am 23. Oktober 2018 in Berlin zu jenem IPCC-Sondergutachten
organisiert worden. Sie sei 2016 auf Tuvalu gewesen, und da habe man
sich noch nicht mit dem Gedanken anfreunden wollen, die Atolle zu
verlassen. Doch als sie im Juli 2018 erneut dorthin gereist sei,
hätten sich die Bewohnerinnen und Bewohner der äußeren Atolle bereits
mit ihrer Regierung beraten, wie eine Umsiedlung gestaltet werden
kann.

Minninger lehnt es ab, die Menschen als Klima"flüchtlinge" zu
bezeichnen, denn die Genfer Flüchtlingskonvention habe Klimawandel
nicht als Fluchtursache anerkannt. "Das wollen wir dort auch gar
nicht verankern", sagte sie. Flüchtlinge seien durch die Genfer
Konvention jetzt schon nicht geschützt, deshalb wolle man sich daran
gar nicht erst anschließen. Man müsse versuchen, einen Schutzstatus
außerhalb dessen aufzubauen.

Im Anschluß an ein Forum, zu dem Minninger als Referentin geladen
war, ergab sich für den Schattenblick die Gelegenheit für einige
Nachfragen.
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Bonn, Rheinaue, im Dezember 2017. Der dänische Künstler Jens Galschlot erinnert
anläßlich der Weltklimakonferenz COP23 an die Menschen, die in Folge der globalen
Erwärmung heimatlos werden.
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Schattenblick (SB): Sie sprachen davon, daß die Menschen, die vom
Klimawandel besonders betroffen sind, beispielsweise die Bevölkerung
der flachen Inselstaaten, einen Schutzstatus benötigen. Wie könnte
der aussehen?

Sabine Minninger (SM): Einen Schutzstatus brauchen alle Menschen, die
vom Klimawandel vertrieben werden, ihre Heimat verlieren und entweder
innerhalb der eigenen Landesgrenzen oder über Staatsgrenzen hinaus
migrieren müssen. Letzteres würde dann vom Status her besonders
kompliziert. Doch die Menschen müssen einfach geschützt sein. Wie
dieser Schutzstatus aussieht, das kann man noch diskutieren. Aber de
facto muß das Thema jetzt mal von der Politik angegangen werden, denn
so weit sind wir einfach noch nicht. Es wird bis jetzt nur in kleinen
Arbeitsgruppen im Rahmen der Weltklimaverhandlungen darüber
diskutiert und es werden zur Zeit Empfehlungen zusammengetragen, wie
ein Schutzstatus aussehen könnte. Aber bis jetzt geht das noch nicht so
weit, daß wir schon über Völkerrecht reden. Wenn Menschen, die ihre
Heimat verlieren, rechtlich geschützt werden, um Katastrophen
abzuwehren, dann betrifft das die Menschenrechte, Landrechte, das
Völkerrecht. Darüber wird diskutiert, doch steckt das alles noch in
den Kinderschuhen. Hier muß noch sehr viel passieren.

Der Klimawandel läuft bereits, heute schon werden Menschen in die
Flucht getrieben. Und diese Menschen haben überhaupt keine Ansprüche,
rechtlich geschützt zu sein - weder auf der Flucht noch dort, wo sie
hingehen.

SB: Schutz gegen die globale Erwärmung hat viele Facetten. Sie
sprachen die Einführung einer Kohlenstoffsteuer an, um darüber die
CO₂-Emissionen zu verringern. Würde eine solche Steuer nicht
wiederum die Reichen begünstigen, da sie sich die Abgaben leisten
können? Müßten dann nicht die Armen für etwas bezahlen, was durch den
Lebensstil der Reichen des Globalen Nordens oder aber der
wohlhabenden Eliten innerhalb des Globalen Südens angerichtet wurde?

SM: So wurde das 20 Jahre lang in den Weltklimaverhandlungen
diskutiert, weil man der Meinung war, daß nur die reichen Staaten
CO₂ emittieren. Es stimmt, das war jahrelang der Fall. Aber
mittlerweile sind unter den Hauptemittenten China und Indien, die
ebenso in ganz hohem Maße CO₂ emittieren.

Kommen wir wieder zurück zu den Gerechtigkeitsfragen. Hier hat das
Paris-Abkommen die Wand zwischen Nord und Süd aufgebrochen. Man kann
nicht sagen, daß Rumänien die gleiche Verantwortung hat wie
Deutschland, und man darf auch nicht sagen, daß Malawi die gleiche
Verantwortung hat wie Saudi-Arabien oder China. Sondern jedes Land
ist gebeten, soviel zu tun, wie es selbst für fair hält, und einen
Minderungsbeitrag zu leisten.

Was das Thema CO₂ in den armen Ländern betrifft, so verhält es
sich so, daß der Zugang zu Erneuerbaren Energien ein
Entwicklungsmotor für die Ärmsten ist. Die haben sowieso nie von
Kohlekraftwerken profitiert. In den ärmsten Ländern wurde Energie nur
für die Industrien oder die Eliten und für die Hauptstädte
vorgesehen. Aber bis in die ländlichen Gebieten von Afrika reichten
die Stromnetze nicht.

Das Wunderschöne an den Erneuerbaren Energien ist ja, daß jede Hütte,
egal wo sie steht, ein kleines Solarpanel auf dem Dach haben kann.
Windkraft geht überall, Sonnenenergie ebenfalls, oder auch kleine
Wasserkraftwerke. Ich bin sehr viel in diesen Ländern unterwegs und
habe gesehen, wie gerade die Erneuerbaren Energien wirklich geholfen
haben, ländliche Gebiete aus der Armut zu heben, indem sie überhaupt
erstmals einen Zugang zu Energie brachten. Von der Kohlekraft waren
die immer ausgeschlossen.

SB: Der Green Climate Fund fördert diese Entwicklung. Haben Sie schon
Projekte gesehen, die der Fonds in den Ländern des Globalen Südens
finanziert hat?

SM: Ja, ich werde dazu von der Bundesregierung regelmäßig
konsultiert. Auch Tuvalu hat durch den Grünen Klimafonds ein Projekt
genehmigt bekommen. Wir begleiten diese Projektbewilligungen sehr
kritisch. Da werden auch Projektanträge eingereicht, die sind nicht
gut. Aber das Gute ist, daß zum Beispiel die deutsche Regierung,
vertreten durch das Bundesumweltministerium und durch das Ministerium
für Entwicklungszusammenarbeit, im Board des Grünen Klimafonds sitzt
und regelmäßig Personen aus der Zivilgesellschaft einlädt. Wir
besprechen die Projekte, die zur Bewilligung anstehen, und sie hören
sich an, was wir dazu zu sagen haben. Im Grunde genommen gab es
darüber bis jetzt noch keinen Dissenz. Auch die globale
Zivilgesellschaft nimmt regelmäßig an den Board Meetings des Grünen
Klimafonds teil.

Soweit wir das jetzt überblicken können, sind bisher wirklich sehr
gute Projekte bewilligt worden. Das muß auch unbedingt so bleiben.
Sicher, darunter befinden sich immer mal Projekte, von denen man
denkt, ach, war das jetzt nötig, das aus diesem kleinen Fonds zu
bezahlen. Das Geld hätte man auch aus einem anderen Fonds nehmen
können. Über solche Fälle wird diskutiert, aber im Grunde genommen
ist das ein sehr guter Fonds.

SB: Die Organisation Biofuelwatch, die ebenfalls in dem Board saß,
hat kritisiert, daß der Grüne Klimafonds 25 Millionen Dollar für
Eukalyptus-Monokulturplantagen in Paraguay bewilligt hat. Kennen Sie
den Fall?

SM: Nein, aber ich weiß, daß dort immer wieder Treiber mit am Tisch
sitzen, bei denen man Obacht geben muß, was sie vorschlagen. Wie
vorhin erwähnt, hatte ich einmal mitbekommen, daß ein Wasserprojekt
finanziert wurde, das für mich einfach auch aus dem Umweltfonds hätte
finanziert werden können. Dennoch muß man bedenken, daß das
Finanzvolumen des Grünen Klimafonds zehn Milliarden Euro umfaßt. Ich
kenne viele positive Beispiele, die darüber finanziert worden sind.
Leider ist es für kleine Organisationen sehr schwierig, sich Zugang
zu dem Fonds zu verschaffen.

SB: Die flachen Inselstaaten haben schon seit vielen Jahren
gefordert, daß das 1,5 Grad-Ziel eingehalten werden muß, sind aber
nicht gehört worden. Erst 2015 im Übereinkommen von Paris wurde das
Ziel mit aufgenommen. Wie bewerten Sie nun das aktuelle
Sondergutachten 1,5? Ist das wirklich so, daß die Politik sozusagen
einen Tritt in den Hintern bekommen hat oder wird sie auch darüber
hinweggehen können?

SM: Ich hoffe, nicht. Ich gehe wirklich davon aus, daß dieser Bericht
sehr gut geholfen hat, darzustellen, daß Klimaschutz machbar ist und
daß Nichtstun "unmachbar" ist. Die Folgen des Klimawandels sind für
niemanden zu bewältigen. Jetzt wurde einmal ganz klar gezeigt, wie
schnell und wann was passieren wird, wenn wir nichts tun, und wie
schnell und wann wir handeln müssen, um das Schlimmste abzuwenden.
Diesen Bericht zu ignorieren, der noch mal klar zusammenbringt, was
wir weltweit schon beobachten, ist meiner Ansicht nach nicht möglich.
Anscheinend hat sich sogar Donald Trump den Bericht angeschaut und
zugestanden, daß der Klimawandel stattfindet.

Aber nicht nur in der US-Regierung gibt es diesbezüglich eine
"Bewußtseinserweiterung", auch in Saudi-Arabien hat sich eine höhere
Sensibilität zu dem Thema entwickelt. Die Menschen merken: es gibt
einen Klimawandel. Da besteht nur die Frage, ob die Politik bereit
ist, einzugreifen. Saudi-Arabien zum Beispiel sagt, ja, es gibt einen
Klimawandel, ja, wir müssen das Öl unter der Erde lassen, also müßt
ihr uns für unsere ökonomischen Verluste kompensieren. Das heißt, sie
erkennen alles an, sie wollen nur Geld dafür bekommen, daß sie einen
Schaden vermeiden. Doch das geht nicht! Hier wird keiner dafür
bezahlt, daß er einen Schaden vermeidet. Ich bekomme ja auch kein
Geld dafür, daß ich Sie jetzt gerade nicht umbringe. Ich werde im
Gegenteil bestraft, wenn ich das doch tue. 

SB: Entschuldigen Sie, aber selbst ein Teil des Europäischen
Emissionshandels beruht genau darauf, daß gesagt wird: Wir
finanzieren keine Kohlekraftwerke, sondern Erneuerbare Energien, wir
vermeiden also, größere Schäden zu produzieren, jetzt müßt ihr uns
dafür bezahlen. Es wird Schaden angedroht und gesagt, wir vermeiden
ihn, wenn ihr uns dafür Geld gebt.

SM: Das ist für mich nicht vergleichbar, muß ich ganz ehrlich sagen.
Sondern es gibt finanzielle Anreize, um Schäden zu vermeiden, und
keiner wird kompensiert für eine Straftat, die er unterläßt. Unser
ganzes Rechtssystem ist komplett anders ausgerichtet. Auch das
Emissionshandelssystem ist eine Belohnung, denn man wird für
Klimaschutz belohnt und man wird bestraft, wenn man verschmutzt.
Saudi-Arabien möchte etwas anderes. Es will nur die Belohnung für
Klimaschutz haben und nicht die Bestrafung.

SB: Beruft sich Saudi-Arabien auf die frühere Yasuní-Initiative von
Ecuador?

SM: Ja, darauf haben sie sich ganz stark berufen. Zwar hatte
Saudi-Arabien auch davor schon ähnliche Vorstellungen gehabt, aber
als Ecuador sagte, wir wollen den Regenwald nicht abholzen und das
Erdöl im Boden lassen, wenn die Weltgemeinschaft uns für das
nicht-geförderte Erdöl kompensiert, hat Saudi-Arabien sofort die Hand
gehoben und gesagt: Das ist genau das, was auch wir wollen!

Nein, in diese Falle dürfen wir nicht gehen. Statt dessen müssen wir
neue, nachhaltige Mittel finden und sagen, es käme dich sehr teuer,
wenn du dein Öl förderst, weil dadurch ein ökonomischer Schaden
entsteht. CO₂ zu produzieren ist schädlich und das sollte Geld
kosten.

SB: Das Sondergutachten 1.5 gibt eine zeitliche Spanne dafür an, wann
das 1,5-Grad-Ziel erreicht wird. Was wäre für Sie die Grenze, wann
muß der Höhepunkt der Kohlenstoffemissionen erreicht und die
Kehrtwende eingeleitet sein?

SM: Ich bin keine Wissenschaftlerin, sondern ich lese nur die
wissenschaftlichen Berichte. Der IPCC-Bericht hat ganz genau gesagt,
wann der Peak für 1,5 Grad und wann der Peak für zwei Grad erreicht
sein muß. Von daher ist klar, daß wir jetzt den Einstieg in den
Ausstieg aus den Fossilen brauchen. Das muß sofort passieren.

SB: Frau Minninger, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Im abgedunkelten Innern eines kreisrunden Zelts. In der Mitte eine riesige, projizierte Erdkugel, rundum mehrere Stuhlreihen hintereinander, in denen Menschen sitzen - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Die Bundesregierung, die am Rande der COP23 in Bonn über den
Klimawandel informiert, verfehlt ihre eigenen Klimaschutzziele deutlich.

Foto: © 2017 by Schattenblick
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MELDUNG/161: Salzach - Verstromung statt naturnaher Hochwasserrückhalt (BBU WASSER-RUNDBRIEF)


BBU-WASSER-RUNDBRIEF - Nr. 1129 vom 01. Okt. 2018, 37. Jahrgang

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser im Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU)

Salzach: Verstromung statt naturnaher Hochwasserrückhalt



Nicht ohne Grund hatte der Bundesarbeitskreis Wasser des BUND vom 15.
bis 17. Juni 2018 seine diesjährige Klausurtagung in Burghausen an der
Salzach durchgeführt. Die Salzach, die im unteren Bereich die Grenze
zwischen Bayern und Österreich bildet, weist zwischen Niedrig- und
Hochwasser eine enorme Schwankungsbreite auf. Als alpiner Gebirgsfluss
kann die Salzach gewaltige Wassermengen zu Tal transportieren (s.
Kasten). Bei Hochwasser melden in unregelmäßigen Abständen in den
salzachanliegenden Dörfern und Städten ganze Straßenzüge landunter.

BUND und zahlreiche weitere Verbände sehen es deshalb als dringend
geboten an, dass die in Dämme eingezwängte Salzach renaturiert wird:
An den dazu geeigneten Flussabschnitten könnte dann aus Hochwasser
wieder Breitwasser werden. Die Wiederanbindung der ehemaligen Auen an
die Salzach war auch die Hauptforderung einer grenzüberschreitenden
Kundgebung von österreichischen und bayerischen FlusschützerInnen am
17. Juni 2018 auf dem Marktplatz von Burghausen. Dort war das
eindrucksvollste Referat vom Bürgermeister von Burghausen gehalten
worden, für den schon in früher Kindheit die Salzach der
Abenteuerspielplatz par excellence war. Hans Steindl konnte
authentisch rüberbringen, warum die Pläne zur Verstromung der Salzach
einfach nur bescheuert sind. Wie zu befürchten, hatte die Philippika
des Bürgermeisters und zahlreicher weiterer KundgebungsrednerInnen bei
der bayerischen Staatsregierung aber keinen großen Nachdruck
hinterlassen. Im Gegenteil: Man wolle jetzt die schon seit langen in
der Schublade liegenden Pläne zum Bau einer ganzen Kaskade von
Wasserkraftwerken an dem deutsch-österreichischen Grenzfluss energisch
umsetzen, hatte es aus München geheißen.

Mehr dazu aus der Sicht des BUND:

https://traunstein.bund-naturschutz.de/brennpunkte/salzach.html

Zur Hydrologie der Salzach siehe auch: BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1129
vom 01. Okt. 2018 Seite 3 

https://de.wikipedia.org/wiki/Salzach



Drohender Sohldurchschlag: Kampf zweier Linien





Mit 225 km Länge ist die Salzach der längste Nebenfluss und mit
 einem mittleren Abfluss von etwa 250 cbm/s auch der wasserreichste
 Nebenfluss des Inn. Seit dem vorletzten Jahrhundert mussten Abflüsse
 von bis 2.500 cbm/s registriert werden. Durch die Begradigung der
 Salzach kam es zu einer Laufbeschleunigung, die ihrerseits wieder
 eine fortschreitende Eintiefung des Flussbettes zur Folge hatte. Da
 die schützenden Deckschichten weitgehend erodiert sind, droht jetzt
 ein Sohldurchschlag: Bei einem großen Hochwasser könnte die Salzach
 die inzwischen weitgehend ungeschützten Feinsand- und
 Seetonschichten metertief ausräumen. Die Stabilität von Ufermauern
 und Brückenpfeilern käme in akute Gefahr. Die Naturschutzverbände
 wollen mit einer Gerinneverbreiterung und einem Anschluss der
 ehemaligen Salzachauen an den Fluss dem entgegenwirken: Die breiter
 werdende Morphologie der Salzach würde die Fließgeschwindigkeit
 reduzieren, so dass wieder vermehrt Geröll im Salzachbett liegen
 bleiben würde. Die dadurch bedingte fortschreitende Aufhöhung des
 Salzachbettes würde der akuten Gefahr des Sohldurchschlags
 entgegenwirken. Demgegenüber sieht die bayerische Staatsregierung
 das Heil im Bau von Staustufen, die dann gleich noch zur
 Wasserkraftgewinnung genutzt werden könnten.



Für Zusatzstrom im Promillebereich die Salzach opfern?

Wegen der akuten Bedrohung der Salzach durch den vorgesehenen
Wasserkraftausbau hatten sich mehrere Naturschutzverbände am 17.07.18
brieflich an den bayerischen Umweltminister, Dr. Marcel Huber (CSU),
gewandt, um erneut gegen die Pläne zur Verstromung der Salzach zu
protestieren. Der dringend erforderliche Hochwasserrückhalt könne
durch die "Naturflussvariante" schnell und kostengünstig realisiert
werden.

"Das Verspielen dieser natürlichen Hochwasserrückhalteräume an der
abflussreichen Salzach würde gegen das oberste Hochwasser-Gebot
'Oberlieger schützt Unterlieger' verstoßen." Mit dem geplanten Bau von
Wasserkraftanlagen wäre es nach Überzeugung der Naturschutzverbände
kaum noch möglich, den "guten ökologischen Zustand" à la
EG-Wasserrahmenrichtlinie in der Salzach zu erreichen. In dem
Schreiben an den Umweltminister heißt es ferner:

"Die Stromgewinnung der drei angedachten Kraftwerke ist für den
'wirtschaftlichen Erfolg' Bayerns absolut nicht notwendig. Sie liegt
weit unter einem Prozent des Gesamtstromverbrauchs in Bayern."



Mehr Infos aus Sicht des BUND:

https://traunstein.bund-naturschutz.de/brennpunkte/salzach.html

 * 

Quelle:

BBU-WASSER-RUNDBRIEF Nr. 1129

Herausgeber:

regioWASSER e.V. - Freiburger Arbeitskreis Wasser

im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz e.V. (BBU),

Alfred-Döblin-Platz 1, 79100 Freiburg

Tel.: 0761/45687153, Fax: 0761/45687139

E-Mail: post@regiowasser.de

Internet: www.akwasser.de, www.regioWASSER.de

 

Der BBU-WASSER-RUNDBRIEF kann abonniert werden durch Voreinzahlung

von 30 Euro für 30 Ausgaben auf das Postbankkonto Arbeitsgruppe

Wasser, Kto-Nr. 41952 757, Postbank Klrh., BLZ 660 100 75.

 

Meinungsbeiträge geben nicht in jedem Fall die Position des BBU wieder!

Die Weiterverwendung der Informationen in diesem RUNDBRIEF ist bei

Quellenangabe (!) erwünscht!

© Freiburger Ak Wasser im BBU
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MARKT/4155: Herten - Adventliche Vielfalt beim "Kulinarius" am 7. November 2018


Feierabendmarkt für den besonderen Geschmack

Adventliche Vielfalt beim "Kulinarius" im Glashaus



Herten. Bei einem guten Gläschen Punsch oder Glühwein sowie leckeren
Delikatessen mit Freunden Zeit verbringen - das kann man beim
Feierabendmarkt "Kulinarius" am Mittwoch, 7.November, von 17 bis 21
Uhr im Glashaus. In der Rotunde können die Gäste bei live gespielten
Klavierklängen gemütlich zusammensitzen, leckeres Essen genießen und
besondere Spezialitäten für Zuhause kaufen. Der Eintritt ist frei.

Von Crêpes sowie Waffeln über Suppen, Flammkuchen und Kesselgulasch
bis hin zu Honig vom Imker, ausgefallenen Marmeladen und Lakritz aus
Schweden finden an diesen Ständen alle Besucherinnen und Besucher
etwas "für den besonderen Geschmack".

Neben dem gastronomischen Angebot können Interessierte auch besondere
Spezialitäten oder Accessoires für das eigene Zuhause kaufen. So gibt
es neben sardischen und bretonischen Spezialitäten, Körbe, Taschen und
Dekorationsartikel sowie Bücher für die Adventszeit. In diesem Monat
bereichert auch ein neuer Stand mit vegetarischen und veganen
Bioprodukten das Angebot im Glashaus.

"Ganzjährig findet der Kulinarius jeweils am ersten Mittwoch des
Monats statt, nur im Januar pausiert er. Die Gäste können sich auch
bei schlechtem Wetter in der Rotunde des Glashauses treffen, sitzen,
plaudern und an den verschiedenen Ständen stöbern", so Bettin Hahn vom
Kulturbüro und Künstler Punky Bahr, die den Feierabendmarkt ins Leben
gerufen haben.

Händlerinnen und Händler, die Interesse haben, ihre Waren auf dem
"Kulinarius-Feierabendmarkt" anzubieten, können sich im Kulturbüro bei
Bettina Hahn unter der Telefonnummer (0 23 66) 303 179 oder per E-Mail
an b.hahn@herten.de bewerben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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SPIELE/416: Braunschweig - Spiele-Nachmittage für Senioren am 26. und 27. November 2018


Spiele-Nachmittage für Senioren in der Weststadt und im
Heidberg



Braunschweig. In der kommenden Woche veranstaltet die Stadtbibliothek
zwei Spiele-Nachmittage für Senioren in ihren Zweigstellen.

Am Montag, 26. November, von 15 bis 17 Uhr, sind Senioren in die
Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12
eingeladen. Für weitere Informationen ist die Zweigstelle Weststadt
unter der Telefonnummer 470 6857 zu erreichen.

Am Dienstag, 27. November, findet in der Zweigstelle Heidberg,
Weimarstraße 4, ebenfalls von 15 bis 17 Uhr ein Spiele-Nachmittag für
Senioren statt. Weitere Informationen in der Zweigstelle Heidberg
unter der Telefonnummer 26309473.

Zu den Spiele-Nachmittagen sind spielbegeisterte Menschen eingeladen,
einen kurzweiligen Nachmittag in der Bibliothek zu verbringen.
Gemeinsam können bei einer Tasse Kaffee alte und neue, bekannte und
unbekannte Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch Zuschauer sind
willkommen. Der Eintritt ist frei. Anmeldungen sind nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7360: Leer - Schloss Evenburg-Theaterführung mit Graf Carl Georg von Wedel, 09.11.2018


Zeitreise mit "Graf Carl Georg von Wedel"

Theaterführung im Schloss Evenburg am 9. November um 15 Uhr



Wenn Geschichte lebendig wird: Am Freitag, 9. November, gibt es im
Schloss Evenburg eine Theaterführung von 15 bis 16 Uhr mit "Graf Carl
Georg von Wedel".

"Willkommen auf meinem Schloss!" Mit diesen Worten empfängt Graf Carl
Georg die Besucher der Theaterführung und geleitet sie durch die
repräsentativen Räume der Evenburg.

Stolz präsentiert der Haus- und Majoratsherr seinen Gästen sein land-
und forstwirtschaftliches Unternehmen. Authentisch berichtet er von
den großen Veränderungen des 19. Jahrhunderts, gesellschaftlichen
Anlässen z. B. dem Besuch des Königspaares von Hannover und seiner
großen Errungenschaft von der Weltausstellung in Paris. Und je nach
Laune gibt er vielleicht auch das eine oder andere Familiengeheimnis
preis...

Mindestteilnehmerzahl zehn Personen, Anmeldung im Schloss unter
Telefon 0491 99756000 erforderlich. Kosten zehn Euro, Kinder bis 17
Jahre frei.

Schloss Evenburg

 Zentrum für Gartenkultur

 Am Schlosspark 25

 26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

 info@schloss-evenburg.de

 www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

 Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. Oktober 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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Tabelle 1: Liste der Reaktoren in Betrieb

AKW. TypPWR TostungMW___| Start Stillegung
Kori-1 Westinghouse 1978/ 4| 2017
Kor-2 Westinghouse 950 1983/ 7 | 2023
Kori-3 Westinghouse 950 1985/ 9 2024
Kori-d Westinghouse 950 1986/ 4| 2025
Shin Kori-1 OPR 1000 7000 2011/ 2

Shin Kori-2 OPR 1000 7000 2012/ 7

Shin Kori-3 OPR 1400 1400 2016/12
Wolsong-1 CANDU 6 679 7983/ 4__| 2022
Wolsong2 CANDU 700 1997/ 7 | 2026
Wolsong-3 CANDU 700 1998/ 7
Wolsong-4 CANDU 700 1999/10

Shin Wolsong-1 OPR 1000 7000 2012/ 7

Shin Wolsong-2 GPR 1000 1000 2015/ 7

Hanbit-1 Westinghouse 950 1986/ 8 | 2026
Hanbit-2 Westinghouse 950 1987/ 6

Hanbit-3 System 80 7000 1995/ 3

Hanbit-4 System 80 7000 7996/ 1| 2026
Hanbit-5 OPR 1000 7000 2002/ 5

Hanbit-6 GPR 1000 1000 2002/12

Hanul-1 Framatome 950 1988/ 9

Hanul-2 Framatome 950 7989/ 9

Hanul-3 GPR 1000 7000 1998/ 8

Hanul-4 OPR 1000 1000 1999/12

Hanul-5 OPR 1000 1000 2004/ 7

Hanul-6 GPR 1000 1000 2005/ 4

Anmerkung: Shin bedeutet neu.
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Die Entscheidungsstatistik sieht so aus:

Georgien | Antrige | Entschei- Asyl Flichtling | subs. Abschie- | Schutz- | ber. Schutz- | abgelehnt | formelle
dungen Schutz bungs- quote quote® Entschei
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Tabelle 3: Stromverbrauch, Anteile der Industrie und Haushalte 2008; Preise 2016

ProTag & proKopi | AnteilderIn- | Anteil der Haus- | _Preise (Dol-
(kWh) dustrie halte lar/MWh)
Sidkorea 24,80 510% 138% 120
Japan 2335 315% 29.8% 200
BRD 20,61 46.1% 265% 330

"Quellen: Verbrauch aus: OECD & IEA. Preise aus: OECD/IEA, Energy Prices and Taxes.
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1. Eingeladen von der siidkore-
anischen Blrgerinitiative gegen
das AKW in Wolsong wurden der
Vorsitzende des BUND Hubert
Weiger, der Landesbeauftragte
von Bayern Richard Mergner,
Martin Geilhufe und der Autor
dieses Berichts. Choony Kim,
Auslandsbeaufiragte der FoE Ko-
rea. betreute uns sehr freundlich.
2. siche: i 5 7E (Kanna Mit-
suta) [BEFRIEERD S A% D
Ho EERAF—EMEERT
% #>(Kraft der Menschen, die ei-
nen Ausstieg aus der Atomener-
gie fordem. Ob ihnen eine Ener-
gierevolution gelingt), NGO FoE
Japan, 2018, S. 89

Aufierdem mochte ich mich bei
Kanna Mitsuta bedanken, dass ich
sehr viele Informationen aus ihrer
Broschiire bekommen habe.

3. Diese Methode versuchte die
japanische Noda-Regierung 2012
ber die Zukunft der Atomkraft
einzusetzen, konnte sie jedoch
politisch nicht umsetzen.

4. siche: il H7E (Kanna Mit-
suta), S. 11

5. siehe: Mf[H, UAEL # %
HAYH(Sudkorea, gab es mit
VAE das Geheimabkommen ei-
ner Milltarhilfe?)| Kyodo,
hitps:/this kiji /3234500988750
40865

6. siche: .Die falsche Bewer-
tung von Tritium®. Thomas Der-
see. Strahlentelex 756757 v.
572018, 14
www.strahlentelex.de/Stx_I§ 75
6757 S01-04.pdf

7. siche: jififH&L7E (Kanna Mit-
suta), S.25

8. Ich bin Mitglied der FOE J
b .
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Tabelle 2: Reaktoren im Bau

AKW TypPWR | Leistung/ | Baubeginn | Start
MW

Shin Kori-4__| APR 1400 | 1400 | 2009/ 8 | 2018

Shin Kori-5__| APR1400 | 1400 | 201542 | 2021/3

Shin Kori-6 | APR 1400 | 1400 | 201512 | 2022/3

Shin Hanul-1_| APR 1400 | 1400 | 2012/ 7 | 2018/4

Shin Hanul-2 | APR 1400 | 1400 | 2013/ 6 | 201972






